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I. 


Abhandlungen, Rechtsfälle, Entſcheidungs- 
Gründe und Gutachten. 


1) Ueber die anthropologifdyen Momente der 
Zurechnungsfähigkeit. 


Bon‘ Herrn Dr. Ellinger, Aſſiſtenzarzt bei der Irrenheil⸗Anſtalt 
| in Winnenthal.) 


(Kortfesung und Schluß.) 





Die Scelenftörungen. 


Man wird vielleicht zum Eingang in diefes wichtige 
Gapitel eine von ihrem innerften und wefentliden 
Verhalten ausgehende Definition der Eeelenftörungen er: 
warten, um aus derfelben — wie au3 einem Eaamenforne 
die einzelnen Theile der Fünftigen Pflanze — die generellen, 
fpecielen -und individuellen Merkmale in allen Fällen er: 
fennen und wieder auf fie beziehen zu fünnen. Allein es 
würde die Aufftelung einer folchen Definition und zu weit 
vom Ziele abführen, da wir uns bei der noch vorhandenen 
Verwirrung der Begriffe und Mannigfaltigfeit der Stand- 


punkte in weitläufige theoretifche Unterfuchungen einlafien 
Monatfchr. f. d. Juſtijpſi. III. Bd. 1. Abtb. 1 
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müßten, während wir doch nur eine praftifche Anwendung 
von Thatfachen geben wollten; und dann erfcheint fie ung 
auch — und befonders mit dem Hinblid auf die folgenden 
Auseinanderfegungen ganz Überflüffig. Irgend eine — und 
zunächit eine äußerliche Beftimmung von dem, was man 
unter Seelenftörung verfteht, möchte aber doc) nicht zu ums 
gehen feyn, und zu diefer glauben wir das Doppelvers 
hältniß des Menfchen: einmal zu feinen Mitmenfchen und 
dann zu fich felpft, benügen zu müſſen. — Go lange ein 
Menſch fühlt, denft und will, wie e8 unter feinen Mit- 
und Nebenmenfchen, Geſchlechts-, Stand», Alters- und 
Bildungsgenofien die gewöhnliche Art zu fühlen, zu denken 
und zu wollen ift, und fo lange der allgemeine Menfchen- 
Berftand an der pſychiſchen Thätigfeit des Einzelnen nichts 
Außergewöhnliches wahrnimmt, ift derfelbe im Allgemeinen 
als feelengefund — beim gegentheiligen Verhältniß aber als _ 
der Seelenftörung verdächtig anzufehen, und zwar als 
verdächtig vor der Hand blos deßwegen, weil ein Einzelner 
(ein Driginal oder Genie) von der allgemeinen Art des 
Fühlens, Denkens und Wollens abweichen (3. B. über fein 
Zeitalter erhaben feyn) kann, ohne geiftesfrant zu feyn. 
Aus dieſem legten Grunde hat man noch die Art des pſy— 
chifchen Seyns bei demfelben Individuum zu verfchiedenen 
Zeiten unter nicht wefentlicy verfchiedenen Verhältniſſen ins 
Aug zu nehmen, und zwar in fo fern, in wie fern dieſe 
Art zur Zeit und in der Lage, in welcher fie Veranlaſſung 
gibt zur Anterfuchung des Individuums, übereinftimmt 
oder abweicht mit oder von der gewöhnlichen Art des 
pfuchifchen Verhaltens bei demſelben Individuum zu andern 
Zeiten, aber unter gleichen, ähnlichen oder doch nicht wefent- 
lich verfehiedenen Verhältnifien. So ift denn unter See— 
lenftörung diejenige Berfaffung der Seele zu 
verftehen, in welcher ihre Yeußerungen von der — 
den Mitmenfchen und dem Individuum gewöhn- 
lichen Art des pſychiſchen Lebens unter fonft 
gleichen VBerhältniffen abweichen. 
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Nicht ohne Intereffe und praktifchen Werth dürfte es 
aber feyn, die verfehiedenen 
Anfichten über das Weſen der Seelenftörungen, 
die natürlich nur wieder auf den Anfichten über das Wefen 
der Seele beruhen, fennen zu lernen, zu deren überfichtlichen 
Darftelung uns der Vergleich mit einer parlamentarifchen 
Kammer und ihrer Gliederung in “Parteien und deren 
Schattirungen nicht unpaffend zu ſeyn fcheint. Es würde 
da die rechte Seite durch diejenigen repräfentirt, welche die 
Seele als felbitftändiged Wefen nehmen, das in völliger - 
Souveränität dafteht und den Körper in abfoluter Abhän- 
gigfeit von fich erhält (Abſolutiſten, Piychifer); die Mitte 
durch diejenigen, welche die Seele zwar als felbftftändiges 
Weſen gelten laffen, aber doch eine relative Abhängigkeit 
derfelben vom Körper zugeftehen (Confervative, Somatifer); 
die linfe Seite durch diejenigen, welchen die Seele eine 
Erjcheinungsform der Lebenskraft — oder eine Thätigfeitsart 
des lebenden Körpers ift, die entweder felbft wieder zu, einer 
gewiſſen Selbftftändigfeit gelangt, oder (hei der äußerſten 
Linken) in gänzlicher Abhängigfeit vom Körper bleibt 
(Liberale, Radikale, Materialiften). Einer genauen Be: 
trachtung wird hiebei nicht entgehen,. wie enge das Centrum 
mit der Linfen verbunden ift, und von diefer, mit Aus: 
nahme ihres Außerften Theiles, nur durch den theoretifchen 
Verſuch ſich unterfcheidet, der Seele überhaupt durch Die 
Annahme ihrer höhern Natur, oder einem Theile derfelben 
durch die Abſcheidung eined Befondern, angeborenen oder 
erworbenen Edlen von ihr (Mernunft, moralifches Ich, Geift) 
eine göttliche Weihe zu verleihen; denn auf dem Wege der 
Forſchung, im Leben und in der ‘Praris, wo es fich blos 
um die Zurüdführung in die normalen Berhältniffe handelt 
und wozu die gleichen Mittel unter Anleitung derfelben 
Grundſätze angewendet werden, treffen fie ganz zufammen, 
und fchließt ſich felbft die Rechte nicht ganz aus, obwohl 
fie eine Verwahrung dagegen einlegen möchte. 

Solgende Ueberficht wird eine weitere Aufklärung as: 

1% 
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1) die fouveräne Seele ift unmittelbar erfranft 


a) immer durch fich felbft; „die Unfchuld wird nie wahn— 
finnig, nur die Schuld wird eg,” „die Sünde ift die 
Duelle der Erfranfung, das Förperliche Leiden dabei 
ift mehr als ein zufälliges und fecundäres zu betrachten.” 

b) Bald durch ſich felbft — ohne Antheil des Körpers, 
und bald durch den Körper, indem im erftern Falle 

a) die Sinne und die Einbildungskraft in ein Miß- 
verhältniß treten, | 

3) die Gemüthstriebe mit dem Verſtand in Zwiefpalt 
gerathen, wo fodann die Leidenfchaft die uuE 
des MWahnfinne ift. 2 

c) Durch ſich felbft und den Körper zugleich, indem 
die abnorme Dispofition des Geelenlebend in der 
Leidenfchaftlichkeit die Anlage zu Geiftesfranfheiten 
eonftituirt, aber nicht allein geiftesfranf macht, fondern 
erft durch den Hinzutritt einer organifchen Abnor- 
mität, eined organifchen Reizes, des fomatifchen 
Poſitiven. 


2) Die ſelbſtändige und in einer relativen Abhängigkeit vom 


3) 
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Körper ſtehende Seele kann zwar erkranken, aber nicht 
das in und von ihr zu unterſcheidende Höhere und 
Edle, und zwar von ihr ſelbſt oder vom Körper aus, 
immer aber nur durch ein ſomatiſches Leiden, d. h. ein 
Leiden ihres Organs. 
Die ſelbſtändige Seele kann gar nicht erkranken, ſondern 
nur in ihrer Thätigkeit durch das Erkranktſeyn ihres 
Organs geſtört werden, wie der Virtuoſe auf einem 
verſtimmten Inſtrumente nicht regelrecht ſpielen kann. 
Die nicht mehr im bisherigen Sinne ſelbſtändige, ſondern 
nur zu einer gewiſſen Selbſtaͤndigkeit gelangte, vom 
Körper abhängige Seele 
a) al8 befondere Form der Lebensfraft genommen — 
wird nur franfinfofern, ald auch jeder fomatifchen Er- 
franfung eine Alteration diefer Kraft vorausgehen muß. 
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b) Als beſondere Art der Thätigkeit des Körpers ges 
nommen — find ihre alienirten Aeußerungen nur 
Symptome einer körperlichen Krankheit. 

9) Die durhaus unfelbftändige und unfreie Eeele, oder 
vielmehr die Gehirnthätigfeit kann als bloßes Ergebniß 
materieller Gegenwirfungen nur von mäteriellen Eins 
flüffen und durch fomatifche Vorgänge krankhaft abges 
ändert werden. 

Mit diefen Anfichten haben wir zwar Anhaltspinfte 
für Sorfchungen und Beurtheilungen gewonnen, aber eine 
tiefere und durchdringendere Einficht in den innern Zus 
fammenhang der mehr oder weniger nach Außen tretenden 
Erjcheinungen gewähren fie noch nicht; dieſe erhalten wir 
unter Anderem durch die Kenntniß der 

Genefid mit ihren Elementen. 

Diefe Elemente find nun entweder in der Anlage mits 
gegeben, oder fie begründen erft eine folche durch ihre lange 
und ſtets andauernde Einwirkung, oder fie veranlaffen endlich 
durch die Plöglichkeit und Heftigfeit, den grellen Wider: 
ſpruch und die Eigenthümtichfeit, mit welcher fie auf einen 
vorhandenen Lebenszuſtand des Seelenorgans treffen, eine 
Anomalie in den Funktionen des letztern. | 

Das wichtigfte Moment ift unftreitig die angeborene — 
durch Vererbung überfommene oder mit der individuellen 
Eonftitution gegebene — Anlage, die in einzelnen Fällen 
für fih allein, ohne die Mitwirfung von andern Momenten, 
die Krankheit erzeugt. Die erbliche Anlage zur Seelenftörung 
läßt fih in einem nähern oder entferntern Berhältniß bei 
faft einem Drittel der Kranken nachweifen und tft oft bei 
einzelnen Familien auf eine fehauderhafte Weife eingebürgert. , 
Außer diefer macht ſich auch eine familiäre Anlage zu Ner: 
venfrankheiten fehr bemerklich; — und zu dieſen beiven 
fann noch ein ganz befonderer im Individuum gelegener 
Keim fich gefellen und mit ihnen verfchmelzen, oder unab- 
hängig von ihnen ſich frei und üppig entwideln, der dann 
aus der hervorftechenden Eigenthümlichfeit des ganzen Nerven- 
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oder auch nur des Seelenlebens zu erkennen ifl. Da kann 
ed gefchehen, daß mit einer ſolchen Anlage behaftete SBer- 
fonen lange auf der Oränzlinie zwifchen dem traumhaften 
Leben des Wahnfinnd und. dem nüchternen der Gefundheits- 
breite hin- und herſchwanken und in bizarrer Weife excen⸗ 
trifh und in fich zurüdgezogen, enthuftaftifch und gleich- 
gültig, wisig und monoton, auflodernd und verdumpft fich, 
zeigen, fo daß fie von den Einen als geiftreiche, gewandte 
und leicht bewegliche Gemüther und tiefe Denfer bewundert — 
und von den Andern ald unglüdliche und zurechnungslofe 
Naturen bemitleidet und gemieden werden, bis endlich durch 
' eine Kleine Veranlaffung der dünne Faden der äußern Be- 
fonnenheit reißt, welcher fie noch an die reale Welt gebunden 
hielt; während allerdings Einzelne bis an ihren Tod auf 
diefer fehmalen Scheidewand fich bewegen und den doppelten 
Ruf der Genialität und Berfehrtheit mit fi) ins Grab 
nehmen fünnen. Häufig fuchte man Diefe Anlage in einer 
befondern Kopfbildung oder in fonftigen Förperlichen Im: 
“ ftänden nachzuweifen; allein in den wenigften Fällen ge: 
lingt diefes, und häufig find fomatifche Eigenthümlichfeiten 
vorhanden ohne die Anlage; nur das kann mit einiger 
Sicherheit behauptet werden, daß, wo einmal eine erbliche 
Anlage in eine Familie gepflanzt ift, auch Körperliche Ei- 
genthümlichkeiten eine vorzugsweife Dispofition befunden, 
namentlich vollends, wenn ſchon Einzelne aus der Familie 
unter diefen befondern Umftänden von Ceelenftörung be= 
fallen waren. Die Anlage fpricht fich nicht fowohl in den 
gröbern Körperverhältniffen aus, als vielmehr in den feinern 
Nuaneirungen der Erregbarfeit und des NReactionsvermögeng, 
und fo finden wir fie oft in Tugenden und Fehlern fich 
darlegen, die — wenn fie einen dießfallfigen Maaßftab geben 
ſollen — in ihren Verhältniffen zu ihren‘ Motiven, und 
nicht auf die gewöhnliche Weife nach unfern fubjectiven 
Meinungen und Anfichten beurtheilt werden müfjen. Dem: 
gemäß haben wir den Heroismus und die Feigheit, Die 
Weitz, Eng-, Hart: und Weichherzigkeit, die Empfindlichkeit 


7 


und Reizbarkeit und die Apathie, die Verſchwendung und 
den Geiz, die Vergnügungsſucht, den Cynismus und die 
Ascetik, u. ſ. w. zu beurtheilen, und da zeigt ſich denn, was 
Großes und Kleines d. h. was Selbſtthat und Naturgunſt 
an ihnen iſt — was auf Rechnung der Geſinnung oder der 
körperlichen Conſtitution zu ſtehen kommt. 

Zwiſchen der angeborenen Anlage und den weiter zu 
erörternden Momenten ſtehen das Alter und Geſchlecht. 
Vor dem 14. Jahre kommt Seelenſtörung ſehr ſelten vor, 
die Pubertäts-Entwicklung bietet in der Evolution neuer 
Thätigkeiten und entſprechender Gemüthstriebe manche Ver— 
anlaſſungen dar, die häufigſten aber das Alter von 30—40 
Jahren, wo zu dem leberwiegen der Selbittriebe das Bor: 
berrfchen des Abdominalfyftemes tritt. Im Gefchlecht follen 
nah Climaten und Ländern Berfchiedenheiten Statt finden: 
nach unfern Erfahrungen find beide Gefchlechter gleich häufig 
von Seelenftörung heimgefucht, nur die Weiber häufiger 
und länger unter der Form der Gemüthsfranfheit, wodurch 
fie die öffentliche Fürforge weniger in Anfpruch nehmen; 
für fie find zugleich die verötehlicen Sunftionen von ı'ner 
gefährlichern Bedeutung. . 

Die Momente, —— in dauernder und ſtetiger Fort⸗ 
wirkung eine Anlage begründen, ſind ſowohl pſychiſcher als 
phyſiſcher Natur und vorzugsweiſe in der Erziehung 
enthalten, die ſowohl mangelhaft ſeyn kann (wenn ed an 
äußerer activer Einwirkung fehlt, und vielleicht auch zugleich 
am eigenen Sinne für die Unterordnung, oder wenn dabei 
irgend eine Seite der ſeeliſchen Thätigkeit urſprünglich ſchon 
vorherrſchend angelegt iſt), als auch fehlerhaft, und die na— 
türlich im Falle, wo die Eltern als Erzieher die Auswüchſe 
der Anlage zur Seelenſtörung an ſich tragen, weniger einem 
vernünftigen Zwecke gemäß angeordnet ſeyn — und einen 
günſtigern Boden für Aftergewächſe finden wird. Nach 
dem Maaßſtabe der Erziehung iſt auch der Einfluß einer 
halben oder ganzen Bildung, einer falſchen oder ächten Ci— 
viliſation zu bemeſſen. 


Unter den pfychifhen Momenten find hauptfächlid 
diejenigen hervorzuheben, welche das felbftifche Intereſſe be— 
treffen und das Gemüth entweder in fortwährenden ver— 
fhievenartigen und zum Theil gegenfätlichen Bewegungen 
erhalten, oder in Einer Richtung langandauernd gleichfam 
auf die Folter fpannen. Namentlich find der Kummer und 
ber Gram in ihrem weiteften Sinne von Bedeutung. Häufig 
wirfen diefe nicht für fich allein oder in bloßer Verbindung 
mit der Anlage, fondern meiftend treten zu ihnen andere 
Momente, und zwar entweder die pſychiſchen Reactionen 
gegen fie, welche beim Mangel eines äußern Objected gegen 
die eigene Leiblichkeit gefehrt werden, oder phyfifche Umſtände, 
die -urfprünglich in feiner Beziehung zu jenen Affeeten zu 
ftehen brauchen. — Angeftrengtes Studiren fommt 
für fi faft gar nicht in Betracht, mehr noch die unges 
zügelte und ungeregelte oder augfchließliche Lectüre von 
Romanen, myftifchen und theofophifchen Schriften. — Hoch⸗ 
muth, Stolz, Ehr- und Geldgeiz, Shwärmerei und 
Banatismus, furz alle die Leidenfchaften, welche fo gern 
als die nähern oder veranlaffenden Urfachen der Eeelenftö- 
rungen betrachtet werden, weil fie häufig diefelben begleiten, 
find in der Regel nicht als folche, fondern als die organifchen, 
Durch die Verhältniffe der Eonftitution und Erziehung ges 
gebenen, Elemente der angeborenen oder erworbenen Anlage, 
oder gar nur ald Symptome der Krankheit anzufehen. 

Die phyſiſchen Momente find viel manchfaltiger, und 
betreffen äußere VBerhältniffe, die ganze Lebensart, einzelne 
Gewohnheiten und gewiſſe förperliche Zuftinde. , Unter den 
Außern Berhältniffen haben die celimatifchen und ende- 
mifchen einen entjchiedenen Einfluß insbefondere auf die 
Nichteingeborenen. Hier dürfen wir nur erinnern an die 
Verdumpfung, den Zrübfinn, die Düfterheit derfBewohner 
von fumpfigen Gegenden und ftarfibenölferten und ſchmutzigen 
Stadttheilen, an die Reizbarfeit, Grämlichfeit und Unzu— 
friedenheit von Arbeitern in giftigen Metallbergwerfen und 
Babrifen, an die Gemüths - Verftimmungen und Gelbft- 
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mordstriebe der Neger, wenn fie in gemäßigte Länder — 
felbft unter den beiten Verhältniffen — verfeßt werden, an 
die der Europäer, wenn fie in heiße Zonen fommen (die 
frangöfifchen Soldaten beim napoleonifchen Feldzug in Egypten 
3. B., wo aber natürlich andere IImftände mitgewirft haben), 
an die der Hochländer, wenn fie längere Zeit auf dem 
Flachlande fih aufhalten müſſen. — Inregelmäßigfeit der 
Thätigfeit ift ein wefentliches Attribut ver Seelenftörung, 
wie Ordnung nicht nur das gefunde Leben bezeichnet, fondern 
auch erhält; daher gibt e8 wohl auch unter den phyfifchen 
Momenten Fein. ftärfer disponirendes ald die Unordnung 
in der Lebensart, als Ausfchweifungen und Liederlichkeit, 
die aber doch in der Negel nicht für fi) allein, fondern 
erft mit dem Hinzutritt eines pfychifchen Moments die 
Krankheit feßen. 

Namentlich zeichnen ſich in diefer fchädlichen Beziehung 
die Erceffe in der phyfifchen Liebe und im Trinken, 
die Onanie und häufiges Beraufchen mit ihren phy— 
fiichen und moralifchen Nachwehen aus. Nichts ſcheint dem 
Nervenſyſtem mehr pofitive Kraft und Spannung zu entziehen, 
ald die Saamenvergeudung, und nichts demfelben mehr 
franfhafte und eben damit leichter zu erfchöpfende Reizbarfeit 
zu verleihen, als der gleichzeitige übermäßige Genuß ereiti- 
render Getränfe, welcher die unmittelbar folgende Abfpan- 
nung und Berdrießlichfeit wieder heben fol. Insbeſondere 
läßt die Onanie nicht aufihre ftrafende Vergeltung warten: 
früher oder fpäter muß die phyfifche Kabenjämmerlichkeit 
fih in dem pfychifchen Leben bemerflich machen, und wenn 
dann nod) der moralifche Etaar geftochen wird, fo entiteht 
aus den Selbitvorwürfen über die Vergangenheit, aus dem 
Kampfe gegen die immer wieder und neu fich regenden Reize, 
aus den frifchen Kümmerniffen bei den abermaligen Nieder: 
lagen ein Zwiefpalt mit fich felbft und der Welt, eine Zer- 
riffenheit de Gemüths, die nicht fehr häufig an dem Borne 
der Religion vder der eigenen moralifchen Kraft fich wieder 
zurecht findet, fondern entweder aus Verzweiflung die Ver— 
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nichtung des Geiftes fyftematifch fortſetzt, oder zur plößlichen 
Enthebung von allen Kämpfen den Selbftmord zu Hülfe 
nimmt, oder endlich das Individuum durch den Prozeß des 
Wahnſinnes hindurch zu der firen Vorftelung führt, daß in 
feiner :Berfon die Idee der Sündenreinheit und des Meſſias— 
thumes zur Realifirung gefommen fey. Die Onanie ift 
unter beiden Gefchlechtern fo gräßlich verbreitet, daß fie 
nach unfern Erfahrungen bei einem Fünftheil der Kranfen 
als Urfache wenigitend mitgewirkt hat, und daß, wenn 
unbefannte oder unbedeutende Umftände, geiftige Anftrens 
gungen und religiöfe Betrachtungen und Vertiefungen die 
Beranlaffung abgegeben haben follen, in den meiften Fällen 
auf fie rüdgefchloffen werden darf. — Das Saufen führt 
hauptfächlich unter drei Verhältniffen zum Wahnfinn: wenn 
e3 ſich auf den unausgefegten Genuß ſchlecht gegohrener 
Getränfe befihränft (Brantenwein — delirium tremens), 
wenn es zur Aufhülfe der gefchlechtlich untergrabenen Kräfte 
dienen, und wenn es endlich im Zorn und Aerger gefchehend 
einen Kummer betäuben foll, in welch zwei letern Fällen 
es gewöhnlich das Gelbftgefühl ins Uebermäßige fteigert, 
die Ideen von unermeßlichem Reichthum, von Macht, 
Glanz und Würde, von Allwiffen und Allkönnen erzeugt, 
und, wenn nicht Genefung folgt, zu einer moralifchen Ver: 
fehrtheit oder einem traurigen Blödfinn mit glänzenden 
Träumen hinüberführt. Auch der Mißbrauch anderer ercis 
tirender ©etränfe, wie Thee, Kaffee u. f. w., wenn derfelbe 
die geiftige Spannung auf einem hohen Grad erhalten oder 
gewöhnliche Lebensbedürfniffe erfegen fol, hat denfelben 
Nachtheil. Diefe erlernten oder aus Förperlichen Bebürf- 
niffen hervorgegangenen fchlimmen Gewohnheiten potenziren 
vollends diejenigen Zuftände des Körpers, welche an fich 
ſchon Seelenftörungen begründen können und beim Hinzu: 
„ tritt geringfügiger Umftände veranlaffen. Unter jenen Kör— 
perzuftänden ftehen wohl die Hämorrhoiden und Die 
Menftruation oben an, fey es, daß fie eingeleitet werden 
follten und eine Hemmung vorhanden ift, oder Daß die 
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vorhandenen Ausfcheidungen geftört werden. Auf gleiche 
Weife verhält e8 ſich mit andern natürlichen oder wider: 
natürlichen, aber in den Kreis der nothmwendigen Acte auf> 
genommenen Secretionen, fo mit der Abfcheivung der Milch, 
der Galle, des Darmfchleimes, Urins, gewiffer Schweiße 
und Hautausfchläge, mit der kritiſchen Löfung von fieber- 
haften Krankheiten, durch deren mehr oder minder plößliche 
Berminderung oder Siftirung, wenn nicht Erfagcollatorien - 
geöffnet werden, das Blut in feiner Zufammenfeßung eine 
Beränderung erleiden muß, vermöge deren es wie bei einer 
leichten Narcotifation in außergewöhnlicher Weife das pſy⸗ 
hifhe Drgan erregt. Beſonders ift in manchen Fällen 
fein anderes fomatifches Moment wahrzunehmen, als der 
Zuftand, den man ald vorherrſchende VBenofität be- 
zeichnet, — Wie eine alterirte Ylutmifchung, fo üben auch 
veränderte mechanifhe und ſympathiſche (Cd. h. 
zwifchen gewiffen Organen funftionell beftehende) Ver— 
hältnifje einen alienirenden Einfluß auf das Eeelenleben 
aus. Es gehören namentlich hieher Verlegungen und bloße 
Erfchütterungen des Schädeld und Gehirnes, Gefchwülfte 
in demfelben und in Organen des NRumpfes, fonftige 
Alterationen einzelner Organe, Schwangerfchaft, allgemeine 
Schwächungen der Conftitution durch Entbehrungen und 
Säfteverlufte 2c.,. welche fämmtlich die Anlage allein oder 
mit begründen oder zum Theil die legte Veranlaffung geben. 

Sf nun eine Anlage gegeben, und fpricht fich diefelbe 
in fchon erwähnten Eigenthümlichfeiten des pſychiſchen 
Lebens aus, fo treten dieſe entweder allmählig in einem 
immer grellern Lichte hervor, fo daß die Unterfeheidung der 
franfen und gefunden Elemente fchiwieriger wird, eine Graͤnz— 
linie nicht mehr zu ziehen ift und am Ende die Krankheit 
ald eine Ertravaganz der Tugenden und after 
des gefunden Lebens, des Temperamentes und 
Charakters erfcheint; oder fie erreichen aus Veranlaſſung 
irgend einer an fich unbedeutenden pfychifchen oder phyfifchen 
Einwirkung (Ueberrafhung, Aerger, Erkältung, Indi— 
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geftion ꝛc.) rafch eine krankhafte Höhe; oder fie kehren fi 
auf gleiche Weife allmählig oder raſch und zwar primär 
oder fecundär um, und ftellen dann das Gegenbild des 
frühern Menfchen dar; over ed folgt auch mehr oder 
minder rafch eine Verwirrung der Vorftellungen und Be- 
griffe, in welcher die gefunden Züge bald noch herauszu- 
finden find, bald nicht. — ft aber eine folche pfychifche 
oder fomatifche Begründung nicht vorhanden, fo muß zur 
Erzeugung des Irreſeyns eine fehr heftige Einwirkung Statt 
finden, und da hat man gefehen, daß durch Freude, Schreden, 
Zorn, Angft aller Art (Enttäuſchung, Unglüd, Furcht ıc.), 
ferner durch Rauſch, Erkältung bis zum Scheintod, Eon- 
nenftich, Kopfverlegung, Blutverluft, Cholera, Schmerz u. f. w. 
die Krankheit plößlich hervorgerufen wurde, wodann es fich 
höchftens fecundär. von einer fcheinbaren Ertravaganz oder 
Umfehrung der natürlichen Eigenthümlichfeiten handeln kann. 

Ein Moment, das eine befondere Beachtung verdient, 
und mehr oder minder fehnell feine Wirkung vollbringt, ift 
der Anblid von. und der Umgang mit geiftesfranfen Per: 
fonen — die pfychifche Anftedung, insbefondere wenn 
das Srrefeyn derfelben den Stempel der unerfihütterlichen 
leberzeugung, der ftrengen Confequenz und des logifchen 
Räſonnements, der Gottbegeifterung und Gpotterleuchtung 
(Brophetie) an fich trägt, und ſchon vorher geliebte und 
hochverehrte Perſonen betroffen hat. Ein folcher Eindrud 
wird befonders auf weiche und bewegliche Gemüther und 
ercentrifche Naturen Etatt finden, und namentlich dann, 
wenn die Intelligenz urfprünglich ſchwach ift oder eine be— 
fchränfte Ausbildung erfahren hat. Es beruht übrigens 
diefe Mittheilung und Ausbreitung gleichartiger Gemüths— 
ftimmungen auf der natürlichen Beziehung, in welder be- 
ftimmte Vorftellungen zu gewiſſen pfychiichen Gefühlen und 
Gemüthszuftänden ftehen, auf dem feelifchen Vorgange, 
den man ald Nachahmungstrieb bezeichnete und der Die 
großartigen Zeitbewegungen ind Werf feßte, die wir an- 
ftaunen und bewundern (die Revolutionen in politifchen 
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und religiöfen Dingen); der die Mode und den Zeitgeift 
bildet, und der fich ſchon in den unmwillführlichen Muskel— 
actionen als automatifches Nachahmen des Gähnens und 
der Eonvulfionen, innerhalb der Gemüthstriebe ſodann in 
dem fpinogiftifchen Satze: Liebe erweckt wieder Liebe, weiter 
hinauf in dem Begeiftern und Fanatifiren, und endlich in 
dem Mitverfallen in Wahnſinn fund gibt, was Alles leichter 
und in höherm Grade gefchieht, wenn die Intention dazu 
vorhanden ift, wie wir dieſes namentlich in dem Treiben 
der Slagellanten und Eonvulfionäre (Methodiften), der ins 
difhen Falire und mahomedanifchen Derwifche fehen. 


Aus dem Bisherigen fehen wir, daß die manchfaltigften 
und verfchiedenartigften Momente in einer urfächlichen Be: 
ziehung zur Seelenftörung ftehen fönnen, von welchen hoͤchſt 
felten ein einzelnes die ganze Urfächlichfeit in fich fchließt, 
fondern in der Regel mehrere — gleichfam ald Elemente 
zu einer nähern Verbindung — zufammentreten, die endlich 
noch ein letztes Moment zu erheifchen ſcheinen, welches erft 
diefem Aggregate von Urfachen feine beftimmte und entfcheidende 
Beziehung zum Seelenorgan gibt. Diefes letzte Moment 
ft, wenn die Seelenftörung nicht als Ertravaganz eines 
perverfen Charakters dafteht, bei urfprünglichem Zuſammen— 
fluffe fomatifcher Momente ein pfuchifches, wie überhaupt 
die pfychifchen Momente eben fo häufig und in gleich ma= 
terieller Weife wie die fpecififchen Reize jedes andern Organs 
in diefem, eine Yunftiondänderung. des Seelenorgans be- 
dingenz bei urfprünglichem Zufammentreten pfychifcher Mo: 
mente aber ift es ein fomatifches, welches den zuvor gereizten 
und gefchwächten Theil — das Gehirn nämlich — vorzugs— 
weife affizirt. 


Aus empirischen und indbefondere phyfiologifchen Grün- 
den müſſen die feelifchen Störungen ald-organifche Pro— 
zeſſe betrachtet werden, bie fich von den leiblichen nicht 
ihrem Weſen — fondern nur ihren Eymptomen nach un: 
terfcheiden und weiter gruppiren laffen. Unter den 
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allgemeinern Symptomen 

heben wir aber als erfte Verfchievenheit des kranken von 
‚ dem gefunden Leben .hervor eine wenn auch noch fo leiſe 
Abweihung der Gefühle und Strebungen von 
ihrer das Individuum bezeichnenden Eigenthüm- 
lichfeit, indem die Geelenftörung, wenn fte.nicht in Folge 
einer plöglich einwirfenden Urfache auch plötzlich ausbricht, 
damit beginnt, daß die NReizbarfeit provinzenweife und für 
einen Theil der Eindrüde gefteigert wird, und daß damit 
die gewöhnlichen Reize Luft oder Unluft erweden, während 
und wo fie ed bisher nicht gethan haben. . Diefer leiſe 
Beginn der Seelenfranfheit wird von dem Laien, weil in 
der Regel die intellectuelle Thätigfeit dabei nicht in der Form 
des Deliriums ergriffen ift, mißfannt und häufig lieblog 
beurtheilt. Jener Beginn zeigt fich darin, daß Stimmungen 
von Unbehagen, Mißlaune, Grämlich- und Zornmüthigfeit ıc. 
auftreten ohne entfprechenden pſychologiſchen Grund; daß 
fich folche Stimmungen firiren und ein Benehmen des In— 
dividuums nach fich ziehen, welches eine viel zu hohe Be— 
achtung und eine Ueberfchägung derfelben befundet, oder 
daß fie rafch und unmotivirt wechfeln mit Stimmungen 
entgegengefetter Art; daß Bangigfeit, ängftliches Wefen, 
Furcht, Argwohn, Zweifelfucht, Unentfchloffenheit ıc. auf 
Augenblide und Stunden hinzutreten; und daß endlich auch 
die Vorftellungen von diefen Stimmungen ergriffen und in 
ihren Dienft gezogen werden. 

Wo früher Vertrauen und Liebe war, fommt Mißtrauen 
und Haß, an die Stelle der Heiterfeit — ein trauriges und 
mürrifches Wefen, für ein forgenlofes Dahinleben — Bes 
fümmerniß und Angft um den Erwerb oder das leibliche 
Befinden oder die einftige Seeligfeit; oder auch ftatt der 
frühern Harmlofigfeit kommt ein übermäßiges Selbftgefühl, 
Selbftvertrauen, Ehrgeiz und Projectmacherei, ftatt der 
Berfchwiegenheit — PBlauderhaftigfeit, für den Ernft — 
gedenhafte Ziererei und bübifches Wefen, für die Zurüd: 
haltung — die weitefte Offenherzigfeit, an die Stelle der 
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Sparfamfeit — Geldverbrauch und Berfchwendung, an die 
der Enthaltfamfeit — Sinnenluft u. f. f. Hier fann man 
nicht felten von Laien die Aeußerung hören: ‚der Menſch ift 
launenhaft, curios, nicht zu verftehen, bedarf einer Zudht ıc., 
ohne daß bedacht oder erfannt würde, wie diefe Launen- 
und Grilfenhaftigfeit, diefe Depreſſions- und Exaltations— 
zuftände, diefe Umfehrung des ganzen, Menfchen bereits die 
Symptome einer fchweren Krankheit find, und einen Grundzug 
der Seelenftörung befunden, den man tieffinnig und nicht 
unphyfiologifch als Seelenfchmerz bezeichnet hat. 

Wenn die Reizbarfeit an dem einen Orte (Organ oder 
Syſtem) gefteigert ift, fo erfährt fie am andern und zwar 
_ antagoniftifchen eine Verminderung, und während an jenem 
alle Reize und felbft die mildeften Schmerzen erregen, be- 
wirfen an dieſem oft ftarfe feinen, oder nicht den gewöhn- 
lichen Eindrud. Diefes ungleichmäßige Verhalten 
des Organismus gegen Reize — dieſe ungleiche Ver: 
theilung der Senftbilität, welche einen Widerſpruch ſetzt 
zwifchen den Reizen und den darauf folgenden Gefühlen, 
und zwifchen den Gefühlen und den realen Zuftänden, gibt 
fih darin zu erfennen, daß z. B. große Empfänglichkeit 
herrfcht für Eindrüde des Lichts oder Schalls, und geringe 
für Wärme oder Kälte, und umgefehrt; — ferner große 
Empfänglichfeit für alle geiftigen Erregungen und geringe 
für die finnlichen, felbft wenn dieſe ihrer Intenfität nach 
fchmerzhaft feyn follten, und umgekehrt. — Häufig befchränft 
fich dieſe Alteration der Senfibilität auf gewiffe 
Nervenprovinzgen, und erzeugt in dieſen einerfeits einen 
Mangel an gefundem Gefühl, ein Gefühl, ald ob der Theil 
eingefchlafen ſey oder nicht functionire, während die außerhalb 
der Gefühlsvermittlung liegende Thätigfeit dieſes Theils 
gar feine oder wenigftend Feine entfprechende Aenderung 
erfahren hat; andrerfeits erzeugt fie in ihnen ganz befons 
dere Arten von Gefühlen: angenehme und unangenehme, 
behagliche und peinliche, wollüftige, ängftliche und fchmerz- 
hafte ır. 
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Diefe Gefühlsänderungen wirfen nun auf die in— 
telleetuelle Thätigfeit auf eine mehrfache Weife ein, 
Ste theilen ihr einmal ihre eigenthümliche Färbung 
mit: die Wahrnehmungen und Vorftelungen find entweder 
mit einem düftern, die gedrücte und fihmerzhafte Stimmung 
verfündenden Flore umhüllt, oder mit einem hellen und 
glänzenden, aus der Verherrlihung des Eelbitgefühles 
fließenden Heiligenfcheine umgeben. Dann ziehen fie die 
ganze Aufmerffamfeit auf ſich hin und von den Außern 
Gegenftänden ab, fo weit diefelben nicht mit ihnen fich in 
einer Beziehung finden; fie ftehen dann gleichfam da als 
der Mittelpunft eined Kreifes, in welchen alle Radien der 
geiftigen Thätigfeit zufammenlaufen. Die Kranken denfen 
nur immer an ihr Sch und was daffelbe bewegt, wollen 
nur von dieſem fprechen,, und ftellen fich als befondere — 
ja in ihrer Art einzige Berfönlichkeiten dar, welche entweder 
zu den unfäglichiten Leiden, zur zeitlichen und ewigen Qual 
verdammt feyen und für Andere zum Schredbilde dienen 
follen, oder — in entgegengefegter Weife — zu Bollbrin- 
gung der wichtigften Dinge, zu ‚Belleivung der höchften 
Aemter und Würden berufen feyen, wovon fie in allen Vors 
gängen in und außer ihnen eine Beftätigung erbliden. 
Damit hängt zufammen, daß die Kranfen für ihre abnormen 
Gefühle und Triebe auch Grund und Urfache fuchen, die 
fie dann bald in ihnen in einem verfehlten Leben, in Sünd— 
haftigfeit, in gewiffen Vorgängen, bald außer ihnen in 
Anfeindung, Bezauberung, Magnetifiren und Electrifiren ꝛc. 
finden. Hieraus, wie noch aus vielem Anderen erfehen 
wir aber, daß der Egvismus erceffin gefteigert 
iſt. — Ferner wirfen die Gefühle mit ihrer Stärfe auch 
auf die Lebhaftigfeit der Wahrnehmungen und Bor: 
ftellungen ein, wobei es fo weit fommt, daß an den äußern 
Gegenftänden nur die ähnlichen Merfmale aufgefaßt und 
zu einem Bilde vereiniget — die unähnlichen dagegen ganz 
-überfehen werden (Verminderung des deftinctiven Vermoͤ— 
gend, Illuſionen), oder daß die Vorftellungen als finnliche 
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Wahrnehmungen aufgefaßt und objektiv genommen werden 
(Sinnestäufhungen). Und ebenfo wirken fie mit ihrem 
Bebarren und MWechjel auf den Fluß der Vorftellungen, 
diefer wird entweder einförmiger, zäher, quälend; ober 
leichter und fehneller, wodann fich oft überrafchende Combi- 
nationen ergeben; oder endlich wird er gar zu eilig, übers 
fürzt und verworren. — Die Färbung, Lebhaftigfeit und 
Yufeinanderfolge der Vorftellungen können übrigens aud 
primär alterist feyn, und die Gefühleänderungen erft fecun- 
där erfolgen. Es gefchieht dieſes bei der Anſchauung der 
Hemmniß oder Leichtigkeit, mit welcher die feelifchen Funk⸗ 
tionen in uns vor fi) gehen, und bei urfprünglicher und 
ausgedehnter Affection des Gehirns. Hier wird namentlich) 
auh das höhere Reflexions- und Abftractiond- 
Vermögen in die Abnormität hereingezogen, Indem 
Mittel und Zwed verfhägt, das Vermögen: Möglichkeit, 
Wahrcheinlichkeit, Wirklichkeit und Nothwendigfeit nad 
Iogifchen Gefegen zu beurtheilen, folgerichtig und zufammen- 
hängend zu denken, beeinträchtiget — und endlich einzelne 
concrete Wahrnehmungen, Vorftellungen und Begriffe vers 
wechfelt, untereinander geworfen und falſch verfnüpft werden. 

In den höhern Graden der übermäcdhtigen Einwirkung 
der Gefühle oder der unmittelbaren Erkrankung des Vor— 
ftellungsorganes wird eine neue Welt fubjectiv eingefeht, 
und in das Objective und Reale übertragen, und damit 
das peripherifche oder Welt-Bewußtfeyn getrübt . 
oder verloren. ‚Die feelifchen Thätigfeiten find bier theils 
der unmittelbare Ausfluß des franfhaften Prozeffes, theils 
dad confonirende außer aller Selbftbeherrfehung liegende 
Epiel der äußern Eindrüde, wobei denn mit der Entäuferung 
aller conventionellen und in die Mitbildung des Charakters 
eingegangenen Formen die entfeffelte Subjectivität, Der 
ſchaalloſe Kern der innerften Vorgänge erft recht zu Tage 
tritt. In diefen Vorgängen erhält auch das Selbſtbe— 
wußtfeyn eine andere Beftalt, welche ihm aber zunächſt 


nicht bleibt, fondern in dem ftürmifch bewegten Fluſſe der 
Monatfche. f. d, Juſthpſi. ZIEL Bd. i. Abth. 2 
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Gefühle und BVorftellungen fortwährend fich ändert, jo daß 
es in rafchem Wechfel die verfchiedenften Formen: die der 
PVerfönlichkeit eines andern Menfchen, eines Thieres, oder 
endlich eines leblofen Weſens annehmen fann, womit denn 
auch die frühern Erlebniffe bald nicht mehr — oder getrübt 
und verworren in die Erinnerung treten, bald als die einer 
andern Perſon angefehen werden. Das Erinnerung‘ 
Vermögen erleidet übrigens nach den verfchtiedenen Arten 
und Graden der Krankheit verfchiedene Abweichungen, 
und zwar um fo bedeutendere, je mehr die intellectuelle 
Thätigfeit in den Prozeß hereingezogen ift. — Sehr häufig 
ift auch das Selbſtbewußtſeyn alterirt, ohne daß das peris 
pherifche eine merfliche Störung erlitten hätte oder wenigftens 
weiter ald bis zum traummachen Zuftande beeinträchtiget 
wäre, und wenn fich dann die Sranfen nicht darüber aus— 
‚ Sprechen, jo ift oft fehr fehwer auszumitteln, und nur aus 
dem Benehmen zu erichließen, welch’ beftimmte Form es 
angenommen habe. Diefe verfchiedenen Alterationen des 
Gelbftbewußtfeyns begreifen hauptfächlich diejenigen Merk— 
male in fich, welche die Laien überall zu erhafchen fuchen, 
und, wenn fte diefelben nicht finden, entweder fupponiren 
oder, wenn das Individuum nicht wenigftens Verkehrtes 
fpricht oder thut, als Zeichen des Abhandenfeyns einer 
piychifchen Krankheit betrachten. 

Aus der mehr erwähnten und näher erörterten Stei— 
gerung der Neizbarfeit fließt auch die befondere Dispo- 
fition zu Gemäthsbewegungen: die Neigungen treten 
außerdem, daß fie von ihren bisherigen Objecten ſich ab-, 
und neuen und fremden in auffallender Weife zumenden, 
auch ftärfer hervor, find unbeftändig und wechfeln aus un- 
befannten Gründen; die Affecte und Leidenfchaften ent- 
ftehen jehr leicht, und erreichen zugleich eine unverhältniß- 
mäßige Höhe. 

In den Gemüthsbewegungen und befonderd in den 
Affecten und Leidenichaften gibt ſich ſchon Die Uebertragung 
der Franfhaften Gefühle auf die Bewegungsnerven zu 
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erfennen, während zugleich auch dieſe Nerven von den Vor- 
tellungen aus — und unmittelbar zu ungewöhnlichen 
Neußerungen angeregt werden fünnen. Im Anfange ver: 
mögen die Kranken häufig noch ihre jeltfamen Antriebe mit 
Hülfe der Einficht, daß dieſelben unverträglich feyen mit 
einem vernunftgemäßen Denfen und Handeln, zu unter« 
vrüden, im weiteren Verlaufe aber, wo die Antriebe mit 
ftirferer Macht hervortreten oder wo widerfinnige Vorftellungen 
jich primär oder fecundär bilden und die Ueberzeugung feiten 
Beſtand gewinnen laſſen, daß nicht das eigene Benehmen, 
jondern das der Umgebung unvernünftig und verrüdt jey, 
fönnen fie entweder troß Bewußtjeyns und Willens nicht 
mehr zurüdgehalten werden, oder ed werden auf den Grund 
der abjurden Borftellungen die wunderlichiten Handlungen 
— von der lapidaren Erftarrung an bi hinauf zu den gro: 
teöfeften Sprüngen — begangen. Wo dann theild Die 
Selbftbeherrfihung nicht mehr ihre Rechte ausüben kann, 
theil8 mit dem Feithalten an jener Ueberzeugung die äußern 
Rüdfichten fallen, drüdt fich die Kranfheit auch im ganzen 
Benehmen, in der Körperhaltung, in den Geſichtszuͤgen und 
beſonders im Blicke aus. 

Sey es nun, daß die ſeeliſche Störung aus einer leib- 
lihen hervorgeht, die an und für fich in einer Alteration 
der vegetativen Funktionen zu Tage tritt, oder daß fie in 
einer Läfton gewiſſer Nervenparthieen begründet ift, welche 
erit fecundär auf das vegetative Leben einwirkt — 
immerhin wird man, wenigftens im Anfange und bei einer 
gewiffen Stufe der Krankheit, Störungen in demfelben 
finden. Der Kreislauf ift meiftens befchleunigt, Schlag des 
Herzens und der Halsjchlagadern häufiger und ftärfer, der 
Kopf geröthet und heiß, feltener das Geſicht blaß und die 
Züge eingefallen, die Augen glänzend und mit vielen Blut— 
äderchen verfehen, feltener trüb; Munpjchleimhaut heiß, 
roth, mit Schleim belegt, oder trocken; Durft verfchieden — 
doch meiftens groß, aber oft auch dem wirklichen Bedürfniß 
nicht entfprechend; Appetit meift übermäßig, jelten vermin- 
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dert oder in Perweigerung- der Speifen audartend ober, 
grillenhaft, regelmäßig eigentlich nur nach längerer Dauer 
und bei Firirung der Krankheit in einer beftimmten Form, 
dabei in der Regel gute Verdauungskraft; faft immer Neis 
gung zu Verftopfung ; gefteigerter oder auch bis zur Nullität 
herabgefunfener Gefchlechtötrieb; Kühle der Ertremitäten und 
befonders der Füße; häufig verminderte und ungleichmäßige 
Thätigfeit der Haut; nicht felten ein fpecififcher durchdrin— 
gender Geruch (wie nach Mäufen, Kabenurin und verdor— 
benem Käfe, wobei übrigens die etwaige Unreinlichfeit in 
‚Anfchlag zu bringen ift) und endlich in der Regel, fo lange 
der Prozeß nicht auf einem gewiffen Punkte angekommen 
ift, Sclaflofigfeit, die auf eine wunderbare Weiſe er 
tragen wird. 

Wie zu Anfang fchon gefagt, beginnt die Krankheit 
faft immer mit einer Alteration der Gefühle, an welche fih 
unmittelbar eine Umftimmung des Gemüthes reiht. Diele 
nun legt fich bei Weitem in der Mehrzahl der Fälle ale 
Depreffion des pfychifchen Gemeingefühls dar, felten primär 
als Eraltation. Erfolgt von dem Depreffionszuftand feine 
Benefung, fo geht er im weitern Verlauf entweder in den 
eraltirten über — und von diefem aus, wenn aud da 
noch feine Geneſung eintritt, oder unmittelbar mit Aus 
laſſung der Eraltation und unter dem Zurüdtritt der in 
Affecten und Leidenfchaften fich ausfprechenden Theilnahme 
ded Gemüths in eine dritte Form. Diefe befteht fodann 
darin, daß die Wahnvorftellungen von der allgemeinen Theil: 
nahme des piychifchen Gemeingefühls frei geworden find, 
und entweder einen in fi) abgefchlofienen Kreis gebildet — 
oder mit den gefunden auf eine friedliche Weife fich vermählt 
haben (theilweife Berrüdtheit).. Wenn von Anfang die 
breitere und tiefere Theilnahme des Gemüthes gefehlt hat, 
fo kann fih übrigens diefe Form auch felbftändig aus 
einzelnen falfchen Empfindungen, Wahrnehmungen und 
Vorftelungen in der Art heraus entwideln, daß dieſe zu 
einem Syſteme verarbeitet werden. Auf gleiche Weifen — 
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unmittelbar aus dem Depreffions » Cfchiwermüthigen), oder 
Exaltations- (tollen) Zuftand oder aus der genuinen | 
Verrüdtheit heraus, oder mittelbar aus der fecundären oder 
tertiären Form — entwidelt fich, wenn das Vorftellungsvers 
mögen immer mehr und audgedehnter in die krankhafte 
Thätigfeit hineingezogen wird, eine vierte und fünfte Form, 
wobei entweder die einzelnen VBorftellungen auf eine unge 
regelte, unzufammenhängende und widerfinnige Weife vers 
bunden werden (allgemeine Berrüdtheit), oder an Kraft, 
Lebendigkeit, Beweglichkeit und Mannigfaltigfeit verloren 
haben (Blöpfinn). 

Faſſen wir noch die Seelenfranfheiten als concrete Zu- 
fände auf, und fuchen wir zur Vergleichung andere Seelen» 
zuftände, die mit ihnen zwar Aehnlichkeit haben, aber doch 
nicht in den gewöhnlichen Begriff der Seelenftörungen auf- 
genommen werden können oder worden find, fo treten und 
die Eraltation der feelifchen Vermögen, der Traum, ver 
Raufh und das Fiebers-Delinium entgegen. In Beziehung 
auf die angeführte Eraltation haben wir ſchon bei Auf: 
zaͤhlung der urfächlichen Momente näher angegeben, wie 
fih aus dem Erceffe der natürlichen Triebe und Neigungen, 
der Affecte und Leidenfchaften, die Krankheit entwidle, und 
wie dann das Individuum lange auf der Gränzlinie zwifchen 
Gefundheit und Krankheit ſchwebe oder in dem Falle fidy 
befinde, daß es bald als Driginalgenie, bald als Wahns 
finniged betrachtet werde. Die Irrenärzte haben auch feit 
langer Zeit die einzelnen Kranfheitsformen mit den ent» 
Iprechenden Affecten verglichen, und fie oft nur durch ihre 
längere Dauer von ihnen unterfchieden, und insbeſondere 
bat Guislain einzelne Arten und Yeußerungen der Krankheit 
auf beftimmte Eigenthümlichfeiten des gefunden Lebens zus 
rüdgeführt, und Lelut Analogieen zwifchen dem gefunden 
und Franfen Seelenleben nachgewieſen. — Andere Arten 
von Geiftesfrankheit find nicht nur darin dem Traume, 
dem Raufch und dem Fieber-Delirium ähnlich, daß fie 
diefe Zuftände äußerlich auf eine täufchende Weife wieder: 
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fpiegeln, fondern auch darin, daß die Kranken nad) wieder: 
erlangter Genefung äußern: „ed. fey ihnen, als ob fie einen 
fchweren oder (feltener) fchönen Traum, einen langen Raufch 
durchlebt oder eine ſchwere Nervenkrankheit durchmacht 
hätten,” aus welchen Zuftänden ihnen bald die Erinnerung 
bis auf das Einzelnfte und Kleinite, bald nur verfchwommen, 
unklar und traumhaft geblieben ift. 

Aus der bisherigen Darftellung der allgemeinen Aetio— 
logie und Symptomatologie der Seelenftörungen wird man 
leicht einfehen, daß fo, wie diefe Lehren durch die Erfahrung 
geworden find und auch anthropologifch und vom Arzte 
aufgefaßt werden müflen, das VBorhandenfeyn von 
Seelenftörung im Allgemeinen die Zurechnungs— 
fähigfeit noch nicht ausfcließt. Sondern man muß 
im conereten Balle vorerft unterfuchen, in welder Be 
ziehung die beftimmte gefegwidrige Handlung zu 
der abnormen Geelenverfaffung des Individuums 
fteht, ob fie durch diefe hervorgerufen, beftimmt und in wie 
weit beftimmt oder nicht beftimmt war; und fo glauben 
wir Die 
Momente, welche den Zufammenhang zwifchen 
einer unerlaubten Sandlung und der Seelen: 

ftörung befunden, 
noch näher angeben zu müffen. 

Man wird doch aber immerhin, wenn auch ein Directer 
Zufammenhang zwifchen dem Vergehen und der Geelenftö- 
rung nicht aufzufinden und nur einmal leßtere al$ vorhanden 
erfannt und nachgewiefen ift, in feinem Urtheile behutfam 
feyn, da es rein unmöglich ift, fo in die geheimften Vorgänge 
im menfchlichen Herzen und Verftande einzudringen, daß fie 
Har wie ein chemifcher Prozeß auseinanderzulegen und zu 
begreifen wären. Wo irgendwie das Seelenleben fo geftört 
ift, daß nach einer Seite hin der freie Wille unter die Bot- 
‚mäßigfeit von franfen Gefühlen, Trieben, Wahrnehmungen 
und Borftellungen gefommen tft, da ift auch nicht mit Si— 
cherheit zu entſcheiden, ob daſſelbe nicht auch nach einer 
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andern Seite bin Statt finde, jelbit wenn das zuſammen— 
bängendfte und folgerichtigite Raifonnement dagegen zu 
iprechen fcheint. 

Mo in einem Falle die Seelenftörung wirkſam geweſen 
it, da gibt fehr häufig fchon die Erhebung des That- 
beitandes *) Auffchluß, indem fie entweder in der Handlung 
an und für fich oder in einzelnen Zügen derfelben eine Wibders 
finnigfeit oder eine Unfreiheit der Selbftbeftimmung offen zu 
Tage treten läßt. In der erftern Beziehung ift die Sache 
jo finnenfällig, daß es feiner näbern Ausführung oder be- 
jonderer Beifpiele bedarf; in der legtern deuten folgende 
Umftände auf den Einfluß der Seelenftörung bin: 

1) die Handlung hat im Verhältniß zur einleuchtenden 

Abficht jedes vernünftige Maaß überfchritten. **) ü 

2) Zeit und Ort ***8) oder Mittel +) find zu derfelben ganz 
ungeichidt gewählt. 


°) Vergl. Friedreich gerihtlihe Pſychologie S. 273. u. ff. 


**) Kluge, Auswahlmedicinifchegerichtl. Gutachten, Berlin 1828. 
S. 143.: „das Gefiht des G. erfchien durch zahllofe Schläge zer: 
Hopft und zu Mus gefchlagen. Hier fand Fein Todtfhlag in der 
Leidenfchaft Statt. . . eine dauernde Wuth mußte vielmehr dazu 
gehören, den faft Entfeelten fort zu ſchlagen, obne felbft verlegt zu 
feyn, und Verkehrtheit mußte Statt finden bei einer ſolchen weitern 
Verwundung ohne allen Zweck.“ 

*“=*), Ebendaſ. ©. 106.: „. - . . legt fie am hellen Mittage 
Feuer an, zu einer Zeit, mo viele Menfchen ganz in der Nähe 
waren, und wo fie erwarten mußte, daß ihr Vorhaben fhnell würde 
vereitelt oder doch fchledht erreicht werden.’’ 

Ferner Diez der Selbſtmord. Tübingen 1858, ©. 317.: 
„Fin fonft rehtfchaffener und redliher Bürger in W., der aber feit 
einiger Zeit in mißvergnügter Ehe mit feiner Frau lebte, erſtach 
diefe in Gegenwart von zwei Zeugen . . . Geiftedfranfheit . »». 
firaffrei . . . nad 1'/, Jahren Selbſtmord.“ } 
+ Marc, die Geiſteskrankheiten ꝛc., überfegt v. Ideler, Ber: 
lin 1843. Bd. I. &. 280.: „P. 3. D., 16 Jahre alt, Gärtner, 
wurde vor den Affifenbof zu Paris geftellt, wegen acht Brandftifs 
tungen oder Verſuchen zur Brandfliftung angeflagt, melde er zu 
Ende Auguft 1825 in dem Faubourg St. Antoine gemadt hatte. 
Zuerft bemerkte man, daf ein Vogel, dem ein mit brennbarer Flüſ⸗ 
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3) Wenn bei der Haupthandlung ganz zwedlofe oder wi— 
derfinnige Nebenhandkungen *) vorfommen. 





—— in. 


figfeit getränfter und angezündeter Büfchel von Werg an ben 
Schwanz gebeftet war, in dem an das Haus de Angellagten grän— 
senden Barten in Freiheit gefegt worden war. . .. Kined Taged 
verfuhhte er, einen Dfen mit dreißig Pulverfhwärmern zu beizen, 
die Trümmer bededten ihn, ohne ihn zu erſchrecken.“ 


*) Marc ebendafelbfi Bd. IL. ©.84.: „die Frau eined armen 
Taglöhnerd im Elfaß hatte im Jahr 1817 während der Abmwefenheit 
ihre3 Manned ein 15 Monate alted Söhnhen umgebradt, und dem 
zurüdgelehrten Manne auf feine Nachfrage gefagt: „er ift in ber 
Ruhe.“ Verhört, zaudert fie Anfangs zu antworten, als aber der 
Maire in fie drang, geftand fie ohne Scheu, fie babe ihr Kind auß 
großer Noth mit dem Hadmeifer umgebradt, ihm den einen Schentel 
abgehauen, denfelben im Weißkohle gekocht, einen Theil davon ver— 
zehrt, und dem Reſt ded Gerichts aufgehoben, um ed ihrem Manne 
vorzufegen. . . . Allein fo unbezmweifelt auch der angegebene Grund 
war, fo wurde dennoch in den Verhandlungen erwiefen, daß fie im 
Augenblide der That noch Gemüfe, einige Hühner und eine Ziege 
batte, und alfo wenigftend nicht durch die Unmöglichkeit, ihren na= 
genden Hunger zu befriedigen, zu der verzweifelten Handlung an— 
gereizt worden war, welche Vermuthung auch die, ihrem Geftändniffe 
beigefügten Umftände beftätigen. Sie gab nämlich in den Verhören 
an, ihr Kind hätte vor Hunger beftändig gefchrieen, und in ber 
Angft, die ihr diefed Gefchrei verurfaht, hätte fie dad Haumeſſer 
ergriffen, und dem Rinde mit ber Schnauze drei Stihe in den 
Hals beigebracht.“ Es war alfo niht ihr Hunger, der fie zu 
dem Morde des Kinded und ber mweitern MWiderfinnigfeit gebracht 
batte. 

Botter praftifhe Beiträge zur gerichtlich = pfychifchen Medicin, 
überfest von Dr. Aug. Droſte. Osnabrück 1839, ©. 18.: ‚Maria 
de Los-Dolores, eine greifen Hirten Tochter, wünfht einen jungen 
Mann zu heirathen, weldher dem Vater die Gründe angibt. Diefer 
verweigerte feine Einwilligung. Der junge Mann verläßt die Toch⸗ 
ter. Diefe wird tieffinnig, verfegte einmal plötzlich — während fie 
am Heerde war und ihr Water neben ihr fisend ſchlief — dem 
festern mit einem Feuerbode einige Schläge auf den Kopf, Öffnet 
dem niedergefallenen Schlachtopfer mit einem langen Meffer die 
Bruft, seißt das Herz heraus, legt «8 neben das ſchon bratende 
Stüd Fleifhb und fängt ed fhon an zu verfhlingen, als «3 balb 
gebraten war. . . .*  Diefed Lestere war offenbar zweck- und 
finnloß, wenn aud ber Mord ed nicht gewefen feyn follte. 
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4) Wenn harmlofe Gegenſtände und Berfonen oder fogar 

naheftehende und geliebte *) dad Object derfelben find. 

5) Wenn die Handlung einen ganz beſondern Grad von 

Rohheit und Graufamfeit oder Abftumpfung des Ge— 
fühle befundet. **) 

6) Wenn fie ohne Äußerlich wahrnehmbare oder auf eine 

geringe Veranlaffung hin und plöglich (in raptu) voll: 
zogen wurde, HF) 


In Feuerbachs Sammlımg außerlefener Rechtsfälle, die’ id 
nicht gerade bei der Hand babe, fommt aud ein Fall vor, wo ein 
geiſtesſchwacher Menfch feinen Sjährigen Stiefbruder in einem Walde 
erfhlug, den Bauh mit einem Meffer auffhliste, die Gedärme 
beraußrig und um ein Baumflämmden fhlang. Der große Crimi- 
nalift wußte ſich diefed zwar nur aus einer Verwirrung zu erflären, 
die aber Kolge der That gewefen fey; der Menfd wurde hingerichtet. 

*) Es eriftirt eine Maffe von Fällen, in welchen unfcdhuldige 
— fremde oder die eigenen — Kinder von Geiſteskranken gemorbdet 
wurden; unter biefen bier ein mündlich mitgetheiltes Beifpiel. Einer 
fehr hochſtehenden Dame flirbt der Gatte; damit hören die Huldi— 
gungen allmählig auf; die Wittwe zieht von der Haupt = in eine 
Provinzialftadt und verliert auch bier ihre Düfterheit nidt. . . . 
Die Amme meldet ihr, daß der '/„ jährige Säugling den erften 
Zahn erhalten habe; fie gibt derfelben ein Geſchenk, nimmt daB 
Kind auf den Arm, lichloßt ed, gebt fehnell dem Balcone zu und 
wirft es auf das Pflafter, daß ed zerfchmettert. Später — in eine Heil» 
anftalt gebracht — macht fie mehrere Selbftmordverfuhe, genedt aber. 

Vergleihe Kriedreih a. a D. ©. 280., we mehrere Bei: 
fpiele kurz angeführt find. 

**) Diesza. a. D. ©. 293.: Fin Corporal war ſchwermüthig 
und batte einen Gameraden beredet, ihn lebendig in Stüde zu 
bauen, wozu er felbft die Vorbereitungen traf. Der Camerad bieb 
ihm zuerft die rechte Hand ab, dann den Arm, dann den linfen 
Arm. Der Verftümmelte duldete diefed Alles, ohne einen Laut von 
Schmerzen. Dann wurden der rechte Fuß und Schentel abgehauen. .. 
Der Thäter meinte nichts Böſes gethan zu haben. Er wurde hingerichtet. 

Ebendaſelbſt S. 67. find mehrere Kreuzigungdgefdhichten von 
Schwärmern und Scctirern aufgezeichnet. Die oft gräßlihen Gelbft: 
Verflümmlungen der Irren gehören aud hieher. Außerdem werben 
im mweitern Verlaufe noch mande Fälle erwähnt werben. 

»*2) Siehe darüber unten „Furor transitorius und Morb: 
monomanie.‘’ 
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7) Wenn fte die offenbaren Spuren davon trägt, daß der 
Thäter weder fiernoch ſich der Entdedung entziehen 
wollte. *) 

In den nicht gerade jeltenen Fällen aber, wo die ge: 
fegwidrige Handlung zwar aus einer Seelenftörung hervor: 
gehet, der Thatbeftand aber feine — der gewöhnlichen Biy: 
chologie unlösbaren Merkmale erbliden läßt, ja im Ge 
gentheil von der Anwendung von Berechnung, Klugheit und 
Lift zeugt, wo alfo ein Verdacht auf jenen Zuftand ganz 
ferne fteht oder fogar perhorrescirt wird, kann nur die pfy- 
chiatriſche Unterſuchung des Individuums den 
nöthigen Auffchluß geben, die überhaupt — für alle und 
jegliche und nicht blos für obengenannte Fälle — die Haupt: 
fache bleibt. 

Dei derfelben wird man fein nächftes Augenmerk auf 
das innere Verhalten des Individuums zu feiner 
Handlung richten. In den feltenern Fällen läugnet e8 
die That, entweder weil es fich derfelben in der Flucht der 
Ideen oder wegen Fraumartigfeit des Zuftandes oder aus 
Schwäche des Gedächtnifies- nicht mehr erinnert, oder weil , 
es diefelbe nicht für das eigene Werk — fondern für das 
einer andern (eriitirenden oder nicht eriftirenden) Perſon 
hält, oder auch weil es das Unrecht derfelben einfieht und 
der Etrafe entgehen will. **) — Im den meiften Fällen 

*), Außer den fhon angeführten und noch fpäter folgenden 
Beifpielen diefed: Mare IL. Bd ©. 20. Fin Ehemann bringt 
Frau und Schwägerin im Keller mittelit eined Raſiermeſſers um, 
geht auf die nachher erfchienene Magd ebenfalld los und läßt fid 
ergreifen und auf dad Stadthaus führen Lohne Fludt oder Wehr: 
verfuh zu machen.) ©.24.: Eugen Sclafer verwundet die 18jährige 
Magd feiner Eltern mit 16 oder 17 Hieben eined Gavalleriefäbeld 
und warf den Körper die Stiege hinab. Al eine ältere Magd zuerft 
bei ihm eindrang und ihn nad) der Urſache des Toded der jüngern 
fragen wollte, fand fie ihn mit großen Schritten im Zimmer auf: 
und abgehend, den Gavalleriefäbel in der Hand und die Thüre nad) 
Innen mit Blut gefärbt. 

**) In einer Heilanftalt war bei Nacht im Altare und in der 
Orgel des Betſaaleß zugleich Feuer audgebrodhen. Ein Pflegling 
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wird aber Die That nicht geläugnet, und da gefchieht es 
bald, dag der Thäter fich felbft angibt, damit ihm „ſein 
Recht geſchehe,“ indem er jenes Mittel juchte, um fich in 
feinem religiöfen Wahne ein feliged Ende auf dem Echaffot 
zu bereiten, oder in feiner muthlofen und lebensfatten Me: 
lancholie durdy fremde Hand fich das Leben nehmen zu 
laffen; bald, daß er theild aus den vorigen Gründen, theils 
in der ‘wahnfinnigen Weberzeugung etwas Nothwendiges 
und Unvermeidliches oder gar etwas Geheißened oder Gutes 
— durchaus aber fein Verbrechen — gethan zu haben, 
wenigitens nicht flieht; oder daß er zwar in der Raferei 
oder Angft, in welcher er das Verbrechen begangen, auch 
fortftürzt, dann aber, wenn er zur Befinnung gekommen ift 
und fich deſſen erinnert, ed mit tiefem und wahrem Schmerze 
bedauert. — Mit diefer Berüdfichtigung des innen Ver: 
haltend des Individuums zu feiner gefegwidrigen Handlung, 
die natürlich auch bei dem angegebenen Erfunde nicht immer 
den Zweifel verfcheuchen kann, iſt ſchon zum Theil die Er 
mittlung der causa facinoris-gegeben, deren Mangel und 
Geringfügigfeit oder Unvernunft und Verfehrtheit einen wei- 
tern Beleg gibt und zwar einen um fo bedeutendern, in je 
größerm Mißverhältnig der Beweggrund ftehet zur That. — 
An die Unterfuchung des innern Verhaltens reiht fich ferner 
die des Außern, die fih auf die Zeit vor, während und 
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lenkte den Verdacht der Brandſtiftung dadurch auf ſich, daß er der— 
ſelben zwei Ausländer in einem an die Direction gerichteten Schrei— 
ben beſchuldigte. Beim Verhöre kam er von dieſer Verdächtigung 
ab und ſagte er: „der Engel Gabriel habe es gethan, derſelbe habe 
ihm es ſelbſt geſagt und den Brief andictirt.“ Trotz langer und 
eindringender Vernehmung geſtand er nicht. Er wurde abgeſondert 
und ſeinem Wärter Verhaltungsmaaßregeln gegeben. Dieſem ſagte 
er: „man werde doch nicht fo dumm ſeyn und glauben, er werde 
geftehen, daß er die That vollbracht babe; würde er dicke zugeben, 
jo fime er lebenBlänglich in das Zuchthaus; fage er aber, der Engel 
babe es gethan, fo fomme er nur in die Pfleganflalt, wo er ed 
eben fo aut babe als bier. und von we aud er bald wieder in feine 
Heimath entlaffen werde.‘ 
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nach der That erftreden muß. Da mohl jede beabfichtigte 
Handlung, deren Strafwürdigfeit dem Individuum bewußt 
ift, vor der Vollziehung daffelbe in einen Zuftand von in 
nerer Bewegung verfegen wird, der auch äußerlich fich ab— 
fpiegeln und durch die That felbft nicht feine fofortige 
Löfung finden dürfte, fo find Hauptpunfte der- Erörterung: 
ob und in wie weit das Betragen der geiftesfranken Perſon 
während der bewegten Zeit — einmal an und für fi, 
und dann gegenüber dem Betragen vor jener Zeit — über 
einftimmt mit demjenigen einer geiftesgefunden Perſon, bie 
fi) ein ähnliches Vergehen erlaubt hat. Es fällt hiebei 
namentlich in Berüdfuhtigung, ob das fragliche Individuum 
nicht mehr oder weniger lang vor der That eine befonderd 
gedrüdte und trübe Stimmung, Ver- und Abgefchloffenheit, 
Mißtrauen, Angft, Jammer und Verzweiflung, over im 
‚Segentheil eine mehr aufgeregte (auffallend zornige ober 
heitere) und reisbare Stimmung, leidenfchaftliches Weſen, 
große Unruhe ꝛc., oder Bizarrerien und wirkliche Verfehrt: 
heiten — und endlich in al’ diefem eine auffallende Ber: 
änderung feiner gewöhnlichen Neigungen, Denf- und Hand- 
lungsweife, oder eine widernatürliche Steigerung derfelben 
an Tag gelegt hat; ob e8 die Handlung mit fchauder: 
hafter Kälte und Erjtorbenheit des Mitgefühls, oder in 
einer Art von Wuth und wirflicher Raferet begangen hat; 
ob es fich nach derfelben erleichtert, freier und heiterer, oder 
ganz gleichgültig, oder noch einige Zeit fort in derfelben 
widernatürlich gedrüdten oder aufgeregten Stimmung und 
Verfehrtheit, in welcher e8 unrechtmäßig gehandelt hatte, 
oder endlich fehr befriedigt und gehoben gezeigt und ſogar 
feines Werkes fich gerühmt hat. — Außer dem innern und 
Außern Verhalten des Individuums — außer der moralifchen 
und Gewiffensverfaffung und den Neden und Handlungen 
deffelben haben wir bei jener Unterfuchung noch weitere 
Momente ind Auge zu faſſen. Diefe find zum Theil fhon 
in der allgemeinen Xetiologie und Symptomatologie näher 
betrachtet worden, zum Theil werden fie es noch in ber 
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Formenlehre; wir zählen die hauptfächlichften hier nur cur- 
forifh auf. Es find: die erbliche Anlage und zwar nicht 
blo8 zu Geiftesfranfheiten, fondern zu Nervenkrankheiten 
überhaupt, das Alter und Gefchleht, onftitution und 
Temperament, Clima, die phyſiſche und pfuchifche Erziehung, 
Lebensart überhaupt, Mißbrauch der beraufchenden Getränfe 
und (nach Marc) der Mercurialmittel, Ausjchweifungen in 
der Molluft, Onanie und Enthaltjamfeit, ferner die Affecte 
und Leidenfchaften, weldye das Gemüth in heftige und ein— 
ander voiderfprechende Bewegungen verſetzen, und zwar 
Kummer, Sram, Liebe, Eiferfucht, Furcht und E chreden, 
Zorn, Fanatismus, Geld: und Ehrgeiz; weiter: vorhandene 
und üderftandene Krankheiten, ven welchen insbefondere die 
Störung und Untervrüdung natürlicher und gewohnter Se— 
und Excretionen, die fogenannten Nervenfranfheiten, typhöſe 
und Wechjelfieber, Entzündung der Nervencentren, feitliche 
und Halblähmungen, Erfüpütterung und fonftige Verlegungen 
ded Gehirns und am Kopfe überhaupt, starke Blutverlufte 
und Gongeftionszuftände, und ganz bejonders frühere 
Seelenftörung. Es kann aber natürlich nicht genügen, daß 
blos das Vorhandenfenn des einen oder andern oder mehrer 
diefer Momente in der Gefhichte des Individuums gefunden, 
fondern daß auch ihr genetifcher Zufammenbang mit 
der Krankheit nachgewiefen werde. — Unter den Eymps 
tomen heben wir noch folgende beſonders hervor: die Ver: 
änderung der bisherigen Art fich zu geben, die fich in der 
Regel bis auf die geringfügigften Dinge erftredt — bie 
1. B. auf die Handfchrift hinaus — und an diefen oft am 
Beiten erfannt werden fann, die Phyſiognomie, Haltung, 
Gebärde, der Blick, Buls, Schlaf, der Zuftand der Senft: 
bilität der Sinnesorgane (namentlich auch der Haut), bie 
Darmausfcheidung, der Geruch der Ausdünftung. 

Am meiften Aufflärung verſchafft man fich durch die 
Vergleihung ded vorliegenden SKranfheitsfalles mit ſchon 
befannten und felbitig erfahrenen, und durch die logiſche 
Zurüdführung Deffelben auf den Begriff der 


0° 


Form. 8 lehrt nämlich die Erfahrung, daß die verjchie- 
denen Franfhaften Seelenzuftände gemeinfame Symptome 
haben, vermöge deren fte in größere und Ffleinere Abthei- 
lungen gebracht werden fönnen, und endlich auf beftimmte 
Formen oder gewifle Verbindungen derjelben zurüdzuführen 
find. Es dient bei der Unterfuchung und Beurtheilung des 
concreten Falles, die doch immer individuell gehalten werden 
muß, dieſes logifche Verfahren hauptfädhlich dazu, die Si: 
mulation "oder fälfchliche Anklage zu entdeden. Marc *) 
jagt darüber: „je -mehr die,Erfcheinungen eines zu unter- 
fuchenden Falles von Geiftesfranfheit von den gewöhnlichen 
Beobachtungen abweicht, oder je mehr ein zweifelhafter 
Geiſteskranker einen Inbegriff von Symptomen darbietet, 
welche mit der Form im Widerſpruch ftehen, zu der fie ges 
hören follten, um fo forgfältiger hat man fich vor Ueber— 
liftung zu hüten.” Uebrigens ift die Biychiatrie noch feine 
fo bearbeitete und ausgebildete Wiffenfchaft, daß es nicht 
auch Fälle geben könnte, welche unter die bis jetzt aufge- 
ftellten Formen fich nicht reihen ließen. Wir felbft haben 
deren gefehen: fie nähern jich bald. mehr einer moralifchen 
Ververfität und werden oft auch Jahre lang als folche be= 
handelt, oder die Kranfheit felbft ift noch nicht zur gehöri— 
gen Entwicklung gefommen, oder endlich fie hat fcheinbar 
aufgehört oder wenigftens einen Punkt erreicht, in welchem 
der Geiftesfranfe feinen Zuftand zu beherrſchen — zu führen 
weiß, wie der Raufchige feinen Raufch. 

Unter den gemeinfamen Symptomen fann man nun 
zwar verfchiedene als die hauptfächlichiten hervorheben, und 
bat dieß auch insbefondere nach den zu Grund gelegten 
Anfchauungsweifen von den pſychiſchen Vermögen gethan: 
faft immer fam man aber wieder auf die ältefte und zugleich 
einfachite 

Eintheilung der Seelenftörungen 
zurüd, die neben dem, daß fie am meiften gemeinfame 


R A. a. O. 1Bd. ©. 104. 
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Eymptome in ihre Arten aufnimmt, auch den Vorzug bat, 
daß fie in ihrer gleichzeitigen Berüdfichtigung des Verlaufes 
der Krankheit das Stadium angibt und einen Blick in die 
Prognofe gewährt. Nach ihr unterjcheidet man: Schwer: 
muth, Tollheit, Wahnfinn (allgemeinen und theilweifen), 
Bloͤdſinn sc. Wenn wir aber nachgehends diefer Eintheilung 
nicht durchaus folgen, fo geſchieht es nur, um noch größere 
Gemeinfamkeiten anzudeuten, und feinere Unterfrheidungen 
nicht unbeachtet zu laſſen, wobei uns hauptfächlich angelegen 
jyn wird, die einmal vorhandenen Begriffe zu erflären, 
u läutern und an ihren Ort zu bringen, und damit einiger: 
maßen fichtend auf den verwworrenen Eprachgebrauch einzu- 
wirken. #) — Das auffälligfte unter jenen Symptomen tft 


*) Eine neuere, indbefondere für den juridifhen Zweck von 
slemming (pſychiatriſch. Journal Band und Heft I. ©. 112.) 
aufgeftellte Eintheilung, welche uns erichöpfende Behandlung, Togifche 
Chärfe und Genauigkeit mit möglichfter Natürlichkeit zu vereinen, 
und ein ebenfo ausführliches und weites, ald in's Einzelnfte ein» 
gehended Schema darzuftellen fcheint, glauben wir bier wiedergeben 
zu müffen, da fie nur einem Theil unferer Leſer befannt feyn wird. 

Samilie: Amentiae, (duxokaeg) GSeelenftörungen. Cha: 
racter: Trübung und Anomalie der fenforifhen (pſychiſchen) Funk— 
tionen. 

Ife Gruppe: infirmitas, (ueıworg) Geiſtesſchwäche. Character: 

Verminderung der pſychiſchen Kraft» Acuferungen. 
"Arten: 
A. nad) dem urfächliden Verbältniife. 

1) primaria s. congenita (Syn. Idiotismus Esq.) 
Aus mangelhafter Entwidlung- von der Geburt an, 
oder in den erften Febensjahren entftanden. 

2) secundaria s. acquisita (Syn. Imbecillitas.) Durd 
Verlegung des gehörig entwidelten und früher gefun: - 
den Nervenſyſtems entftanden. 

species. 
a) e morbo (nad) Hirnwunden, Hirmnengündung, Wer: 
venfieber, Epilepfie.) 
b) senilis (in Folge der Abnahme der Lebendtraft im 
höhern Alter.) 
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das Benehmen; da daffelbe aber nichts Selbſtaͤndiges ift, 
fondern nur aus den Gefühld- und Vorftellungsacten 
"unmittelbar oder vermittelt durch den Willen hervorfließt, 


B. Nach dem-Umfang: 

1) adstrieta, begränzte Geiſtebſchwäche. Character: 
Schwädhe einzelner Geifted - Vermögen. 

species. 

a) Dysmnesia, Gedächtnißſchwäche. Character: Schwäche 
der Reproduktionskraft des Wahrnehmung: Wermö- 
gend. Symptome: Unvermögen, fih der Ein: 
drüde, entweder aus legter oder aus früherer Ver: 
gangenheit, überhaupt oder deutlih zu erinnern. 

b) Inf. adstr. surdo-mutorum, Geiſtesſchwäche von 
Taubftummbeit. 

c) Inf. adstr. coecorum, Geiſtebſchwäche von Blind: 
heit. Character: (ad b. und c.) Relative Schwäche 
ded Frfenntniße und Begriffd = Vermögend , wegen 
mangelhafter Ausbildung derfelben durd die bezüg- 
lihen Sinnedwahrnehmungen. 

2) Inf. sparsa, "verbreitete Geiſtesſchwäche. Character: 
Abfolute oder relative Schwäche ſämmtlicher Geiſtes— 
und Gemüthskräfte. Symptomes Stumpfbeit ber 
Sinnedempfindungen, Manyel der Aufmerkfamteit, 
Schwäche der Erkenntniß — der Urtheildfraft — der 
Phantaſie — des Gedächtniſſes — in verfdhiedenen, 
nicht genau abzugränzenden Graben. 

Ilte Gruppe: Vesania (UvxXoraodäıg) Geifteßverwirrung, — 
Character: Depravation der pſychiſchen Krafte Aeußerungen 
dur Uebermaas oder VPerverfität. 

1fte Ordnung: Ves. dysthymodes, s. dysthymia, Gemüths— 
förung, Character: Depravation der pſychiſchen Kraft: 
Aeußerungen mit vormwaltender Störung der Gemüthsthätig— 
feiten. Symptome: Anomalie der Zuftands - Empfindungen, 
der Stimmung, der Gemüthd =» Erregbarfeit, der Gefübls- 
Begehrungen (Neigungen), der Gefühldbeftrebungen (Triebe). 
Die damit verbundenen Delirien werden gleihfam nur durch 
die Dysthymie hervorgerufen, und beziehen id ftetd auf die 
vorwaltenden Gefühle. 

Arten: 

A. nah dem Typus. 

1) Dysthymia transitoria s. subita, plögliche. Character: 
Plöslihes rafhed Auftreten. Symptome: Reizbarkeit, 
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io haben wir auf die Zuftände der Grundthätigfeiten im 
pfuchifchen Leben — auf das Empfinden und Fühlen und 
auf das Wahrnehmen und DVorftellen, auf das Gemüth und 


— 





Geneigtbeit zu Gemüthöbemwegungen, befonderd zum 
Nerger: Verfiimmung, Mißmuth, Todesfurcht, Angft, 
Verzweiflung am Lebendglüd. (Häufig im stadium 
prodromorum von Hirnengündung und Nervenfiebern, 
oder von den Anfällen der Epilepfie und anderer 
Krampffrankheiten, feltener in der Form von plötzlichen 
GSelbftmordtrieben vorfommend.) 

2) D. continua, anhaltende Dysthymie S. B. 1. 

3) D. remittens, nadlaffende Dysthymie | und 2. 


NB. Die D. remittens geht in der Remission ın 
bloße Dysaethesis über. 
B. Nach dem Umfang: | 
4) dysthymia adstricta, begränzte (partielle) Dyßthymie. 

Character: Vorwaltende Anomalie einzelner Gefühld- 

flimmungen, Neigungen, Triebe. 

species: 

a) atra (Syn. melancholia, Lypemanie Esqu) trübe 
Dysthymie. „Character: Traurigkeit, Furcht, Angft, 
Miftrauen, Uebelwollen, Variet. @) Nostalgia, 
Heimweh; P) Feroeitas und Morositas ebrioso- 
rum, Wildheit und Mißmuth der Trunffälligen. 

b) D. candida, heitere Dysthymie (Syn. Melanchol. 
hilaris, Chaeromanie Chambeyron.) Character: 
Heiterkeit, Ausgelaſſenheit, Neigung zu Nederei, 
Seneigtheit, Alles im ſchönſten und erfreulichften 
Lichte zu ſehen. 

c) D. mutabilis, veränderlihe Dysthymie. Character: 
Wechſel zwiſchen den zwei vorhergehenden Formen. 

2) Dysthymia sparsa (apathica) verbreitete Dysthymie. 
(Syn. Melancholia attonita). Character: Schein⸗ 
barer Stumpflinn, dumpfes Hinbrüten und Inſich— 
gefehrtfeun, Leberwiegen eined unbeflimmten widrigen 
Gefühls, Unempfindlichkeit gegen alle diefem heterogenen 
Findrüde. z 


2te Drdnung: Ves. annoetos s. Anoäsia, Berftandesflörung. 
Charakter: Depravation der pfuchifhen Kraft: Aeußerungen 
mit vorwaltender Anomalie der intelleftuellen Thätigkeiten. 
Symptome: Delirien der verfchiedenften Art, neben ben 
Ronatſchr. f. d. Juftispfl. XIL. Bd. 1. Abth. 3 
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die Intelligenz zurüdzugehen. Die Gemüthszuftände äußern 
fich innerhalb der Gegenfäge von Traurigfeit und Freude, 
von Verzweiflung und Uebermuth, von fcheinbarer Unem— 


Erfheinungen der Dysthymie, melde jedodh durch jene in 
den Hintergrund gedrängt und anfceinend nur durd jene 
hervorgerufen werden. 

Arten: 
A. nad) dem Typus. 

1) Anoesia transitoria, s. subita, plöglide Anoefle. 

Character: Unvorhergeſehenes Auftreten mit raſchem 
Verlauf. 

species. 

a) A. e febre, fieberdeliriun. 

b) A. e potu nimio, (ebrietas) Zrunfenpeit. 

c) A. ex affectu, Wahnfinn von heftiger Gemüths— 
bewegung. 

d) A. semisomnis, Geifted- Verwirrung in Schlaf: 

trunkenheit. 

e) A. somnambula s. spastica, Somnambulibmub. 

2) Anoesia continua, anhaltende Anoefle. 37 S. B. 1. 

3) Anoösia remittens, nachlaffende An. } und 2. 

NB. Die A. remittens geht in der Remission 
in Dystbymie über. 
B. Nah dem Umfang: 

1) Anoäsia adstricta, begränzter <partieller) Wahnfinn. 
Character: Delirien in einzelnen Richtungen der Ver: 
ſtandesthätigkeit. 

species. 

a) A. ad sensationes, Hallucinationen, (Delirien 
der Sinne) Var: a. fallacia sensuum et halluci- 
natio ebriosorum,, frunffällige Sinnedvermwirrung. 

b) A. ad cogitationes, Wahnmwis, (fire Ideen.) 

2) Anoësia sparsa, verbreiteter Wahnfinn. Character: 
Delirien in allen Richtungen der Verftandesthätigkeiten. 
Var: a. Anoösia potatorum, (Delirium tremens) 
Säufer - Wahnfinn (als peculiäre Form.) 

3te Ordnung: Vesania maniaca s. Mania, Tobfuht, Wuth. 
Character: Depravation der pſychiſchen Kraft: Aeußerungen 
mit gleihmäßiger Anomalie der Gemüths- und intelleftuellen 
Thätigkeiten. Symptome: Heftige und perverfe Gefühle, 
Neigungen, Triebe — mit gleich heftigen Delirien, die fi 
gegenfeitig unterhalten und fteigern. 
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pfindlichkeit und Zorn; die Zuſtände der Intelligenz geben 
ſich kund in dem Welt- und Selbſtbewußtſeyn und in der 
Beſonnenheit und Beſinnung; die Zuſtände des Gemüths 
und der Sntelligenz haben gegenfeitig auf einander Einfluß 
und beftimmen den Willen; es find bald jene, bald dieſe 


Arten: 
A. nad) dem Tupuß. 

i) Mania transitoria s. subita, plöslihe Meanie. 
Charakter: Plöglihed Hervorbrehen der Manie ohne 

ı  bemerkbared Vorbotenftadium und ohne vorbergegangene 
Dysthymie oder Anvefle, gewöhnlid Kriſe durd 
Schlaf, oder Uebergang im die zweite Art. 

species. 

a) Mania s. a febre, (delirium encephaliticum) 
heftige Delirien bei fieberhaften Hirn- und Nerven» 
Tranfheiten. 

b) Mania s. a potu nimio, plöglide Manie von und 
bei Trunkenheit entflanden. 

e) M. s. ex aflectu, Manie von heftiger Gemüths— 
bewegung (Zorn) entftehend. 

d) M. s. e partu, (bei Gebärenden, Wöchnerinnen 
und Säugenden.) 

e) M. s. emorbo occulto (vulgo) Amentia occulta, 
welche jedoch) auch die vorigen species umfaßt. 

2) Mania continua, anhaltende Tobfudt. 3 S. B. 1. 

3) Mania remittens, nachlaſſende Tobſucht. und 2. 

NB. Die Mania remittens gebt in der Remis- 
sion in Ano&sia, in einigen Fällen fogleich 
in Dysthymia über. 

B. Nach dem IImfang: 

4) Mania adstrieta seu instinetiva, begränzte Manie 
oder Wuth des Triebed, (Mania sine delirio, Pinel: 
Monomanie instincetive Marc: Mania affectiva. 
Folie raisonnante: Moral insanity.) Character. 
die Tobſucht beſchränkt fih auf einzelne krankhafte 
Zriebe, Delirien, Handlungen. (Sie ift faft immer 
Mania transitoria s, subita.) 

2) Mania sparsa, verbreitete Tobfucht. Character: Des 
pravation in allen Richtungen der Gemüthd= und in- 
telleftuellen Thätigfeiten. 

3% 
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vorherrfchend, bald beide in gleichem Maaße krankhaft 


alterirt. 


Demnach unterſcheiden wir folgendermaßen: 


I. Gemüthskrankheiten; das Gemüthsleben, Ge— 


II. 


IM. 


fühls- und Begehrungsvermögen find vorherrfchend 
alienirt, während die Geiftesthätigfeit anfcheinend 
geringen oder doch ſecundären Antheil nimmt. 
a) Shwermuth — bei vorwaltender Traurigkeit, 
Muthlofigkeit, Furcht, Angft und Verzweiflung. 
b) Tollheit — bei vorwaltender Heiterkeit, Freude, 
Nederei, Uebermuth, Zorn. 
c) Zaunenhaftigfeit — Wechſel zwifchen beiden 
Stimmungen. 
Delirien; dad Gemüths- und Geiftesleben find 
gleichermaßen ergriffen, das Welt: und Gelbftbe 
wußtſeyn ift alienirt, ein Traumleben 
a) b) c) mit dem Character der Schwermuth, der 
Tollheit oder dem MWechfel zwifchen beiden. 
Beiftesfranfheiten; das Gemüth nimmt unters 
geordneten Antheil, das Weltbewugtfeyn ift nicht 
getrübt oder höchftens fo weit, als es durd ein 


. Wahnfyftem beherrfcht wird, das Verftandesleben ift 


vorzugsweife alienirt: 
a) mit Befchränfung auf einzelne Reihen von gei- 
ftigen Acten — theilweiſe Verrüdtbeit; 
b) mit Ausbreitung auf alle — allgemeine 
Berrüdtheit; 
c) mit Schwäche der Thätigfeit und Kraft — 
Berwirrtheit, Stumpffinn, Bloͤdſinnx. 


Bei der 


Schwermntb, 


die oft Monate und Jahre lang vor dem Ausbruche der 
eigentlichen Geiftesfranfheit angedauert, und damit das 
Brütungsftadium derfelben dargeftellt hat, bilden die Des 
preffion des GSelbftgefühles, der Mangel an 
Selbftvertrauen und hauptſächlich der mehrerwähnte 
ſchmerzhafte Zuftand der Empfindungen den 
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Grundzug, von welchem aus erft "die übrigen Eeelenver- 
mögen Franfhaft alienirt werden. Jene Schmerzhaftigfeit 
der Empfindungen bezieht fi nun entweder hauptfächlich 
auf das Förperliche Gemeingefühl und wird dann als 
Hypochondrie bezeichnet, oder auf das pſychiſche, 
wodann fie verfchiedene Vatietäten zeigt, Die durch die 
Richtung des Gefühle und die Art der aus ihr entfprun- 
genen und mit ihr verbundenen Vorftellungen und Willens» 
äußerungen beftimmt, und unter dem Begriff der Melan- 
holie zufammengefaßt werben. 
Die Hypochondrie 

fällt vorzugsweife Männer im gereiftern Alter, und bes 
ginnt gewöhnlich mit einer düftern, mißmuthigen, reizbaren 
und ärgerlichen Stimmung, die Vormittags in höherm 
Grade vorhanden tft ald Nachmittags, und hier unter der 
Einwirfung gefellfchaftlicher Kreife oft in eine fehr muntere 
Saune überfchlägt. Aus der allgemeinen und unbeftimmten 
Mißſtimmung bilden fich einzelne Klagen heraus über die 
Unregelmäßigfeit bald diefer bald jener, bald einzelner bald 
mehrer förperlicher Functionen, über ſchmerzhafte und uner> 
träglihe Empfindungen von einem bald beftimmten, bald 
nicht näher zu beftimmenden und eigenthümlichen Eharacter, 
ohne daß in einer wirklichen Veränderung der Functionen 
oder in pathologifchen Zuftänden von Organen und Sy: 
flemen eine entiprechende Begründung für fie gefunden 
werden Fönnte.... In den niedern Graden beſitzt der 
Kranke noch fo viel Selbftbeherrfchung, daß er feinen Zu— 
fand verbergen und vergeffen fann und in feinen Gefchäften 
nicht gehindert erfcheint; in den höhern Graden wird er aber 
von feinen förperlichen Gefühlen eigentlich abforbirt, fo daß 
er fie auch Außerlich zur Schau trägt, und jeden Auffchwung, 
den man feinem pfychifchen Leben geben will, mißachtet und 
alle feine Betrachtungen herunterzieht in das gemeine Ges 
triebe der Förperlichen Fragen und Antworten. Er hat da 
Gefühle von Bangigfeit und Angft, belaufcht alle Empfin- 
dungen mit verzehrender Sorgfalt, vermag nicht über fie 
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und die fupponirten Beränderungen im Organismus, von 
welchen fie begleitet find und herfommen, und zu welchen fie 
führen, binauszudenfen. Er bat, wie er behauptet, gar 
feinen Schlaf oder wenigftens feinen rechten oder erquiden- 
den, feine rechten Sinnesempfindungen, feinen Appetit, Feine 
Verdauung, feinen Stuhlgang oder nur unausreichenden, 
feine feruellen Regungen, feine Gedanken, fein Gedächtniß, 


-ift in moralifche und intellektuelle Nullität verfallen , findet 


das Leben unerträglich, jammert laut, zittert am ganzen 
Leibe, eilt hin und her, rauft ſich in den Haaren, ringt 
die Hände, Faut an den Nägeln, zieht die Augenbraunen 
zufammen, runzelt die Stirne in die Quere und in V Fal— 
ten, verzieht weinerlich und fehmerzhaft die Mundwinfel, — 
furz es find fo manchfaltige und fchwere Klagen über förs 
perliche und geiftige Leiden vorhanden, daß man nur den 
haracteriftifchen Mangel einer objectiv wahrnehmbaren Be: 
gründung erfaffen darf, um fogleich ihre wahre Bedeutung 
erfennen zu können. — Unter Umftänden fommen die Kranfen 
leicht darauf, den Grund ihrer anomalen Empfindungen 
nicht mehr in natürliche Veränderungen diefer oder jener 
Körpertheile, fondern in die Verwandlungen derſelben in 
Glas, Holz, Wachs ıc., in die feltfamften Vorgänge und in 
das VBorhandenfeyn fremder lebender Wefen (Fröfche, Krebfe, 
Eidechfen 20.) innerhalb des Körpers zu ſetzen und die ab- 
furdeften VBorfchläge zu Entfernung bderfelben zu machen. 
Mit diefen Wahnvorftellungen ift denn auch der Uebergang 
zur Verrüdtheit vorbereitet. 

Häufig wird das Gemüth bei Der fihon oben berührten 
Steigerung der Selbftjucht, die Feine anderen Gedanken als 
die — an das liebe Jch auffommen läßt, mit Neid, Haß, 
Ditterfeit, Mißtrauen und Rache gegen die Nebenmenfchen, 
und insbefondere gegen diejenigen erfüllt, an welchen der 
Kranfe Feine Theilnahme oder gar vielleicht Hohn zu bes 
merfen — oder welche er endlich ald die Urheber feines 
Leidens anfehen zu dürfen glaubt. Von diefen bittern Ge- 
fühlen und wahnhaften Vorftellungen laffen ſich manchmal 
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die Hypochondriften zu tadelnswerthen Handlungen hin⸗ 
reißen: zu ungerechten Urtheilen und Befchuldigungen, 
thätlichen Mißhandlungen anderer Perfonen *) und felbft 
zu lebensgefährlichen Drohungen und Angriffen gegen ihre 
vermeintlichen Webelthäter **), wie auf der andern Seite 
die Hypochondrie auch häufig zu Selbftmord führt. 

Bei der richterlichen Unterfuchung und Beurtheilung 
diefes Franfhaften Zuftandes hat man fein Augenmerk vor: 
zugsweife darauf zu richten, in wie weit und auf wie lange 
die Aufmerffamfeit des Kranfen von feinen Gefühlen hin- 
weg — und auf andere Gegenftände gelenkt werden kann, 
wie fich das fubjective Urtheil zu Ddiefen Gefühlen verhält, 
ob und welche Wahnvorftellungen vorhanden find, und wie 
das fonftige Benehmen des Kranken ift. Im Allgemeinen 
wird bier nie von einer vollen Zurechnung die Rede feyn 
fönnen, und eine bie zur gänzlichen Aufhebung fteigende 
Verminderung derfelben in dem Verhältniß eintreten müſſen, 
als das Vorftellungsvermögen in den Franfhaften Prozeß 
hineingezogen ift; im Einzelnen aber wird man vorzugsweije 
nach dem Erfunde der angegebenen Forfchungsobjecte zu 
urtheilen haben. 

Die Hyſterie, 

die nur Frauen und weiblich conftituirte Männer befällt, 
äußert fih im Allgemeinen unter denfelben Symptomen wie 
die Hypochondrie — nur mit dem Unterfchiede, daß ftatt 
der einfachen unangenehmen Gefühle fehmerzhafte Kränipfe 
vorhanden find, daß der Wechfel zwifchen den verfchiedenen 
Gemüthsftimmungen viel greller ift und die einzelne Ex— 
acerbation minder lang dauert. 


*) Finer unferer Kranken, der an hypochondriſcher Melandolie 
litt, fuhr, wenn man ihn tröften und feine Leiden al3 geringer dar- 
ftellen wollte, öfter aud dem Bett auf, und theilte Schläge an die 
fonft von ihm geliebteſten Perfonen aus. 

*) Marc a. a. O. BU. S. 8. erzählt von einem hypo— 
chondriſch verrückten Kutſcher, daß derſelbe ein Mordattentat auf 
einen Arzt machte, weil er ihm ſeine Leiden verſchlimmert hätte. 
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In der eigentlichen 

Melancholie 

treten die Klagen über körperliches Uebelbefinden zurüd, ja 
die Kranken halten fi im Gegentheil für gefund, ihren 
gegenwärtigen Zuftand, der durch ein Mißgefchid über fie 
verhängt worden fey, für den natürlichen und den frühern 
für eine Täufchung. 

Sm ntederften Grade (morositas) zeigt ſich blos 
ein Gefühl von Drud oder Xeerheit in der Bruft und im 
Kopfe, von Nagen in der Mäagengrube, von Unbehagen, 
Mißmuth, Traurigkeit, Angft, Seufzen, Neigung zum 
Meinen — ohne daß man fich eines Grundes diefer Miß— 
ftimmung bewußt wäre. 

Inm weitern Verlaufe und im höhern Grade treten 
beftimmte Borftelungen dazu, die ſich nach der Art des 
alterirten Gefühles, nad den Lebensanfichten und dem 

Character des Individuums, nach den Beftrebungen, mit 
welchen es fich in ber legten Zeit befaßt — und nad) den 
tiefergreifenden Lebens-Erfahrungen, welche e8 gemacht hat, 
richten. Manchmal befteht da die Krankheit nur in der 
unmittelbaren und allzulangen Fortdauer und übermäßigen 
Höhe eines fehmerzhaften Affeetes — 3. B. des Kummers 
über den Tod einer geliebten PBerfon, des Heimwehes — 
melanch. nostalgica. In Fällen ift das Gefühl vorhanden 
von einer fihredlichen LXeere und Empfindungslofigfeit im 
Herzen, von einem Mangel an allem und jedem Mitgefühl 
für der Seinigen und anderer Nebenmenfchen Wohl oder 
Wehe, von dem Berluft aller Liebe und jedes Vermögens 
zu lieben, von einem Wiverwillen gegen Alles was ift, und 
von einer Nullität aller Eriftenz; in andern das Gefühl 
von einem fihwer auf dem Herzen laftenden unüberwind- 
lichen Drude, von einer namenlofen Angft, Unerträglichfeit 
des Lebens, al8 ob man das größte Verbrechen begangen 
hätte oder begehen müßte, um der entfeßlichen Qual [os 
zu werden; in noch andern das Gefühl von einer moralifchen 
Richtigkeit und Berfehlung feiner Lebensaufgabe, von einer 
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schweren Sündenlaft, von Gottverlafienheit und ewiger 
Verdammniß; bald und mitunter das Gefühl von einer 
Behemmung im empfindenden, denfenden und wollenden 
Leben, von einem trägen und monotonen Gange der Vors. 
ſtellungen, von Schwerbefinnlichfeit, Gedächtniß- und Urs 
theilsfhwäche, Unbehülflichfeit im äußern Leben, von Un— 
ſchlüſſig-, Rath- und Willenlofigfeit — vder auch von 
einer präcipitirten ungeregelten Aufeinanderfolge der Bor: 
ftellungen und namentlich von trauriger, fremder und gleich» 
fam aufgenöthigter Natur, von einer geiftigen und Förper- 
lichen Unruhe, und von der Unterordnung unter eine fremde 
— nicht im eigenen Eelbft liegenden, die Borftellungen 
beftimmenden und den Willen überwältigenden — Macht. 

Für al’ dieſe Gefühle fuchen nun die Sranfen eine 
Erflärung, und den Grund davon entweder in ſich 
felbft — melanch. concentrica, oder außer fih — 
peripherica. Im erjtern Falle Hagen fich diefelben wegen 
Feiner oder nichtsfagender Berfehen fehr hart an, behaupten 
fie oft mit der größten feheinbaren Klarheit, Ruhe und 
Standhaftigkeit, welche den Richter fehr täufchen Fönnen, 
die fchwerften Verbrechen (wie Kindsmord) begangen — 
immerhin aber durch eigene nicht zu verföhnende Verſchul— 
dung die Entfremdung Gottes und der Welt und die ewige 
Verdammniß fich zugezogen zu haben — melanch. religiosa; 
verlangen fie in Eriminalunterfuchung gezogen und auf das 
Echaffot gebracht zu werden; jammern fie, die liebften Güter 
(Kinder und Vermögen) verloren oder moraliich und ma> 
teriel zu Grunde gerichtet zu haben, und mit der Familie 
dem Hungertode und der Verachtung Preis gegeben zu feyn; 
glauben fie blödfinnig zu ‘werden und fich durch diätetifche 
und andere — bald geringere bald beveutendere — Fehler 
felbft in diefen Zuftand verfegt zu haben; wähnen fie end- 
lih von Dämonen befeffen zu feyn — melanch. daemono- 
maniaca.. — Im andern Falle befchuldigen die Kranfen 
ihre Angehörigen, die Umgebung und auch andere Perfonen 
eined böswilligen hinterliftigen und fie quälenden Benehmens, 
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von dem aus alle ihre Leiden herrühren, und behaupten fie, 
von denfelben oder audy von ihren Beinden überhaupt un- 
Achte Speifen und Getränfe zu empfangen, durch gewiffe 
. Einflüffe materieller und immaterieller Art gepeinigt und in 
ihrem Thun und Lafjen beeinträchtiget, gehemmt und bes 
ſtimmt — (magnetifirt und eleetrifirt) — oder überhaupt 
verfolgt zu werden. 

Immerhin erfcheinen den Kranfen die Dinge der Außen. 
welt nicht wie fie find, Alles in einem andern der trüben 
Stimmung entfprechenden Lichte, und häufig fommen aud) 
wirkliche Zäufchungen der Sinne vor von demfelben quä- 
lenden und die Depreffion des Selbftgefühles beftätigenden 
Character — vorzugsweife aber bei der peripherifchen Me— 
lancholie, weßwegen auch in ihr der Uebergang zur Ver: 
rüdtheit fo leicht eintritt; immer liegen zugleich bei Weiten 
mehr wahnhafte Borftellungen im Hintergrunde, als fich in 
den Reden und Handlungen der Kranken zu erkennen geben 
und je vermuthet und geahnet werden. 

Das äußere Benehmen oder die Art der Willend« 
äußerung der Kranken ift fehr verfchieden: manchmal — in 
der melanch. attonita s. passiva — fprechen fie fein Wort, 
geben nicht einmal Zeichen, find ganz in fich verfunfen und 
verhalten fich dann wie ftarre Ieblofe und nur durch äußere 
Einwirfungen in Bewegung zu verfegende Mafchinen, lafien 
die Ercremente ohne Rüdficht auf Ort von fich gehen, haben 
hängende ausdrudslofe Züge und verrathen nur im Blide 
ein ängſtliches Lauern. Diefer Zuftand, in weldyem oft das 
reichfte aber traurige Bhantafteleben und die höchfte Schmerz 
haftigfeit der Selbft-Empfindung vorhanden find, wird jehr 
häufig ald Stumpf» oder Blödfinn angefehen. In andern 
Ballen finden die Kranken nicht genug Worte und Bilder, 
um ihre Iroftlofigfeit und tiefe Verworfenheit zu fehildern, 
die einer durchaus andern ald mildernden und tröftenden 
Kranfenbehandlung bedürfe, und find fie in einer großen 
Unruhe, die fie zu feiner Arbeit fommen läßt, troß äußerfter 
Müdigkeit fortwährend auf den Beinen erhält und bins und 
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bertreibt — in’8 Freie hinaus und in Wälder und von 
einem Drte und Freunde zum andern — melanch. activa 
et errabunda. In noch andern und indbefundere bei der 
melanch. peripherica fchimpfen und läjtern die Patienten 
über die Unbilden, welche ihnen nad ihrem Wahne zuge- 
fügt werden, betragen fte fich überhaupt tumultuarifch und 
greifen fie fehr leicht zu gewaltthätigen Mitteln der Abwehr 
und Rache. In allen Fällen — und in den leichtern und 
bei einem. hohen Grade von Selbftbeherrfchung wenigftensd 
ju den Zeiten, wo fich diefelben nicht beachtet glauben — 
gibt fich ihr Gemüthszuftand auch durch die Mimif zu ers 
Innen: der Blick iſt niedergefchlagen, ſcheu, furchtfam, vers 
zweiflungsvoll; die Züge find hängend, erftarrt, wie leblos, 
oder convulfivifch verzogen, und drüden Trauer, Angft und 
Verzweiflung aus; der Gang zögernd und bevächtlich, oder 
haftig, die Haltung meiſtens gedrüdt Cim Ganzen aber 
Gang und Haltung von dem beftimmten Einfluß der 
Stimmung auf die Willensactionen abhängig); immer aber 
können die fehmerzhaften Affecte, die beängftigenden Jlus 
fonen und Hallucinationen, die Wahnvorftellungen von 
ſchwerer Kränfung und einer fyitematifchen Beeinträchtigung 
im eigenften Selbft, und die feiblich geiftige Unruhe eine 
Höhe und MWebergewalt erreichen, daß die Kranken auf 
Minuten und Stunden in verzweiflungsvolled Heulen und 
Schreien, in lautes Bedrohen, Toben und MWüthen aus- 
brechen und den tbermächtigen Antrieben zu gewaltfamen 
Zerftörungen und gefährlichen Angriffen, zu Selbft- und 
Anderer Morde nicht mehr widerftehen fünnen. 

Die förperlihen Erſcheinungen find auch ver: 
ihieden, doch läßt fich als Regel annehmen, daß fo lange 
die Krankheit furz gedauert und (fo zu fagen) feine Firität 
angenommen hat, diefelben mehr Lebereinftimmung zeigen: 
der Schlaf ift vermindert, unruhig, von fehweren Träumen 
unterbrochen, oder auch faft ganz fehlend; es find die manch— 
faltigften abnormen Empfindungen vorhanden; der Appetit 
bald mangelnd und in Verweigerung der Nahrung aus- 
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artend, bald übermäßig und mit einer Gier nach Süßigfei- 
ten verbunden, meiftend find auch Zungenbeleg und Ber- 
ftopfung dabei; der Kreislauf erfcheint häufig geftört — 
namentlich durch Herzklopfen und Eongeftionen gegen den 
Kopf — die Refpiration verlangfamt, unvollftändig und 
feufzend, die Wärmevertheilung ungleich (Kopf heiß, Hände 
falt), die Ernährung in der Regel heruntergefegt (woher 
allgemeine Magerfeit, gealtertes, welfes, trodened und gelb- 
liches Ausfehen) und nur bei langer Dauer der Krankheit 
öfters mehr als gut. 

Die Melancholie gibt hauptfählich zu Mordverfuchen 
und Mordthaten Veranlafiung und zwar gegen fich felbft 
ſowohl ald gegen Andere. Die Beweggründe dazu treten 
manchmal gar nicht in’8 Bewußtfeyn und die That ges 
fchieht in einem Zuftande von Betäubung, blinder Wuth, 
Raferei und Verwirrung, wodann zuvor bald die faum 
bemerfbaren Symptome einer ftilen Schwermuth — bald 
auch die lautern eines tiefen und breiten Ergriffenfeynd des 
Degehrungsvermögens an Tag gelegt werden, und wobei 
die Kranken mehr oder minder raſch — oft plöglich außer 
ſich gerathen, fichtbar in der gräßlichften Angft fich befinden, 
von höllifhen Wefen fih umgeben und verfolgt wähnen 
‚und zumeilen ein fchredliches Blutbad anrichten. ) Zur 


*) Vergl. aud) unten Mania transitoria. 

- Klug, Auswahl medicinifh=gerichtlicher Gutachten 1.85 1828. 
S. 149. u. ff.: Eine Frau hatte kurze Zeit Aengftlichkeit und ein 
fonderbared Benehmen gegen ihren Mann gezeigt. Ohne äußere 
Veranlafung fchnitt fie eined Morgens früh — mwährend der Abwe— 
ſenheit ihres Mannes — ihre beiden noch im Bette gelegenen Töch— 
terhen mit einem Meffer in den Hal, fo daß das Eine bald darauf 
ftarb. Durch das Gefchrei herbeigeführt, fand man fie „mit einem 
furdtbar zerfiörten und verzerrten Gefidt, wie von Schauder er— 
griffen, Töne ded Schmerzed audfloßend, die Augen weit aufgeriffen 
und ohne Thränen, einen Strid in, den Händen und diefen zudend 
bin= und berreißend.” Bon der That felbft fagte fie: „ich fand 
am Tiſche, Friegte eine große Unruhe, e8 war ald wenn ich daß auf 
dem Tifche Fiegende Meifer nehmen mußte, ih wollte beruntergeben, 
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Erklärung einer ſolchen Ausartung in Wuth möge man fich 
erinnern, daß die Schwermuth überhaupt nur als das erfte 
Stadium der Seelenftörung anzufehen ift und daß in ihr 
die Tobſucht und alle weiteren Formen fchon als Keime 
niedergelegt fih finden. — In andern Fällen treten zwar 
auch feine Beweggründe in's Bewußtfeyn, aber ftatt diefer 
eine nicht zu bemeifternde Unruhe, eine unnenndare Angft 
und ein überwältigender Trieb *) zum Blutvergießen, 








fonnte aber nicht; ich babe wohl benterft, daß beide Kinder wachten, 
ih bin fo zugefahren, und habe erft nach vollbrachter That bemerkt, 
daß beide Kinder am Halfe bluteten.‘’ 

F. N., Bauer, 59 Jahre alt, hatte ſchon mehrmal an 
Schmwermuth gelitten, und im Sommer 4833 bereit wieder einige 
Wochen, ald er feinen Aderbuben erfhlug. Er faß mit diefem 
ganz friedlih am Pfluge, verzehrte mit ihm dad Morgenbrod, fieng 
wieder an zu adern, und nachdem fie faum einmal auf= und abge» 
fahren waren, riß daß vor die Dchfen gefpannte Pferd ab, der Bube 
nahm da8 Pferd fogleich am Zaume und führte ed gegen den Bauern 
bin, diefer aber ergriff dad Aderbeil und gab dem Buben damit 
von Hinten ber einen Streich, daß er zu Boden flürzte, dann gab 
er ibm nod 3 Streihe auf den Kopf, warf daß Beil weg, und 
lief fodann in feinem gewöhnlihen ruhigen Schritt weg in der 
Richtung nah einem andern ald dem NHeimathdort ıc. Leber die 
That felbft machte N. vielerlei Angaben: Bald, er fey durd daß 
Lodreißen des Pferded in Zorn gerathen und habe diefed todtfchlas 
gen wollen, dann fey ihm der Bube In den Weg gefommen; bald, 
er babe wie ein Rafender zugefhlagen, er babe nicht widerfichen 
können; bald, es habe ihn während ded Zufchlagend wieder gereut; 
bald, er habe den Buben abfichtlih todtfihlagen wollen und habe 
ihn von Hinten gefhlagen, daß er habe nicht ausweichen fünnen, 
und doch fey ber Gedanke ded Todtfchlaged und der Außführung 
Ein gemwefen; bald, es feye ihm erft bei dem zweiten Gtreicdhe ber 
Gedanke and Zodtfhlagen gefommen; bald, er habe gar nit ge» 
mußt, wie ed zugehe, ed fey ihm gewefen, wie wenn ihm Jemand 
den Arm zum Schlagen geführt hätte, er habe eben zufclagen 
müffen, er babe ſich nicht mehr helfen fönnen; bald, ed fey ihm 
gewefen, wie wenn er eine Müde todtſchlage. — Beweiſe genug, 
daß daB Bewußtfeyn bei diefer unvorbedachten That wenigftend ge: 
trübt war. 

2) Der eben erzählte Fall von F. N. könnte auch hieher beyo- 
gen werden, namentlih aber eine bdenfelben 14 Tage vor diefem 
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Beuereinlegen, Stehlen ıc. Antriebe der Art erregen oft 
die verzweifeltften Kämpfe im Gemüthe, rufen die verfchie- 
denartigften äußern Mittel zu ihrer Ueberwindung hervor, 








Zodtfchlage betroffene Anmwandlung zur Ermordung eine 3jährigen 
anverwandten Mädchend. Er hatte daffelbe in den Keller gefhidt, 
und war oben am Keller fichen geblieben, um e8 zu ermorden, wenn 
e3 berauffomme, wozu er jedoch Fein Inſtrument bei fih hatte. 
Bid aber dajfelbe heraufgefommen fey, babe er an nichts Böſes 
mehr gedacht, ed fey wieder die alte Liebe zu dem Kinde da gemwefen, 
und er babe über feine böfen Gedanken weinen müſſen. — 


Marc II. Bd ©. 38: N., 21 Jahre alt, hatte die Symp⸗ 
tome ded Trübfinned, „weder feine Reden noch Handlungen vers 
rietben eine Seelenftörung, aber er erflärt, daß er einen gemiffen 
Antrichb zum Morde empfinde, und daß es Augenblide gebe, wo er 
‚ein Vergnügen daran empfinde, dad Blut feiner Schwefter zu 
vergießen und feine Mutter zu erdolchen.“ Auf Vorftellungen er: 
wiedert er Faltblütig: „ich bin dann nicht mehr Herr meined 
Willens.“ Er rief feiner Mutter mehr ald einmal zu: „‚retten 
Sie fih, ih will Sie erwürgen;“ und madte wirklich einige Mords 
verfuche gegen diefelbe, feine Schwefter und einen Schweizerfoldaten. 
Er erflärte felbft, daß er feinen Grund dazu habe. In Charenton 
wurde er gebeilt. 

Evendaf. S. 41. Anmerkung von Ideler, ein Fall, wo ein 
(nachher als geiftedfranf erfannter) Landftreiher im Correctiondhaufe 
einen Mitgefangenen in mörderifcher Abficht angefallen bat, der 
bievon niemald eine andere Veranlafung namhaft madhen konnte, 
ald einen unmiderftehlihen Drang, Blut zu fehen. 


Klug, Gutachten ıc. ©.87.u.ff. Fall von einem 15'/,jährigen 
in der Entwidlung begriffenen und fonft braven Mädchen, welches 
aus krankhaften Antrieben zweimal geftohlen und Feuer angelegt bat. 
Es murde wahrfcheinlide Unzurehnungsfäkigkeit angenomen in 
Rückſicht auf dad Alter und Geſchlecht, die verfpätete Entwidiungds 
periode mit ihren krankhaften Zufällen (Angft und periodiſche Kopf» 
fhmerzen, epileptifche Zufälle, harter aufgetriebener Unterleib, hy— 
fterifche Zufälle), den Mangel jeded Beweggrunded zur That, die 
durchaus zufällige Veranlaffung zur wirklichen Ausführung derfelben. 

Hicher gehören die Zuftäande, welche Hoffbauer: gerichtliche 
Pſychologie ©. 349. u. ff. ald „blinden Antrieb, blinde pfycholos 
giſche Ueberwältigung“ bezeichnet. 

Man vergleiche noch unten: inſtinktartige oder automatiſche 
Monomanie, Mania sine delirio, Mordmonomanie. 


\ 
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geben dem Individuum das Mordinftrument in die Hand, 
der ed die Bernunft wieder entwindet, jagen: daffelbe in die 
Einfamfeit und fort von dem Gegenftande ded Mordtriebeg, 
und veranlafien es zur Warnung der betreffenden Berfon, 
und zu Selbftmordgedanfen und Selbftmordverfuchen; und 
wenn endlich die unglüdfelige That doch vollbracht ift, 
fommt über daffelbe eine Klarheit und Ruhe, welche es der 
drohenden Strafe furchtlo8 entgegengehen läßt, und bei dem 
Unbewanderten jeden Gedanfen an eine zu Grunde liegende 
Seelenftörung fern hält. Solche Individuen zeigen entweder 
die allgemeinen Symptome der Schwermuth, oder blos die— 
jenigen des ſchrecklichen Antriebes, welcher das Bewußtfeyn 
in eine qualvolle Zerriffenheit verfegt und das @emüth mit 
Trauer und Angft erfüllt; oder der Antrieb fommt mit oder 
ohne vorangegangene PVerdumpfung von furzer Dauer 
plöglih, wodann man irgend erhebliche Etörungen im fos 
matifchen Leben (Ceſſation der Periode oder fonft natürlicher 
oder gewohnter Augfcheidungen, ongeftivnen gegen den 
Kopf, Erfhöpfung durch Blutverluft, zu langes Säugen 
und Ausfchweifungen, Epilepfie, naher Ausbruch fchwerer 
Krankheiten, Umftände überhaupt, welche von Belang auf 
die Erzeugung von Geelenftörung find 20.) findet. Die 
nächfte Veranlaffung zur That fann geben der reizende Ans 
blid einer nadten Geftalt, ver Anblifeiner Erecutton, von Blut, 
eines Mordinftrumentes und anderer Mittel zu einem Vers 
brechen, das Anhören von derlei Erzählungen; den lebten 
Grund fuht Ideler in der Affociation der Gefühle und 
Gemüthstriebe nach ihrem Contrafte und in dem daraus 
entftehenden Kampfe und Widerſtreit. — In noch anderen 
Sällen endlich ift nicht nur das Bemwußtfeyn von Bewegs 
gründen mit mehr oder weniger Klarheit vorhanden, fons 
dern e8 wird auch die That auf ein Räfonnement hin bes 
abfichtigt und mit einer Vor- und Umficht ausgeführt, wie 
diefelbe nur dem hellen-Verftande zugefchrieben werden möchte. 
Bald find da die Beweggründe Hallueinationen und ber 
fonder8 des Gehörs (zurufende Stimmen), welche dem 
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Melancholifer einen Befehl geben; *) bald — der Wunſch, 
felbft um’d Leben zu fommen und zwar aus Gründen der 
Feigheit, nicht durch unmittelbares Hand an fich felbft legen, 
fondern auf die Art, daß man Andere mordet (Perſonen, 
gegen die man ſchon vorher einen Groll hatte, oder die auch 
ganz unfhuldig find, wie Kinder), um fodann der Todes- 
ftrafe unterzogen zu werden; **) bald — der Wahn, es 
feye die Verderbniß der Welt hereingebrochen oder e8 drohe 
das größte Elend (Hungertod, Schmach und Schande), und 
man müfle das liebfte Angehörige davor bewahren, was 
nicht befier als durd das Sterbenlaſſen gefchehen koͤnne, 
worauf nicht felten Eelbftmord oder Celbftanflage vor Ge— 
richt erfolgt; *##) bald — die Abficht, fih an den ver- 
meintlichen Urhebern feines Leidens zu rächen, die oft lange 
hin und hergewogen und endlich noch durch Hallueinationen 
firirt wird. +) In Ddiefen Fällen müßte man meiftend an 
der Eriftenz der Geiftesftörung zweifeln, wenn man allein 
auf die Form des Urtheilend, die überall Confequenz und 
Eohärenz zeigen kann, fehen und nicht auf die Prämiſſen 
zurüdgehen wollte, die denn offenbar unvernünftig und 
wahnfinnig. find. Diefe Fälle bilden auch einen Theil des 
Begriffes der monomanie raisonnante, und des „Antriebes 
durch gebundenen Vorſatz“ nah Hoffbauer. 


*) Pſychiatr. Zeitfhrift BbI. ©. 306.: „dem Fneulpaten bat 
auf dem Wege in einem Wirbelwinde eine Stimme zugerufen, er 
folle feine Braut ermorden, weil er doch nicht leben oder auf keine 
andere Weife glüdlih werden könne.“ 

se) Diez, der Gelbfimord &. 304. u. ff. : 

*. Diez a. a. D. ©. 313.: Ein eiferfühtiger- und tiefe 
finniger Soldat bringt feine Frau und feine zwei Kinder um, um 
ſie der verdorbenen Welt zu entziehen und fi Fürbitter im Himmel 
zu erwerben. 

+) Pſychiatr. Zeitfhrift I. Bd S. 262— 321. Gutachten vom 
-Seffen über den Seelenzuſtand eined Tifchlergefellen, welcher feine 
Braut ald die Urbeberin feined Unglüdd (Seelenunruhe) betrachtete, 
und endlih in Folge einer Gehördhallueination mit kaltem Blute 
ermorbdete. | 
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Bei der 
Tollheit 

bildet im Gegenſatz zur Schwermuth die Steigerung des 
Selbſtgefühles und Selbſtvertrauens den Grund— 
zug, dem aber die — der Schwermuth insbeſondere zu— 
kommende Schmerzhaftigkeit der Empfindung nicht immer 
ferne bleibt. Sehr häufig geht dieſelbe aus der Schwer— 
muth hervor, feltener ift fie urfprünglich entftanden. Im 
erftern Falle weicht die Depreſſion der Gemüthsftimmung | 
mehr oder weniger raſch, allmählig und in Abſätzen, und 
manchmal faft plöglich zurüd, und an ihre Etelle tritt in 
‚ derfelben verfchiedenen Weife, und nachdem man in einzelnen 
Fällen die Periode des Uebergangs fogar für diejenige ber 
Genefung anzufehen fich gedrungen fühlt, die Eraltation. 
Im zweiten Falle entfteht die Tollheit in der Regel langjam 
und nur dann plößlich, wenn fie in der Form der Tobſucht 
auftritt. Im Uebrigen hat die ferundäre oder primäre Art 
ihrer Entftehung auf ihre fpertellere Geftaltung nur infofern 
Einfluß, als fich bei der Herausbildung aus der Echwer- 
muth in der Regel der entgegengefeßte Wahn von dem 
zuvor Beftandenen feftfegt, und demnach die Individuen, 
welche ſich vorher als unheilbar, verarmt, verdummt und 
verdammt ꝛc. wähnten, nun ſich für ganz geſund, reich, 
ausgezeichnet gefcheidt, feelig ꝛc. halten. 


Immerhin zeigt die Tollheit eine mehr oder minder . 


große Unruhe, eine gewiſſe FSlüchtigfeit und Haft der oft 
überreichlich zuftrömenden Vorſtellungen, eine gefteigerte 
Sinnlichkeit; zugleich aber in den mildern Graden — wie 
am Anfange — bald mehr einen einfachen Trieb zur Thür 
tigfeit, eine zerfplitterte und zweckloſe Gefchäftigfeit, eine 
ungewohnte Redfeligfeit und Offenheit, die Sucht, ſich ber 
merklich zu machen, ein freies, fich über die Anftandsregeln 
mit Leichtigkeit hinwegſetzendes Betragen, Rauf- und Trink⸗ 
luſt, Mißachtung des Geldes, Lüſternheit — bald mehr eine 
naͤrriſche Heiter- und Luſtigkeit und lärmende Froͤhlichkeit, 
eine beſondere Luft zu declamiren, fingen und tanzen, und 
Monatfchr. f. d. Juſtupfi. XI. Bd. 1. Abth 4 
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einen ausgelaſſenen Humor — bald mehr ein poſſenhaftes, 
neckendes und unartiges Benehmen, ein ſpottſuͤchtiges, 
ſarcaſtiſches und malitiöfes Anreizen Anderer, und ein 
fchadenfrohes Wefen mit einer mehr jovialen oder bittern 
Färbung — bald mehr eine ausgefprochene Böswilligfeit, 
abfichtliches Befchädigen Anderer auf alle mögliche und oft 
ausgefuchte Weife, Stehlfucht — bald mehr ein händelz, 
ftreit= und zornfüchtiges Wefen, Neigung zu Echlägereien 
und darauf folgender Zornwuth — bald endlich mehr ein 
anmaßendes, rüdfichtslofes, barfcy=, grob» und herrifches 
Benehmen, einen gefchraubten und hohen Ton, eine auf— 
geblafene, gefpreizte und felbftgefällige Haltung. Bon fpe- 
ciellen Symptomen ift mit diefer franfhaften Gemüthsauf- 
reizung wohl immer verbunden ein vermehrted Bedürfniß 
nach Nießmitteln, gefteigerter Appetit, Durft und befonders 
Gelüfte nach Spirituoſis, von welchen fie mehr als fonft 
vertragen zu fünnen behaupten, verminderte Empfindlichfeit 
für Hige und Kälte und oft auch für Förperliche Schmerzen, 
befonderer Geruch der Hautausdünſtung, gereizter Puls, 
unregelmäßiger- Schlaf, meiftend auch gefchlechtliche Auf- 


reizung — wenigftens in der Phantafie.e — In diefen 
niedern Graden ift fo viel Zufammenhang und logiſche 
Gonfequenz der Gedanken — ja bei deren reichern und 


rafchern Fluſſe oft eine fonft nicht an dem Individuum 
bemerkte Lebendigfeit der Combinationsgabe, des Gedädht- 
niſſes und der Phantaſie — und noch fo viel Außere Eelbit- 
beherrfehung vorhanden, daß der Laie nicht. leicht auf die 
Bermuthung einer Krankheit fommt, *) fondern darin nur 


— — — —— 


*) Ein junger Fabrikant hatte zwei Jahre hindurch an verſchie— 
denen ferophulofen Uebeln und an hypochondriſcher Schwermutb 
gelitten. Er gieng in eine Kaltwarferbeilanftalt und erholte ſich bier 
in einigen Monaten an Körper und Beift auf die erfreulichfie Weife. 
Allein die vorherige Abfpannung und Geſchäfts-Untüchtigkeit giengen 
in Ueberfpannung und allzugroße Thätigkeit über: er wurde fehr 
lebendig, unternehmend, genußfüchtig, geiftreih, gewandter Dichter, 
Sreigeift ꝛzc. Man lieg ihn eine Reife machen; er knüpfte überall 
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eine — durch irgend einen pſychologiſchen Vorgang begruͤn— 
dete Entwicklung und Aenderung des Characters — oder 
hoͤchſtens einen länger andauernden Zuſtand von leichter 
Betrunfenheit, als ſich von felbit verftehende Folge des 
reichlichen Wein» ıc. Genuffes, oder endlich gar noch eine 
günftige und erfreuliche Wendung einer vorangegangenen 
Schwermuth erblidt, während der Sachverftändige unter 
hilfreiher Erwägung der ätiologifchen und aller fomatifch 
diagnoftifchen Momente — neben den pſychiſchen — Die 
wahre Sachlage nicht unfchwer erfennen wird. — Wenn 
aber auch das Borhandenfeyn einer Seelenftörung von der 
gefhilderten milden Form conftatirt ift, fo kann bier doch 
nicht fogleich von einer Unzurechnungsfähigfeit gefprochen 
werden, da die Triebe nicht in der Art über die Vernunft 
Herr geworden find, daß nicht neben der Einficht in das 
Rechte und Unrechte ein gewiffer Grad von Kraft zur 
Selbftbeherrfhung und GSelbftbeftimmung geblieben wäre; 
ed kann da fehr jchwer werden, den Grad der Zurechnungs— 
fähigkeit zu beftimmen. Zum Glüd gibt diefelbe nur zu 
Heinern Vergehungen — conventioneller und polizeilicher 
Art — aber auch dann um fo häufiger Veranlaffung. 
Wird aber wirklich ein folcher Fall in foro verhandelt, fo 
find neben allen im Individuum gelegenen Momenten be- 
jonder8 auch die äußern, welche daſſelbe zu gefegwidrigen 
Handlungen fortgeriffen haben, zu berüdfichtigen, da daffelbe 
den äußern Anreizungen oft weniger Widerftand entgegen 
zu fegen vermögend ift, als innern Antrieben. Im Uebri— 


leicht und mit den renommirteflen Perfonen Bekanntſchaft an, be: 
trug fih wie ein großer Herr, wurde felbft von einem Minifter eines 
benahbarten Landes vorgelaffen, dem er glänzende Plane über die 
Errihtung von Fabriken in einer Strede jened Landes vortrug, und 
der ein fo großes Wohlgefallen an dem jungen Manne fand, daf 
er ihn um eine fohriftlihe Darlegung des Planes bat und mit den 
ſchönſten Verfprehungen entlief. In unferer Anftalt genaß er, 
womit er denn auch die völlige Einfiht in dad Krankhafte feines 
eroltirten Treibend gewonnen batte. 
4* 
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gen rufen diefe mildern Varietäten der Tollheit Hauptfäd- 
lich eivilrichterliche Maaßregeln hervor. *) 

In den höhern Gravden der Steigerung des Selbft- 
gefühles bleibt e8 nicht bei dem einfachen Triebe zur Thä— 
tigfeit und der noch milden Sucht — der Eitelfeit, fondern 
das Individuum will ums und neugeftalten, macht Projecte 
über Projecte und die ausfchweifendften, überwindet alle 
Schwierigkeiten mit Leichtigfeit und ‘fennt am Ende Feine 
mehr, ift unendlich reich und mächtig, alle Blide find auf 
feine Perſon gerichtet, die Fürften erftaunen über feine alles 
Menfhliche überragenden Leiftungen im Gebiete der Diplos 
matie, der Wiflenfchaft und Kunft, der Imduftrie und des 
Handels, und des Wohlthung, und erheben es dafür in den 
Freiherrn-, Grafen= ıc. Stand, bis e3 endlich felbft Herr 
fer — ja Gott Water wird — monomanie des gran- 
deurs. Diefes Alles findet Statt, ohne daß das periphe— 
rifhe Bewußtfeyn verloren geht und oft bei großer äußerer 
Ruhe und völligem Zufammenhang der Rede. — Die Hei 
terfeit geht in wilde Ausgelafjenheit, unausgefegte Lachluft, 
Sauchzen und Epringen — die Lüfternheit in leidenfchaft: 
liche Begierde mit Angriffen auf die Sittlichfeit — die ein 
fache Böswilligkeit in das gefährlichfte Treiben — das 
zornfüchtige Wefen in dauernde Zornmüthigfeit — das 
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») Ein lediger Mann, deffen betagte Mutter durch Geifted: 
krankheit blödfinnig geworden ift, der vor Zahren einen Selbftmord: 
verfuh gemacht, fih immer befcheiden, böflich, felbft timid betragen, 
mäßig und anfpruch8loß gelebt hatte, fieng an, mehr als fonft zu 
trinfen, viel und unberufen zu fprehen, neue Möbel und Kleider 
fih anzufhaffen, mit ihm fonft fremden Heirathögedanfen umzu— 
gehen, feine Gefchäfte zu vernadhläßigen, mit feinen Hausleuten 
Verdruß zu beginnen, allerlei Polizeimidriged zu treiben, fo daß- 
mehrfache Strafen über ihn verhängt werden, und endlidy der ärzt: 
lihen Anfiht von eingetretener Geelenftörung beigepflichtet werden 
mußte. Patient wurde in unfere Anftalt gebradht und faßte fid 
nad 6 Monaten. In diefem Kalle hatte fih die Krankheit in Nichts 
audgefprochen, ald in einer pſychiſch unmotivirten Aenderung ded 
gewöhnlichen Betragens. 
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grobe und ſich ſelbſt überhebende Benehmen in die weitefte 
Anmaßung und Unverträglichkeit über, dem dann eine bald 
mehr bald weniger heraustretende Alteration des Gelbft- 
bewußtfeynd zu Grunde liegt. Damit find in der Regel 
Illuſionen und nicht felten auch Hallucinationen verbunden, 
die der vorhandenen Stimmung entfprechen, wobei den 
Kranken Alles in einem glänzenden Lichte erfcheint, fie feus 
tige Funken und Kugeln und wohl auch Geftalten 
fehen, und fehr lebhafte Träume haben, welche dann wie- 
der ihre Einbildungen befräftigen. | 

Alle dieſe Zuftände können theild an und für fich, 
theild durch Außere Einflüffe eine Steigerung erleiden, in 
welcher die Triebe von aller und jeder verftändigen Leitung 
entfejfelt find, wodann man fie unter dem Begriffe der Tobs 
jucht zufammenfaßt, und auch der Laie nicht mehr an 
dem Borhandenfenn. einer Seelenftörung zweifelt. “Die 
Kranfen find in einer fortwährenden Bewegung, zerftören 
die Gegenftände in ihrer Umgebung gewaltfam unter Lär— 
men und Geſchrei; fie reimen, fingen, lachen, jauchzen vors 
jugeweife; oder fie find zornig, wüthend, verwegen, drohend 
und gefährlich; fie fehimpfen, höhnen, ſchneiden Gefichter, 
fruden und beißen um fich; fie befehlen, verlangen augen- 
bliflichen Gehorfam und drohen, wenn nicht fogleich gefolgt 
wird, mit ihrer Cirdifchen oder überirdifchen) Macht und 
Gewalt. Dabei find ihre Reden bald ganz zufammenhän- 
gend und fie äußern fich entweder dahin, daß der Trieb 
Härfer fey als ihr Wille, oder dahin, daß fie das Alles 
mit freiem Entſchluß und mit Abficht thäten, wofür fie auch 
Gründe anzugeben wiffen; bald find ihre Reden weniger 
jufammenhängend,  wodann fich manchfache Jlufionen und 
Hallucinationen einmifchen; bald endlich verwirrt mit grös 
herem oder geringerem Verluſte des peripherifchen Bewußt- 
fenns, in welchem Falle die Tobfucht unter den Begriff des 
Deliriums fällt. — Die Tobfüchtigen find dann im Allges 
meinen meiftens auch gefräßig und durftig, fie ſchlafen ſehr 
wenig oder höchftens nach längerer Dauer der Krankheit, 
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oft find fie unreinlih und ſchaamlos, ihr Blick ift. grell, 
oft wild, die Geſichtszüge gefpannt, das Geficht häufig ges 
röthet, der Kopf heiß, die Halsarterien ſtark Elopfend, der 
Puls gereizt, die Augen häufiger für das Sonnenlicht we, 
nig empfindlich, als umgekehrt, die Empfindlichkeit für 
Schmerz, Hige und Kälte oft fehr vermindert. — Die Tob- 
fucht ift entweder anhaltend und fann dann mit Furzen und 
geringen Nachläffen Monate und (befonders bei Frauen) 
Jahre andauern, oder fie ift ausfegend (periodisch) und dann 
mit einem mehr oder weniger regelmäßigen Typus wieder: 
fehrend, oder fie kann auch plößlich ausbrechen und nur 
Stunden andauern (mania transitoria). Außerdem fönnen 
bei ihr einzelne Triebe zu einer befondern Uebermacht ge 
langen, wie der Gefchlechtstrieb, Erwerbtrieb (Stehlfudt), 
Mordtrieb ıc. 

Diefe höhern Grade der Tollheit fönnen zu den — 
faltigſten und gewaltthätigſten Vergehungen den Grund 
abgeben; unter allen Umſtänden werden ſie jede Zurechnung 
ausſchließen. 

Der Wechſel zwiſchen Schwermuth und 
Tollheit 
(dysthymia mutabilis Flemming) 
ſtellt in ſeinem niederſten Grade die Fränfliche Laune 
dar, die eine gewöhnliche Beigabe der Hypochondrie, Hyſterie 
und anderer Nervenkrankheiten bildet, und außerdem in der 
Regel auf ſchweren und langwierigen Körperkrankheiten 
beruht, wie Lungenſchwindſucht, Herz-⸗, Leber- und Darm 
leiden. Die Menfchen find da empfindlich, reizbar, ärgerlich, 
zornmüthig und in manchfacher regel- und unregelmäßiger 
Abwechslung übertrieben traurig und heiter, verfchloffen 
und offen, troden und redfelig, widerwärtig und angenehm, 
trogig und freundlich, oft ohne fich einen Grund dafür an 
geben zu fönnen, oft mit der Selbfteinficht in dag Kranf- 
hafte ihres Zuftandes und in feine Veranlaffungen, und 
mit dagegen anfämpfender Selbftpeinigung, oft auch mit 
einer verfehrten Beurtheilung defielben, wodann der Zuftand 
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mehr oder weniger unter den Begriff der eigentlichen Gei— 
ftesfranfheit fällt. Im gefellfchaftlichen Leben, für welches 
die Fränfliche Yaune auch die meiften Punkte der unange- 
nehmen Berührung darbietet, findet fie die ausgedehntefte 
und nachfichtigfte Beurtheilung; man wird ihr aber auch 
in foro eine Berüdjichtigung,, der fie fo fehr bedarf, nicht 
verfagen, und hier namentlich ins Auge faflen die Art des 
förperlichen Leidens, den Einfluß der Gemüthsftimmung 
auf das Denfvermögen, die Momente, welche zur Zeit der 
gefegwidrigen Handlung zufammengefloffen find, die Äußere 
Defanntfehaft mit — und das Äußere Verhalten zu dem 
Zuftande des Inquifiten, im Falle diefe Handlung gegen eine 
Perſon gerichtet war. 

Im engern Gebiete der Seelenftörungen bezeichnet der 
Wechſel zwifchen der Deprefliion und Eraltation des Ge- 
müthes ‚oft nur den Beginn der Krankheit, wodann er nur 
jo lange fortvauert, als fich Feine beftimmte Form — die 
der Schwermuth oder Tollheit — herausgebilvet hat. Es 
gibt ſich feine dießfallfige tiefere Beziehung — neben ver 
allgemeinen Aenderung des Characterd und der Umfehr der 
Neigungen — Hauptfächlich daran zu erfennen, daß die 
verfhiedenartigen Stimmungen viel greller hervortreten und 
das Vorftellungsleben und die Willensbeftimmung bei 
Weitem mehr und vielleicht gänzlich beherrfchen, wornad) 
denn auch die Zurechnung bis zur völligen Aufhebung herab 
jugemefien werden muß. — Oft aber ftellt diefer Wechfel 
gerade die Form der Seelenftörung dar, wo er dann in 
der verfchiedenften Weife auftreten kann und eine tiefere 
Begründung des Leidens überhaupt befundet. Bald ift er 
ein atypifcher, fehr rafcher, in einem und demfelben Tage 
oder Woche fich mehrmals wiederholender, wo er — wenn 
auch die Vorftelungen nicht befonders pervers erfcheinen — 
immerhin ein fehr unftetes, reizbares, dem augenblidlichen 
Eindruck unterworfenes und nicht auf folider und grund- 
fäglicher Bafis beruhendes, zu den ertremften Handlungen 
ohne Nachhalt hinneigendes. Gemüthsleben andeutet. Bald 
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ift der Wechfel mehr regelmäßig und EHleinere ‘Perioden von 
ein bis zu mehreren Wochen — oder größere von Monaten 
bis zu Jahren einhaltend: im erftern Balle werden dann 
die intellektuelle Thätigfeit und die Willensbeftimmung mehr 
in einer bizarren Weife, im legtern, wo fich die einzelnen 
Stimmungen ganz in der Form der Echwermuth oder Toll- 
heit ausfprechen, auch auf die denfelben eigenthümliche Art 
alterirt. Hiemit fällt denn auch die richterliche Bemefjung 
sufammen, und man bat fich dabei nur zu hüten, das Ges 
fühl von befonderem Wohlfeyn und die. Stimmung von 
Heiterkeit und Aufgelegtheit, die fich nach einer vorange- 
gangenen Schwermuth einftelen, und fo gern als ein. 
günftiges Zeichen der wiebergefehrten Gefundheit betrachtet 
wird, nicht fogleih — ſondern erft im Falle ihrer Ueber— 
einftimmung mit der frühern und gewöhnlichen Gemüths— 
verfaffung des Individuums, und nach ihrer Erprobung 
während einer — der Dauer der Schwermuth gleichfommen- 
ben Zeit für natürlich und gefund zu erflären; oder das 
Inſichgehen und ftreng moralifche Selbftwürdigen feines 
eigenften Weſens und Lebens und eine ängftliche Gewiſſen— 
haftigfeit nach einem vorangegangenen eraltirten und tadelnd» 
werthen Treiben auch für eine wirkliche und nachhaltige 
Sinnes- und Chararteränderung zu halten, *) 
Bom | 
Delirium 

haben wir ſchon oben gefprochen, es dort als denjenigen 
Zuftand bezeichnet, bei welchem das Bewußtſeyn geftört iſt 
und falfche Sinnesperceptionen, irred Reden und verfehrtes 
Handeln Statt finden, und ed von gewiffen Formen von 
Geiftesfranfheiten dadurch unterfchieden, daß es entweder 
auf einer beftimmten Körperfranfheit beruhe und von Fieber 
begleitet, oder — wenn dieſes auch fehle — doch von Furzer 


*) Hohnbaum in pſych. Zeitfhrift Bd II. S. 241. u. ff. 
erzählt mehrere hieher gehörige intereffante Fälle, die niht im Aus— 
zug mitzutheilen find. | 
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Dauer fey und durchaus ald Symptom eines andermweitigen 
Leidens fich darftelle. Wenn wir nun jegt eine Gruppe 
von Geiftesfranfheiten deßwegen, weil fie diefelben pfychis 
hen Symptome darbieten, auch mit demfelben Namen bes 
legen, fo glauben wir auch diefem Delirium zur Inter: 
iheidung von jenem noch die feinem Character entfprechende 
Nebenbezeichnung „hronifches” geben zu müſſen. 

Unter Diefer umfajjendern Form (dem Delirium nämlich), 
bei welchem die Kranken in ihrer Umgebung fich nicht recht 
zu orientiren vermögen, Fremde für Befannte anfehen, oft 
die eigene Perfönlichkeit verwechfelt haben, verkehrt reden 
oder handeln, tritt die Krankheit in der Regel ziemlich rafch 
— oft plöglich auf, in unmittelbarer Folge eines heftigen 
Gemüthseindrudes, oder nicht felten in fecundärer eines 
fieberhaften Cacuten) Deliriums, und hat fie nebenbei den 
Character der Schwermuth oder Tolheit, weßwegen fie 
auch meiftens unter diefen Formen mitbegriffen worden ift. 

Das fhwermüthige Delirium ift nun feldft 
wieder paffiver oder activer Art. Bei der paffiven Art 
fieht man die Kranken von Staunen befangen, fie wiffen 
fh durchaus nicht zurecht zu finden, ftehen bilvfäulenartig 
da und laſſen fi kaum durch Außere Antriebe zu Bewe— 
gungen veranlaffen, fprechen nicht oder nur ganz leife und 
unvernehmlich, faflen, begreifen und behalten nichts oder 
nur fehr ſchwer und vergeffen es fogleich wieder, find völlig 
in fih verfunfen und befinden fi, wie die Genefenen 
darüber ausfagen, entweder in einem fchweren Traume voll 
ſchrechh after Phantasmen und Vorftellungen, der ihnen un 
geheure Geiftesarbeiten auflegt, oder in einem peinlichen 
Zuftande von geiftiger Dede, von Entfremdung von allem 
Lebenden, und von Mangel an Gedaächtniß und diftinctivem 
Vermögen, welchem denn auch der äußere Anfchein ent- 
ſpricht. Diefer Zuftand ift auch in dem Begriffe der me- 
lancholia attonita enthalten, und wird häufig unter den 
Bloͤdſinn geftellt und ald Schwermuth mit Stumpffinn be- 
zeichnet; er läßt fich aber vom Blödfinn unterfcheiden durch 
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das fichtbare tiefe Ergriffenfeyn des Gemüths in der Form 
des Staunend und der Angft, durch die Intenfität des 
Diides und dur die furze Dauer und den bisherigen 
Berlauf der Krankheit. Bei der activen Art wird Der 
Menfch von feiner namenlofen Angft und feinen fürchters 
lichen Sinnestäufchungen, denen zu Folge er fich von Feuer 
umgeben und felbit fchon brennend, von Feinden oder Un— 
geheuern aller Art verfolgt und fich im Kampfe mit ihnen 
begriffen, von Zurufungen am Leben bevrohet, von giftigen 
Stoffen eingeräuchert ıc. wähnet, zu den gewaltthätigften 
Handlungen fortgeriffen: er verbirgt ſich oder fucht zu 
fliehen — und zu diefem Zwede alle in den Weg gelegten 
Hinderniffe rüdjichtslos zu überwinden, wird tobend und 
rafend und geht fi und Andern an's Leben. Diefe blinde 
Activität ift bald überhaupt vorwiegend und zwar in Der 
Art, daß fie für gewöhnlich auf einem milden Grade ſich 
erhält und die heftigern Anfälle nur intercurrirend kommen; 
bald tritt fie überhaupt nur anfallsweiſe und dann fogleich 
in der gefteigerten Potenz auf — und zwar im fchwer: 
müthigen Delirtum und in der einfachen Schwermuth fowohl, 
ald auch in andern Formen von Geelenftörung; bald end- 
fih Fommt fie ganz unverhofft bei anfcheinend gefunden 
Verſonen und nad einer oft unbemerkt gebliebenen Ber: 
ftimmung von furzer Dauer, und die Krankheit erfchöpft 
fih dann audy nicht felten in diefem einzelnen Anfalle 
(mania transitoria). 

Das tolle Delirium umfaßt mehrere Varietäten, 
die durch die Stimmung des Gemüthes, von welcher es 
begleitet ift, hauptfächlich beftimmt werden. Bald ift Diefe 
eine blos heitere, welche fich, wenn der Kranfe wenig oder 
gar nicht fpricht, an der vergnüglichen Miene und dem 
offenen und freien Blide defjelben abfehen läßt, während 
zugleih aus den Handlungen auf den Inhalt der Bor: 
ftellungen gefchloffen werden kann; bald befteht fie in einer 
himmlifchen Erhebung und innern Verbindung mit Gott — 
wie in der Entzüdung und im Somnambulismus; bald ift 
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fie eine luſtig tolle und ausgelaſſene und gibt fi dann 
dvurh Singen, Jubiliren und Tanzluft zu erfennen; bald 
eine zornmüthige, tobfüchtige und wilde, mit Jagd der Ideen, 
deren oft feine zum vollftändigen fprachlichen Ausdrucke 
fommt, und die — meift durch fehr oberflächliche Aehnlich— 
feiten und leichte DVeranlaffungen hervorgerufen — auch fehr 
(oder aneinanderhängen oder gar nicht zufammenpaffen und 
nirgends haften; häufig mit eintöniger und rhythmifcher 
Wiederholung einzelner Zahlen, Worte und Sätze, zuweis 
In mit Reimſucht, meiftens mit Unreinlich- und Schaams 
lofigfeit und nicht felten auch Geilheit — furz mit all’ den 
bei der Tobfucht angegebenen Symptomen und den weiten 
der Perverfität der Sinneswahrnehmungen und des peris 
pherifchen Bewußtſeyns. — Die begleitenden Gemüthsftim- 
mungen find nun ferner bald beharrend, bald in verſchiede— 
ner Weife mit einander abwechfelnd. 

Als befondere Arten hat man von dem tobfüchtigen 
Delirium noch unterfchieven das Delirium tremens und 
die mania puerperarum. — Das Delirium tremens oder 
dr Säuferwahnfinn*) entfteht entweder unmittelbar 
aus dem übermäßigen Genuffe fpirituofer Getränfe, oder 
nah Entziehung bderfelben bei habituellen Trinfern, und 
befundet fich hauptfächlich durch große Angft, Schlaflofig- 
feit, Zittern der Glieder, große Unruhe, Hallueinationen 
und befonderd des Gefichtöfinnes in Born von fohredhaf: 
ten Thiergeftalten (Mäufe, Ratten, Affen 10). — Die 
Puerperalmanie entiteht aus verfchiedenen Urſachen bei 
Wöchnerinnen, und zeichnet fich neben einem hohen Grade 
von Tobfucht hauptfächlich durch Geilheit und Schaamlofig- 
keit aus. | 

Alle Arten von Delirium müffen, da bei ihnen der: 
jenige regulirende Einfluß auf das Vorſtellungs⸗ und Selbft- 
beftimmungsvermögen, welcher in den andern Formen von 





) Vergleihe hiemit oben „Trunkfälligkeit“. 
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Eeelenftörung noch vielfach aus einer richtigen Wahrnehmung 
der objectiven Welt hervorgehen kann, ganz wegfällt, 
fchlechterdings die Zurechnungsfähigfeit ausfchließen. 


Die partielle Verrücktheit 


ift in forenfifcher Beziehung wohl die wichtigfte Form von 
Seelenftörung, weil fie fo gerne zu den ſchwerſten und folge- 
teicheften Vergehungen führt, fo leicht verfannt werden Fann, 
und weil endlich der Grad der Zurechnungsfähigfeit bei ihr 
fo ſchwer zu beftimmen if. — Man begreift unter derjelben 
das Beftehen von Wahnvorftelungen mit bloß fecundärer 
Theilnahme ded Gemüthes und ohne Trübung des peri- 
pherifchen Bewußtfeyns und eigentliche Schwäche der intel: 
lectuellen Kräfte. Die. mit derfelben behafteten Individuen 
find mit ihrer PBerfönlichkeit völlig in dem Wahne aufge- 
gangen, er ift für fie vollfommene Wahrheit, und alles 
Demonftriren und Räfonniren gegen denfelben ift vergeb» 
lich. Sie laffen dabei fehr oft in ihrem Außern Benehmen 
nicht von der innern Berfehrtheit bemerfen, fprechen und 
handeln über und in Dingen, welche außerhalb ihres Wahn— 
Freijes liegen, oft ganz vernünftig und wie geifteögefunde Per- 
fonen, und laffen den Wahn erft dann heraustreten, wenn 
man denfelben im Gefpräche ꝛc. berührt, oder wenn fie ver: 
anlaßt find zu fchreiben; weniger häufig äußern fie ihn 
frei und unverholen in Reden oder befondern Gefticulatio> 
nen (mit den Händen, dem Kopfe ıc.), in Bizarrerien 
beim Gehen oder den gewöhnlichen Befchäftigungen, während 
dann manchmal in dem, was fie fehreiben, weder formell 
noch materiell Etwas davon zu bemerken ift. 

Meiftentheils hat fich die Verrüdtheit ald fecundäre 
Form aus den ſchon abgehandelten herausgebildet dadurch, 
daß mehr oder minder allmählig und fchwanfend die allge: 
meine erpans oder bepreflive Affection des Gemüthes zus 
rüdweicht, eine etwaige allgemeine Verwirrung verfchwindet, 
die Trübung des peripherifchen Bewußtſeyns fich Tichtet und 
ganz aufhellt, und das Förperliche Befinden ſich regulirt 
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und einen gewiffen Grad von Wohlfenn — ja felbft von 
MWohlgedeihen erlangt, — das Individuum aber nicht als 
das alte, mit feinen frühern Tugenden und Fehlern aus diefem 
feelifchen Prozeffe hervorgeht, fondern als ein neues mit 
einem — ihm früher ganz fremd gewefenen Gemüths: und 
Vorftellungsleben, für welches wohl immer ein haftend 
gebliebenes Wahnfyftem den Mittelpunkt bildet. Manch— 
mal war hiezu ein einzelner heftiger kurzdauernder Anfall 
von Tobſucht mit oder ohne Äußeres Delirium hinreichend. *) 
Weniger häufig entfteht die Verrüdtheit primär und zwar 
in der Art, daß entweder Einnestäufchungen nur einmal 
und intenfiv oder öfters und ſich wiederbolend auftraten, 
welche für objectiv wahr und bedeutungsvoll genommen 
wurden und dann mit oder ohne weitere tiefere Theilnahme 
des Gemüthes einen beftimmenden Einfluß auf das Geiftes> 
leben ausübten; oder daß eine Leidenfchaft (wie Eifer: und 
Prozeßſucht, Eitelfeit und Ruhmfucht) eine Uebermacht er: 
langt, vermöge der fie für ſich alle geiftige Thätigfeit ab— 
forbiret,, einen peinlich erregten Gemiüthszuftand hervorruft, 
den man als eine befondere Art von Ehwermuth betrachten 
kann, und endlich nach Befchwichtigung der allgemeinern 
Gemüthsaffertion ein Syftem von Wahnvorftelungen zus 
rüdläßt, das dem Individuum zum unveräußerlichen Eigen- 
thum geworben ift, und von ihm mit oder ohne Willen ge- 
begt und gepflegt wird. Sey nun die Art ihrer Entftehung, 
welche fie wolle — immerhin find fehr häufig mit ihr Einness 
täufhungen aller Art verbunden, die den Wahn nody fefter 
begründen und weiter ausbreiten. — Der Wahn felbft 
wird oft, bei einem gewiffen Grade von Selbitbeherrfchung 
und äußerer Befonnenheit, und wenn feine Aeußerung 
ſchon unangenehme Folgen nad ſich gezogen hat oder übers 
haupt mit dem Sntereffe des Individuums im Conflict fteht, 
auf eine ſchlaue Weife verborgen und etwaigen Erörtenin- 


») In Winnenthal wurde ein Fall beobachtet, wo fie aus einem 
mehrtägigen Schlafe (sopor) hervorging. 
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gen mit Gewandtheit entzogen, wo dann nicht felten die 
mit ihm Behafteten noch Wemter befleiven und ihren Ge— 
fchäften vorftehen; unter entgegengefegten Verhältniffen wird 
er, wenn die Geiftesfräfte im llebrigen nicht beeinträchti- 
get find oder ſogar gefchärft erfcheinen, mit gewandter 
Dialectif und allen Mitteln der Sophiftif vertheidigt, oder, 
wenn dieß nicht der Fall ift, nicht weiter zu rechtfertigen 
gefucht, wogegen das Individuum in einen fo heftigen Affert 
gerathen Fann, wie er nur bei Geiftesfranfen wahrgenoms 
men wird; oder endlich er tritt, befonderd wenn Sinnes— 
täufchungen unangenehmer Art mit ihm verbunden find, 
in Reden und Handlungen auf eine oft ganz bizarre Weife 
nah Außen. Während ſich fodann ein neued Gemüths- 
und Vorftellungsleben bildet, erblaffen und verlöfchen die 
alten Erinnerungen und Intereſſen, die frühern Gefühle 
der Zur und Abneigung und der Theilnahme, und es 
kommen an ihre Stelle Gleichgüttigfeit und Gemüthgleere, 
die fo fehr zum Hauptfymptom werden fönnen, daß Die 
Krankheit nur in der Verrüdung des Subjects aus feinem 
bisherigen Verhältnifie zur Außenwelt — in einer von feiner 
frühern ganz abweichenden und verfehrten Art zu fühlen 
und zu denken, ohne nachweisbare Wahnbildung — zu beftehen 
ſcheint; doch meiftens wird fich ein beftimmter Wahn feft- 
gefest haben, der zum Mittel- und Ausgangspunkt wird 
und den Grundton abgibt für die Betrachtungen der Dinge 
des Außern Lebens, theild im Verhältniß zu einander, theils 
und insbefondere zur eigenen PBerfönlichfeit — für alle Urs 
theile, Folgerungen und Schlüffe, und für alle Gefühle, 
Intereſſen und Beftrebungen. — 

Die Wahnvorftellungen find übrigens von der manch⸗ 
faltigſten und verſchiedenſten Art: trotzdem können ſie auf 
gewiſſe Gruppen zurückgeführt werden, die entweder in den 
Beziehungen zur Außenwelt, zum Ueberſinnlichen und zur 
eigenen Perſoͤnlichkeit ihre Anhaltspunkte finden, over in 
den ſchon erwähnten VBorftelungs-Anomalieen der Schwers 
muth und Tollheit. In der erften Hinficht hat man die 
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Art der Verrüdtheit, in welcher die Wahnideen fich auf die 
Gegenſtände und Verhältniffe der Außenwelt und des eige- 
nen Körperd beziehen, Wahnwitz genannt, diejenige, in 
welcher fie auf überfinnliche Dinge und deren Inhalt, auf 
Enthüllungen religiöfer Geheimniffe und auf göttliche Ein« 
gebungen Bezug haben, Aberwig, und diejenige, in 
welcher das Ich ein andered geworden — in eine höhere 
Etufe weltlicher Würde übergetreten ift, Narrheit. — 
In der zweiten Hinficht ift zu bemerfen, daß im Allgemei- 
nen der Inhalt des Wahns abhängt von der Art der Wahns 
vorftellungen, welche die vorausgegangene Echwermuth 
oder Tollheit begleitet haben, indem eben im Uebergange 
zur Berrüdtheit der Erce& des Gemüthes zurück — und 
dafür der Wahn, welcher zuvor nur die Folge und die 
Beigabe des Gemüthsleidens bildete, in den Vordergrund 
getreten und zur Hauptfache geworden ift. Der Wahn ift 
diefem nach deprimirender Art, fo daß fich das Indivi— 
duum leidend und nur reactiv gegen ihn verhält, oder er 
teraltirender (das Selbftgefühl und Selbftbewußtfeyn 
erhebender) Art, womit das Individuum höhere Anfprücde 
für feine Perſon macht und rein activ in das Leben ein- 
greift. — Aus der Depreffiven Form der Verrüdtheit 
heben wir num folgende Arten hervor: 

Die hypochondriſche, bei welcher meift auf den 
Grund anomaler Förperlicher Empfindungen (Gefühlstäus 
dungen) der Wahn befteht, daß einzelne Theile des Leibes 
verwandelt worden feyen, daß in ihm fremde lebende We— 
ſen niften oder fchädliche Stoffe (Gifte, verderbte Säfte,) 
enthalten feyen, welche durch Operationen, Blutfaugen,, Ona— 
nie 2. entfernt werden *) müßten, daß ihnen durch andere 
Perfonen und namentlich Aerzte folche Stoffe beigebracht 
tworden ſeyen, denen fie dann böfe find und felbft mit ge- 
fährlichen Abfichten nachftelen. **) Die dämonomani- 

) Wir beobadhteten einen hypochondriſch verrüdten Arzt mit 


diefen Ideen, der zugleich unausgeſetzt Selbftmordverfuhe machte. 
*) Siehe unter „Hypochondrie““ Anmerk. 2- 
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ſche Verrüdtheit, bei welder die Kranken in aller Ge— 
müthöruhe und bei vollfommenem Gelbftbewußtfeyn behaups 
ten, daß in ihrem Leibe (Kopf, Bruft, Unterleib) teuflifche 
MWefen oder auch fonft lebende oder verftorbene Perſonen 
ihren Sit haben, und bald ruhig fich verhalten, bald rumoren, 
und je nach Ddiefem Verhalten einen verfchiedenen Einfluß 
auf fie ausüben und fie zu den ertremften Handlungen 
treiben können. *) 


Die concentriſche Verrücktheit mit dem Wahne, daß 
der perſönliche Ruf nach irgend einer Beziehung durch ein 
(wirkliches oder eingebildetes) Mißgeſchick Noth gelitten 
habe, daß die von“ felbit darauf gefolgte Infamie bis zu 
den höcften Behörden durchgedrungen fey, worin Die 
Kranken noch dvurh&ehörstäufchungen beftärft werden, und daß 
daher. entweder ein Zurüdziehen von aller Gemeinfchaft mit 
den Menfchen — oder die Neftituirung des beeinträchtigten 
Rufes durch einen eclatanten Schritt nothwendig fey. **) 


*) Ein junger Nagelfhmied behauptete, daß ungefähr 8 Per: 
fonen (lebende und verftorbene) in feinem Leibe wohneten, die ſich 
bald in feinem Bauche aufbielten und hier unter Gefang, Gläfers 
und Tellergeflirvr Mahlzeiten anflellten, bald in feinen Kopf hin 
auffliegen, ihn verwirrt machten und dann feine verfchiedenen Tobe 
fucht3- und Selbfimordanfälle (er hatte fih vom Dade geftürzt, in 
ein Waffer, die Luftröhre durchſchnitten,) hervorgerufen hätten. 
Er ging vor einigen Jahren fo viel ald genefen aus unferer Ans 
ftalt und blieb indeß gefund. 


#3) Finem jungen Chirurgen widerfuhr in einer öfterreihifhen 
Stadt, wo er conditionirte, eine ehrenkränkende Beleidigung, die 
viele Nedereien nach ſich zog. Er wurde trübfinnig, ging nad) Haufe, 
börte auf dem Wege und wo er war, die Leute von der ihm wider. 
fahrenen Kränfung ſprechen, vernahm deren Spott und erhielt auch 
zu Haufe nicht diejenige Genugthuung, die ihm hätte nad feiner 
Meinung zu Theil werden follen. Es bildete fih nun bei ihm daß 
Wahnſoſtem aud, daß jene Kränfung bid zu den Ohren der Poten« 
taten gedrungen ſey und daß ihm für diefelbe eine glänzende Ges 
nugthuung und anfländige Verforgung werden mülfe, weshalb er 
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Die peripheriſche Verrüdtheit, in welcher die Krans 
fen wähnen „ fie feyen der Gegenftand eines Complottes 
von Seiten der Behörden oder ihrer Verwandten oder ir- 
gend einer geheimen Gefellfchaft, von Spionen und ger 
heimen Bolizeifoldaten umgeben, überall beauffichtigt und 
bewacht, in ihrem Thun und Laffen körperlich und geiftig 
beeinträchtigt, verfolgt, und an Gut und Blut bebroht; 
oder fie feyen von Dieben, Räubern und Mördern umlagert, 
gegen deren Angriffe fie Barrifaden errichten und Schuß: 
und Trutzwaffen aller Art aufbieten; oder es ſchwebten 
Geifter in der Luft, die ihnen durch allerlei Spud jede 
Ruhe raubten; oder es werde aus der Entfernung mittelft 
allerlei geheimer Kräfte (Electricität, Zauberfpiegel, ge: 
wife Mafchinen ,) die fie oft auf eigenthümliche Art ber 
zeichnen , complottmäßig auf fie eingewirft, wobei fie häufig 
beftimmte Berfonen im Auge haben und gegen fie eine ge: 
fährliche rachfüchtige Stimmung hegen. *) 

Aus der eraltirten Form machen wir namhaft: 

Die religiöfe VBerrüdtheit, in welcher das Indivi— 
duum behauptet, in einem befondern Verhältnig der Gnade 
und Auszeichnung zu Gott zu ftehen, zum Sittenrichter, 
Prediger, Propheten, Reformator **) und Meſſias berufen 


mit einer Maſſe von Schreibereien Privaten, Behörden und Mini: 
fter beläftigte und endlih 80 Obſtbäume umbieb, „um die wohlwol⸗ 
lende Aufmerkſamkeit der Behörden auf fih zu lenken.’ 

*) Die Fälle der peripheriſchen Verrücktheit find fehr häufig; 
die aus ihr bervorgehenden Angriffe auf andere Perfonen kommen 
in Srrenanftalten faft täglich vor. 

*) Ein folder, der in der Form feined Gefprädes nie Etwas 
von Geiftefranfheit merfen ließ, dagegen aber in der Form feineß 
Shreibend, und an deifen Krankheit man lange zweifelte, wollte 
ein Gottedreich errichten, „in welchem die phufifhe Zeugung eine 
bope Stellung behaupten und die Fleiſches-Luſt heilig feyn ſollte,“ 
machte Angriffe auf die Sittlichkeit reiner Merfonen und lebte in 
einer Doppelebe. 

Ein Anderer (Jonathan Martin, fiehe Kart 11. Bd ©. 226.) 

Momatfchr. f. d. Juſtizpfi. XI. Bd. 1. Aber, > 
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— ja ein Glied der Dreieinigfeit oder Gott felbft zu ſeyn, 
und bei welcher vorzugsweife Hallucinationen des Gefichts 
und Gehörd von entfprechendem Character ftattfinden und 
oft die gräßlichften Verbrechen vorfommen. 

Der Hohmuthswahnfinn, ‚in welchem fich Die 
Kranken Außerft gelehrt, fcharffinnig, erfindungsreich, ers 
fahren und geſchickt, zu Vollbringung der wichtigften Le— 
bensaufgaben und zur Befleivung der höchften Aemter be- 
rufen dünfen — bald mit, bald ohne Alteration des perfüns 
lichen Bewußtfeyns. 

Die Narrheit Ceitle Verrüdtheit), wo fie wähnen, 
daß fie aus fürftlichem Geblüte ftammen, ausgewechfelte 
Prinzen ac. feyen, in Adels ıc. Stand erhoben — oder felbft 
zur Regierung berufen worden feyen, daß fie aber durch 
die Machinationen ihrer Neider und Feinde an dem äußern 
Genuffe diefer Auszeichnung verhindert würden, — und wo 
fie fih demgemäß phantaftifch auffchmüden. 

Die gefhlechtliche Verrüdtheit von bald mehr gei- 
ftiger bald mehr fleifchlicher Art, in welcher die Kranken 
von ſich halten, daß vermöge ihrer Förperlichen Reize oder 
fonftigen Vorzüge entweder alle Berfonen des andern Ge: 
ſchlechtes — oder doch gewiſſe und dann weit über ihrem 
Stand erhabene — oder gar die in der Gefellfchaft höchft 
Geftellten (Prinzen, Könige ıc.) in fie verliebt oder geiſt⸗ 
weiſe mit ihnen verlobt ſeyen, denen fie dann auf alle mög- 
liche Weife ihre Gegenliebe und Treue zu beweifen fuchen, 
und mit denen ihre Bereinigung von Mißgünftigen vereitelt 
werde; hier kommen neben andern befonders gefchlechtliche 
Hallucinationen vor, *) 

Die richterliche Beurtheilung der partiellen Verrüdtheit 


ftedte die Gathedrale in York in Brand, „weil ed ihm ein Engel 
nah dem Willen Gotted befohlen batte;’ er zeigte natürlich noch 
in weitern Aeußerungen ſeine religiöſe Verrücktheit. 

*) Fälle der Art kommen beſonders beim weiblichen Geſchlechte 
(alten Jungfern) vor; wir beobachteten mehrere. 
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bietet manchfache Schwierigkeiten dar, die fih zum Theil 
noch aus dem Nachfolgenden ergeben werden. 

Man weiß es, daß neben einem firen Wahn ver bei 
Weitem überwiegende Theil der intellectuellen Thätigkeit 
frei und unberührt von Franfhaften Einflüffen fich dargeben 
kann, wie denn Manche noch gut ihre Gefchäfte zu befor- 
gen und Aemter zu befleiden im Stande find. Damit wäre 
natürlich auch ein entfprechendes Feld gegeben, in welchem 
das Individuum mit derjenigen relativen Freiheit fich felbft 
zu beftimmen vermag welche aus feiner leiblich und geiftig 
gefunden Natur flieget, und demgemäß müßte auch ange— 
nommen werden, daß bei demfelben für feine gefegwidrigen 
Handlungen innerhalb feiner Gefundheitsbreite völlige Zus 
tehnungsfähigfeit vorhanden fey. Es gibt auch Fälle, in 
welchen weder der Thatbeftand nody das Werhältniß des 
Individuums an und für fih und zu der That auf das 
Borhandenfeyn von Eeelenftörung fchließen läßt. Und diefe 
find theils ſolche, wo auch fonft nicht3 von der Krankheit 
befannt ift oder fie nicht einmal geahnet wird, namentlich . 
dann, wenn das Individuum, wie ed gar nicht jelten vors 
fommt, das Thörichte feines Wahnes zum Theil noch eins 
fieht und lieber einer Strafe unterworfen und dann wieder 
der Freiheit anbeimgegeben feyn — ald für geiftesfranf 
gelten und in eine Anftalt auf unbeftimmte Zeit zurüdge- 
halten werden will, und wenn dajlelbe fehr viel Selbftbes 
berrfchung noch befigt und feinen Wahn zu verfteden fähig 
it; hier wird die Zurechnungsfähigfeit bona fide angenom- 
men. und die Strafe verhängt werden. Theile find es ſolche 
Bälle, in welchen gerüchtweife oder durch beftimmte Mits 
theilungen Etwas von dem Beftande einer Geiftesfrankheit 
zur Kenntniß des Gerichtes gefommen ift, wo fodann die 
Aufgabe erwachſen kann, nicht fowohl zu unterfuchen und 
nachzuweiſen, daß die gefegwidrige Handlung nicht mit der 
Seelenftörung und insbefondere mit dem firen Wahne im 
Zufammenhang fteht, als vielmehr, ob vieleicht doch nicht 
gegen allen äußern Schein eine Beziehung zwifchen ihnen 

5 * 
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ſtattfindet. Und dann, wenn diefe Beziehung gefunden 
ift (die natürlich von Eeiten der That nur eine folche der 
Abhängigkeit feyn darf), fragt es fich, wie weit geht die: 
felbe? welche Frage hier eine weitere Betrachtung zu bes 
dürfen feheint., Erinnern wir uns zu diefem Behufe, daß 
bei der Echwermuth und Tollheit das Gefühl und der 
‚Trieb das urfprünglich Alterirte find, und die intellectuelle 
Thätigfeit nur fecundär in den Kreis des krankhaften Pro— 
zeffe8 hereingezogen wird, daß Dagegen bei der Berrüdtheit 
mit dem Zurücktreten des allgemeinen Affestes ꝛc. der Wahn 
das Feitftehende, Herrfchende, Beftimmende — ja für Die 
nunmehrige Form das Urfprüngliche geworben ift, welcher 
das Gemüthsleben jetzt in feinen Dienft gezogen hat und 
die Affeete erft wieder hervorruft. Demgemäß, und wie wir 
fchon früher gefehen haben, wird bei jenen Primärformen 
die That vollbracht entweder ohne Bemwußtfeyn, oder zwar 
_ mit mehr oder weniger Bewußtfeyn, aber in der Lleberwäl- 
tigung der vergeblich dagegen anfämpfenden vernünftigen Eins 
und Abficht, *) oder endlich auch mit Bewußtfeyn und Abficht 
— aber einer folchen, die von einem ftehenden und franfen, 
die Reflerion beherrfchenden, Affecte ausgieng; bei biefer 
Secundärform dagegen wird die That — fey ed von einer 
beftimmten Vorſtellung über ſich felbft oder über fein Vers 
hältniß zu andern Perfonen, oder nur von der allgemein 
und nicht nach einer beftimmten Eeite hin veränderten Etel- 
lung der Berfönlichkeit — jedenfalls von falfchen Prämiſſen 
aus, bei formaler Denfrichtigfeit und mit Bewußtfeyn und 
mehr oder minder Weberlegung beabfichtigt und ausgeführt, 
und der Affeet tritt erft als Folge und zweites Glied zu 
der Borftellung, fo wie der Zorn zu einer widerfahrenen' 
Beleidigung, fteigert aber wieder die bewußte Abficht. Man 


*) Ein junger geifteöfchwacher Menſch, der fhon mehrere Jahre 
Spmptome von Schmwermutb an Tag gelegt hatte, erfchlug fei- 
nen Vater; vor Gericht ließ er vernehmen: „ich fonnte nicht ander, 
ih mußte ihn tödbten, denn ich war verbert. Er hat mir nichts 
getban, ich Tiebte ihn, aber der Teufel wollte ed fo.’ 
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follte nun glauben, wenn man faljche Norderfäge gefunden 
hat, fo ſey es nicht unfchwer, zu ermitteln und zu ermeflen, 
vb und wie weit die gefegwidrige Handlung in Abhängig: 
keit von ihnen fteht, und Hoffbauer (gerichtl. Pſychol. 
©. 127.) meint auch wirflih, „es müßten in eriminals 
rihterlicher Hinficht die Handlungen des VBerrüdten fo be: 
trachtet werden, als ob er fich wirklich in dem Zuftand und 
in dem Verhältniß zu Andern befände, in welchem er fidh 
ju befinden glaubt.” Einen practicablern Maapftab fcheint 
uns die Berüdfichtigung folgender Punkte an die Hand zu 
geben: 1) es befteht der Wahn von irgend welcher Beein« 
trächtigung durch gewiffe Perſonen, gegen welche Rache ger 
fühlt und ausgeübt wird. Hier handelt das franfe Indi— 
viduum oft aus reifer Ueberlegung und mit dem guten Ber 
wußtfeyn, Daß ihm die Rache nicht zuftehet und welche Fol» 
gen diefelbe unter den gewöhnlichen Berhältniffen hat, und 
da kann e8 eintreten, daß es bald lieber die Außerfte Strafe 
erleiden und mit dem vermeintlichen Uebelthäter zu Grunde 
gehen — als länger noch unter feinen Einwirfungen ftehen 
will, und bald von dem Satze ausgeht, daß ed — einmal 
als Irrſinniger betrachtet und behandelt — auch die für 
denfelben gültige Nachficht anfprechen und demgemäß ohne . 
Verantwortung und Strafe gefegwidrig handeln könne. *) 
Hier fcheint dann auch im Allgemeinen von einer Zurech— 
nung die Rede fenn zu können, die im Befondern den in- 
dividuellen Umftänden gemäß fehr verfchieden ausfallen 
dürfte. 2) Es befteht Dämonenwahn und der Kranke han- 
delt aus den ingebungen oder Antrieben der Dämonen. 
In diefem Fall könnte nothwendig werden, zu ermitteln, ob 
und in wie weit der Kranfe einfah, daß die Dämonen et» 
was Unrechtmäßiges verlangten und daß er ihnen wider: 

*) Erfahrungen hierüber fann man in jeder Irrenanſtalt maden. 
Ein Irre auf Sonnenftein fagte zu einem fremden Arzte: „ich 
bin K. Sädhfifher Narr, und wenn ih Sie jest umbringen würde, 
fönnte men mir nichts thun.“ Lebrigend muß id) für diefen Punkt 
die nahfolgende Beſchränkung (welche durch die allgemeine Wer: 


kehrtheit des Seelenlebens bei ſolchen Kranken bedingt wird) beſon— 
derß in Anſpruch nehmen. 
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ftehen dürfte, und ob und in wie weit er zu wiberftehen 
vermochte. 3) Der Kranfe wähnt, von Dieben ıc. umla- 
gert und weder des Eigenthums, noch des Lebens ficher zu 
feyn. Hier dürfte der Etand der Nothwehr angenom> 
men und jede Zurechnung aug£gefchloffen werden. 4) 
Das Selbſtbewußtſeyn des Kranken ift alterirt, und 
derfelbe handelt mit derjenigen Machtvollfommenheit , Die 
ihm durch feine Etellung und Berufung (in religiöfer, 
politifcher ꝛc. Hinficht) zu. Theil geworden if. Auch bier 
dürfte wie in Punct 3. von feiner Zurechnung die Rede 
feyn. — Mlein, da eine fire Idee nie fo ifolirt vorfommt, 
wie man oft fälfchlih glaubt, fondern immer mit einer 
Reihe von Wahnvorftellungen zu einem Syfteme verbunden 
ift, deffen Gränzlinie wohl nie mit Sicherheit angegeben 
werden Fann; da ferner das Gemüthsleben ein anderes 
und irreguläred geworden, die Lebensanftchten oft ganz vers» 
fehroben und meiftend auch Einnestäufchungen vorhanden 
find, was freilich manchmal erft beim tiefern Eingehen in 
Die Seelenverfaffung des Individuums zu Tage gefördert 
werden kann; da die Aufs und Ineinanderwirkung der feeli- 
ſchen Acte nicht mehr nach dem gewöhnlichen Maaßftabe 
zur beurtheilen ift: fo muß bier ein Urtheil, fobald 
nicht der Zufammenhang oder Nichtzufammenhang 
zwifhen Wahn und That ganz evident bafteht, 
mit großer Behutfamfeit und Rüdhaltung gege- 
ben werden. — Die partielle Verrücktheit ift in der Re— 
gel unheilbar; häufig verharrt fie auch nicht einmal in die— 
fer mehr oder weniger befchränften Form, fondern geht, in» 
dem mehr und mehr Wahnideen in ihr Syftem verflochten 
werden, in allgemeine Berrüdtheit, VBerwirrtheit und Blöds 
finn über; manchmal Iernen die mit ihr Behafteten durch 
eine gewiffe Dreffur und durch die Erlangung einer größern 
Gemüthsruhe und der Einficht, daß die Neußerung ihres 
Wahns mit ihrem wahren Intereffe im Widerſpruch ftehe, 
ihren Wahn beherrſchen und verheimlichen, meiftens aber 
werben fie, fobald fie einmal von ihrer Krankheit zu einer 
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lihe Ueberwachung, beziehungsweife Verwahrung nothwen— 
dig machen. 


Die allgemeine Verrücktheit 


unterfcheidet fich von der theilweifen durch den allgemeinen 
Mangel an Zufammenhang und Holgerichtigfeit der Vor— 
ftellungen, welcher fich in der Regel zugleich beim Sprechen 
und Schreiben (und nur manchmal blos beim Erftern und 
nicht auch beim Legtern), in der ungehörigften Verbindung 
der Worte und Sätze Fund gibt, — und von der Berwirrt- 
heit, daß troß der Zerbrödelung des Gedanfenfadens und 
der unpaffenden Berfnüpfung der Trümmer, noch von feinem 
einzigen Merfmal aus auf eigentliche Verſtandesſchwäche 
zu fihließgen ift. Sehr häufig ift fie mit Illuſionen und 
Hallueinationen verbunden. Sie entfteht bald aus ber 
partiellen Verrüdtheit, wobei fi) in der mehr und mehr 
auöbreitenden formellen und materiellen Störung der Denf- 
thätigfeit ein Mittelpunft behauptet, von dem aus alle Vers 
hältniffe betrachtet und beurtheilt werden; bald aus dem — 
mit Schwermuth oder Tollheit verbundenen — Delirium, 
wo mit dem Zurüdtritt des allgemeinen Affectes und mit 
der Lichtung des peripherifchen Bewußtſeyns die Incohä- 
ven; und Inconſequenz der Vorftelungen nicht ebenfalls 
gewichen, fondern geblieben ift, und feine eigentliche fire 
Dee befteht, fundern eine Mafle von unbeftimmten Wahn: 
vorftellungen, die fich in bunter nicht zu berechnender Folge 
aneinander reihen und ohne fiheinbaren Grund auffteigen 
und verfchwinden. Diefe Form Fann leicht aus der Zufam- 
menhangslofigfeit der Rede erfannt werden, wenn auch im 
Schreiben und Handeln die innere Perverfität wenig oder 
gar nicht hervortreten follte. — Je nach der Beichaffenheit 
des gerade vorherrfchenden Wahnes ift auch die Gemüthe- 
Affection verfchiedener Art: traurig und heiter, zornig und 
freundlich, gleichmäßig und wechfelnd; fie fteigert bejonders 
in ihrer zornigen und wilden Form die Gefährlichkeit der 
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ohnedieß unheimlichen Individuen. — Immerhin wird in 
diefer unheilbaren Form nach Feiner Beziehung eine Zurech— 
nung eintreten dürfen. 


Die Schwächezuftände des Geiftes 


find nad) Graden und Arten fo manchfaltig, daß es fehr 
fchwer fällt, fie in beflimmte Claffen und Ordnungen zu 
bringen. Eine Unterſcheidung derſelben fcheint aber allen 
andern vorausgehen zu müffen, infofern fie ganz befonders 
den richterlichen Zwed vor Augen hat, nämlich die Unterfchei- 
dung in Geiftesfchwäche, verbunden mit Irreſeyn, und in 
folche, welche frei von demfelben ift. Für die mit Irreſeyn 
verbundene Form haben wir noch folgende Arten zu 
beachten : 

1) Individuen, deren Geiftesvermögen ſchon befchränft 
find, verfallen in Seelenftörung von irgend einer Yorm. 
Wie diefelben in der Regel eine geringe Ausficht auf Ge 
nefung oder wefentliche Beflerung geben, weil es bei ihnen 
an der natürlichen Empfänglichfeit für pfychifche Einwir 
fungen und an der felbftthätigen Mitarbeit zur Bekämpfung 
der kranken Regungen fehlt, fo müffen fie auch innerhalb 
derjenigen Breite von GSelbftbeftimmungsfähigfeit, welde 
ihnen Seitens der Kranfheit geblieben ift, viel milder, als 
Perfonen von gewöhnlichem Berftande — und entfprechend 
dem Grade ihrer Geiftesfchwäche beurtheilt werden, wenn 
überhaupt bei ihnen von Zurechnungsfähigkeit die Rede 
feyn Fann, 

2) Manchmal zeigt die Seelenftörung ſchon in ihrem 
Beginne Merkmale von Geiftesfhwäche und insbefondere 
darin, daß bei einem fonft nicht auffallend getrübten Be 
wußtfeyn und nicht gerade ungeregelten Vorftelungegange 
das Gedächtniß fallirt: dann ift ein tief materielles Ers 
griffenfegn des Denkorganes vorauszufegen und der Leber: 
gang in Verwirrtheit und völligen Blödſinn zu befürchten. 

3) Nicht felten ift der Bloͤdſinn feheinbar, wie in der 
primär aufgetretenen Art von Schwermuth, welche mit den 
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Erfcheinungen des Stumpffinnes verbunden ift (melancholia 
attonita), in den Fällen, wo fich die Kranfen über einen. 
Mangel an Willendfraft und an Borftellungen — und über 
die Einförmigfeit und dad Nichtöbefagen der letztern be— 
Hagen, wie ferner der Zuftand vor Schwermuth mit Ab- 
fpannung und Etumpfheit, welcher ven Uebergang der Toll- 
heit in Geneſung fo oft bezeichnet, und der fo gerne nur 
ald eine natürlihde Scheu und Echaam über die in der 
Krankheit begangenen Widerfinnigfeiten betrachtet wird. 

4) Die wichtigfte Form von Geiſtesſchwäche mit Irre— 
ſeyn ift 

die Werwirrtbeit, 

bei welcher neben verfchiedenen Arten von Gedaͤchtniß— 
ſchwäche und einer mehr oder weniger auffallenden Incohärenz 
und Inconſequenz der Borftelungen noch eine gewille 
Agilität und Aetivität im feelifchen Leben beftehet. Eie ift 
entweder eine primitive oder fecundäre Yorm. Im 
erften Falle kann fie die Folge feyn von allen fehwerern 
Sehirnfranfheiten, die in ihrem acuten Stadium nicht ger 
heilt wurden (wie von Gntzündungen des Gehirns und 
feiner Häute, von Apoplerie), ferner der Epilepfie und ver: 
wandten Nervenleiden, der Trunffucht, der gefchlechtlichen 
Ausfchweifungen, des Greifenalter8 — und erfcheint fie in 
manchfaltigen Nuancirungen; im lestern Falle kann fte 
aus all’ den bereits abgehandelten Formen von Eeelen- 
förung hervorgehen und folgt fie namentlich der Manie 
und dem Delirium mit der Einbildung des Beſitzes von 
unerfchöpflichem Reichthum und unendlicher Macht. — Man 
erfennt die Verwirrtheit in ihrem mildeften Grade oft nur 
daran, daß den betreffenden Individuen das Befinnen fehmwer 
fällt, daß fie in der Unterredung einzelne Gedanken nicht 
fefthalten, fondern von ihnen ſchnell auf andere und wieder 
andere abfchweifen, ohne zu den erftern zurüdzufehren, oder 
immer plaudern und erzählen, und diefelben Gefchichten 
hundertmal wiederholen, daß fie beim Schreiben manche 
Worte auslaffen oder doppelt fegen oder einen Sat nicht 
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vollenden, oder eine der frühern gegenüber auffallende 
Unftetigfeit der Hanpfchrift zeigen, daß fie beim Sprechen 
leicht mit der Zunge anftoßen, und in ihren Bewegungen 
überhaupt weniger Kraft, Stetigfeit und Sicherheit an Tag 
legen (Cinsbefondere beim Drud mit der Hand), welche 
Symptome von phufifcher Schwäche, wenn fie vorfommen, 
von befonderer Wichtigkeit find. — Sie ift manchmal mehr 
partiell und betrifft dann namentlich mehr die Unzuver— 
läßigfeit und den Mangel des Gedächtniffes für Zahlen, 
Zeit und Raumverhältniffe, und insbefondere für die neueften 
Erlebnifje, während Diejenigen aus der Zeit vor der Ers 
franfung noch unverfehrt in der Erinnerung fortleben, fer« 
ner das Erlöfchen der natürlichen Gefühle der Theilnahme, 
der Liebe und des Hafles — und des Bewußtſeyns von 
Pflicht, Recht und Unrecht, die Aufhebung der Reflerionen 
und Gombinationen, welcde über die gemwöhnlichften und 
nächſten Wahrnehmungen hinausgehen und zum lLeberfinns 
lichen fich erheben. Häufiger ift fie allgemein und fi 
über alle Seelenfräfte ausbreitend, für deren höhere bis zum 
vollkömmenen Blödjinn fich erftredenden Grade wir 
feine beffere als die von Calmeil *) gelieferte Schilderung 
zu geben vermögen. Er fagt: „die Außern Einnedorgane 
find nicht verlegt, die Kranfen fehen, fühlen, hören; aber 
das Gehirn ift nicht mehr fähig, mit der angemefjenen Kraft 
und Ausdauer auf die Außeren Eindrüde zurüdzumwirfen ; 
and dem Urtheil bieten fich zu unvollftändige Wahrnehmungen 
dar, ald daß es die nöthige Schärfe erlangen könnte. Die 
Einnlofen hören die an fie gerichteten Fragen, ohne fie zu 
serftehen, oder auf fie antworten zu können, entweder weil 
fie die fprachlichen Ausprüde vergeffen haben, oder weil das 
Gedächtniß nicht hinreiht, am Schluß eined Redeſatzes 
fich der Vorftellung zu erinnern, mit welcher fie denjelben 
angefangen haben. Die Sinnlofen täufchen ſich über die 
Bedeutung und den Urfprung des Geräufches, der Töne, 


*) Marc Bl. ©. 184. 
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welche ihr Ohr treffen; ſie fajfen nicht mehr die Raums 
verhältnifje, urtheilen falfch über den Umfang und die Ei: 
genfchaften der Körper, find wenig empfindlich für die Ein- 
drüde des Negens, der Kälte und Hite. Ihr Aeußeres ift 
im höchften Grade vernachläßiget, ihre Kleider find ſtets 
ſchmutzig, mehrere zerfragen fich die Finger, das Geſicht; 
faft alle ertragen ohne Klagen Wunden und Ausichläge; 
fie effen mit Begierde, jede Koft ift ihnen recht; rohe, 
edelhafte Epeifen flößen ihnen feinen Widerwillen ein; fie 
vergeffen ihren Namen, wiffen nicht, ob fie noch einen Va— 
ter, eine Gattin, Kinder haben; wenn fie noch einige ver: 
wirrte Erinnerungen befigen, fo beziehen ſich diefelben auf 
lingft vergangene Dinge; fie fennen nicht ihre nächften 
Angehörigen, ihre Freunde, werden weder von Freude noch 
von Schmerz bewegt; Männer und Weiber ergeben fich der 
Mafturbation und feheinen den Unterfchied der Gefchlechter 
nicht mehr zu fennen. Der Künftler unterfcheidet nicht 
mehr die Echönheit der Formen, die Abwechslungen der 
darben, die Harmonie der Töne, einige gebrauchen Buch- 
Raben, welche zu feinem Alphabet gehören; die Zahlzeichen 
haben für fie feinen numerifchen Werth, den Lauf der Zeit 
bemerken fie nicht. Die Verwirrten verirren fich in ihrem 
Zimmer, ihrem Echlafgemach; fie unterfcheiden nicht mehr 
ihr Bett, ihren Stuhl, die zu‘ ihren Bepürfniffen erforder- 
lichen Geräthfchaften; ihre Phantafte ift erftorben, ihr Leben 
ohne Intereffe und Gefühl. Die Sinnlofen find fehüchtern, 
unentfehlofien, ohne Vorficht, aller Empfindungen der Schaam, 
Gerechtigkeit, Menfchlichfeit beraubt u. f. w.“ Bei dieſer 
Anahme ihrer geiftigen Vermögen behalten die Berwirrten, 
jo weit e8 noch möglich ift, die Eigenthümlichfeiten und 
den Character ihres gefunden Lebens, oft noch mehr oder 
weniger den Ausprud von Verftand und Geift in den Ge: 
fichtszügen, manchmal neben dem Graſſen, Starren und 
Stumpfen des Blickes einen lebendigen Glanz im Auge 
zuruͤck und bekommen in der Regel zu Allem noch beſondere 
Eigenheiten (Tics). — Sehr häufig iſt die Verwirrtheit 
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mit Erfcheinungen förperlicher Lähmung verbunden, 
und befonders in Fällen, wo fie der monomanie des 
richesses et des grandeurs gefolgt ift: hier leben die In— 
dividuen in der glüdlichften Stimmung von der Welt fort; 
fie befigen und vermögen Alles, fühlen fich ganz wohl — 
ja fo fräftig wie niemals zuvor, ob fie gleich Faum gehen 
fönnen, find heiter und glüdfelig, wenn man fie in ihrem 
zufammenhangslofen und Findifchen Zreiben nicht ftört, 
fünnen aber auch in Folge von Widerfprüchen fehr heftig 
werden. 

Gehen die VBerwirrtheit und der Blödfinn aus der 
Schwermuth hervor, fo bieten fie in der concentrifchen Form 
die Erfcheinungen ded Stumpffinnes dar: Schlaffheit im 
Ausprude der Gefichtszüge und im Blide, allgemeine Träg- 
heit, ſchwere Auffafjung und Befinnlichkeit, Mangel an 
äußerm Mitgefühl; in der peripherifchen Form zeigen fie 
mehr wechfelnde Erfiheinungen und namentlich auch reactive 
gegen die perverfen Wahrnehmungen und Borftellungen 
gerichtete, wodurch fie das Individuum zu unverjehenen 
und gefährlichen Angriffen geneigt machen. Entftehen fie 
aus der Tobfucht, fo nehmen das Faflungsvermögen, das 
Gedächtnig und die Urtheilöfraft immer mehr ab, das 
peripherifche Bewußtfeyn verbunfelt ſich mehr, verſchwindet 
wohl ganz und verbarrt auch in der Zeit eines etwaigen 
Nachlaffes der Tobfucht in diefer Vervüfterung, während 
das tobfüchtige Treiben mit mehr oder weniger Energie 
fortdauert, oder zwar auch Nachläffe — aber dann wieder 
bedeutende, oft in’d gefährliche Rafen übergehende Stei— 
gerungen erfährt. Bolgen fie der Verrüdtheit, fo beftehen 
Schwäche eines Theild der Verftandesoperationen und Ber: 
Fehrtheit des andern mit Einnestäufchungen längere Zeit 
nebeneinander, bis endlich Die Schwäche alle Theile ergriffen 
bat; in diefen Fällen find oft die Individuen, wenn fie 
- unter dem Einfluffe peripherifcher Wahnvorftellungen ftehen 
und zwifchen Erlaubtem und Unerlaubtem, Recht und Uns 
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reht nicht mehr zu unterfheiden wiffen, jehr 
gefährlich. *) 

Bei den Greifen (in der dementia senilis) geht der 
oben berührten Verwirrtheit mit dem Gefühle allgemeinen 
Wohlbefindens und der Wiedererlangung jugendlicher Kraft 
entweder ein apoplectifcher Anfall voraus, oder ein Etadium 
von einer leichten maniacalifchen Aufregung, in welcher fie 
allerlei Pläne faflen, viel fchwagen und laufen, gerne trin- 
fen, lüftern thun, gefchlechtlichen Umgang fuchen; und folgt 
ihr der Verfall in das eigentlihe Kindifchfeyn. 

Unter Albernheit verfteht man diejenige Art von 
Beiftesfchwäche, welche noch einen befondern Wechfel der 
Gemüthsftimmungen, eine ziemlich große Lebendigfeit im den 
Bewegungen, und einen Trieb zu allerlei kindiſchen und 
zwedlofen Befchäftigungen hervortreten läßt. 

5) Defters bleibt bei Solchen, welche nach dem allge- 
meinen Urtheile als genefen aus der Krankheit hervorge- 
gangen find, eine gewiſſe Energielofigfeit des ganzen Eee- 
Ienlebens zurüd: fie haben zwar die allgemeinen Formen 
der gefellfchaftlichen Unterhaltung beibehalten, bewegen fi) 
aber im Gefpräche nur. innerhalb der gewöhnlichen Dinge, 
fhweifen leicht von einem Gegenftande ab, befchäftigen fich 
nur ſchwer und feineswegs anhaltend mit ernftern Fragen, 
ihre Thätigfeit geht in kleinen Dingen auf, fie haben kei— 
nen entfchiedenen und confequenten Willen, fie find in fitt- 
licher Beziehung lax geworden, ihre Gefühle find leicht 
erregbar, aber es ift nur oberflächlich und Feine tiefere und 
beharrende Regung zu erfennen ıc.: Individuen der Art 
wird man immer milder beurtheilen müflen. 

Die Zuftände von Geiftesfchwäche, welche nicht von 
Irreſeyn begleitet oder in deſſen Folge entitanden find, 
bieten noch mehr Abftufungen dar, als die eben abgehan- 
deiten, und überhaupt fo viele, als es geiftesfhwace In: 


2) Bon unvorgefehenen heftigen Angriffen und Mordattentaten 
baben wir aus diefen Arten von Verwirrtheit mehrere beobadptet. 
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dividuen gibt. Cie find entweder angeboren oder in den 
. erften %ebensjahren erworben, Den höchften Grad, welcher 
meiſtens angeboren ift, nennt man Idiotismus, die niedern 
Grade Blödfinn, Etumpffinn, Schwadfinn, Dummheit ıc. *) 
Neben den Graden kann man noch zwei Arten unterfshei- 
den, die weniger Bezug haben auf den Grad, als fie viel- 
mehr Gelegenheit geben zur leichtern Erkennung der Geir 
ftesfchwäche überhaupt ; die eine derfelben ift die cretinifche, 
die andere die nichteretinifche. Die cretinifche erfennt man 
Außerlih an dem Mißverhältniß der einzelnen Körpertheile 
zu einander und zwar in der Art, daß der Kopf zu groß, 
der Bauch zu di und die Füße zu kurz und zu ſchwach 
erfcheinen, — an der fchlaffen Haltung, dem fchwerfälligen, 
unbeholfenen und fchlottrigen Gang mit gebeugten Unter— 
ertremitäten, — an der fchlaffen Safer, der matfchen und 
geringen Musculatur und blaßfchmugigen Haut, — an 
dem thierifchen Ausprud des Gejicht8 mit den plumpen 
Zügen, der ftumpfen und aufgeftülpten Nafe, den breiten 
Wangenfnochen, dem weitgefchlizten Mund mit didwulftigen 
Lippen und vorgefchobenem Unterkiefer. Die nichtereti- 
nifche läßt fich zwar oft auch äußerlich erfennen, aber in 
nicht fo beitimmten Zügen. Beide Arten. fönnen in den 
verfchiedenen Graden von Geiftesfchwäche — vom Idiotis— 
mus an bis zur Dummheit hinauf — fidy dargeben, und 
demgemäß auch äußerlich in vielen Abftufungen erfcheinen. 

Der Idiotismus. Alm die mit demfelben behafteten 
Individuen — menfchliche Wefen, die der Intelligenz und 
des moralifchen Gefühles gänzlich ermangeln, und es daher 
zu feiner Sprache und oft kaum zur Ausftoßung unarti- 
eulirter Laute gebracht haben, die ſich fowohl in ihrer 
äußern Geſtalt als in ihrem Berhalten theild den Thieren 
nähern, theils unter ihnen ftehen, die entweder einen aus— 





”) Hoffbauer a. a. O. ©. 28. unterfheidet VBlödfinn und 
Dummpeit; Marc — Idiotismus und Blödfinn; Andere wieder 
anders, - 
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gezeichnet eretinifchen Habitus haben, oder im andern Falle 
doch meiftend eine Difformität des Schädels (fehr häufig - 
auffallende Kleinheit, feltener Verſchiebung und wafler; 
föpfige Ausdehnung), ausdrudslofe Züge, fchlaffe Haltung, 
fraftlofe Bewegungen, täppifchen Gang ıc. zeigen — um 
diefe wieder erfennen zu fünnen, bedarf es feiner weitern 
Beichreibung. 

Je mehr ſich nun die Geiftesfchwäche von dem Grade 
des Idiotismus entfernt und dem gewöhnlichen Maaße von 
Berftand nähert, um fo fihwieriger wird natürlich auch 
die Beftimmung. Da es aber der Grade und Arten unends 
lihe find, und außerhalb des vollfommenen Blödfinnes in 
gerichtlicher Beziehung es nur darauf anfommen Fann, fefts 
sufeßen, in wie weit die Verftandesfchwäche in dem cons 
ereten Halle in Rechnung kommt, fo kann an der Schilderung 
gewiffer Grade auch nicht weiter gelegen feyn, ald daß man 
von ihnen aus die Verftandesfhwärhe überhaupt erfennen 
— und ihr Verhältniß im einzelnen Balle leichter zu ber 
mefien lernt. . . . | 

Der Blödfinn bezeichnet fich durch Mangel an Auf 
faffungsvermögen und Urtheilsfraft, meiftens auch des 
Gevächtniffes und der Einbildungsfraft, welche beide (und 
namentlich das mechanifche Gedächtniß) aber manchmal auch 
nah Einer Richtung hin in ungewöhnlicyem Grade vor» 
handen und felbft mit einem ifolirten Talente verbunden feyn 
fünnen; durch ein Eindifches Wefen, einen geiftlofen ftumpfen 
Bid und Trägheit in den Bewegungen und in der Hal: 
tung; dabei ift die Sprachfähigfeit nicht ganz fehlend, und 
oft eine gewiffe Lift und Tüde und Neigung zu leiden: 
Ihaftlichen Ausbrüchen zu bemerfen. 

Beim Schwahfinn und der Dummheit fann nas 
türlich nicht von Mangel — fondern nur von Befchränfung 
des Auffaffungs- und Denfvermögens die Rede feyn, die 
fh dann hauptfächlich darin zeigt, daß die Aufmerkfamfeit 
nicht feft und anhaltend auf Einen Punkt gerichtet werden 
fann, fondern herumflattert, daß nicht mehrere Thatfachen 
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zugleich und nur einfache Berhältnifje in ihrem natürlichen 
Zufammenhang erfaßt und combinirt — und daß von einem 
einzelnen Borderfat nicht weitere und umfaffende Räfonnes 
ments gemacht werden können. Die damit behafteten Pers 
ſonen fprechen ferner viel mit fich felbft, lachen gern, laſſen 
fih von Andern leicht leiten und aufheben, find menfchen- 
fcheu oder dummdreift, und beweifen große Empfindlichkeit 
und Neigung zu Zornausbrüchen. 

Die Beftimmung- der Zurechnungsfähigfeit in der Gei— 
ftesfchwäche richtet fich, wie ſchon angegeben, zunächſt dar- 
nah, ob diefelbe mit Irreſeyn verbunden ift oder nicht. 
Sm erftern Kalle wird dann neben der Verftandesfchwäche 
die Krankheit infofern noch mehr, ald bei PVerfonen von ges 
wöhnlihem Verſtande, eine Berüdfichtigung erfahren 
müffen, als durch jene die Möglichkeit vermindert ift, daß 
durch Ddazmwifchentretende gefunde Vorftellungen und ein 
ftarfe8 moralifches Gefühl die Krankheit in irgend einer 
MWeife beherricht werde. Es führen auch die Zuftände von 
Geiftesfchwäche mit Irreſeyn zu den brutalften VBergehungen. 
Die höhern Grade der von, Irrfinn freien Geiftesfchwäche 
(Idiotismus, Blödfinn), ſchließen jede Zurechnung aus, 
wenn bei ihnen Feine Erziehung Statt gefunden — oder 
eine folche zu feinem Reſultate geführt hat; in den nie— 
dern Graden hat man aber neben der verminderten Eins 
fihtsfähigfeit, die durchaus nicht nach dem Zuftande des 
Gedächtnifies oder dem Vorhandenfeyn irgend eined mechas 
nifchen Talentes bemefjen werden darf, in Anfchlag zu 
bringen, daß fowohl durch die Organifationsfehler, welche 
die Verftandesfchwäche bedingt haben, ein ‘Hang zur Heim: 
tüde, Roh- und Bosheit und zu fchadenfrohem Weſen 
gegeben, als auch durch Nedereien und Mißhandlungen 
aller Art, weldye Berftandesfchwace häufig genug erdulden 
müflen, die Gefühle des Haſſes und der Rache, und die 
Neigungen zu leidenfchaftlichen Zornausbrücen in’8 Leben 
gerufen und genährt werden Fünnen. 
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Nachdem wir die Seelenſtörungen nach ihrem Berlaufe 
und den dadurch gefegten Hauptformen mit der Beziehung 
auf die Zurechnungsfähigfeit betrachtet haben, bleiben ung 
noch einige Arten zu befprechen übrig, die theil® unter Die 
Hauptformen fallen und fchon bei diefen beachtet wurden, 
aber doch wegen ihrer Wichtigfeit eine weitere Berüdfichti- 
gung verdienen; theild nicht allgemein in die Wiflenfchaft 
und dad Leben aufgenommen wurden, und theils zweifel- 
hafter Natur find und noch beftritten werden. 

Hieher gehört der | 
furor transitorius s. mania transitoria,*) 
defien ſchon an verfchiedenen Orten erwähnt worden ift, 
und unter weldhem man einen plößlich, ohne bemerfbare 
oder auf geringe äußere Veranlaffung ventftandenen Anfall 
von Tobſucht, Wuth und Raferei mit mehr oder weniger 
Perwirrung der Sinne und der Denfoperationen und mit 
Verluſt des peripherifchen Bemwußtfeyns verfteht, der im 
Allgemeinen von kurzer, oft nur Stunden langer Dauer ift, 
zu den fchauderhafteften Handlungen führen fann und immer 
eine unflare Erinnerung zurüdläßt. Diefe Anfälle treten 
entweder 1) bei Solchen auf, die bereits an Eeelen- 
törung und namentlich in der Form von Melancholie, 
ihwermüthigem Delirium, VBerrüdtheit und Blödfinn litten, 
wovon in Srrenanftalten Fälle genug zur Beobachtung 
fommen; oder 2) bei vorher wirklich oder feheinbar pfys 
hifch gefunden Perſonen, wovon die Möglichkeit durch 
die Erfahrung erwiefen ift. Immerhin werden diefelben die 
Zurechnungsfähigkeit ausfchließgen. Es handelt ſich aber 
bei ihnen im concreten Falle oft darum, nachzumweifen, ob 
fie wirklich in die Categorie der Eeelenftörung gehören, und 
nicht in diejenige der heftigen Ausbrüche von Leidenfchaften ; 
und dann, ob fie audy ſchon vor der gefeßwidrigen Hand- 
lung vorhanden waren oder diefer erft gefolgt find. 





*) Frie dreich gerihtl. Pſychologie S. 591. Marc U. Bd 
&. 339. und 568. 
Monatfche. f. d. Inftizpfl. XII. Bd. 1. Abth. 6 
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Bei Rerfonen, die bereits ſeelengeſtört waren, wer- 
den und die im Allgemeinen und in den Hauptformen an- 
gegebenen Merkmale leiten und auch die Echwierigfeit über» 
winden laffen, die daraus entftehen Fönnte, daß mit Dem 
Anfalle die ganze Krankheit fich glücklich eritifirt hätte und 
das zu unterfuchende Individuum nun ald ein gefundes 
erfcheinen würde. — Bei den fcheinbar Gefunden wird 
man Beranlafjung finden, auf aM’ die leiblichen und geiftigen 
Momente einzugehen, welche Seelenftörung überhaupt zu 
erzeugen im Etande find, und auf diejenigen insbefondere, 
die der Erfahrung gemäß fchon folche Anfälle hervorgerufen 
haben. Dahin gehören: regelwidrige Entwidlung, Epi- 
lepfie, gaftrifche Reize, Etörungen des Menftrual» oder 
Hämorrhoidalfluffed und der Milchfecretion, Unterdrüdung 
habituell gewordener Eecretionen, raſche Vertreibung von 
Hautausfchlägen, Sonnenftih, Vergiftung, Raufch, heftige 
Affecte (wie Zorn, Angft, Echreden, tiefe Befchämung) und 
übermäßige Anfpannung der geiftigen Kräfte. In einzelnen 
Fällen waren auch feine beftimmten Urfachen aufzufinden. *) 


*) Pſychiatriſche Zeitfhrift I. ©. 493. (dad Selbfibewußtfeyn 
forenfifh von Wendt) wird bemerkt, daß der erfte Rauſch zumeilen 
als mania transitoria verlaufe, und (nad Piorry) dad Bemwohnen 
neuer Häufer häufige Veranlaffung abgebe. 

Fin Mann von 40 Jahren, der fihb vom Fiſch-, Mäufe: ıc. 
“Fang, Wildern und andern derartigen noblen Befhäftigungen ge— 
nährt hatte, ließ fih in den legten Jahren mehrfach Beleidigungen 
der Drtöbehörden beigchen, was feinem gefleigerten Branntwein: 
genug zum Theil zugefhrieben wurde. Alle Strafen wurden nad) 
feiner Anficht ungerechter Weife über ihn verhängt. Im Sommer 
1545 fam er in das Kreidgefängniß. Hier verfiel er in der dritten 
Nacht in die beftigfte Tobfudyt, fo daß er kaum zu bändigen war 
und mit Striden gefeifelt wurde. Diefelbe dauerte feine zwei Tage 
an. Er felbft fagte ſowohl bei feinem 8 Tage darauf erfolgten 
Eintritt in die Anftalt, als bei feinem Außtritt (8 Wochen fpäter) 
mit gleiher Ruhe und gleihem Erinnerungdvermögen, „daß er 
einige Nächte zuvor habe nicht fehlafen können, weil e8 unruhig im 
Saale zugegangen fep; andere Gefangene und Aufwärter hätten mit 
dem Gefpinnft allerlei Betrug verübt, und da fie bemerkt hätten, 
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Man wird ferner auf die Erjcheinungen während des An- 
falles und furz vor ihm fein Augenmerk richten, infofern 
nah Marc bei ihm „beinahe immer eine beträchtliche Be- 
ihleunigung des Pulfes, ein wahrhaft fieberhafter Zuftand 
beobachtet wird, und faft immer der ungereimte und gräß— 
liche Character der begangenen Handlung aus Hallucina= 
tionen oder Jllufionen entfpringt,” was man durch vor— 
fichtige Fragen zu ermitteln hat, — und infofern häufig eins 
jelne nicht weiter beachtete Symptome vorangegangen find, 
wie Schlaflofigfeit, Unruhe, tiefe Traurigfeit, ftumpfes 
Hinbrüten ꝛc. Sehr fchwierig kann die Entfcheidung wer: 
den, wenn Zweifel darüber entfteht, ob die Seelenftörung 
wirffich der gefeßtwidrigen Handlung voran — und nicht 
vielmehr erſt als tobfüchtiger Anfall aus derfelben unmit- 
telbar hervorgegangen ift, was — wie die Erfahrung lehrt 
— wohl gefchehen fann, infofern fchon die Ausführung 
eines mit faltem Blute befchloffenen und begonnenen Ber: 
brehens rüdwirkend erjt den Verbrecher — ſey es durch 
unverhofft gefundenen Widerftand, durch den Anblid des 
fliegenden Blutes, durch Erhigung der Phantaſie — in 
einen Zuftand von Toll.vuth verfegt hat. Für die Ermitt- 
lung diefes Falles werden außer den allgemeinen noch be— 
fondere Indicien aus dem Zuſtande des Erinnerungsvers 
mögens des Inquifiten genommen werden müffen, fo weit 
diefes überhaupt durch die Nedlichkeit deſſelben möglich ges 
macht wird. 
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daß er wache, ihn in der betreffenden Nacht überfallen, gräßlich 
maltraitirt und erſt außer ſich gebracht.“ Hier iſt die Erinnerung 
offenbar unklar, der Hergang der Sache nicht aus der Wirklichkeit, 
ſondern aus den krankhaften Gefühlen und Vorſtellungen erzählt, 
und die Urſache als Folge geſetzt; eine wichtige Frage bleibt aber: 
beruht die Abwehr einer richtigen Einſicht in den wirklichen Ver— 
lauf bei dem Manne auf Mangel an vollſtändiger Geneſung, oder 
auf ſeiner überall vorangeſtellten und in die Bildung ſeines Charae— 
terd übergegangenen Selbſtgerechtigkeit? 


eo. 
“ 
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Insania occulta. 


Unter diefer verftcht man den Fall, wo die Eeelen- 
ftörung und namentlich) das drüdende, Wahn erzeugende 
Gefühl der Schwermuth, oder der bereitS ausgebildete 
Wahn der Verrüdtheit verborgen gehalten wurde, und nicht 
erfannt war, und diefelbe, mittelft oder ohne einen furor 
transitorius, unvermuthet zu einem Verbrechen Veranlaffung 
gab. *) Die richterliche Beurtheilung wird hier auf das 
zu Grunde gelegene pfychifche Motiv in feinem Berhältniß 
zur Selbitbeftimmungsfähigfeit zurüdgehen. 


Monomanie. 


Es quirol hat bei ſeiner Haupteintheilung der Geiſtes⸗ 
krankheiten auf das Gemüthsleben feine Rüdficht genommen 
und nur daß intellectuelle im Auge behalten. Er Fonnte 
demgemäß unterfcheiden: 1) eine Form, in welcher fich das 
Irreſeyn auf eine einzige oder wenige Ideen befchränft, um 
die fich die übrigen gruppiren, oder in welcher Cbei einem 
weniger befchränften Srrefeyn) eine ftarf ausgefprochene 
Leidenfchaft das übrige Seelenleben in feinen befondern 
Dienft ziehet — monomanie; 2) eine Form, in weldyer 
das Srrefeyn allgemein ift, ohne Gonfequenz und Cohärenz 
der Gedanken und ohne Vorherrſchen einer beftimmten Idee 
oder Leidenfchaft — manie; 3) eine Form, bei welcher fi 
moralifche Gleichgültigkeit und Nullität mit einer bis zur 
Erlöfhung gehenden Schwäche der Intelligenz verbunden 
hat — demence. Diefe Eintheilung ift auch von den 
Franzoſen angenommen und bis jett beibehalten worden. 
Sn der bei den Deutfchen gebräuchlichen intheilung 
wird man unter den Formen: Echwermuth, welche auch 


*) Friedreid a. a. D. ©. 580. 

68 wird fih aud der Darftellung der übrigen Formen und 
Arten ergeben, was Alled noch in den weiten Begriff ded ‚‚verbor: 
genen Wahnfinnd’ aufgenommen werden könnte; man ſehe deßwe— 
gen: die Monomanie überhaupt und die inftinctartige insbeſondere, 
lucida intervalla etc. 
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Esquirol theilweife als Lypemanie unterfchieden hat, und 
partielle Verrüdtheit — und in einzelnen Arten der Manie 
die Monomanie leicht wieder finden. Es fonnte nicht fehlen, 
daß jener fo umfaſſend aufgeftellte Begriff der Monomanie, 
in welchen ſich alle perennirend leidenfchaftlichen — von den 
Deutfchen als „Suchten” bezeichneten — Zuftände aufneh— 
men laffen, nachdem er unter den Händen Zweiter und 
Dritter noch eine weitere Ausdehnung erlangt hatte, Ein» 
fprahe hervorrief. Und wie ed anerfannt werden muß, 
daß diefe Aufftelung der Monomanie der von den Irrens 
ärzten längft gewonnenen Einficht, daß zur Befchränfung 
und Unterdrüdung ded Vermögens der vernünftigen Eelbft- 
beftimmung ſchon ein partielles Irreſeyn hinreichend — 
und nicht gerade ein anhaltendesd und verbreitetes Srrereden 
nothwendig fey, einen allgemeinern Eingang — namentlid) 
auch zu den Gerichtshöfen verfchafft hat und über manchen 
in der Seele haftenden dunfeln und unerflärlichen Beweg— 
grund Licht zu verbreiten im Stande war: fo kann es auch 
nicht geläugnet werden, daß die allzumeite Anwendung je: 
ned Begriffs wieder Mißtrauen gefäet und zum öffentlichen 
Ausfpruche Des Gedankens Veranlaſſung gegeben hat, daß 
die Monomanie eine moderne Schöpfung und eine neue 
Ausflucht fey, „und daß fie nur allzubequem fey, bald den 
Schuldigen der gerechten Strenge der Gefege zu entreißen, 
bald einen Bürger feiner Freiheit zu berauben.” *) Wir be- 
bürfen diefes Begriffes der Monomanie durchaus nicht wei— 
ter, al8 infofern damit eine vorherrfihende Neigung oder 
Heenrichtung in einer der angegebenen Krankheitöformen 
bezeichnet werden fol, und heben nur des Verſtändniſſes 
wegen von den aufgeftellten Arten folgende — als die 
wichtigern — hervor. 





*) Marc 1. ©. 160. 

Es wäre wohl am Beften, wenn der Begriff der Monomanie im 
Allgemeinen und nad) feinen einzelnen Arten ganz ausgemerzt würde, 
damit nicht wieder in einfeitiger Lebertreibung die werthvolle Ver: 
fändigung verloren werde, zu welcher er verholfen hatte. 
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Zunächſt unterfcheidet Marc die Monomanie überhaupt 
in eine inſtinctartige und räfonnirende: „die erftere 
treibt den Monomanen in Folge feines primitiv erfranften 
Willens zu inftinctartigen automatifshen Handlungen an, 
denen feine Ueberlegung vorangeht; die andere veran- 
laßt Handlungen, welche die Wirkung einer Berfnüpfung 
von Borftellungen find.“ *) 

Die inftinetartige (oder automatische) Monomanie 
ift dasfelbe, was Ettmüller zuerft melancholia sine 
delirio s. perturbatio mentis melancholica sine delirio, 
Pinel nachher manie sans delire genannt hat, und un- 
ter der Bezeichnung mania sine delirio hauptfächlich bes 
fannt if. **) Nachdem Pinel auf Thatfachen geftügt Die 
Behauptung aufgeftellt hatte, „daß es Wahnfinnige gebe, 
bei welchen feine in die Augen fallende Veränderung der 
Berftandesverrichtungen,, der Perception, der Urtheilöfraft, 
der Einbildungsfraft, des Gedächtniffes vorfomme, wohl 
aber Berfehrtheit in den Willensäußerungen, nämlich ein 
blinder Antrieb zu gewaltthätigen Handlungen oder gar zu 
blutdürftiger Muth, ohne daß man irgend eine herrfchende 
dee, irgend eine Täufchung der Einbildungäfraft, welche 
die beftimmte Urfache diefes Hanges wäre, angeben könne,“ 
jo entjtand ein langer Streit über die Möglichkeit eines 
ſolchen Zuftandes, der hauptfächlicy durch die verſchiedene 
— engere oder weitere — Begrifföbeftimmung der Manie 
und des Deliriums, und durch die Ginmifchung anderarti- 
ger Fälle veranlaßt und unterhalten wurde. Wir übergehen 
die Gefchichte dieſes MWortftreites, und führen die Refultate 
an, zu denen man gelangt ift: 1) kurz vor dem Unfalle 
fann Eelbftbewußtfeyn vorhanden und mit dem Gefühle 
von dem Herannahen des Anfalles und feiner beängftigen- 
den Antriebe zu gefährlichen Handlungen verbunden feyn, 


*) Mare Bd IJ. S. 171. | 
”*) DVergl. hiemit hauptſächlich Friedre ich S. 491., wo der 
mania sine delirio ein langer Abfchnitt gewidmet ifl. 
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und unmittelbar nach demjelben wiederkehren; es iſt aber 
noch nicht bewiefen und feineswegs anzunehmen, daß auch 
während des Anfalles das Bewußtjeyn ungetrübt gewefen 
iv. Sonach ift 2) jedenfalls in dem Anfalle dad Ber: 
mögen zur Gelbftbeftimmung als aufgehoben zu betrachten. 
3) Es find viele ver — in den Begriff der mania sine 
delirio aufgenommenen Fälle auszufcheiden, und unter Die 
Begriffe der Franfhaften Zornwuth, der ausfegenden und 
irregulär wiederkehrenden und tranfitorifchen Manie, der 
Schwermuth und der partiellen Verrücktheit, in welcher Die 
veranlaffenden Sinnestäufchungen geheim gehalten wurden, 
zu ftellen. Uebrigens haben wir die Fälle, welche hier 
ipegiell zu befprechen wären, ſchon bei der Echwermuth ab- 
gehandelt. 

Mordmonomanie. Don diefer jagt Marc *) ‚man 
muß fie nicht mit den plöglichen Antrieben zum Morde ver: 
wechleln, von denen die Wahnfinnigen zuweilen aus Rache 
oder aus einer andern fie beherrfchenden Leidenfchaft ergrifs 
in werden. Vorzüglich muß man fie von der mit Wutl) 
gepaarten Tobſucht unterfcheiden. Bei lesterer ift in der 
That die mörderifche Handlung faft ftets die Wirfung von 
Hallueinationen und Illuſionen, während fie bei den Mo- 
nomanen ohne diefe Veranlaffung vorfommt. Bei letzterem 
it fie die Folge entweder von einem Räfonnement, welches 
fh auf eine oder mehrere irrfinnige Auffaffungen gründet 
(räfonnirende Monomanie) oder von einem inftinctartigen 
Antriebe.” Esquirol Außert fih darüber: „die Mord: 
monomanie ift ein partielles Irreſeyn, welches fich durch einen 
mehr oder minder heftigen Antrieb zum Morde auszeichnet, 
gleichwie die Selbftmorbmonomanie ein partielle Irreſeyn 
it, welches durch einen mehr oder minder freiwilligen Vor: 
fa der Selbſttödtung fich zu erfennen gibt. Diefe Mono: 
manie bietet zwei fehr verfchiedene Formen dar. In einigen 
Fällen wird der Mord durch eine innige aber irrfinnige 





) A. a. O. Bd IL ©. 15, 16 und 42. 
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Ueberzeugung , durch die Eraltation einer wahnfinnigen 
Phantaſie, durch ein falfches Räfonnement, durch aberwigige 
Leidenſchaften verurfacht. Der Monomane wird durch ein 
eingeftandenes, aber vernunftwidriges Motiv fortgerifien; 
jederzeit bietet er genügende Zeichen eines partiellen Irres 
ſeyns des PVerftandes oder der Gefühle dar. Zuweilen 
mahnt ihn fein Gewiffen an die Abfcheulichkeit der Hands 
fung, welche er begehen will, aber der geftörte Wille wird 
durch die Heftigfeit des Antriebs befiegt, der Menſch ift 
der fittlichen Freiheit beraubt, dem partiellen Irreſeyn zur 
Beute geworden, er ift ein Monomane, ein Wahnfinniger. 
In andern Fällen bietet der an Mordmonomanie Leidende 
feine wahrnehmbare Störung des Verftandes oder der Ge 
fühle dar. Er wird von einem blinden Inftinet, durch 
etwas Unerflärliches fortgeriffen, welches ihn zum 
Morde antreibt.” Ferner fagt er: „es laffen fich die Beob- 
achtungen in drei Reihen ftellen, welche die drei Grade der 
Mordmonomanie characterifiren. Die der erften Reihe an: 
gehörigen Individuen, welche den Antrieb zum Mord em— 
pfinden, werden dazu durch mehr oder minder chimärifche, 
der Vernunft wiberftreitende Motive veranlaßt. Jeder hält 
fie für wahnſinnig. — In der zweiten Reihe haben die 
Monomanen fein befanntes Motiv, man kann bei ihnen 
weder ein eingebilvetes, noch ein wirkliches vorausfeßen, 
und die Unglüdlichen werden von einem blinden Antriebe 
erfaßt, dem fie Wiverftand leiften, wo fie fi) dann vor 
ihm retten können. — Die Fälle, weldye wir in die dritte 
Reihe ftellen, find weit ſchlimmer, der Antrieb bricht plöß- 
lich, augenbfidlich, ohne alle Ueberlegung aus und ift ftärfer 
als der Wille; der Mord wird ohne Intereffe, ohne Ber 
weggrund, am häufigften an geliebten Berfonen vollbracht.” 

Vergleichen wir diefe Begriffsbeftimmungen mit einan- 
der und betrachten wir die einzelnen Fälle näher, fo finden 
wir bald, daß die Marc'ſche Diftinction nicht allgemein 
anerfannt — ja von ihm felbft nicht eingehalten wurde, 
und dag am. Ende alle Fälle, in welchen aus irgend einem 
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Motiv ein Wahnfinniger einen Mord begangen hat, in den 
Begriff der Mordmonomanie aufgenommen worden find und 
werden; wir treffen nicht auf Einen Fall, für den nicht in 
den von uns aufgeftellten Formen und Arten bereits ein 
Anhaltspunct zur Beurtheilung gegeben wäre oder noch — 
bei den Sinnestäufchungen — gegeben werden follte. Wir 
haben alfo von dem Begriff der Mordmonomanie feinen 
Gebrauch zu machen; ebenfowenig aber auch von demjenis 
gen der Selbftmord monomanie, welche fich ebenfalls 
ihren krankhaften Antrieben und irrfinnigen Auffaffungen 
nach in Die befprochenen Formen auflöfen läßt. 

In Beziehung auf die mit gleichem Grunde oder Un- 
grunde aufgeftellte Pyromanie wollen wir nur zur beffern 
Verftändigung nach den Altersverfchiedenheiten drei Geſichts— 
puncte aufftellen. *) 

1) Das Individuum hat die Nubertätszeit überfchrit- 
ten und feine Eeelenftörung ift entweder offenbar oder ver: 
Redter Art. Im letzterer Hinficht haben wir hauptfächlich 
u unterfuchen, ob nicht Schwermuth oder partielle Verrüdt- 
heit zu Grunde liegt — ob das Individuum nicht durch 
eine namenlofe Angft, welche es auf feine Weife verdräns 
gen Fonnte, oder durch irgend eine wahnfinnige Vorftellung, 
bie e8 bisher geheim gehalten hatte, dazu getrieben oder 
veranlaßt wurde. 

2) Das Individuum befindet fich in der Rubertäts- 
zeit. as) Hier müffen der Stand der Entwidlung im All: 





*) Die Auffaffung nach Alterdverfchiedenbeiten haben wir nur 
deßhalb gewählt, weil man von Einer Seite her einen Brandftif: 
tungdtrieb in befondere Verbindung mit dem jugendlichen Alter 
bringen will (f. Friedreih ©. 393.), und diefe Anſicht noch nicht 
fo weit überwunden ift, daß ihr nicht ein Tribut, der fie gerade am 
Beften beleuchten kann, gebracht werden müßte. Ebenfo fünnte man 
die Kleptomanie ıc. betrachten. 

*), Wendt, dad Selbſtbewußtſeyn forenfifc aufgefaßt. „Man 
age nicht, daß ſich folche Menfhen (die in der Pubertät-Entwidlung 
ſtehen) beherrfchen ſollen. Wer die Macht folder organifhen Ein: 
flüſſe kennt, wird leicht begreifen, daß zur fiegreichen Bekämpfung 
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gemeinen und Einzelnen: die des Geiftes, des ganzen 
Körpers und der Serual-Organe insbefondere in ihrem Ber: 
hältniß zum Alter und Gefchleht, zur Erziehung und Le— 
bensart genau abgewägt und. gejchägt werden, da man den 
Erfahrungen gemäß nicht abftreiten Fann, daß die Jrregus 
laritäten aller Art, welche hierin vorkommen, (wie zu bes 
fhleunigtes und zurüdgehaltenes Wachsthum, ungewöhnliche 
Matt: und Müdigkeit der Glieder mit Schmerjgefühlen ohne 
entjprechende Urfachen, Drüfenanfhoppungen, Menftrual- 
Anomalien, Krämpfe und andere nervöfe Zufälle, bejon- 
ders aber Gemüthöverftimmungen), den beveutendften Einfluß 
auf die Entwidlung und Steigerung gewiffer Triebe und 
Neigungen haben — und leicht das Vermögen der Selbſt— 
beftimmung unterjochen fönnen. Namentlich erlangen dieſe 
Entwidlungsvorgänge eine Wichtigkeit, wenn fich das Heim 
weh zu ihnen gefellt, welches. fodann durchaus nicht zu 
einer völligen Melancholie gefteigert feyn muß und nur den 
gewöhnlichen Grad überfchritten haben darf, um das ger 
quälte Halbfind zu den ertremften Handlungen (und nicht 
blo8 zu Brandftiftung, fondern auch zu Mord — Vergiftung 
von Kindern 3. B. —) zu verleiten. 


finnlider Anregungen, böfer Neigungen und tiefgewurzelter Ge 
wohnheiten eine größere Seelenſtärke und eine mehr bewährte Gei— 
fteötapferkeit gehört, ald in diefem halbreifen, gewöhnlich ungebilde: 
ten und häufig geiftig und körperlich verwahrloßten und organifd 
aufgeregten Menfhen zu finden ift.” Nach deflen Erfahrungen 
bildeten fih in vielen Fällen, wo jugendlide Perfonen, Mädden 
befonderd, in der Zeit der Pubertät ohne genügende Veranlaffung 
euer angelegt hatten, bei vorfchreitenden Zahren andere Seelen 
flörungen aus, von denen die Feuerluft nur den böfen Anfang gi 
macht hatte. (E3 wird fi fonft nachweifen laſſen, daß jugendliche 
Verbreder fpäter in Seclenflörung verfielen). — Ein A5jähriger, 
in feiner Entwidlung zurüdgeblichener Knabe, der nad wieder: 
boltem Feueranlegen von dem Geiftlihen in Beifeyn des traurigen 
Vaters zu Thränen der Reue gebracht worden war, rief, ald er auf 
dem Rüdwege von dem Pfarrhaufe eine Mühle vor dem Dorfe er: 
blidte, dem Vater zu: Vater, laßt und diefe Windmühle anzünden, 
der Müller wird fih fhön darüber wundern ! 
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3) Das Individuum fteht noch im findlichen Alter. 
Hier giebt bei Mangel an Ueberlegung, Verſtandes-, re: 
ligiöfer und moralifcher Bildung meiftens kindiſche Echauluft, 
feltener Groll, Zorn, Rachedurft die Veranlaffung ; *) übri— 
gend Fönnen auch phyſiſche oder pſychiſche Momente allein 
— oder mitwirken. 

Die Kleptomanie (Stehlfucht) tritt entweder als 
Eymyptom einer offenbaren Eeelenftörung auf — und zwar 
befonder8 gern in der Tollheit und der Daraus entjtandenen 
Verwirrtheit, wo fie verfchiedene Gründe haben fann, felte: 
ner in der Schwermuth und Verrüdtheit, wo fie aus be> 
fimmten Wahnvorftellungen entfpringt. **) Hier fällt ihre 
Beurtheilung mit derjenigen der Eeelenftörung zufammen. 
Oder e3 iſt Feine offenbare Kranfheit vorhanden, und es 
gilt nun nachzuweiſen, ob fie doch mit einer verfteeften zu: 
jammenhängt oder nicht; zu dieſem Behufe dürfte die Un— 
teriheidung folgender Bälle eine Anleitung geben: 

1) Die Krankheit und namentlich die Form der Toll: 
beit ift erft in der Entwidlung begriffen. Hier bildet die 
Stehlfucht ein vorzugsweifes Symptom derfelben; es wer: 
den fi) aber auch mehr oder weniger andere Symtome der 
beginnenden Eeelenftörung nachweifen laffen, wohin neben 
der allgemeinen Veränderung der bisherigen Gefühls- und 
Denkweiſe, Geichäfts- und Lebensart, befonders gehören die 
Neigung zum Echmähen, zu Zanf und Etreit, zum Trinken 
und zwedlofen, aber geſchäftethuenden Umherwandern, und 
die körperlichen Erfcheinungen der Aufgeregtheit (Unruhe, 
Mangel an Schlaf, gereizter Puls ꝛc. **»*) 





®) Daß bier von feiner Pyromanie die Rede feyn kann, verfteht 
ih wohl von felbft. 

*) Siehe Damerom in pfychiatr. Zeitichrift I. ©. 445. 

*«„) B. ein Taglöhner von 31 Jahren, früher ftill und 
fleißig, fieng 5 Monate vor erfanntem Ausbruche feiner Seelen: 
Körung einen Victualienhandel an, machte viele dumme Einkäufe 
Gibquittorten, eine Chaife, an einem Tage 5 Stubenuhren), fo 
dag ihn der Gemeinderath für cinen ſchlechten Hausbälter und 
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2) Die Krankheit hat dem Außern Anfcheine nach auf 
gehört, die Stehlfucht dauert aber noch fort; bier hat nun 
auch die Krankheit ihr Ende nicht erreicht, da daffelbe nur 
durch die Rüdfehr in den früheren Gemüths- und Geiſtes— 
zuftand bezeichnet wird, 

3) Es liegen beftimmte aber geheim gehaltene Wahns 
ideen zu Grunde. Auf biefe darf um fo cher gefchlofr 
fen werden, je bizarrer und ausfchließlicher die Neigung zum 
Stehlen ift, und je mehr die Gegenftände, auf welche fi 
diefelbe befchränkt, in einem Mißverhältnig zu dem VBermös 
gen des Diebes ftehen; und es ift hier noch vorzugsweiſe 
darauf zu fehen, ob fonft nicht Zeichen von Seelenftörung 
vorausgegangen oder gegenwärtig find. 

4) &8 beftimmen automatifche Antriebe (worunter aud 
die Gelüfte der Schwangern zu zählen find) dazu, welde 
um fo mehr angenommen werden können, je mehr von ber 
fonft gefunden Bernunft nachweisbar dagegen gekämpft 
und ein Abjcheu ausgedrüdt wurde, je unbedeutender und 
bizarrer die Diebereien find, je eher das Entwendete zurüds 
gegeben wurde und je mehr bei der Ausführung des Dieb- 
ftahls fonft Frankhafte Symptome am Körper oder Geil 
vorhanden find. *) 

9) Die GStehlfucht beruht auf dem ausſchließlichen 
Verlangen nach dem Befige gewifler Dinge (Büchern, Dr 
menarbeiten, naturhiftorifchen Gegenftänden, Raritäten), zu 
defien Befriedigung oft noch Hilfsverbrechen begangen werden. 
In den Puncten 1—3, wird die Zurechnungsfähigfeit un 
bedingt ausgefchloffen werden dürfen; in Punct 4. bei der 
Nachweifung, daß wirklih ein automatifcher Antrieb vor 
handen geweſen ift; in Punct 5. wird nur in fo weit eine 
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mundtodt erklärte, lief viel in der Nachbarſchaft herum, fieng vor 
3 Monaten an Allerlei zu ſtehlen, ward händelſüchtig ꝛe., fo daß er 
al8 ein böfer gefährlicher Menſch in Haft kam und im Gefängnif 
nun in Tobfucht verfiel. * Zahr fpäter farb er apoplectiſch. 
*) Marc II. ©. 175. Ein Fall von Henke. 
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Milderung eintreten können, als eine fo eingewurzelte Lei- 
denfchaft, die zur unüberwindlidhen Gewohnheit geworden 
it, überhaupt eine Berüdfichtigung verdient. 


Unter Erotomanie verftehbt man den Franfhaften 
Erceß der platonifchen Liebe, die bald ganz frei von 
einer finnlichen Miterregung, bald mit einer folchen verbuns 
den ift, meiftens die Form der Verrücktheit — feltener der 
Schwermuth oder gelinden Tollheit angenommen hat, und 
demgemäß nichts Beſonderes für die Erkennung und Beur- 
theilung darbietet. 


Unter Aidoiomanie begreift Marc den Exceß des 
Gefhlehtstriebes, welcher beim Manne Satyriafis, 
beim Weibe Nympho — oder Uteromanie genannt wird, 
Derfelbe ift hier Symptom, fommt vorzugsweife bei der 
Zollpeit und im Blödfinne mit maniacalifcher Aufregung 
vor, wo die Zurechnungsfähigfeit ohnedieß aufgehoben ift, 
feltener bei der Berrüdtbeit und Schwermuth, wo er die 
Zurehnung den Umſtänden gemäß blos vermindern oder 
gänzlich fufpendiren Ffann.*) (M. f. übrigens noch oben, 
Liebe und Gefchlechtstrieb.) 





°) Ein im Auslande angeftellter Forfibeamter, in deifen Fami⸗ 
hie Seelenftörung einheimiſch it, bat Gebördhallucinationen,, Ge: 
ſichtzilluſſionen und allerlei krankhafte Ideen über die Einwirkungen 
der Menfchen auf einander (namentlich der Srauenzimmer auf die 
Männer). Vor kurzer Zeit fieht er in dem Gafthaufe eines Städts 
Gend ein junges hübſches Mädchen mit ihrem Liebhaber, der feine 
galante Herr fpriht fein Wort, folgt aber dem Pärchen (AbendB 
10 Uhr) beim Nachhauſegehen, läßt fie ungeftört in ihr Haus ein- 
treten, auf einmal ſtürzt er durch die halbgeöffnete Hausthüre, 
löfht dem Liebhaber dad Fiht, daß er ſich gemacht hat und in der 
Hand hält, aud und wirft fi über dad Mädchen her — nicht abe 
lajfend, biß er von dem wieder zur Befinnung und zu Licht gefome 
menen Liebhaber und den berbeigceilten Hausleuten ergriffen und 
zum Haufe hinausbefördert wird. Wie weit bier die Zurechnungs— 
fähigkeit reicht, kann auch die genaueſte Unterſuchung aller Um— 
Rände nur annähernd ermitteln. 
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Die Dämonomanie *) äußert fich meiftens in 
der Form der Schwermuth, feltener in derjenigen der Ber 
rücktheit, kann aber jedenfalls tobfüchtige Aufregungen und 
Wuthanfälle hervorrufen. 

Der religiöfe Wahnfinn ift Schwermuth, wenn 
die Berfon fich für verdammt, von Gott verlaſſen und ver- 
ftoßen, für Eigenthum des Teufels oder für den Teufel 
felbft halt; — Tollheit, wenn dieſelbe bei einer allgemeinern 
Affection des Gemüths und mehr oder weniger Verwirrung 
der Einne im ecjtatifchem Zuftande fich befindet und be 
hauptet, in den Himmel ver- und mit Gott, den Heiligen 
und Engeln in unmittelbare Gemeinſchaft gefeßt zu fen; 
— VBerrüdtheit, wenn der Menfch bei fonftiger Klarheit 
des Bewußtſeyns ald Abgefandter Gottes, Prophet ıc. ſich 
auftbun will. — Die Dämonomanie und der religiöfe Wahn 
finn find unter allen Arten von Eeelenftöorung am häufig: 
ften von Illuſionen und Hallucinationen begleitet, der reli— 
giöſe Wahnfinn insbefondere führt am Leichteften zu Ver— 
brechen und zwar von der graufamjten, abjurdeften und 
bizarrften Gattung. 

Der aus pſychiſcher Anſteckung entflanbene, burd 
Nachahmung fortgepflanzte Wahnfinn if die 
— in pſychologiſcher Beziehung merkwürdigſte — und 
in gerichtlicher am Schwierigſten zu beurtheilende Art, und 
ſcheint hauptſächlich beim religiöſen Wahnſinn vorzukommen, 
inſofern die begeiſterten Reden und extremen Handlungen 
religiös Verrückter in allen Zeiten zu den verbreitetſten und 
ſchauderhafteſten Verirrungen geführt haben; ferner bei 
der Eelbftmordmonomante, welche epidemiſch werden kann; 
— bei der Morbmonomanie, von deren „inftinctartigen Aus: 
bruch bei Hinrichtungen, bei dem Befuche von Richtftätten, 
bei dem Anfichtigwerden von Blut, bei dem Anhören von 
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*) Die Dämonomanie iſt bier im weitern Sinne genommen, 
im engften befchränft fie fih auf den Dämonenwahn mit beftimmten 
mimifchen Darftellungen (das eigentliche Beſeſſenſeyn). 
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Mordgefchichten” Marc Beifpiele erzählt; bei der Pyroma- 
nie, worauf die häufig und rafch aufeinander folgenden 
Drandftiftungen an einem und demfelben Orte oder Landes: 
theile hindeuten; — beim politifchen Fanatismus, was die 
ES chredengzeiten der Revolutionen, in denen oft nur gleich 
ſtarke Gegeneindrüde die wahnfinnig erhißten Gemüther 
abfühlen und zur Vernunft zurüdbringen fönnen, beweifen 
dürften. — Ueber den urfächlichen Grund der pſychiſchen 
Anſteckung haben wir uns ſchon oben ausgeſprochen, und 
wir machen hier nur noch auf den regen Nachahmungs— 
trieb der Kinder aufmerkſam, vermöge deſſen ſie gewiſſe 
Eindrücke (z. B. von Hinrichtungen, Feuersbrünſten, Räu— 
bergeſchichten) in den unuͤberlegteſten Handlungen fortpflan— 
zen. — Jedenfalls muß die Beurtheilung der Fälle von 
Nachahmung dann fehr fehwer fallen, wenn die Mitwir- 
fung eines fomatifchen Momentes nicht nachzuweifen und 
auch aus Feinem einleuchtenden Grunde anzunehmen ift, 
wenn die wahnfinnige Eraltation rein aus dem Affect und 
der Leidenfchaft fich entwidelt hat, und wenn im übrigen 
pinchifchen Verhalten des Individuums feine Epur von einer 
Störung des gemüthlichen oder intellectuelfen Lebens wahr: 
genommen werden Fann: hier muß eben unter Berüdfich- 
tigung der befondern Umftände dem Wiffen und Gewiffen 
des Richters und Sachverftändigen die Entfcheidung über 
Vernunft und Irrefeyn überlaffen bleiben; doch glauben wir 
die von Marc *) hiefür fragweife aufgeftellten Regeln 
nitht übergehen zu dürfen: 1) „Die Vorftellungen, welche 
aus einer auf eine gewiffe Zahl von Individuen fortges 
pflanzten räfonnirenden Monomanie entfpringen, fehließen 
ihrer Natur nach gewöhnlich jedes weltliche Intereſſe aus.” 
(Eitelfeit, Unzufriedenheit mit einer geringern Stellung) als 
welche man begehrt, Ehrgeiz, Habfucht, Faulheit, Ausfchwei- 
fungen, Elend ꝛc. würden dahin gehören). 2) „Se mehr die, 
auf eine gewiffe Zahl von Individuen fortgepflanzten Bor: 


*) A. a. O. ©. 286. 
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ftellungen, einen bizarren, ausfchweifenden, irrfinnigen Chas 
racter, eine Störung oder felbft eine Unterdrückung der geiftig 
fittlichen Gefühle zu erfennen geben, um fo eher können fie 
al8 angehörig der Claffe der durh Nachahmung fortge 
pflanzten räfonnirenden Monomanieen angefehen werden. 
3) Man muß auf die früheren Zuftände, die Lebensweife, 
das Gewerbe, den Grad der Bildung des Individuums, mit 
einem Wort die Gefammtheit der Urfachen in Erwägung 
ziehen, denen man eine auf den Gemüthszuftand ausgeüb- 
ten Einfluß beimefjen könnte.” (Diefes ift in jedem Falle 
nothiwendig.) 


Täufchungen der Sinne. 


Man unterfcheidet fie in Slufionen und Hallucinatio- 
nen, und verfteht, feitvem Esquirol ihre Begriffe fchärfer 
beftimmt hat, unter Jllufion die faliche Auffaffung und 
Deutung der Wahrnehmungen von vorhandenen Objecten, 
unter Hallucination die Wahrnehmung eines nicht vor- 
handenen Objected (bei der Illuſion hält man 3. B. ein 
Kindergefchrei für einen ſchönen Gefang, bei der Hallucis 
nation hört man einen Gefang, der nicht — oder für den nichts 
Achnliches eriftirt). Cie find die Erzeugniffe der Thätigs 
feit ded Eeelenorganed und nicht der Sinne, Borftellungen 
oder Phantafteacte, welche mit einer folchen Lebhaftigkeit 
das Gentralorgan berühren, daß fie entweder bloß die Wahrs 
nehmungen des objectiven Thatbeftandes (ald Illuſionen) 
alteriren, oder neue Wahrnehmungen (als Hallucinationen) 
einfeßen, und immerhin als peripherifche und fomit objecz 
tive Vorgänge genommen werden. Im concreten Balle ift 
ed oft unmöglich zu unterfcheiden, wo die Illuſion aufhört 
und die Hallucination beginnt; es ift diefes auch von einem 
ganz untergeordneten Werthe, da fie beide in der Regel zu— 
gleich vorkommen, die Illuſionen fich leicht zu Hallucinatio— 
nen fteigern, und es in rein pfpchiatrifcher und forenfifcher 
Beziehung auf das Gleiche herausfommt. Cie find von vers 
Ihiedener In: und Ertenfität, erheben ſich von ver leifeften 
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Erregung der Sinnesenergie an (als einfache Licht-, Tons ıc. 
Empfindung) hinauf bis zur plaftifchen Darftellung 
von Begebenheiten (Engelserfcheinungen, Ritterzügen,) und 
fünnen nur einzelne Sinne, und diefe in verfchiedener Häu- 
figfeit — oder mehrere und alle zugleich betreffen. Am 
häufigiten Fommen fie innerhalb des Gefühles für die för: 
perlichen Zuftände vor, wo aber die Unterfcheivung zwifchen 
Illuſton und Hallueination meiſtens unmöglich ift; dann 
im Gehör, wo fie fich befonders intenfiv, hartnädig und 
einflugreich auf das übrige Seelenleben verhalten; im Ges 
ſicht, wo fie flüchtiger und leichter zu corrigiren find; im 
Geſchmack und Geruch, wo die Slufionen ihren Grund 
meiltend in Störungen des Athmungs- und Verdauungss 
progefjes haben. Eie finden fih fowohl im gefunden als 
kelengeftörten Zuftande, äußern, wie fie aus einer ver- 
ſchiedenen Verfaſſung des Seelenlebend hervorgehen, eine 
verfchiedene Nüdwirfung auf dafjelbe, und laffen ſich in 
diefer Beziehung unter vier Verhältniffe rubriciren. 


1) Bei Individuen, die weder in ihrem gemüthlichen 
noch geiftigen Leben eine Etörung zeigen, und häufig bet 
Solchen, die mit irgend einem und namentlich dem dichteri- 
hen Talente begabt find, kommen einzelne illuforifche oder 
hallueinatorifche Wahrnehmungen der höhern Sinne vor, 
die dann entweder fogleich in ihrer objectiven Nullität ers 
fannt werden, oder fich leicht corrigiren laflen, oder endlich 
par mit der Bedeutung der Objectivität haften bleiben, 
aber doch auf das übrige Eeelenleben feinen ſolchen Eins 
fluß ausüben, daß das Verhältniß der Perfon zu den In⸗ 
fitutionen- der Gefellfchaft alterirt würde (wenn 3. B. Je— 
mand feinen Glauben an die Unfterblichkeit der Seele an 
eine Hallueination gebunden und diefer. Hallucination fei- 
nen weitern, feine perfönliche Stellung zu Gott und ber 
Welt verändernden’ Einfluß eingeräumt hat). 

2) Individuen, in welchen die Eeelenftörung bereits 


ur Entwidlung gekommen aber noch nicht ausgebildet iſt, 
Ronatſchr. fe d. Zuftizpfl, XII. Bd. 1. Abt. 7 
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haben Sinnestäufchungen. *) Hieritreten fie häufiger und we- 
niger ifolirt auf, und werben fie fälfchlicherweife oft als die 
Urſachen der Krankheit angefehen. Entweder werden fie 
von mit Furcht und Angft erfüllten und die Nähe der 
Krankheit verfpürenden Gemüthern als fremde Eindringlinge 
erfannt, nicht verheimlicht und abzuwehren geſucht; oder fie 
werden für Realität und ald maaßgebend für die felbftifche 
Beftimmung genommen und fo verfehloffen gehalten, daß 
im Meußern wenig oder nichts Befonderes wahrzunehmen 
it. In beiden Fällen können fie zu ertremen und gefeß- 
widrigen Handlungen führen: im erftern aber mehr durdy 
eine gewaltfame, in Außerer Verwirrung und tobfüchtiger 
Aufregung fich ausfprechende Unterjochung des freien Ur—⸗ 
theiles; im legtern mehr mit dem Anfcheine von äußerer 
‚Befonnenheit, auf eine bald überlegte und fchlaue, bald 
affectuofe und geräufchvolle Weife, wo denn die Ermittlung 
fowohl des damit verbundenen Srrefeyns — als auch und 
insbefondere des Maaßes der freien Selbftbeftimmungsfähigfeit 
oft äußerſt fchwer fällt. Es werden zwar zur Ermittlung 
des Irreſeyns die allgemeinen Regeln ausreichen, und die Art 
und der Grad der aufgefundenen Seelenftörung die Zurech— 
nungsfähigfeit wefentlich beftimmen; in Beziehung auf diefe 
wird man aber doch wieder ganz individuell verfahren müf- 
fen, denn es läßt fich eben durchaus nicht mittelft allgemei- 
ner Formen feftfegen, wie weit im einzelnen Falle die 
frankhafte Benommenheit des freien Urtheils, die krankhafte 
Eraltation der Gemüthstriebe, die Losreißung der Willens» 
acte von einer vernünftigen Selbftbeftimmung ıc. und ftrafbare 
Leidenschaften (Racfucht, Hab, Neid 2c.) zufammengewirkt 
haben, oder wie weit Diefe Leidenfchaften felbft wieder das 
Product der Krankheit find. Immerhin wird man aber, 
wenn auch die Franfhafte Affeetion ‚des Seelenlebens von 
einem ganz untergeordneten Momente zu feyn fcheint, des⸗ 


5) Bergmann in pfociatrifeh. Zeitfhr. I. ©. 193, führt 
mehrere hieher gehörige Fälle auf. 
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wegen, weil dad SIneinanderfpiel der verfchiedenen Geelen- 
acte nie in der Art eines regelrechten Gewebes auseinanders 
gelegt werden kann, eine milde Beurtheilung eintreten laſſen 
müffen. 

3) Sie fommen bei Individuen ver, die im Zuftande 
der totalen Betrunfenheit, *) der Vergiftung, Schlaftrunfen- 
heit fich befinden, wo die äußere Befonnenheit bis auf Null 
herabgefunfen und Berwirrung der Sinne eingetreten iſt. — 

4) Bei Individuen, die mit ausgebildetem und offen« 
barem Wahnſinn behaftet find. Hier hat das unwillführ- 
lihe Seelenleben die Oberhand über jede freie Thätigfeit 
gewonnen, Die Vorfpiegelungen der Phantafie find an die 
Stelle der realen Wahrnehmungen getreten und geben bie. 
Triebfedern und dad Maaß ab für die etwa noch formal» 
richtige Thätigfeit; hier, fo wie in dem vorangegangenen 
Berhältnig, kann von einer Zurehnung nicht mehr bie 
Rede ſeyn. — 

Im Uebrigen frühe fih die Sinnestäufchungen in der 
bei Weitem überwiegenden Zahl der Fälle und in allen 
Formen von Eeelenftörung, namentlidy aber in den höhern 
Graden von Schwermuth und Tollheit, in allen Arten des 
Deliriums, in faft allen Arten und beſonders in der relis 
giöfen von Verrüdtheit und in der Verwirrtheit, und vers 
leiten fie die Wahnfinnigen hauptfächlich dann zu Verbre— 
chen, wenn diefe urfprünglich nicht frei von ftrafbaren Lei: 
denfchaften waren, oder fie erft in Folge der Krankheit 
befommen haben. **) : 


Ueber intervalla lucida. 


Wir haben oben in der Darftellung der allgemeinen 
Zeichen und der Formen mehrfach angedeutet, daß die See— 
lenſtörung in einem organiſchen Prozeß beſteht, der meiſtens 


2) Marc a. a. O. II. ©. 444. 

**) Im Uebrigen gibt cd der Fälle, wo Erin die 
letzte Veranlaffung zu gemwaltthätigen Handlungen geben, zu viele, 
ald daß es der Anführung einzelner Beifpiele a. 
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unter den Symptomen der Schwermuth — feltener unter 
denjenigen der Tollheit und des Deliriums beginnt und, 
wenn er nicht mit der Genejung fein Ende erreicht, in die 
andern Formen und namentlich in die der DVerrüdtheit und 
des Blödſinnes übergeht, und daß von den Formen der 
Schwermuth, Tollheit und des Deliriums aus leicht und 
häufig Genefung erfolgt, von denen der Verrüdtheit und 
der Geiftesfchwäche aus wohl aber nie.... Wie aber die 
Genefung eintritt, wenn fie als folche gelten kann, welche 
Seelenzuftände mit ihr zufammengeworfen werden können, 
und wie diefe in forenfifcher Beziehung zu betrachten find 
— da8 haben wir noch zu erörtern. — Die Genefung er 
folgt felten plöglih — in Folge eines ftarfen Affectes, eined 
heftigen Tobanfalles, eines fomatifchen Vorganges, oder 
ohne irgend eine wahrnehmbar vorausgegangene Nenderung 
im pfychifchen oder phufifchen Leben, im Schlafe, wo die 
Individuen fagen, es fey ihnen, als wären Schuppen von 
ihren Augen gefallen; meiftens erfolgt fie langfam — bald 
in mehr ftetig fortjchreitender Beruhigung des aufgeregten 
Gemüthszuftandes, Lichtung des umnebelten Bewußtfenns, 
Regelung des Ganges der Vorftellungen, Wiederfehr der 
natürlichen Neigungen und Appetite, des Schlafes und der 
Ernährung, und Hebung ver fomatifchen Anomalien — 
bald in einer Fluctuation von furz dauernden Berfchlim: 
merungen und lichtern Zwifchenzeiten, und dann Wochen 
bi8 zu Monaten erfordernd. Sol nun wirfliche Geneſung 
eingetreten feyn, fo muß der Menfch, wenn er nicht noch 
eine vernünftigere Verfaffung feiner moralifchen Perſoͤnlich⸗ 
feit gewonnen hat, wenigftens wieder derfelbe geworben 
feyn, welcher er vor dem erften Beginne feiner Krankheit 
mar: er muß an feiner gewohnten Befchäftigung wieder 
Geſchmack befommen haben, die frühern Neigungen und 
Intereſſen wieder darlegen, feine Krankheit, fo weit von ihr 
Erinnerung bleiben konnte, bei äußerlicher Nachhilfe in der 
Berftändigung nach ihren einzelnen Ausgangspunften durch⸗ 
ſchauen, objectiv würdigen, die Irrthümer derfelben als 
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ſolche volltommen einfehen, und wirklich verfühnt, beruhigt 
und zufrieden feyn. Wenn dagegen der frühere Charafter 
nur theilweife fich wieder eingeftellt hat, wenn Groll gegen 
dad Eine oder Andere, ein verbiffener Grimm, Abneigung 
gegen fonft geliebte PBerfonen und Dinge fortbefteht, wenn 
der Genefende feine Krankheit im Allgemeinen oder nach 
einzelnen Seiten hin nicht einfehen will, von ihr ungerne 
fpriht und gleich mit der Zwifchenrede fommt: „laffen wir 
das, ich bin zufrieden, was will man weiter ıc.,“ wenn er 
hohe Reizbarfeit de8 Gemüthes, Mißtrauen — oder eine 
mehr als ftile und mäßige Freude und noch Fremdartiges 
in jemem Aeußern zeigt, wenn er nicht ruhig der Geftal: 
tung feiner Zukunft entgegenfieht: dann ift eine vollfoms 
mene Genefung nicht eingetreten, wenn auch an der In— 
telligenz in formeller und materieller Beziehung nicht die 
germgfte Anomalie mehr wahrzunehmen ift. 

Die verfchiedenen Arten der Befferung unterfcheidet man 
nach der Dauer und dem Grade der gemüthlichen Beruhi— 
gung und geiftigen Klarheit folgendermaflen: 1) interval- 
lum lucidum, wo Bewußtjern im Allgemeinen und Einficht 
in die vorangegangene und gegenwärtige Lage mehr oder 
weniger rajch eintreten und eine mehr oder minder ein= und 
durchdringende Klarheit erreichen, immer aber von einer vers 
hältnigmäßig kurzen Dauer (von Minuten bis zu Wochen) 
— und fehr häufig von einer der vorangegangenen entge- 
gengefegten, lbrigend mäßig alterirten Gemütheftimmung 
begleitet find. 2) Die Remiffion, in welcher die Krank: 
heitserfcheinungen überhaupt und die der Gemüthsfeite 
insbefondere auf unbeftimmte Dauer nachgelaffen haben. 
3) Die Alternation, unter welcher wir den Wechfel 
zwiſchen den pſychiſchen Kranfheitsformen Chauptfächlich zwis 
fhen Schwermuth und Tollheit) und nicht denjenigen zwiſchen 
pſychiſchen und fomatifchen Srankheitserfcheinungen verftehen. 
Das Individuum hat längere Zeit an franfhafter Gemuͤths— 
depreffion oder Gemüths-Exaltation gelitten; dieſe vermindert 
ſich almählig und macht einer anfcheinend gefunden Stimmung 
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Platz, welche aber nicht lange beharrt — Tage bie Wochen, 
— fondern ebenfo allmählig in die der frühern entge— 
gengefegte Stimmung übergeht, fo daß dann aus ber 
Schwermuth eine Tollheit und aus der Tollheit eine Schwer: 
muth geworden iſt; diefe dauert nun wieder längere Zeit 
und meiftens 'ebenfolang als die vorangegangene Gemüths- 
verfaffung, um dann zu jener zurüdzufehren, oder — mit. 
dem 2ten oder Iten MWechfel, fpäter wohl nicht mehr — in 
Genefung überzugehen. Wir haben nicht wenige Fälle von 
Alternation beobachtet, befonders inftructive erzählt aber 
Hohnbaum.*) A) Die Intermiffion, wo die Kranf- 
heit in mehr oder weniger beftimmten Perioden wiederfehrt 
und die Zwifchenzeiten Feine anomalen Erfcheinungen dars 
bieten, 

Wenn die Genefung langfam erfolgt, fo kann natür- 
licherweife die Ruͤckkehr zur vollen Fähigkeit der Selbftbe- 
ſtimmung auch nur allmählig vor fich gehen, wenn jene 
aber rafch eintritt, muß nicht nothwendigerweife diefe eben 
fo rafch erfolgen, denn angenommen, daß auch fogleich Die 
vollfommenfte Klarheit des vernünftigen Denkens vorhan⸗ 
den fey, fo find doch nicht gleich das Gemüth beruhigt und 
die Franken Antriebe zum Schweigen gebracht, fo daß dieſe 
nicht noch einen unverhältnißmäßigen Einfluß auf die 
Selbftbeftimmung ausüben könnten. Man wird daher beim 
wirklichen Eintritt der Genefung, in der Intermiſſion und 
im intervallum lucidum, **) außer den wohl zu erwägen« 
den individuellen Umſtänden, der Krankheit eine um fo 
größere Rechnung tragen, je mehr die Zeit eines Vergehens 
dem frheinbaren Aufbören und dem Wiedereintritt der Sees 
lenftörung nahe iſt. Bei der Remiſſion fönnte ohnedieß 
nur von einer Milverung der Zurechnung die Rede feyn, 
wenn fie nicht gänzlich zu fufpendiren wäre. In Fällen 


*) ©. ob. Anm. 11. zu „Wechſel zwifchen Schwermuth und 
Tollheit.“ 
”) S. auch Marc IE. ©. 361 u. ff. 
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der Alternation wird manchmal, fo lange fi der Wechfel 
und Gegenfag nicht deutlich ausgeprägt und wieberholt 
haben, die eine oder andere der Stimmungen, und faft im: 
mer das zwifchen beiden mitteninneftehende Uebergangsſta⸗ 
dium, weil hier fo viel richtiges — aus dem eigenen Leben 
genommenes und vernünftige Räfonnement befteht, für bie 
individuell naturgemäße Verfaffung genommen; man wird 
aber leicht einfehen, daß hier trog der Verſchiedenheit der 
Gemüthsftimmungen die eigentlihe Krankheit fortdauert, 
und daß demgemäß diefe bei Abfchägung der zufammenwirs 
fenden Momente zu jeder Zeit berüdfichtigt werden muß. 


Nunmehr glauben wir nod eine, Anwendung der 
betrachteten Kranfheitsformen und SKrankheitsarten auf 
die Beftimmüung des 8. W. Strafgeſetzbuches Akt. 
97., wo es heißt: „Eine unerlaubte Handlung ift ftraflos, 
wenn fie in einem Zuftand begangen wurde, in welchem ber 
freie Gebrauch der Vernunft aufgehoben war. Dahin ges 
hört hauptfächlich Raferei, allgemeiner und befonderer Wahns 
finn, völliger Blödfinn und vorübergehende gänzliche Vers 
wirrung der Sinne und des Verſtandes“ — fchuldig zu 
feyn. Hiebei fällt e8 uns feineswegs ein, weder die allge: 
meine Beftimmung „Aufhebung des freien Gebrauchs der 
Vernunft,“ noch die fpezielle Ausführung derjelben irgend» 
wie angreifen zu wollen, da mit jener Etwas, was —ı 
und fo bezeichnet ift, daß ed Jedermann verftändlich ' 
feyn fann, und mit diefer nur Eriterien und Beifpiele 
für den Richter gegeben werden follten, ohne die zahllofen 
Formen und Arten von Aufhebung des freien Vernunft: 
gebrauches erfchöpfend aufzählen zu wollen. Für die Säle 
aber, daß der Anficht und dem Verlangen des Richters von 
Seiten des Sachverftändigen weder durch feine allgemeine 
Beftimmung, noch durch die befondere Darlegung genügt 
werden follte, fcheint und eine Erörterung nicht überflüffig 
u feyn. Die Raferei ift Feine befondere Form, fondern 
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— wenn man nicht die Tobfucht als folche bezeichnen will 
— nur ein vorübergehender Zuftand, welcher in jeder: Form 
von Geelenftörung auftreten Ffann. — Der allgemeine 
Wahnfinn begreift in fich das Delirium (fchwermüthiges 
‚oder tolles), die allgemeine Verrüdtheit und die Verwirrt— 
heit, meiftend auch die Manie und nicht felten die Me 
lancholie — alfo unter Umſtänden faft alle Formen; der . 
befondere Wahnfinn — die partielle Verrüdtheit, mei— 
ſtens auch die Schwermuth und einzelne Arten der Toll 
heit. — Die einfache krankhafte Depreffion oder Eraltation 
des Selbftgefühles und die Alteration der. Triebe laflen, 
ohne daß fie allgemeinen oder befondern Wahnftnn zur un 
mittelbaren äußern Erfcheinung brächten, Doch immer noch, 
wenn aus ihnen die Beranlaffung zu einer gefegwidrigen 
That gefloffen ift, ven Beftand von falfchen Empfindungen, 
Wahrnehmungen und Vorftellungen, in welchen der eigent- 
liche Grund von jenen enthalten ift, ja nicht felten eine 
vorübergehende gänzliche Verwirrung der Einne und des 
Verftandes auffinden, die ohne diefes, wie die Naferei, zu 
jeder Form von Seelenftörung treten kann. — Unter völ- 
ligem Blödfinn kann bier nur ein folcher gemeint feyn, 
welcher zugleich frei ift von einer qualitativen Störung des Gee- 
fenlebens; geringe Grade von Blödfinn werden aber, 
fobald fie mit Srrefeyn verbunden find, wenn fie auch die 
Symptome irgend einer Form nur,abgeblaßt, verwifcht und 
undeutlich zeigen, wie dieſes bei ihrer fecundären oder ter— 
‚ tiären Entftehung überhaupt nicht anders zu erwarten ift, 
von der Bategorie des Blödfinnes überhaupt fogfeich zu 
trennen, unter die — der Seelenftörung zu ftellen — und 
mit der fchon befprochenen Rüdlicht zu bemeffen und zu beur- 
theilen feyn. 
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2) Ueber die Amtsfufpenfion öffentlicher Diener 
nad) württembergiſchem Recht. 
| (Eingefendet.) 


Es ift vor einiger Zeit der befannte und viel befpro- 
chene Fall vorgefommen, daß einem ordentlichen Profeffor 
der Landes-Univerſität durch eine Minifterial- Berfügung 
das Halten von Vorlefungen auf einige Jahre niedergelegt, 
ihm jedoch die fernere Theilnahme an den Funktionen des 
afademifchen Senats und ver betreffenden Fakultät geftattet 
und fein ganzer Gehalt belaffen wurde. Als Grund diefer 
Maßregel wurde bei der in der Kammer der Abgeordneten 
barüber ftattgefundenen Verhandlung angeführt: daß jener 
Lehrer in der Geltendmachung feiner befonderen philofophifchen ‘ 
Anfichten nicht das rechte Maaß und die rechte Haltung beobach— 
tet, auch fonft als S chriftfteller und Docent in feinem Auftreten 
Anftoß gegeben habe, daß er auf das Gebiet der Wifien- 
ihaft Leidenschaften hereingezogen und öffentlichen Anftoß, 
ja Aergernig gegeben habe, daher man diefer Verlegung der 
öffentlichen Moral eine öffentliche Sühne fehuldig geweſen 
fey. Für die rechtliche Begründung jener Maßregel wurde 
aber im Wefentlichen geltend gemacht: daß der Regierung 
die Befugniß zufomme, auf die Dienftleiftung eines öffent: 
lihen Diener, wenn fie folche für ſchaͤdlich oder unnüglich 
halte, zu verzichten und daß derfelbe dabei in feinem Rechte 
nicht verlegt werde, wenn ihm nur fein Gehalt fortgereicht 
werde; die Regierung fey, in Ermanglung eined befonderen 
Verbots, zu einer ſolchen allgemeinen Denfmagrege un⸗ 
zweifelhaft berechtigt. 

Vergl. Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten von 
1845. Prot. 36. ©. 15. ff. 

Man darf wohl annehmen, daß die Parteien, die die— 
ſen Spezialfall zum Gegenſtand eines heftigen, die Grenzen 
des Anſtands und die Geſetze der Mäßigung und Beſon— 
nenheit vielfach verletzenden Streites gemacht hatten, der 
Sache längſt gänzlich müde und der Beendigung derſelben 
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froh find, wenn auch vielleicht jede Partei von ihrem 
Standpunkt aus ein anderes Ergebniß erwartet haben mag. 

Auch wir find weit entfernt, diefen zum Ueberdruß 
befprochenen Specialfall als folchen wieder aufgreifen und die 
darin getroffene Verfügung nad) ihrer materiellen Begründung 
erörtern zu wollen; dagegen wird ed wohl nicht auffallen, 
wenn wir das Ergebniß unferer Unterfuchungen über die 
Lehre von der Sufpenfion öffentlicher Diener, wozu wir 
durch jenen Fall angeregt wurden, vom rein wiffen 
fhaftlihden Standpunft aus hier niederlegen und der 
Prüfung beffer Unterrichteter unterwerfen. Denn einerfeitsd 
ift Ddiefe Lehre, fo viel uns befannt, noch nirgends voll 
ftändig behandelt zu finden, und andererfeits feheint fie fo, 
wohl für den zahlreichen Stand ‚der öffentlichen Diener, als 
für die Staatsregierung felbft von fo hohem Intereſſe, daß 
jeder, auch ein geringer Beitrag zu deren Aufklärung nicht 
unwillfommen feyn dürfte. Indeſſen gebietet der Zwed 
und der Raum diefer Blätter möglichfte Befchränfung; wir 
werden daher in Nachftehendem mehr nur die Refultate un 
ferer Unterfuchung, als eine umftändliche Erörterung und 
Nachweifung darüber geben Eönnen. 

Auch laſſen wir hiebei die Frage von der Sufpenfion 
der Kirchen- und Schuldiener, bei welchen wenigftend 
früher ganz befondere Grundfäge galten, zur Seite liegen, 
und werben vielleicht fpäter einmal dieſe Frage eigens erw 
Örtern. 

Den Begriff der Amtsfufpenfion im heutigen Sinne 
finden wir in den Gefeten nicht mit Beftimmtheit ausge 
fprochen.. Das ‚„interdicere,‘* welches nach römifchen 
Recht bei juris studiosis, advocatis, tabellionibus sive 
pragmaticis (D. 48. 19. Fr. 9.) und bei dem decurio 
(D. 48. 22. Fr. 7. $. 20., cf. C. 2. 12. $. 3.) vorfam, 
und welches die Nieverlegung gewiffer Befugniffe oder die 
Entfernung aus dem ordo der decurionum enthielt, iſt 
zwar ein Aehnliches, nicht aber das Gleiche mit unferer 
heutigen Sufpenfion; das leßtere ſchon darum nicht, weil 
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jened interdicere ebenfo in perpetuum, wie ad tempus 
erfolgen fonnte, wihrend unfere Sufpenfion niemals eine 
bleibende, fondern ftetS eine zeitlich befchränkte iſt. Auch 
die Berordnung der Novelle 123. Cap. 10., wornach Elerifer 
wegen Theilnahme an Spielen und Schaufpielen auf eine 
gewiffe Zeit vom Amte entfernt und in ein Klofter gefegt 
werden follten, ift natürlich für uns hier unpraftifh. — 
Ebenſo wenig enthalten die deutfchen Neichsgefege und die 
älteren württembergifchen Gefege eine erfchöpfende Definis 
tion der Amtsfufpenfion. Der Inhalt der neueren würts 
tembergifchen Gefeße wird aber hienach angeführt werben. 

Nach diefen letzteren Gefeten, wie nach dem Wortfinne und 
nad der hiftorifchen Bedeutung der Sufpenfion, befteht diefe 
inder gezwungenen zeitlichen Entfernung eines 
Diener von den mit feinem Amte verbundenen 
Funktionen. Ob dem Diener hiebei das Amtseinfommen 
belaffen oder gefchmälert, oder ganz entzogen wird, ift gleich» 
gültig und ändert den Begriff der Suſpenſion nit. Won 
einer theilweifen Entfernung des Dieners von feinen 
Amts-Funktionen erwähnen die Gefege ebenfo wenig etwas, 
ald eine folche irgend früher vorgefommen feyn dürfte. Es 
möchte jedoch ganz in der Natur der Sache liegen, daß 
jedenfalls Die Niederlegung folcher Funktionen, welche einen 
wefentlichen Beftandtheil- des betreffenden Amtes aus— 
machen, rechtlich für nichts anderes gehalten werden kann, 
als für eine Amts -» Sufpenfion. Es wird wohl Niemand . 
ernftlich bezweifeln, daß, wenn 3. B. einem Richter Die 
Bearbeitung von Rechtsfällen und die Theilnahme an der 
Endentſcheidung über foldhe niedergelegt wird, dieß eine 
Sufpenfion deffelben von feinem Richteramte ift, auch wenn 
er vielleicht noch Prozeßfoftenzettel prüfen, oder an der Bes 
rathung über Dienft»Befegungen ıc. theilnehmen darf; — 
ebenfo wird Niemand im Ernft beftreiten, daß ed eine 
Amtsfufpenfion fey, wenn einem PBrofeffor, deſſen Haupt 
funktion befanntlich in der Haltung von Borlefungen bes 
fteht, alle Vorlefungen niedergelegt werben, gefegt auch, er 
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dürfte noch an Senats » und Baratits» Sipungen heil 
nehmen. 

Die Sufpenfion vom Amte, als eine blos temporäre 
Maßregel, unterfcheidet ſich eben durch dieſe temporäre 
Befchränfung von der Amts-Entlaffung, als einer 
bleibenden Entfernung von den amtlichen Funktionen mit 
Berluft des Gehalts, welche Entfernung Eaffation, Ent 
fegung (nach dem neueften Württembergifchen Rechte: 
Verluſt der bürgerlichen Ehren- und der Dienft » Rechte) heißt, 
wenn fie zugleich mit Ehrenfchmälerung verbunden ift. Ebenfo 
ift die Sufpenfion zu unterfcheiden von der Benfionirung 
oder Zuruhefegung, wodurch der Diener von: den amt 
lichen Funktionen wegen unverfchuldeter Dienftunfähigfeit 
bleibend entbunden und ihm ein Ruhegehalt gewährt wird; 
ferner von der Nemotion, ald der Zurüdfegung auf eine 
an Gehalt oder Rang niederere Amtöftelle; endlich von der 
einfachen Verſetzung, wodurd der Diener auf ein an 
Gehalt und Rang dem bisherigen gleiches Amt verfegt wird. 

Die Sufpenfion vom Amte fann nad) gemeinem und 
nach württembergifhen Recht eine blos proviſoriſche 
Mafregel feyn, während einer gegen den Diener anhängi- 
gen Unterfuhung, während welcher in manchen Fällen es 
als unthunlich erfcheint, denfelben bis zum Austrag ber 
Sache feine amtlichen Funktionen fortfegen zu laffen; oder 
kann fie. ven Charakter einer definitiven Maßregel haben, 
und dann erfcheint fie entweder als Strafe, oder ald eine 
dienftpolizeilihe Maßregel. 

Nach diefen verfchiedenen Beziehungen und Bedeutun— 
gen haben wir den Gegenftand zur betrachten. | 

Um aber die Grundfäße, welche als jet beftehendes 
Recht anzunehmen feyn dürften, zu finden und richtig aufs 
zufaffen, wird es nöthig feyn, auf die Gefchichte derfelben 
zurüdzugehen und dem Gange der Gefeggebung darüber 
zu folgen. 

Bor der Berfaffung von 1819 wurden in Württemberg 
zwei Arten der Amt3-Sufpenfion unterfchieden ; die suspensio 
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cum effectu, bei welcher mit der temporären Nieberlegung des 
Amtes die Entziehung des ganzen Gehalts verbunden 
war, und die suspensio sine effectu, bei welcher mit der 
temporären Niederlegung ded Amtes Feinerlei Schmäs 
lerung des Gehalts verfnüpft war. 
Vergl. die Motive zu dem Strafrekurs-Geſetz von 1821. 
Verhandl. der Abgeordneten von 1821. Abth. 12. ©. 661. 

Außerdem beftand bei Kirchen- und Schuldienern 
der erceptionelle Grundfag, daß einem folchen Diener 
(während einer Ilnterfuchung ald proviforifche Maßregel, 
oder auch als correctionelles Etrafmittel) auf einige Zeit 
ein Amtsverwefer gefett werden Eonnte, welchen der Diener 
aus feinem Amts-Einkommen zu bezahlen hatte, nübeenD 
ihm im Uebrigen fein Einfommen verblieb. 

Vergl. Reyſcher Gef.-Sammlung Bd IX. ©. 496. ff. 

Auf die bei diefer Klaffe von Dienern geltenden Grund— 
fie werden wir, wie ſchon im Eingang bemerft wurde, 
bier nicht eingehen, vielmehr befchränfen wir uns auf die 
bei den übrigen öffentlichen Dienern, und insbefondere bei 
den Staatäbeamten geltenden Grundſätze. 

A. Als proviforifche Maßregel wurde die Amts- 
fufpenfion in Fällen einer gerichtlichen oder einer Admini— 
ftrativ s Unterfuchung befonderd dann, wenn zu erwarten 
war, daß der Diener durch das endliche Erfenntniß fein 
Amt verlieren werde und derfelbe aus dienftlichen Rückſich— 
ten nicht bis dahin im Amt belaffen werden Eonnte, bald 
cum eflectu, bald sine eflectu, meiftens jedoch in letterer 
Weiſe verfügt, wozu theild die Gerichtöftelle, theild die 
höhere Dienftbehörde competent war, bis eine K. Verord—⸗ 
nung vom 1. Juli 1811 (Reg.-Bl. ©. 333.) anordnete, 
daß über die Eufpenfion der Beamten dur den Minifter 
des Innern Vortrag an den König zu erftatten fey. Die 
fegtere Vorfchrift wurde jedoch in der Folge wiederum aufs 
gehoben durch das IV. Organiſations-Edikt vom 31. Der 
zember 1818, $.197., wodurch die Competenz der Behörden 
wieder hergeftellt wurde. Zuftändig zu diefer proviforifchen 


110 


Maßregel war im einzelnen Falle diejenige Behörde, welcher 
die Entfcheidung, in der Hauptfache zufam. 

B. Als Strafe wurde die Sufpenfion in einigen Ge 
ſetzen ausdrüdlicy angedroht; fo in dem Duelfevifte von 
1714, erneuert 1736 und 1738, 8.14. und 17. (Gerftlacher, 
Generals Refeript Thl. 2. S. 140. 145.) in der Communs 
ordnung von 1762. Gap. 15. Abfchnitt 2. $. 5. und 6. 
für gewiſſe Fälle eines Kaflenrefts, und in der K. BVerord- 
nung vom 30. Juni 1810 für wiederholte Verlegung des 
Kanzlet-Geheimnifies, (Knapp Repertor. Thl. 3. Abthlg. 3. 
©. 487. und Knapp Württemb. Strafgefege ©. 535.) 
Veberhaupt bildete aber die Sufpenfion eine Art der demü— 
thigenden (Ehren) Strafen, worauf die Gerichte zu er 
fennen befugt waren, und ed wurde diefelbe wohl ohne 
Zweifel von den Gerichten ald Strafe immer nur cum 
effectu erfannt. 

Vergl. Wächter, Lehrbuch ded Gtrafreht3 Thl. 1. ©. 174. 

Knapp, Württemb. Crim.:Redt. Abthlg. 1. ©. 137. ff. 

Auch von den Adminiftrativ-Behörden fcheint 
die Sufpenfion früher als Strafe verfügt worden zu feyn, 
was jedoch durch die bereits erwähnte Verordnung vom 
1. Zuli 1811 aufgehoben wurde, indem fich der König 
hierin die unmittelbare Entfcheivung vorbehielt, wie denn 
befanntlich in jener Zeit ed auch nichts Seltenes war, daß 
Sufpenfionen durch foldye unmittelbare VBerfügungen des 
Königs aus den verfehiedenften Gründen verhängt wurden. 
Diefer Zuftand, wie die Kabinets-Yuftiz überhaupt, endigte 
fich jedoch mit dem Beginne der jeßigen Regierung, und 
fchon eine General:Berordnung vom 8. Mai 1818 (Reg. 
D, S. 217. ff.) ſetzte die Straf-Befugniß der verfchiedenen 
Staatsbehörden gefeglich fe. In dieſem Geſetze aber, 
welches alle ven Adminiftrativ-Behörden eingeräumten Straf 
mittel umfaßt, ift denfelben die Amtsfufpenfion nicht ald 
ein folches Strafmittel zugeftanden. 

C. Darüber, ob die Sufpenfion in der Eigenfchaft 
einer dienftpolizeilihen Mafregel überhaupt ftatt- 
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haft jey, findet fi) aus der Zeit vor der Verfaffung feine 
gefepliche Beftimmung. Indeſſen mag in der Periode der 
unumfchränkten NRegierungs- Gewalt des Königs eine ber: 
artige Verfügung als eine ſich von felbft verftehende Be— 
fugniß des Regenten betrachtet worden feyn. 

Mas aber die Periode nah Einführung der Ber: 
faffung betrifft, fo machte ſchon das Grundgefeh vom 
25. September 1819, — wohl im Hinblid auf jene Will- 
führ, .mit welcher unter der vorigen Regierung nicht felten 
über das Loos der Beamten verfügt worden war, und auf 
die vielfach nachtheiligen Bolgen, die ein foldhes Verfahren 
für den ganzen Gang der Staatsverwaltung haben mußte, — 
es fich zur Aufgabe, einerfeits den öffentlichen Dienern einen 
geficherten Nechtszuftand zu verbürgen, und andererfeits 
der Staatd- Regierung diejenigen Befugniffe vorzubehalten, 
welche im Intereſſe des öffentlichen Dienftes nöthig erfchies 
nen. Die Berfaffungsurfunde beſtimmt nämlich Caußer 
dem, was der $. 203. über die Befugniffe des Staatöges 
tihtshofs enthält, und was hier nicht zur Beachtung zu 
fommen hat), über die Verhältniffe der öffentlichen Diener 
Solgendeg : 

$.46. 

„Kein Staatsdiener, der ein Richteramt beffeidet, 
fann aus irgend einer Urſache ohne richterliched Erfennts 
niß feiner Stelle entfegt, entlaffen, oder auf eine gerins 
gere verfegt werben.” 

$. 47. 

„Ein Gleiches hat bei den übrigen Staatödienern ftatt, 
wenn die Entfernung aus der bisherigen Stelle wegen 
Verbrechen oder gemeiner Vergehen gefchehen fol. Es kann 
aber gegen diefelben wegen Unbrauchbarkeit und Dienft- 
Verfehlungen auch auf Collegial-Anträge der ihnen vorge: 
fegten Behörden und des Geheimen Raths die Entlaffung 
oder Verfegung auf ein geringeres Amt durch den König 
verfügt werden; jedoch hat in einem ſolchen Falle der Ges 
heime Rath zuvor die oberfte Juftiz «Stelle gutächtlicy zu 
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vernehmen, ob in rechtlicher Hinficht bei dem Antrage der 
Eollegial-Stelle nichts zu erinnern fey. Nach diefem Grunds 
fage find auch die Vorfteher und übrigen Beamten der 
Gemeinden und anderer Körperfchaften zu behandeln." 
$. 48. 

„Die nämlichen Beftimmungen, wie bei Entlafjungen 
und Berfegungen auf eine geringere Stelle, treten bei 
Sufpenfionen ein, welche mit Verluft des Amts-Gehaltes 


verbunden find.” 
$. 49, 


„Verfegungen der Etaatödiener ohne Berluft an Gehalt 

und Rang Finnen nur aus erheblichen Gründen und nad 

“ vorgängigem- Gutachten des Departements » Chefs vers 
fügt werden. 

Staatödiener, welche ohne ihr Anfuchen verfeßt werden, 

erhalten für die Umzugskoſten die gefegliche Entfchädigung." 

Durch dieſe grundgefeglichen Beftimmungen wurde, 
was die Sufpenfion eined Diener vom Amte betrifft, 

1) das Recht der Gerichte, diefe Sufpenfion zur 
Strafe oder auch als proviforifche Maßregel während der 
Unterfuchung zu verfügen, beftehen gelafien. In der Folge 
jedoch wurde die Eufpenfion als eine gerichtliche Strafart 
durch das Strafedict vom 17. Juli 1824 (Negierungs-Bl. 
S. 590. ff.) aufgehoben, 

vergl. Wächter, Strafen und Strafanftalten des König 
reichs Württemberg ©. 214. 

Knapp, Württemb. Crim.-Recht S. 137. 
was auch das St. G. B. von 1839 betätigt, indem es Die Sufpen- 
fion nicht unter den zuläfligen gerichtlichen Strafarten aufführt. 

Bezüglich der gerichtlichen Sufpenfion als einer vor- 
läufigen Maßregel während der Interfuchung modificirte 
fodann das Recurs-Geſetz vom 26. Juni 1821 8.2. (Reg. 
Bl. ©.370.) das frühere Recht, wornach dem Sufpendirten 
entweder der ganze Gehalt genommen, (suspensio cum 
effectu) oder aber gar nichts an demfelben entzogen wurde, 
(suspensio sine effectu) durch die Beftimmung, daß 
fh die Wirfung der Sufpenfion auf die Beftellung eines 
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Amtöverweiers auf Koften des Dieners mittelft Gehalts: 
Abzugs zu befchränfen habe, und daß dem Angefchuldigten, 
wenn er in der Folge durch das End -Erfenntniß gänzlich 
freigefprochen würde, diefer Abzug nebft Zinfen aus ver 
öffentlichen Kaffe vollftändig zu erfegen fey, — eine Bes 
fimmung, weldye im Wefentlichen auch in die Strafprozeß- 
Drdnung von 1843 übergieng, wenn diefe im Art. 453. 
verordnet : 

Wird gegen einen Diener gerichtliche uUnterſuchung 
erkannt, ſo iſt derſelbe durch die für das Erkenntniß in 
der Hauptſache zuſtändige Gerichtsſtelle von ſeinen Dienſt— 
Verrichtungen einſtweilen zu entfernen, ſobald mit Wahre 
fcheinlichfeit angenommen werden fann, daß das End» 
Urtheil den Verluſt des Dienfted ausfprechen werde. 

Einem folchen Diener wird von feinem Gehalte fo 
viel abgezogen, al8 zur Belohnung feines Stellvertreters 
erforderlich iſt; 

wozu der Art. 456. noch weiter beifügt, 
daß im Falle der Freifprechung des Angefchuldigten ıhm 
der in der Zwifchenzeit zurücbehaltene Gehaltstheil mit 
Zinfen zu erfegen-fey, wofern nicht derfelbe feine einft- 
weilige Entfernung vom Amte verfchuldet habe. 

2) Bezüglich der Befugniffe der Adminiftrativ- 
Behörden wurde durch die angeführten Beftinmungen 
der Verfaffung 

a) in Abficht auf die Frage, ob dieſe Behörden die 
Amtsfufpenfion als Strafe gegen einen Diener verfügen 
fönnen, an dem früheren Nechte, wornac ihnen dieſes 
Recht nicht zufam, durchaus nichts geändert, da die in 
$. 47. und 48. ver PBerfaffung bezeichneten Maßregeln 
ihon nach der Art der Procedur, welche dabei einzuhalten 
it, nicht als eine eigentliche Strafe, fondern als eine 
dienftliche Mafregel überhaupt zu betrachten find. Ebenſo 
wenig haben fpätere Gefeße und Verordnungen an dem 
früheren Rechte, wie es oben dargeftellt worden, etwas 
geändert. Insbeſondere ertheilt die Inftruftion für Die 

Monatfehr. f. d. Juſtizpfl. XII. Bd. 1. Abth. 8 
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Kreis: Regierungen vom 21. Dezember 1819 $. 9. (Reg. 
Blatt S. 944.) diefen Behörden nur das Recht, gegen 
Beamte, Ortövorfteher und Gemeinderäthie auf Geldftrafen 
zu erfennen; und wenn darin unter den diefen Collegien 
zufommenden Gefchäften gleichwohl „Berfügung um 
Einleitung von Amtsfufpenfionen und Entlafjungen bei 
allen Borftehern und Beamten der Gemeinden und andern 
Körperfchaften” genannt werden, fo Bann fich dieß nicht, 
im Widerfpruch mit erfterer Beftimmung, auf die Verfügung 
von Amtöfufpenfionen zur Strafe beziehen, fondern nur auf 
die Verfügung der Sufpenfion (sine effectu) als einer 
proviforifchen Maßregel während einer Unterfuchung; jeden- 
falls hätte nad) dem Abjchluß des BVerfaffungs - Vertrags 
eine Ausdehnung des Strafrecht der gedachten Behörden 
auf die Amtöfufpenfion nicht im Wege der Snftruction, 
fondern nur durch ein eigentliches Geſetz erfolgen Fönnen. 
Auch die K. Verordnung vom 30. Dftober 1821 (Reg. 
Blatt S. 797. ff.) welche die Disciplinar » Strafbefugniß 
der Departements» Chefs normirt, verleiht dieſen nur das 
Recht zu Verweifen und geringen Geld- und Gefängnifr 
Strafen, nicht aber zu Amts-Suſpenſionen, daher lehtere 
auch nidht von einem Minifterium zur Strafe verfügt 
werden Tönnen. . 

b) Was die von den Adminiftrativs Behörden zu ver: 
fügende Eufpenfion in der Eigenfchaft einer proviforis 
ſchen Maßregel während einer (gerichtlichen oder Admi- 
niftrativ-) Unterfuchung betrifft, fo ift darüber Folgendes 
zu bemerfen. Der $. 48. der Verfaſſungs-Urkunde unter: 
ſcheidet nicht, ob die Sufpenfton als eine folche proviforifche 
oder als eine fonftige dienftliche Maßregel verfügt werden 
will, er fchreibt unbedingt vor, daß eine Eufpenfion mit 
Gehalts » Berluft nur unter den ſchützenden Formen ded 
$. 47. gegen einen Diener verfügt werden dürfe. Alfo 
waren diefe Formen auch dann einzuhalten, wenn bie 
suspensio cum effeetu von einer Adminiftrativ-Behörde in 
jener proviforifchen Eigenfchaft verhängt "werden wollte. 
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Die unterliegt wohl feinem Zweifel. Gleich unzweifelhaft 
ift aber auch wohl, daß die Verordnung des $. 48. Platz 
greift, und die Formen des $. AT. eingehalten werden 
müffen, wenn es fih auch nur von einem theilweifen 
Verluſte des Dienfteinfommens, der den Sufpenpdirten treffen 
fol, handelt. Zwar hat wohl der $. 48. zunächft nur den 
gänzlichen Berluft des Amtsgehaltd im Auge gehabt, 
aus dem einfachen Grunde, weil zur Zeit der BVerfaffung 
die Sufpenfion nad dem beftehenden Rechte entweder mit 
dem gänzlichen Verlufte des Gehalts, oder mit gar feiner 
Schmälerung defjelben verbunden war; allein wenn aud 
eine ängftliche grammatifche Auslegung premiren wollte, 
daß das Grundgefet von dem Verlufte „des Amtsgehalts,“ 
nicht „am Amtsgehalt“ fpreche, fo müßte doch die ratio 
legis jeden hieraus abgeleiteten Zweifel augenblidlich ent: 
fernen. Denn wenn das Grundgeſetz in $. 47, nicht nur 
eine bleibende Verminderung des Gehalts, Cbei der Nemo: 
tion) durch die Einhaltung der Formen des $. 47. bedingt, 
fondern in $. 49. jelbft die Berfebung eined Dieners 
ohne jeglichen Verluft an feinem Gehalt und mit dem 
Erſatz der Umzugskoften nur „aus erheblichen Gründen“ 
geitattet, worüber, wie aus den landftändifchen Verhand— 
lungen erhellt, der Minifter den Ständen verantwortlich 
jeyn fol, jo leuchtet ein, daß die Abficht des Grundgefeges 
dahin gieng, den Diener gegen jede Schmälerung feines 
Gehalts zu fichern, wenn fie nicht unter den bezeichneten 
Formen erfolge, und’ es ift gewiß nicht anzunehmen, daß 
der verfaſſungsmäßige Schuß dann ceffiren folle, wenn 
dem fufpendirten Diener nicht der ganze Gehalt bei Heller 
und Pfennig entzogen wird, wenn ihm nur irgend ein 
Theil defielben, vielleicht einige Gulden oder Kreuger, be: 
lafien werden. Deßhalb Eonnte denn auch eine Sufpenfion 
mit der Wirfung, daß der Sufpendirte feine Stellvertreter 
zu bezahlen hat, nach dem $. 48. im YYpminiftrativ » Wege 
nur unter den Formen des $. 47. der Herfafungs-Klrkunde 
verfügt werden. — In Folge des im Ketars ⸗ an yon 
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1821 gegebenen Beftimmung über die Wirfung einer vor— 
läufigen Sufpenfion mußte übrigend die Wirfung einer 
jolchen Sufpenfion, auch wenn fie im Wege des $. 47. 
der Verfaſſung erfolgt, nunmehr als. befchränkt auf die 
Beftellung eines Amtsverweſers auf Koften des Dieners 
betrachtet werden, fo daß eine suspensio cum effeetu im 
früheren Einne, d. bh. mit Berluft de8 ganzen Amtsge— 
halts, als proviforifche Maßregel während einer Unter— 
fuhung fchon nad) dem Rekurs-Geſetze nicht mehr als 
zuläffig erfchien. Nunmehr aber hat ver hiernach anzufüh- 
rende Artifel 454. der Strafprogeßorbnung von 1843 der 
Dienftbehörde überhaupt die Befugnig entzogen, in ges 
richtlichen Unterfuchungsfachen eine Sufpenfion des Dies 
nerd mit einer Schmälerung des Gehalts (alfo audy 
mit der Verpflichtung zu Bezahlung eines Stellvertreterg) 
zu verfügen, vorbehältlich der Entfcheidung des Richters 
im Endurtheile darüber, ob der Angefehuldigte den Auf— 
wand für die Amtsverweferei zu erftatten habe, und es 
fann wohl feinem Zweifel unterliegen, daß diefe gefegliche 
Beftimmung analog auch auf andere (Adminiftrativ-) Un— 
terfuchungsfachen, welche gegenüber den gerichtlichen offen 
bar als das minus erfcheinen, Anwendung findet, fo daß 
auch bei folchen Adminiftrativ -Unterfuchungen der ange: 
fchuldigte Diener von der Apminiftrativ «Behörde zwar 
vorläufig fufpendirt, eine (gleichbalvige) Gehaltsfchmälerung 
aber damit nicht verbunden werden fann, fondern erft in 
dem Endurtheile zu entfcheiden ift, ob der fufpendirte Die- 
ner die Koften für die Amtsverwefung zu erftatten habe. 
In Bezug auf die Sufpenfion ohne Gehaltsverluft (sine 
effectu) änderte die Verfaſſung nichts und es blieb die 
Befugnig der Aominiftrativ-Behörden, eine folche Eufpen- 
fion als proviforifche Maßregel während einer Unterfuchung 
zu verfügen, in derfelben Lage, wie vor der Berfaffung, 
bis die Strafprogeßordnung vom 22. Juni 1843 aud 
hierüber nähere Beftimmung traf, was um fo wünfchene- 
werther war, als über die Grenzen jener Befugniß fehr 
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verfchiedene Anftchten herrſchten. Der Art. 454. der Straf: 
progeß-Ordnung beftimmt nunmehr: 

„Die vorgefegte Dienftbehörde ift fowohl vor Abgabe 
der gegen einen Diener eingeleiteten Unterfuhung an 
das zuftäindige Gericht, als während der gerichtlichen Un— 
terfuchung befugt , den Berbächtigen von feinen Dienits 
Verrichtungen vorläufig zu entfernen, wenn das Bergehen 
vor der Art ift, daß die Entfernung vom Amte wenig: 
fend im Wege des $. 47. der Verfaſſ unge: « Urkunde 
erfolgen könnte. 

„Eine Schmälerung des Gehalts ift zwar mit einer 
folhen Verfügung nicht verbunden; es hat aber der 
Richter fpäteftens im Endurtheile darüber zu erfennen, 
ob und wie weit der Angefchuldigte den Aufwand für 
die Amtsverwefung zu erftatten habe.“ 

Hienach fann in gerichtlichen Unterfuchungs - Sachen 
die Adminiftrativ Behörde allerdings eine suspensio sine 
effectu gegen den angefchuldigten Diener verfügen, jedoch 
ausdrüdlich nur dann, wenn das Vergehen von der Art 
ft, daß die Entfernung vom Amte (Entlafjung oder Re: 
motion) wenigftens im Wege des $. 47. der Berfaffungs- 
Urfunde erfolgen könnte, aljo nicht aus andern Gründen 
und Rücfichten, wie denn auch bei ber ftändifchen Bera— 
thung jener Prozeßordnung mehrere dießfalld weiter gehende 
Anträge verworfen wurden. — Was aber bei gerichtlichen 
Unterfuchungen gilt, die offenbar die fchwereren Fälle find, 
das muß auch von den minder ſchweren Fällen, von den 
Aminiftrativellnterfuchungen gelten, daher auch bei diefen 
eine Sufpenfion ohne Gehaltsfchmälerung (und, wie oben 
bemerft, noch mehr eine folche mit Schmälerung des Ge— 
halt8) von der Dienftbehörde einzig und allein dann ver: 
fügt werden kann, wenn es fich von Vergehen handelt, 
weldhe die Entfernung vom Amte im Wege des $. 47. der 
Verfaffungs-Urfunde zur Folge haben könnten. 

c) Als eine dienftlihe Maßregel überhaupt 
wird die Eufpenfion in den 88. 46— 49, der Verfaſſungs— 
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Urfunde unzweifelhaft für zuläffig erklärt, und es ift über 
die Sufpenfion, wie über die Entlafjung, die Remotion 
und die Verſetzung zunächft in dieſem Sinne Verfügung 
getroffen, wenn die Verfaffung dem Könige das Recht vor: 
behält, einen öffentlihen Diener wegen Unbrauchbarfeit 
oder Dienftverfehlungen zu entlaffen, zu removiren, zu 
fufpendiren oder zu verfeben, zugleich jedoch gewiſſe Formen 
und Bedingungen feftfest, unter welchen diefe Maßregeln 
allein zuläffig feyn ſollen. Wie die Regierung einerfeits 
im Intereſſe des öffentlichen Dienftes, den fie zu leiten hat 
und wofür fie verantwortlich ift, der Einwirfung auf die 
öffentlichen Diener, und des Rechte, ihre zeitige oder gänz- 
liche Entfernung, oder Verfegung auf gleiche oder niebderere 
Stelle zu verfügen, fich nicht begeben fonnte, fo follte 
andererfeitS, fowohl im Intereſſe der betheiligten Diener, 
als im Intereſſe einer geregelten, fichern und verfaffungss 
mäßigen Staatsverwaltung jede Willführ in Behandlung 
der öffentlichen Diener durch jene grundgefeglichen Beſtim— 
mungen abgefchnitten werden; wobei man wohl von der 
Anficht ausgieng, daß ein Heer von Beamten, die von der 
Regierung willtührlich zum Amt berufen und von demfelben 
wieder ‚entfernt werden können, für die Volkswohlfahrt und 
einen verfaffungsmäßigen Gang der Regierung fehr gefähr: 
lich wäre, während für diefe Zwede es nur förderlich ſeyn 
fönne, wenn die einzelnen Organe der Staatsregierung eine 
gegen die Willführ der Chefs geficherte und in gewiſſem 
Grade felbitftändige Stellung einnehmen. Daraus erklärt 
fi) auch, daß die fämmtlichen Staatsdiener in dem Dienit- 
eide zugleich die Verpflichtung zu übernehmen haben, bie 
Verfaſſung gewifienhaft zu wahren; ($. 45. der Berfaffung) 
und daß jeder Diener nicht nur in feinem Gefchäftsfreife 
jelbjt verantwortlich ift, fondern auch bei eigener Derant- 
wortlichfeit nur die ihm von den geeigneten (competenten) 
Stellen in der orbnungsmäßigen Form zufommenden An: 
weifungen zu beobachten und in Zweifelsfällen Vorſtellung 
zu machen hat. ($. 53. der Verf.) 
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Daß nun gegen feinen Diener die Amtsfufpenfion, 
welche mit dem Berluft, (oder, wie oben gezeigt, mit einer 
Schmälerung) ded Amtsgehalts verbunden ift, anders als 
unter den Bormen ded $. 47. der Berfaffungs - Urkunde 
verfügt werden fann, ift nach der klaren Beftimmung des 
$.48. der Verfaffungs-Urkunde unzweifelhaft und auch noch 
von feiner Seite beftritten worden. Ob dagegen eine 
Sufpenfion ohne Gehaltöverluft, wovon die Verfaſſung 
ichweigt, an jene Formen nicht gebunden und ob fie übers 
haupt ald eine dienftliche Maßregel zuläfiig fey, das ift 
noch näher zu erörtern, 


Es ift ſchon für die Regierung das Recht in Anfpruch 
genommen worden, eine foldye Sufpenfton ohne Gehalts, 
verluft als dienftliche Maßregel gegen einen Diener zu vers 
fügen, und zwar fo, daß, ohne die Formen des $. 47, der 
Berfafiung dabei zu beobachten, dieſe Maßregel im Wege 
einer bloßen Minifterial- Verfügung erfolgen könne; der 
Diener, wurde gefagt, hat fein Recht auf die Funktionen 
feines Amtes, fondern die Regierung hat diefe ald Gegen» - 
leiftung für den Gehalt zu fordern, und fie fann auf Diefe 
Gegenteiftung beliebig Verzicht leiften, (d. h. fie kann dem 
Diener die Funftionen niederlegen, oder in der Rechts— 
iprache, ihn fufpendiren), wenn fie nur dem Diener den 
Gehalt fortbezahlt; dieſem Rechte der Regierung fteht Fein 
Gefeß entgegen, und was nicht ausbrüdlich verboten ift, 
das ift der Regierung erlaubt. 


Diefe Anficht möchte jedoch mit den grundgefeßlichen 
und andern gefeglichen Beflimmungen und Orundfäßen 
über das Verhältniß der öffentlichen Diener fich fchwerlich 
vereinigen laflen, und es ſcheint jene Argumentation auf 
einer Verkennung der ftaatsrechtlichen Stellung der öffent- 
lihen Diener in Württemberg und auf einer unzuläffigen 
Anwendung der privatrechtlichen Normen Über den Dienfte 
vertrag auf dieſe öffentlichen Diener, wornach die Beamten 
zu ihren Chefs in dem BVerhältniffe ewoͤhrdgcher Dunt 
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boten ftünden, zu beruhen. Zu näherer Beleuchtung und 
Widerlegung diefer Anficht mag Folgendes angeführt werben. 

1) Kein Grundfag wirt von der württembergifchen Re: 
gierung felbft fo unbedingt feftgehalten, als der, daß das 
Berhältniß der öffentlichen Diener in allen Beziehungen ein 
oͤffentlich⸗rechtliches und fein privatrechtliches fey, und daß 
die privatrechtlichen Normen für daffelbe ebenfo wenig maßs 
gebend, als die zur Anwendung diefer Normen berufenen 
Gerichte für Streitfälfe bezüglich jenes Verhältnifies compe- 
tent feyen. Damit aber ift jene Anwendung der Grund: 
füge des Privatrechts über den Dienftvertrag auf die vor: 
liegende Frage nicht wohl vereinbar. 

2) Wir haben ſchon oben gezeigt, wie felbft das Grund». 
geſetz, das befanntlich die faatsrechtlichen und nicht die 
privasrechtlichen Verhältniffe normirt, über das Recht der 
Regierung gegenüber den öffentlichen Dienern genaue Bes 
fimmungen gegeben hat; und aus dem Zufammenhange 
der oben ausgehobenen 88. 46 — 49. dürfte fich ergeben, 
daß das Verhältnig der öffentlichen Diener zur Staats-Re— 
gierung in den befragten Beziehungen vollftändig regu- 
firt werden follte, und daß man nicht daraus, daß der $. 48. 
nur von Suſpenſionen fpricht, welche mit Verluſt des Amtes 
gehalt8 verbunden find, vermöge des argumentum e con- 
trario die Polgerung ableiten darf, daß Eufpenftonen 
ohne Gehaltsverluft neben den in jenen 88. 46— 49. be: 
zeichneten Maßregeln zuläffig feyen. Schon die gramma- 
tifche Interpretation fteht diefer Solgerung entgegen. Der 
$. 47., auf welchen fich der 8. 48. zurüdbezieht, ertheilt der 
Regierung eine Befugniß („Ss fann aber — auch” ıc.), 
unter gewifen Formen die Entlaffung ober Zurüdfeßung 
eined Dieners zu verfügen, und eine gleiche Befugniß er- 
theilt ihr der $. 48, bezüglich der Eufpenfion mit Gehalts— 
verluſt; daher das argumentum e contrario gerade dahin 
führt, daß der Regierung die Befugniß.zu Sufpenfionen 
ohne Gehaltsverluft nicht ertheilt werde. Außerdem ift, 
wie bemerkt, faum einem Zweifel unterworfen, daß die der 
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Regierung gegen den Diener zuftehenden Maßregeln bezüg- 
lich feines Ddienftlichen Verhältniffes in jenen Verfaffungs- 
paragraphen erſchöpfend aufgezählt werden follten, und 
ed wäre gewiß fonderbar, wenn, während das Recht zur 
unnachtheiligen Verſetzung ($. 49.) befonders herausgehoben 
und durch „erhebliche Gründe‘ bedingt wurde, ftillfchwei- 
gend hätte geftattet werden wollen, einen Diener willführs 
li von, feinem Amte, nur ohne Gehaltsverluft, zu fufpen» 
biren; denn eine folche Eufpenfion ift doch wohl für den 
Diener felbft weit Eränfender, als eine bloße unnachtheilige 
Verfegungz; — ed gehörten ja die gerichtlichen Eufpenfionen 
unter die demüthigenden Etrafen, daher die Wirfung 
auf die Ehre die Hauptfache, der pecuntiäre Nachtheil aber 
Nebenfache it. — Auch für das öffentliche Intereſſe 
itt eine folche Eufpenfion gleichfall8 weit wichtiger, als eine 
bloße Verſetzung, fo ferne bei jener Maßregel entweder das 
Amt, welches der Eufpendirte befleivet, und nicht wirklich 
ausüben darf, nothleidet, oder wenn es durch einen Gtell- 
vertreter verfehen wird, die Staats-Kaſſe durch Bezahlung 
deffelben belaftet wird. — Warum die Verfafjung der Su— 
ipenfion ohne Gehalts-Verluſt gar nicht erwähnt, erflärt 
fihh wohl ganz natürlich daraus, daß fie eine ſolche Maß: 
regel überhaupt nicht wollte und nicht wollen fonnte; denn 
entweder trifft den Diener eine Echuld, oder trifft ihn 
feine; im erfteren Falle ift er im Wege des $. 47. zu ent» 
laffen, zurüdzufegen, oder mit Öehaltsverluft zu fur . 
fpendiren, im andern Falle aber, wenn ihn feine Schuld 
trifft, ift auch gar feine Sufpenfion begründet, vielmehr ift 
ihm in gewöhnlicher Weife ein Amtsverwefer auf die Dauer 
der unverfchuldeten Dienftunfähigfeit beizugeben , oder ift er, 
bei bleibender Unfähigfeit, in den Ruheſtand zu verfegen. 
3) Die erwähnte Anficht würde ferner zu Eonfequenzen 
führen, welche den anerfannteften Grundprineipien des 
württembergifchen Staatsrechts widerſyrechen. Wäre die 
Regierung, weil es ihr nicht ausdrückſich verboten it, ber 
fugt, beliebig auf die Dienfte eineg giant? zu veruten, 
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d. 5. mit andern Worten, ihn beliebig zu jufpendiren, jo 
ftünde ihr auch die Befugniß zu dieſes oder jenes Mitglied 
eined Gerichts (unter Belafjung des Gehalts) vom Amte 
auf beliebige Zeit ferne zu halten, da durch den $. 46. der 
Berfaffung nur die Entfegung, Entlaffung und Remotion 
eines Richters, und durch $. 48.,nur die Sufpenfion mit 
Gehaltöverluft durch ein gerichtliches Erfenntniß bedingt ift, und 
meines Wiffens auch fonft Fein Geſetz befteht, welches die Sus 
fpenfton der Richter ohne Gehaltsverluft der Regierung ab— 
fpräche. Wie ftünde e8 aber mit der Unabhängigkeit der Juftiz, 
wenn ein Minifter beliebig jeden Richter von feinen Funktionen 
entbinden, von der Theilnahme an diefer oder jener Ur— 
theilsfällung fernhalten dürfte! — Was wäre ebenfo von 
der fo hoch gefchäßten Selbftftändigfeit der Communal-Ver— 
faffung in Württemberg zu halten, wenn jenes Recht aud 
bezüglich der Gemeinde-Diener gälte, wie dieß, in Ermang: 
lung eines entgegenftehenden ausprüdlichen Geſetzes, nad 
jener Anficht der Fall feyn würde! 

4) Wir haben oben die Beftimmungen der Strafpro 
zeß-Ordnung angeführt, nach welchen den Adminiftrativs 
Behörden die vorläufige Sufpenftion eines Diener ohne 
Gehalts-Berluft für gewiffe Fälle geftattetift. Welchen 
Sinn hätten diefe Beftimmungen, wenn der Regierung die 
fes Recht ſchon im Allgemeinen und unbedingt zuftände? 
Schon durch dieſe einzige Gefegesbeftimmung möchte jene 
Anficht Hinreichend widerlegt feyn. Denn wenn ein Gefeh 
feftfest, daß unter gewiffen Bedingungen der Regierung eine 
Befugniß zufomme, fo folgt daraus nothwendig , daß ihr dieſe 
Befugniß nicht im Allgemeinen und nicht unbefchränft zuftehe. 

5) Endlich wird zu beachten feyn, welche Beläftigung 
der Staatskaffe, welches Unrecht gegen die Steuerpflichtigen, 
welche Beeinträchtigung des Steuerverwilligungsrecht3 der 
Stände darin liegen würde, wenn der Regierung, d. h. 
dem Minifterium das Recht zuftände, auf die Dienfte der 
Beamten zu verzichten, welche die Staatsfaffe, d. h. zulegt 
die Steuerpflichtigen bezahlen und für welche die Stände die 
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Steuern verwilligt haben. Die Mittel zu Bezahlung der 
öffentlichen Diener werden zu dem Zwede und in der Bors- 
ausfegung verwilligt, daß die Diener die ihnen vermöge 
ihred Amts obliegenden -Dienfte wirflich Teiften, nicht dazu, 
daß der Diener bezahlt werde, und die Regierung auf die 
Dienfte, als die Gegenleiftung, verzichte und etwa foldye 
durch Andere, durch Amtsverwefer, verfehen laſſe, weldye 
die Eteuerpflichtigen noch neben dem eigentlichen Diener 
bezahlen follen; — in welcher Beziehung wir nur an die 
Beftimmungen des Gefeges über die Verhältniffe der Eivil- 
Raatsdiener vom 8. Juni 1821 (Reg. Bl. ©. 441. ff.) 
erinnern, worin über das Recht der Regierung, einen Diener zu 
yenfioniren oder zu quiesciren, genaue Beftimmungen enthals 
ten find, welche nicht nur zum Schuße des Dieners, fondern 
auch zum Schutze der Staatsfaffe gegen willführliche Beläſti—⸗ 
gung durch Fortbezahlung des ganzen oder theilweifen Gehalts 
an folche Diener, welche feine Dienfte leiften, gegeben find. 

Faſſen wir das Nefultat der bisherigen Erörterung 
über die gefeglichen Grundſätze bezüglich der Amts-Sufpen- 
fon zufammen, fo ergibt fich folgendes: 

A, Die Amtsfufpenfion mit oder ohne Schmälerung 
des Gehalte kann als Strafe niemals, weder von den 
Gerichten noch von einer Adminiftrativ» Behörde erkannt 
werden (mit Ausnahme der erceptionellen Grundfäge bei 
Kirchen- und Schuldienern); 

B. ald vorläufige Dee während einer Un⸗— 
tetſuchung können 

1) die Gerichte eine Suſpenſion mit der Verpflichtung 
des Dieners zu Bezahlung eines Stellvertreters nach 
At. 453, der Strafprozeßordnung verfügen; 
die Adminiftratidftellen fönnen die Sufpenfton 
in gerichtfichen und andern Unterfuchungsfällen nur dann 
verhängen, wenn das Vergehen von der Art ift, daß bie 
Entfernung vom Amte wenigftens im Wege des $. 47, 
der Verfafjungs-Urfunde erfolgen Fönnte; eine (gleichbals 
dige) Echmälerung des Gehalts Tann jedoch mit einer 
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folchen Verfügung nicht verbunden werden, vorbehältlid 
der Entfcheivung im End» Urtheil darüber, vb dem ange 
fhuldigten Diener der Erfag der Stellvertretungs-Koſten 
aufzuerlegen ſey; 

| C, al8 dienftpolizeiliche Maßregel ift nur eine 
Amtsfufpenfion mit Gehaltsverluft und zwar nur im Wege 
de8 $. 47. der Verfaffungs-Urfunde (oder bei Richtern durch 
gerichtliche8 Urtheil nach $. 46. der Verfafjung) zuläflig. 


Rach diefem Nefultate erfcheinen nach unferer Anſicht 
auch alle Befugniffe gewahrt, welche einer verfafjungsmi: 
Bigen Regierung gegenüber von ihren Dienern von Nöthen 
feyn dürften. — Bei Berbrechen und gröberen Bergehen 
haben befanntlich die Gerichte einzufchreiten, und es haben 
die von ihnen erfannten Strafen des Zuchthaufes, des Ar 
beitshaufes und des bleibenden oder zeitlichen Verluſts der 
Ehren und der Dienftrechte bei einem öffentlichen Diener 
den Verluſt des Amtes von felbft zur Folge, (Strafgefeh 
buch Art. 27. 33. 34.) auch kann befonderd auf Dienft- 
Entlaffung erfannt werden, Art. 30.) und felbft jede mehr 
als einjährige einfache Gefängnißftrafe hat den Verluſt der 
Dienftftelle zur nothwendigen Folge. (Art. 401.) Schon 
während einer gerichtlichen Unterfuchung kann der Diener, 
wenn feine Entlaffung die wahrfcheinliche Folge des Ver 
gehens ift, von den Gerichten mit der Wirfung, daß er 
‚ einen Amtöverwefer zu bezahlen hat, oder von der Dienft: 
Behörde fufpendirt werden, und zwar von der leßteren vor- 
läufig ohne Schmälerung des Gehalts, jedoch mit dem Bors 
behalt der gerichtlichen Entfcheivung darüber, ob der Diener 
nachträglich die Stellvertretungs-Koften zu erftatten habe. — 
Wo aber der Schuß der Gerichte nicht ausreicht, kann ber 
Diener im Wege des $. 47, der Verfaffung wegen Dienft- 
vergehen oder (verſchuldeter) Unbrauchbarkeit überhaupt, 
entlaffen, removirt, oder, mit der Verpflichtung zu Be 
sahlung eines Amtsverweferd, auf einige Zeit fufpendirt 
werden, auch ift ohne die Beobachtung. der Formen des 
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$. 47. der Verfafjung, unter bloßer Berantwortlichkeit des 
Minifterd die Verſetzung eines Dienerd ohne Verluſt an 
Rang und Gehalt zuläfiig. Und in folchen Fällen, in wel« 
chen Der DVerluft des Amtes nach $. 47. der Verfafjung in 
Frage fommt, hat die Dienft-Behörde wiederum die Befug- 
niß, den Diener fchon vorläufig zu fufpendiren, zwar zu— 
nächft ohne Schmälerung des Gehalts, jedoch vorbehältlich 
der Zufcheidung der Stellvertretungs-Koften an den fchuld- 
haften Diener durch das Enderfenntniß. — Endlih kann 
der ohne fein Verſchulden dienftuntüchtig gewordene Beamte 
nach Maßgabe der Dienftpragmatif gegen Gewährung des 
gejeglich normirten Ruhegehalts zur Ruhe gefegt werden. — 
Auf diefe Weife ift für alle verfchiedene Fälle Borfehung 
getroffen, Daß der Staat nicht genöthigt ift, einen ſchäd— 
lihen oder unbrauchbaren Diener in feinem Amte zu laffen: 
nur müffen, um ihn von diefem zu entfernen, gewiſſe ge: 
fegliche Formen eingehalten werden. 

Mögen auch diefe Formen zuweilen unbequem feyn, fo 
find fie Doch unferes Erachtens nicht nur für die Intereſſen 
der Diener felbft, deren ganze Eriftenz nach unferen Ver— 
hältniffen meift auf der Beibehaltung des gewöhnlich erft 
nah langer Mühe und vielen Opfern erlangten Amtes be- 
ruht, fondern fie find auch eben fo fehr und vielleicht noch 
mehr für das öffentliche Wohl vom größten Werthe, da das 
durh die Berufs- und Verfafjungstreue der Beamten mehr 
befördert werden dürfte, als durch eine fo abfolute Abhän— 
gigfeit derfelben von dem jeweiligen Minifterium, wie wir 
fe in einigen fremden Staaten eingeführt fehen. Wenn 
hier Gefinnungslofigfeit, Serviliamus, Beftechlichfeit, Aus: 
beutung der ephemeren Amtägewalt zu Befriedigung des 
eigenen Intereffes als eine gewöhnliche Folge jenes unglüd- 
lien Syſtems der abfoluten Bureaufratie erfcheint, fo-darf 
dagegen unfer Württemberg auf die Berufstreue, den ehren- 
haften Sinn, die Unbeftechlichfeit und die Hingebung an 
das öffentliche Wohl, wodurch fich unfere Beamten im 
Allgemeinen auszeichnen, mit gerechtem Stolz hinbliden. 
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Dieß aber ift zum großen Theile ald eine Wirkung der ge 
ficherteren Stellung zu betrachten, welche den öffentlichen 
Dienern durch die Verfaffung und andere Gefebe- verbürgt 
wird, und deren Berlegung durch irgend eine Willführ 
nicht blos perfönliche Intereffen, fonvdern noch weit mehr 
das öffentliche Wohl gefährden dürfte. 





3) Entwicklung derjenigen Peränderungen, welde 

die Waragraphen 81. bis 101. des IV. Organi- 

fations-Edikts vom Jahre 1818 durd) Die Novelle 

vom 15. September 1822 erfahren haben, und 
daran ſich anreihende Vorſchläge. 


(Zortfegung ded Auffaged in Band XI. ©. 443 ff.) 
[Bon dem Freiherrn Hofer v. Lobenftein,] 

Für die fämmtlichen Veränderungen, welche in den Ber 
ftimmungen des IV. Edikts hinfichtlich "der Art des Der- 
fahrens bei der Antwort des Beklagten auf die Klage die 
Novelle vom 15. September 1822 bewirkt hat, ſprechen 
durchgängig die nämlichen Gründe, wie für die gleichen 
Veränderungen bei dem Verfahren zur Anbringung der Klage. 
Einmal erhielt durch ſolche Neränderungen auch der Beklagte 
eine größere Garantie für die vollftändige Vertheidigung 
feines Rechts, und ed war die Gewährung diefer größeren 
Garantie hier ebenfalls um fo mehr geboten, da nad 
$. 97. des IV. Evifts der Bellagte auch fogleich auf feine 
Bernehmlaffung hin verurtheilt werden fann, wenn bielt 
dem Richter fo unbedeutend erfcheint, daß dadurd) der Ans 
ſpruch des Klägers gar nicht zweifelhaft gemacht wird. Dann 
fpricht für die gleichzeitige Anmwefenheit des Klägers, wie fe 
jest bei mündlicher Beantwortung der Klage feit der Novelle 
vorgefchrieben ift, hier gleichfall8 ganz befonders der Grund, 
daß es fo häufig ift, daß der Richter gerade durch die gleich 
zeitigen Erklärungen des Klägers auf das Vorbringen ded 
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ſicht dieſes Vorbringens erft das richtige Verftändniß erhält. 
Zudem waren Die Beftimmungen des IV. Edikts in $. 95., 
wann ausnahmsweife eine fchriftlihe Beantwortung der 
Klage in der Art und Weife, wie das Edikt diefe Schrift: 
lichkeit Fannte, zugelafien werden dürfe, ziemlich unbeftimmt 
und fchwanfend und dem Ermefjen des Richters oder viel- 
mehr der richterlichen Willführ gar zu viel anheim gebend. 
eberhaupt aber fann es immer nur für im höchiten Grade 
billig erachtet werden, wenn die rechtlichen Befugniffe des 
Beflagten bei Beantwortung der Klage den rechtlichen Bes 
fugnifien des Klägers bei Anbringung derfelben vollfommen, 
fowie ohne alle Bezugnahme auf den mehr oder minder bes 
ſchränkten Gebrauh, den etwa Kläger von den feinigen’ 
gemacht hat, unbedingt durch die Novelle gleichgeitellt wor— 
den find. 

Wenn übrigens der Beflagte wirflih das fchrifte 
lihe Verfahren zum Vortrag feiner Antwort auf die Klage 
wählt, und wenn er demgemäß eine fchriftliche Eingabe mit 
der Abficht, daß diefelbe nicht blos Grundlage eines erft 
u folgen habenden mündlichen Vortrags der Vernehmlaſ— 
fung, fondern diefe Vernehmlaſſung felber jeyn folle, einreicht, 
fo fprechen auch hier, wie bei der eigentlichen Klagſchrift 
diefelben Gründe dafür, daß ohne Nüdficht auf die etwa 
mit jenem Schriftfas in Verbindung gefeßte Rechts - Aus- 
führung das Necht Dritter zur Schrift-Verfaſſung lediglich 
auf die zur Rechts-Praxis legitimirten PBerfonen befchränft, und 
daß auch im Fall der VBerfafiung durch die Barthie wenigfteng 
die Revifion und Unterzeichnung durch einen Advofaten vers 
langt wird. Ebenfo dürfte es auch hier zwedmäßig feyn, 
wenn angeordnet würde, daß von einer jeden fchriftlichen 
Cingabe, die aus Anlaß der Klage-Beantwortung von Eeis 
ten des Beklagten zum ObersAmts-Gericht fomme, die aber 
feinen Advofaten zum Verfaſſer habe, und nicht in der beim 
ihriftlichen Verfahren gewöhnlichen, äußeren Form fich dar- 
Relle, zu vermuthen fey, fie habe nur als Grundlage für 
das mündliche Verfahren übergeben werden wollen, außer 
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ed wäre, daß der Beklagte ausdrüdlich erklären follte, daß 
er diefelbe als wirkliche Prozepfchrift eingereicht habe. In: 
dejjen würde es hier denn doch: die Billigfeit erfordern, daß 
einem Beklagten, von welchem vor oder an der zur münd— 
lichen Berhandlung anberaumten Tagfahrt ein Schriftfag 
einfommt, und welcher nicht felber in diefer Tagfahrt ers 
ſcheint, dieſes Ausbleiben nicht fofort zum vollftändigen 
Ungehorfam angerechnet werden dürfte, wenn jener Echrift: 
faß nicht von der Befchaffenheit wäre, um an und für fi 
die Vermuthung zu begründen, daß Beklagter das fchrift- 
lihe Verfahren habe wählen wollen, oder wenn zwar ber 
Beflagte darin feine Abftcht, ihn als wirkliche Prozeßſchrift 
einzureichen, ausgefpruchen hätte, aber der betreffende Auf- 
faß nichts defto weniger zurüdgegeben werden müßte, meil 
er nicht den etwa fonft für eine fehriftliche Klagebeantwor— 
tung beftehenden gefeßlichen Anforderungen entfpräche. Dem 
Beklagten müßte hier immer, noch unter angemefjener Be— 
lehrung ein neuer Termin und zwar in der Negel unter 
Wiederholung des auf den legten Termin geftandenen Prä- 
judizes anberaumt werden, außer der Bellagte hätte im 
Berlaufe defielben Prozefies das gleiche Verfehen fchon ein- 
mal begangen, und wäre bei foldyer Gelegenheit bereits be- 
lehrt worden. Denn in diefem Fall würde der Beflagte 
eine Wiederholung der ihm ſchon einmal bewiefenen Nachficht 
gewiß nicht verdienen. Auch ftände, wenn ed noch der erfte 
Termin zur Antwort auf die Klage wäre, um defien Ver: 
faumung es fich handeln würde, wohl nichts im Weg, den 
anzudrohenden Nechtsnachtheil fofort in dem fingirten Zu: 
geftändnig der faktifchen Umftände der Klage beftehen zu 
laffen, und ebenfo könnte, wenn es bereits der zweite Ter— 
min wäre, mit der Wiederholung des auf diefen Termin 
geftandenen Präjudizes fogleich auch die Androhung des 
Ausfchluffes der Einreden füglich verbunden werden. 
Endlich ift zu den Paragraphen 89. bis 96, des IV. 
Edikts noch eine weitere Folge des bei der Antwort auf die 
Klage durch die Novelle vom 15. September 1822 geftat- 
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teten fchriftlichen Verfahrens zu erwähnen. Sobald näm- 
lich Bellagter, ſey es ſchon vor fürmlicher Anbringung der 
Klage, oder bei diefer Anbringung felber, wenn ſolche muͤnd⸗ 
lich gefchieht, und er dabei gegenwärtig ift, oder in der 
erften eigentlichen zur Beantwortung der Klage anzuberaus 
menden Tagfahrt erklärt, daß er fchriftliches Verfahren wähle, 
fo find ihm von da an flatt der Tagfahrten, die fonft nad) 
dem IV. Edift wegen Beantwortung, der Klage anzuberau- 
men gewejen wären, Friſten zu feiner fchriftlichen Verthei— 
digung zu verwilligen, und zwar’je unter Bedrohung mit 
demfelben Rechtönachtheil, der auch bei Anberaumung ver: 
jenigen Tagfahrt anzudrohen gewefen wäre, an deren Stelle 
jest eine Frift anberaumt wird. Und ebenfo ift dem Be: 
klagten ftatt einer weiteren Tagfahrt eine Frift unter Be- 
drohbung mit Ausfchlußftrafe für den Verſäumnißfall anzus 
beraumen, wenn er in der zweiten zur Beantwortung der 
Klage beftimmten Tagfahrt, oder auch in der erften, unter 
Abgabe feiner Erklärung auf die Klage felber verlangen 
jollte, daß er noch neues faftifches Vorbringen zur Aufhe— 
bung der Klage oder feine als Wiederfläger zu begründen: 
den Anfprüche, alfo dasjenige, um defjentwillen er um eine 
weitere Bedenkzeit bitte, im Wege des fehriftlichen Verfah— 
rend vortragen dürfe. Dabei verfteht es fich von felbft, daß 
derjenige Rechtsnachtheil, welcher etwa auf die Tagfahrt 
felber, in der Beklagter die Geftattung des fehriftlichen Ver— 
fahrens beansprucht, bereits ftehen würde, durch eine folche 
Bitte nie abgewendet werden könnte. Wenn aber nad) 
einer Erklärung des Beflagten, daß er von dem Recht des 
Ihriftlichen Verfahrens bei Beantwortung der Klage Ges 
brauch machen wolle, derfelbe in den ihm hierauf anberaums 
ten $riften Eingaben machen würde, welche wegen mans 
gelnder Beobachtung der für Auffäge, die als wirkliche 
Schriftfäße dienen follen, vorgefchriebenen Börmlichkeiten 
ald ungeeignet zurüdgegeben werden müßten, fo würde eine 
Nachſicht, wie die oben befprochene, welche einzutreten hätte, 
wenn ein Beflagter, der noch feine Erhaͤrung über Ergriie 
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fung des fchriftlichen Verfahrens abgegeben bat, in einem 
zu mündlicyer Verhandlung anberaumten Termine nicht er: 
ſcheint, aber vor oder an der Tagfahrt etwas Schriftliches, 
jedoch wegen Berftöße gegen die Form nicht zur Annahme 
Geeignete einreicht, nicht wohl auf gleiche Weife in der 
BDilligfeit begründet feyn. Dagegen wäre aber hier aud 
ſchon der Beklagte über die bei eigentlichen Schriftfägen zu 
beobachtenden Formen mit. Anberaumung der Friften auf 
geeignete Weife zu belehren. 

Uebrigens war e8 in dem Recht nach der Novelle wohl 
nicht anders ald vollfommen begründet, daß ein Beflagter 
ohne Weitered ganz ald ungehorfam behandelt wurde, der 
in einer Frift, die ihm zum fchriftlichen Verhandeln ande 
raumt worden war, einen weder von ihm felber noch von 
einem Advofaten verfaßten Echriftfag, mit welchem eine 
NRechts-Ausführung verbunden war, übergab. Und ebenjo 
erfchien der Beklagte als ungehorfam, wenn an der zur 
mündlichen Verhandlung anberaumten Tagfahrt derfelbe ih 
nicht einfand, und wenn dagegen vor oder an diefer Tag: 
fahrt ein folcher mit einer Rechts-Ausführung verbundener, 
aber nicht von dem Bellagten felber und auch nicht von 
einem Advofaten verfaßter Auffat einfam. Denn $. 18. 
der Novelle fohrieb unbedingt vor, daß die durch die Novelle 
geftatteten eigentlichen Schriftfäbe bei der Inftruftion des 
Prozefied und vor dem Beweis-Verfahren, nur dann von 
den Dber-Amtd-Gerichten angenommen werben dürfen, wenn 
fie entweder von der — oder von einem Advokaten 
verfaßt jenen. 

Die Paragraphen 97. und 98. des IV. Edikts beſchäf— 
tigen fich fodann mit denjenigen Verhandlungen, in welden 
Kläger feine Neplif und der Beklagte feine Duplik vortras 
gen. Sowohl für die Replif als für die Duplik fchreibt 
$. 97. vor, daß folche in feinem Fall fchriftlich zuläfig 
feyen, und das Edikt fcheint hier felbft Auffäge von blos 
thatfächlichem Inhalt, die es doch bei Anbringung der Klage 
‚und bei der Antwort auf diefelbe fannte, ausgefchlofien zu 
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haben. Ebenſo beftimmt $. 97. auf gleiche Weife für die 
Neplif und für die Duplif, daß hierbei mit jeder Parthie 
die mündliche Verhandlung in Abwefenheit des: anderen 
Theild vom Nichter vorgenommen werden fol; indeffen 
falle die Verhandlung zur Replik, und folgeweife auch die 
Verhandlung zur Duplif weg, wenn die Antwort ded Be- 
Hagten auf die Klage rein in Ableugnung der Thatfachen 
der Klage beftehe; und das Nämliche finde ftatt, wenn dieſe 
Antwort dem Richter fo unbedeutend erfcheine, daß dadurch 
der Anfpruch des Klägers gar nicht zweifelhaft gemacht, 
mithin eine weitere Vertheidigung feines Rechts nicht er: 
fordert werde; dagegen falle die Duplif allein fort, wenn 
in der zweiten Vernehmung des Klägers d. h. in der Vers 
handlung zur Replik nichts Neues von Bedeutung mehr 
vorgefommen fey. Die Berhandlungen zum Vortrag der 
Replit und Duplif follten ferner nach den VBorfchriften des 
IV. Edikts in der Regel unmittelbar an die Verhandlung 
zur Antwort auf die Klage ſich anſchließen, indem ja auch 
ju letzterer Verhandlung nad) $. 88. des Edikts der Kläger 
gleichfalls vorzuladen war, und $. 98. beftimmte zugleich 
ausdrüdlich, daß wenn entweder in der erften Antwort des 
Beklagten, oder in der Replik des Klägers feine neuen er- 
heblichen Thatſachen vorfommen follten, den Barthieen, die 
fh etwa eine Bedenkzeit zur weiteren Erklärung in ihrer 
Replif, beziehungsweife Duplif ausbitten würden, dieſe 
Bedenfzeit verweigert werden könne. 

Ueber das vom Nichter zu beobachtende Verfahren bei 
Vornahme der mündlichen Verhandlungen, worin die Ne- 
plik oder Duplif vorgetragen weıden, gibt jedoch Das 
IV. Edikt feine nähere Anweifung, wie bei den mündlichen Ber- 
hbandlungen, welche die Aufnahme der Klage oder die Auf: 
nahme der Antwort auf diefelbe zum Gegenſtand haben. 
Das IV. Evift läßt es bier ohne Weiteres bei feinen alls 
gemeinen Vorſchriften, namentlich bei den Vorſchriften von 
$. 65. und $. 70. Abſatz 5. in Betreff der beim mündlichen 
Verfahren geftatteten NRechts-Ausführung, To wie bei der 
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Vorfchrift von $. 78. Ziffer 2., wonach der Richter jede 
Parthie aufzufordern hat, daß fie auf der einen: Eeite die 
jenigen Thatfachen, die zu ihrem Borftand dienen follen, 
vollſtändig vortrage, und daß fie fich auf der anderen Seite 
über das Vorbringen des Gegentheild beftimmt erfläre, in 
wiefern fie daſſelbe anerfenne oder widerfpreche. 

Auch hier find nun durch die Novelle verfchiedene Ver: 
änderungen getroffen worden. 

1) Beftimmte $. 13. litt. b. und c. der Novelle, daß 
fhriftliche Replik und Duplik, ebenfo wie fchriftliche Klage 
und SKlagebeantwortung zuläffig feyen, jedoch nicht nad 
freier Wahl der Barthieen, fondern nach Erforderniß der 
durch das Gericht zu ermeflenden Umftände und auf bejon- 
deres Merlangen der Parthieen; wenn daher Kläger 
beziehungsweife: Beflagter fich nicht ſchon im Voraus für 
die Fortfeßung des Prozeſſes auf dem fchriftlichen Weg er 
klärt haben follten, fo müfje zum Zwed der Replik- bezich- 
ungsweife Duplifhandlung ftets eine Tagfahrt, um biefelbe 
mündlich vorzunehmen, anberaumt werden. 

2) Berordnete $. 13. litt. d., daß die Gerichte über 
dasjenige, was in der fehriftlichen Replik beziehungsweiſe 
in der fchriftlichen Duplik dunkel oder mangelhaft bleiben 
würde, den Kläger, beziehungsweife den Beklagten, noch zu 
beftimmter und vollftändiger Erklärung aufzufordern haben, 
und daß hierzu namentlich die nach $. 12. der Novelle Ab— 
fat 3. in jedem Fall nothiwendige mündliche Verhandlung 
zu benutzen fey. 

3) Waren nad) 8. 17. der Novelle die Parthieen un 
gehindert, mit ihren fchriftlichen Neplifen oder mit ihren 
fhriftlichen Duplifen jede Art von NRechts-Ausführung zu 
verbinden; nur mußte, wenn diefes gefchehen follte, det 
betreffende Schriftfag, um nicht vom Gericht zurücdgewiefen 
zu werden, nach der Vorfehrift von 8. 18. der Novelle ent- 
weber von der Parthie felber oder von einem zur Rechts— 
Praxis legitimirten Nechtöfreund verfaßt feyn, während, 
wenn feine Recht8-Ausführung damit verbunden wurde, die 
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Parthie mit der Verfaſſung des Schriftſatzes jeden, der ihr 
Vertrauen befaß, beauftragen durfte. | 

4) Berhandelte aber der Kläger bei der Replif, — 
der Beklagte bei der Duplik mündlich, ſo hatte ſolches nicht 
meht wie nach 8. 97. des IV. Edikts abgeſondert, ſondern 
in Gemäßheit des 8. 15. der Novelle in Gegenwart beider: 
Theile zu gefchehen, außer der Beklagte hatte ſich nicht auf 
die Vorladung zur mündlichen Replik-Verhandlung neben 
dem Kläger eingefunden, oder der Kläger war auf die Vors 
ladung zur mündlichen Duplif + Verhandlung ausgeblieben. 

9) Die mündlichen Rechts-Ausführungen, welche Kläs 
ger oder Beflagter bei dem mündlichen Vortrag von Replif 
beziehungsweiſe Duplif entwidelten, waren nad den Bes 
fimmungen von $. 17. der Novelle umftändlicher, ald es 
das Edikt nach $. 70. Abſatz 5. geftattete, in die Gerichts: 
Protokolle aufzunehmen. 

6) Endlich ward es auch hier den a erlaubt, 
einfache fchriftliche Erklärungen vor oder an der anberaume 
ten Tagfahrt als Grundlage der mündlichen Verhandlung 
ju übergeben, und die Parthieen waren durch Rückſichten 
auf den Inhalt diefer Erklärungen in feiner Weife bejchränft, 
mit ihrer Entwerfung zu beauftragen, wen ſie nur immer 
wollten. 

Sonſt änderte die Novelle nichts an den vom Edikt 
über das Verfahren bei der Replik- oder Duplifhandlung 
aufgeftellten Grundfägen, namentlich änderte fie nichts an 
den Vorausfegungen, unter welchen ed nach $. 97. über- 
haupt nur zur Replik- beziehungsweife Duplithandlung 
fommen fol. 

Indeſſen ift hier doch die Frage nach den Bedingun— 
gen noch befonders zu betrachten, unter welchen der Be: 
Hagte auch jegt feit der Novelle ſchon fofort auf feine über 
die Klage abgegebene Antwort hin verurtheilt werden fann. 
$. 97. des IV. Evifts fagt, wie bereits oben bemerkt wor: 
den ift, ed Fönne dieß in allen Fällen gefchehen, wenn dieſe 
Antwort dem Richter fo unbedeutend erfcheine, daß dadurch 
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der Anjpruch des Klägers gar nicht zweifelhaft gemacht 
werde, mithin auch eine weitere Vertheidigung deſſelben 
nicht erforderlich fey. Ebenſo drüden fich die in der Stein: 
Fopf’fchen Ausgabe des IV. Edikts abgebrudten Bemerfuns 
gen der Referenten zu demfelben dahin aus, daß wenn aus 
der Einlafjung des Beklagten auf die Klage fich deſſen Ver: 
urtheilung bereit8 unzweifelhaft ergebe, eine folche erfolgen 
fönne, ohne daß es nöthig fey, noch den Kläger über dieſe 
Einlafjung vorher zu vernehmen. Daß aber der Beklagte 
felber im einem derartigen Fall vorher vollftändig gehört 
jeyn müffe, wie binfichtlich des Klägers in der ähnlichen 
Beftimmung von $. 87. Abſatz 2. des IV. Edikts bemerft 
ift, findet fich hier nicht gefagt; es verſteht fich jedoch diefe 
Vorausſetzung auch bier von felber; und ed muß fomit feit 
der Novelle, falls der Beklagte das fihriftliche Verfahren, 
für feine Antwort auf die Klage gewählt hat, derſelbe ftet3 
vorher noch über dasjenige vernommen worden feyn, was 
etwa in dem von ihm übergebenen Schriftſatz noch dunkel 
oder zweifelhaft geblieben war. Hat hingegen der Beklagte 
das mündliche Verfahren gewählt, mag er fich nun zugleid 
ſchriftlicher Erklärungen als Grundlage der mündlichen Ver: 
handlung bedienen oder nicht, und gefchehe dieß aus freien 
Stüden, oder auf Beranlaffung des Gerichts, fo kann feine 
 Berurtheilung nur erfolgen, nachdem mit ihm in Gemäß: 
heit der Baragraphen 89, bis 94. des IV. Edikts, bejie 
hungsweife in Gemäßheit des $. 96. deffelben in der Weife, 
wie diefe Paragraphen auch noch feit der Novelle für dad 
Verfahren in mündlicher Verhandlung zu beobachten find, 
vollftändig verhandelt worden ift. 

Ferner ift zu erörtern, was unter einer reinen Ab- 
leugnung der Ihatfachen der Klage in der erften Antwort 
auf diefelbe zu verftehen ift. Die Sache ift Far, wenn ber 
Deflagte neben feiner Einlafjung auf die Thatfachen der 
Klage, diefe Einlaffung mag im MUebrigen befchaffen feyn 
wie fie will, zugleich Einreden im eigentlichen Einne vor 
gebracht hat; ebenfo ift die Cache Mar, wenn der Bellagte 
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feine ſolche Einreden vorgebracht und lediglich auf alle That- 
fachen der Klage einfach verneinend, oder auch, was mit 
dem Berneinen gleichbedeutend ift ($. 78. des IV, Edikts 
Ziffer 2.), mit der Behauptung des Nichtwiffend fich er- 
Härt hat; und fowenig wie in den beiden letzteren Fällen 
nad $. 97. des IV. Edikts eine Verhandlung zur Replif 
mit dem Kläger nothwendig ift, ift fie denn auch nothwen— 
dig, wenn Beklagter fi) begnügt, einzelne Thatfachen der 
Klage zuzugeftehen und auf die anderen einfach mit Nein, 
beziehungsweife mit-Nichtwiffen zu antworten. Zweifelhaft 
it e8 dagegen, wie die Sache anzufehen ift, wenn der Bes 
Hagte, ohne zugleich eigentliche Einreden vorzubringen, den 
Thatfachen der Klage, fey es ganz oder theilweife, eine an- 
dere Gefchichts-Erzählung als die des Klägers, entgegenfegt. 
Infofern aber $. 98. des IV. Edikts im zweiten Abſatz be— 
fimmt, daß fo oft in der Antwort ded Beklagten auf die 
Klage erhebliche neue Thatfachen vorfommen follten, zur 
weiteren Erflärung des Klägers in der Replik diefem auf 
Verlangen eine Bedenkzeit-nicht folle verweigert werden dür— 
fen, infofern auch Abfag 2. von $. 97. in Beziehung auf 
die Vornahme der Verhandlung zur Duplif fagt, daß folche 
Rattfinden müffe, fo oft Kläger in feiner zweiten Verneh— 
mung etwas Neues von Bedeutung vorgebracht habe, und 
infofern bier überall von erheblichen neuen Thatfachen oder 
von etwas Neuem von Bedeutung ganz allgemein und ohne 
Beichränfung auf eigentliche Einreden oder eigentliche Re— 
plifen die Rede ift, fo wird anzunehmen feyn, daß die Ver: 
handlung zur Replik auch in dem Fall mit dem Kläger 
vorzunehmen ift, wenn der Beflagte, ohne zugleich eigent- 
liche Einreden vorzubringen, die Thatfachen der Klage in 
der Antwort auf diefelbe ganz oder theilweife anders darzu— 
ftellen verfucht hat. *) 





2) Anmerkung. Der ungenannte Verfaffer ded im Mai voris 
gen Jahrs zu Carlsruhe erfchienenen Schrifthen® über den bei ber 
damaligen Stände-Verfammlung eingebrachten Entwurf eincd Ge: 
feged, daB Verfahren bei den höheren Civilgerihten betreffend, fagt 
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Wenn ed übrigens feit der Novelle in Gemäßheit von 
$. 15. derfelben gefchieht, daß der Kläger bei der münbli- 
chen Verhandlung, in welcher Beklagter auf die Klage 
antwortet, felber bereitS gegenwärtig ift, und wenn Klä- 
ger nun auf diefe Antwort hin ebenfalls in der nämlichen 
mündlichen Verhandlung feine Erwiederung abgeben will, 
fo bringt e8 die Natur der Sache mit fich, daß er mit einer 
folchen auch fofort gehört wird, und daß das Ober-Amts- 
Gericht nicht erft eine Prüfung darüber anftellt, ob Diefe 
Erwiederung des Klägers bei der Befchaffenheit der Antwort 
des Beklagten wirflich nothwendig ift oder nicht. Die frag- 
liche Prüfung geht daher jet der Aufforderung an den Kläs 
ger zur Erwiederung auf die Antwort des Beklagten in ver 
Regel nur dann voran, wenn entweder vom Beflagten bei 
Abgabe feiner Vernehmlaffung fehriftlich gehandelt worden 
ift, oder wenn Kläger von der mündlichen Verhandlung, 


Seite 15. diefed Schriftchens, e3 verftehe fih nad dem beftehenden 
Recht von felbft, daß überhaupt nur dann, wenn ‚erhebliche‘ Fin 
reden oder Replifen vorgebradt feyen, eine Replik beziehungsweiſe 
Duplif eingefordert werde. Allein $. 97. und 98. ded IV. Edikts 
befchränfen offenbar die Nothwendigkeit der Einforderung einer Replik 
oder Duplif nicht auf den Fall, daß der Klage erhebliche Einreden, 
beziehungsweiſe folhen Einreden erhebliche Keplifen, oder mit ans 
deren Worten, felbfiftändige thatfähliche Behauptungen, um dadurd 
die an ſich ftatthafte Klage oder Einrede zu entlräften, entgegenge= 
ftellt werden. In der That fann ed zur vollftändigen Aufklärung 
ded Xhatbeftandd bei einer Prozeffahe auch nur fachgemäß feyn, 
wenn, ohne daß in der Wernehmlaffung des Bellagten eigentliche 
Einreden vorgefommen waren, über die etwa in diefer Vernehmlaſ— 
fung enthaltene, von der Darftellung des Klägerd abweichende, nit 
blo8 in einfaher Verneinung beftebende Geſchichts-Erzählung der 
Kläger dennod) wiederum gehört werden muß. Und wenn Kläger 
bierbei feine eigentliden Replifen vorbringt, wie er denn aud) folde 
in Ermanglung von vorangegangenen eigentlihen Einreden nidt 
wohl vorbringen fann, wenn er aber dagegen feine Klage durd 
weitere Anführung von neuen tbatfählihen Behauptungen von Bes 
deutung unterftüst, fo ift ed eine fih von felbft verftehende Folge, 
daß der Richter den Bellagten auch bierüber von Neuem zu ver: 
nehmen bat. 
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in welcher die Vernehmlaſſung vorgetragen wurde, wegge- 
blieben war, ſo daß nach $. 127. des IV. Edikts Abſatz 5. 
ein neuer Termin zur weiteren. Berhandlung anberaumt wers 
den muß, oder wenn er zwar zum mündlichen Vortrag der 
Vernehmlaffung fih eingefunden hat, aber um Bedenkzeit 
zu feiner Erwiederung bitten will. Ebenfo bringt es die 
Natur der Sache mit ſich, daß auch der Beflagte, welcher 
beim mündlichen Vortrag der Replif gegenwärtig ift, und 
fogleich in der nämlichen Verhandlung darauf dupliciren 
will, hiemit gehört wird, ohne daß das Ober-Amtd-Gericht 
erft eine Prüfung darüber anftellt, ob in der Replik etwas 
Neues von Bedeutung vorgefommen ift, was eine Antwort 
des Beklagten in der Duplif erfordert. Jedoch kommt in 
dem Sal, wenn der Kläger dem mündlichen Vortrag des 
Beflagten zur Antwort auf die Klage angewohnt hat und. 
um Bedenkzeit zu feiner Erwiederung bittet, zugleich das in 
$. 98. Abſatz 2. des IV. Edikts begründete weitere Recht 
ded Nichterd zur Anwendung, die erbetene Bedenkzeit abzu— 
fhlagen, wenn ihm die in der Antwort des Beklagten ent⸗ 
haltenen neuen Thatſachen nicht von Erheblichkeit ſcheinen; 
und das Gleiche gilt von der Bedenkzeit, um die ein Be— 
klagter zur Beantwortung der Replik bitten würde. Keiner 
Ausführung wird es aber bedürfen, daß in Fällen, wo der 
Richter nach $. 98. des IV. Edikts zur Replik, beziehungsweiſe 
Duplif die Bedenkzeit, welche etwa erbeten wird, verweis 
gern darf, er feit ver Novelle auch nie die Einreichung eines 
Schriftfages der betreffenden Parthie geftatten follte. 

Noch fchreibt $. 98. des IV. Edikts vor, daß wenn 
fh die Verhandlung zur Replif nicht unmittelbar an die 
Berhandlung- zur Antwort des Beklagten auf die Klage an: 
fhließe, dem Kläger mit der Vorladung zu der alddann 
nothwendig werdenden weiteren Verhandlung zugleich die 
Antwort des Beklagten mitzutheilen fey. In Beziehung auf 
eine Verhandlung zur Duplif, welche fich nicht unmittelbar 
an die Verhandlung zur Replik anfchließt, findet ſich das 
Gleiche nicht im Edikt angeordnet. Es dürfte fich aber die 
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nämliche Beftimmung, als durch die Natur der Sache ge- 
boten, auch hier: von felber verftehen. Uebrigens find die 
Fälle, in denen fich feit der Novelle die Verhandlung zur 
Duplif nicht unmittelbar an die Verhandlung zur Replif 
anfchließt, ebenfo wie die Fälle, in denen der Vortrag der 
Replik nicht unmittelbar der Verhandlung zur Antwort auf 
die Klage folgt, einmal wenn bei dem vorangegangenen 
gerichtlichen Akt vom Gegentheil fchriftlich gehandelt wor: 
den ift, und zweitens wenn die vorangegangene Berhand: 
Jung zwar im Wege des mündlichen Verfahrens ftattgefuns 
den hat, aber der Beklagte und heziehungsweife der Kläger 
nicht dazu erfchienen find, oder doch in Gemäßheit von 
Abſatz 2. des $. 98. des IV. Edikts weitere Bedenfzeit er- 
langt haben. | Ä 

Es wirft fich aber hier weiter die Frage auf, ob es 
nicht zweckmäßig wäre, die Beſtimmung der Novelle wieder 
abzufchaffen, welche e8 den Gerichten anheim geftellt hat, 
auf Bitten der Parthieen und je nach Erforderniß der durch 
die Gerichte zu ermeffenden Umftände fehriftliche Neplif und 
Duplik zuzulaffen. Es ift ein Erfahrungsfag, daß die Ge 
richte leicht aus eigener Bequemlichfeit oder auch aus Com 
nivenz gegen die Advofaten, deren fich die Parthieen ber 
dienen, in Zulaffung von fehriftlichen Neplifen und Dupli- 
fen nur gar zu nachfichtig werden. Der Schlenprian, über 
welchen in der Zeit vor Erfcheinen des IV. Edikts fo viel- 
fältige gerechte Klage geführt worden ift, daß nämlich über: 
all rein fchriftlich gehandelt wurde, hat ſich daher an ber 
Hand jener Beftimmung der Novelle zur Zeit bei vielen 
“ Untergerichten auch wieder auf höchft bepauerliche Weife ein 
gefehlichen. Ein Schriftenwechfel ift jedoch, wie Freiherr 
v. Gaisberg in der Verhandlung der Kammer der Abgeord‘ 
neten vom 6. März 1821 fehr wahr bemerft hat, nur da 
von Nuten, wo es auf die Erörterung beftrittener und ſeht 
zweifelhafter Rechtsfragen anfommt; außerdem beftehen feine 
Folgen nicht in der Aufklärung, fondern in der Verdun— 
felung des Thatbeſtands, in der Herbeiführung eines bun 
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ten Gemiſches von Yeußerungen, deren Ausführlichfeit mei- 
ſtens mit ihrer Erheblichfeit in umgefehrten Berhältniffen 
fteht, in der Planlofigfeit der Inftruftion und in einer 
fünftigen Erfehwerung des dem Richter obliegenden Ge— 
ſchaͤts, gegen welche das augenblidliche Erfparnig an Mühe, 
dad er durch Zulaffung fehriftlicher Replifen und Duplifen 
für fi bewirft, in der Regel von feinem beachtenswerthen 
Belang if. Die Replik- und Duplifhandlungen find fer 
ner nach unferer Prozeßgefeggebung Handlungen, bei denen 
ganz eigentlich nur die Erörterung des Thatbeftands und, 
nicht auch die Erörterung von Rechtsfragen für die Par: 
thieen von Wichtigkeit if. Denn überall, wo eine Keplif- 
oder Duplifhandlung nach den Grundfägen unferer Prozeß— 
gefeßgebung begründet ift, wie überhaupt in allen Fällen, 
in denen der Kläger nicht ſchon auf feine Klage ohne Weites 
red abgewiefen, oder in denen der Beflagte nicht gleich auf feine 
Vernehmlafiung hin verurtheilt werden kann, hat e8 ja 
nah $. 102. Abſatz 2. des IV. Edikts noch zu einem be— 
fonderen Aft der Rechts-Vertheidigung für beide Parthieen 
zu fommen, fo daß bei der Replik- beziehungsweife Du— 
plikhandlung jede Parthie ohne alle Gefahr die Entwidlung 
von Rechtsregeln, die ihr zum Vorftand dienen follen, unter: 
laſſen und ſich lediglich auf Erörterung des Thatfächlichen 
befchränfen fann. Zudem haben ja die Parthieen feit der 
Novelle auch das Recht, bei den mündlichen Replif- und 
Dupli-Verhandlungen vor oder an der anberaumten Tags 
fahrt fchriftliche Erklärungen als Grundlage der Verhand: 
lung dem Gericht zu übergeben; und endlich ift ed immer 
etwas Migliches, dem Nichter eine Wilfführ einzuräumen, 
wie e8 in $. 13. Iitt. b. der Novelle gefchehen ift; auch 
der gemwiffenhaftefte Nichter, der einem der ftreitenden Theile 
die Einreichung eines Schriftfages, um den derfelbe gebeten 
hat, abfchlägt, fommt dadurch leicht bei diefem Theil in den 
Verdacht der PBartheilichkeit, zumal wenn er dem Gegens 
theil einen folchen von dem richterlichen Ermeffen abhängen: 
den Schriftfaß zugelaffen hat, und es wird daher nicht nur 
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der bequeme oder gegenüber von Advokaten fchwache Richter, 
fondern auch der gewifienhafte immer eher geneigt feyn, die 
fchriftlichen Repliken beziehungsweife Duplifen auf Bitten 
der Barthieen zuzulaffen, als folche zu verhindern. Die 
gänzliche Aufhebung der Vorfchrift in $. 13. litt. b. der 
Novelle und die unbedingte Zurüdführung der Replif- und 
Dupflifhandlungen auf mündliches Verfahren, wie fich fol- 
ches durch die Novelle, namentlich durch $. 15 und 18, 
Abſatz 2. geftaltet hat, dürften fich demnach als dringendes 
Bedürfniß empfehlen. Es würde damit in der That der 
größte Mebelftand, den unfer jebiges civilgerichtliches Ders 
fahren der Novelle verdankt, hinweggeräumt, und aud 
eigentlich nur das Verfahren in der Weife hergeftellt, wie 
ed ſich Bolley gedacht hat, welcher nicht nur als Regierungs— 
mitglied der im Jahr 1820 von Regierung und Etänden 
zur Berathung der Organifations-Edikteniedergefegten Com— 
miffion, fondern auch ald Mitglied der Kammer der Abge 
orbneten auf die Berathungen, aus denen die Novelle vom 
15. September 1822 hervorging, von großem Einfluß ge 
wefen ift. Denn wie Bolley in der Verhandlung der Kam: 
mer der Abgeorvneten vom 6. März 1821 gefagt hat, ſo 
folfe in der Regel von der Bernehmlaffung des Beklagten 
an das Verfahren ununterbrochen mündlich fortgehen; wenn 
aber ausnahmsweife einer Parthie zu ihrer weiteren Er- 
Plärung eine weitere Bedenkzeit geftattet werden müſſe, d. h. 
im Fall von $. 98. Abſatz 2. des IV. Edikts, fo könne 
auch das nichts Bedenkliches haben, wenn man ihr diede 
fugniß einräume, an der neuen Tagfahrt für die weitere 
Berhandlung auch wieder etwas Schriftliches vorzulegen; 
und wie aus dem Eingang derfelben Aeußerung Bolleys 
hervorgeht, fo verftand Bolley unter diefem Schriftlichen 
nur etwas, das zur Grundlage für die mündliche Verband 
fung zu dienen habe, wie davon in $. 18. Abfag 2. der 
Novelle die Rede ift. 

Ya es möchte im Hinblid auf den nach Abſatz 2. von 
5. 102. des IV. Edikts, wie oben bereits erwähnt worben 
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it, den Barthieen noch immer verbleibenden Aft der Rechts, 
Vertheidigung, und um in den betreffenden mündlichen Ber: 
handlungen nach aller Möglichkeit für die Erhebung eines 
reinen Faktums zu forgen, zwedmäßig feyn, fogar die Vers 
bindung jeder Art von Rechts-Ausführung mit der Replik 
und Duplif zu unterfagen. Es reiht fich jedoch hieran zus . 
gleih noch eine andere Betrachtung. Durch das Verfahren, 
wie ed nunmehr in Folge der Novelle fich gebildet hat, 
fann es nämlich vorfommen, daß wenn Kläger zum Bor: 
trag der Klage die mündliche Verhandlung wählt, nun audy 
der bei diefem mündlichen Vortrag anwefende Bellagte ſo— 
fort feine Vernehmlaffung in der nämlichen Tagfahrt abge- 
ben will; fo daß das DOber-Amts-Gericht nicht in die Lage 
fommt, vor der Berhandlung über diefe WVernehmlaffung 
erft noch die Prüfung anzuftellen, ob eine Bernehmlafjung über: 
haupt nur nothwendig ift, und ob nicht Kläger ohne eine 
jolhe fehon abgewiefen werden follte. Ohne allen Zweifel 
darf-in derartigen Fällen nad) dem Recht, wie ed zur Zeit 
beſteht, das Ober⸗Amts-Gericht, wenn es fich nach der 
Verhandlung überzeugt, daß der Anſpruch des Klägers, 
auch alle von ihm in- der Klage angegebenen Thatfachen 
ald richtig angenommen, doch völlig unftatthaft fey, den 
Kläger abweifen, ohne daß ed weiter zu der in $. 102. 
Abſatz 2. des Edikts vorder Endentfcheidung geftatteten Rechts— 
Ausführung noch zu kommen hat. Wenigftens läßt ſich 
nach dem bis jeßt beftehenden Recht fein Grund denken, 
warum hier, wenn die Vernehmlaffung nach dem Verfah— 
ten, wie es jetzt geftaltet ift, eigentlich nur zufällig erfolgt, 
und ohne daß vorher die in $. 87. des IV. Edikts ange— 
ordnete Prüfung der Klage ftattfinden Fonnte, der Beklagte 
auf einem langfameren und umftändlicheren Weg zu feinem 
Rechte kommen fol, als e8 gefchieht, wenn er auf die Vor⸗ 
ladung zum mündlichen Klage-Vortrag gar nicht erfcheint, 
und dann vor aller weiteren WVorladung defjelben die Prü— 
fung der Klage in Gemäßheit des $. 87. des IV, Edikts 
erft noch vorgenommen werden muß. Der Beflagte fäme 
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ja bei Annahme des gegentheiligen Grundſatzes durch feinen 
Gehorfam auf die erfte richterliche Vorladung in eine nad: 
theiligere Lage, als wenn er diefe Vorladung ganz unbe: 
achtet laffen würde. Indeſſen fönnten denn doc folche Fälle 
geeignet jeyn, um den Anfchein zu erweden, als ob ver 
Richter feine Ueberzeugung von der Grundlofigfeit des Kla- 
gewerfs erft aus der Vernehmlafjung des Beklagten, und 
namentlih aus einer möglicherweife darin vorgefommenen 
Nechts-Ausführung gefchöpft habe; und bei einer ohne alle 
weitere Rechts-Vertheidigung ded Klägers erfolgenden Ab: 
weifung der Klage könnte ed dann leicht das Ausfehen er: 
halten, als ob dem Kläger fein vollftändiges Gehör ge 
währt worden wäre. Und ganz das Nämliche wäre gegen: 
über vom Beklagten der Fall, wenn Kläger zur Replikhand— 
lung gefommen wäre, ehe das Ober-Amts-Gericht die 
Prüfung angeftellt hätte, ob eine Replif erforderlich und der 
Beflagte nicht fchon in Gemäßheit des 8. 97. des IV Edikts 
auf feine Vernehmlaffung bin zu verurtbeilen fey. Denn 
auch dieß kann bei unferem jebigen Verfahren leicht ge 
fchehen, wenn 3. B. Kläger bei Wahl des mündlichen Ver 
fahrend zum Bortrag der Antwort auf die Klage diefem 
Vortrag anwohnen und fofort in derfelben Verhandlung 
auch repliciren würde; und auch hier möchte e8 nad) un- 
ferer vermaligen Prozeßgeſetzgebung feinem Zweifel unters 
liegen, daß dag DOber-Amts-Gericht, wenn es fich nach 
trägli von der Unhaltbarfeit der Vertheidigung ded Ber 
fagten in feiner Bernehmlaffung überzeugt, troß der bereits 
abgegebenen Replif die Berurtheilung des Beklagten ohne 
alle weitere Rechts-Vertheidigung deſſelben verfügen kann. 
Es dürfte fich fomit die weitere Vorfchrift empfehlen, daß 
wenn es einmal zur Vernehmlaffung auf die Klage gefom- 
men fey, eine Abweifung derfelben auf den Grund der vom 
Kläger in feiner Klage angegebenen Thatfachen, wie $. 87. 
des IV. Edikts geftattet, nicht mehr erfolgen könne, ohne 
daß vorher den Parthieen nach $. 102. Abfa 2. der Weg 
zu weiterer Vertheidigung ihres Rechts eröffnet werde, und 
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dad Gleiche fey zu beobachten, fo bald ed zur Replif ge- 
fommen fey hinfichtlich der Berurtheilung des Beklagten 
wegen Unerheblichfeit feiner Bernehmlaffung. Zwar fönnte 
man im legteren Falle fagen, daß nach den obigen Vor⸗ 
fhlägen es fchon bei diefer Replik nicht mehr zu einer damit 
in Verbindung gefesten Recht3-Ausführung fommen würde, 
es wäre alfo auch eine weitere Nechts-Bertheidigung dagegen 
für den Beflagten nicht erforderlich. Allein einmal kann 
ed ebenfo vorkommen, daß die Vernehmlafjung, deren Vor: 
handenfeyn für den Kläger den Grund zu weiterer Rechtss 
Vertheidigung geben fol, auch lediglich Feine NRechts-Aus- 
führung enthält, und dann hätte ed doch im Allgemeinen 
etwas fehr Auffallendes, wenn in dem ganz ähnlichen Fall 
der Kläger nicht ohne weitere Rechts-Vertheidigung abge- 
wiefen, aber wohl der Beflagte ohne eine folche verurtheilt 
werden koͤnnte. | 

Um übrigens dem Kläger den mündlichen Vortrag der 
Keplif und das fo wichtige perfönliche Erfcheinen dabei 
möglichft zu erleichtern, und um auch bei diefer Handlung 
den Grund, der in den meiften Fällen die Geftattung der _ 
Schriftlichfeit bisher befonders wünfchenswerth machen mochte, 
u große Entfernung ded Gerichts, nah Thunlichkeit hin- 
wegzuräumen, fo dürfte e8 am Drt feyn, wenn auch bei 
der Replik dem Kläger, welcher über vier Etunden von dem 
Sitz des eigentlich competenten Ober-Amts-Gerichts ent- 
fernt wohnt, geftattet würde, diefelbe bei dem Ober-Amtss 
Gericht des eigenen Wohnbezirks vorzutragen, oder viel- 
mehr wenn ganz allgemein vorgefchrieben würde, daß in: 
diefen Fällen, wenn Kläger fich nicht ſchon vorher für den 
Vortrag der Neplif bei dem eigentlich competenten Ober: 
Amts-Gericht erklärt haben follte, dieſes das Ober⸗Amts— 
Gericht des eigenen Wohnbezirfs des Klägers zur Bornahme 
der wegen des Vortrags der Replik erforderlichen mündli— 
hen Verhandlung zu requiriren habe. 

Don felbft verftände es fich dabei, daß wenn ein über 
vier Stunden von dem eigentlich competenten Ober:Amts- 
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Gericht entfernt wohnender Kläger bei dem Wortrag der 
Antwort auf die Klage in mündlicher Verhandlung gegen 
wärtig feyn würde, jene Requifition fortfallen müßte, nicht 
nur wenn Kläger feine Replif ebenfalls fofort in der ndms 
lichen Verhandlung vortragen wollte, fondern auch wenn 
das Ober-Amts-Gericht hierbei in der Lage wäre, daß es 
dem Kläger die weitere Bedenkzeit, um die er etwa bitten 
würde, in Gemäßheit von $. 98. Abfat 2. des IV. Evifts 
nicht zu verwilligen brauchte. Und ebenfo verftände es fih 
von felbft, daß das Ober⸗Amts⸗Gericht des eigenen Wohn: 
bezirks des Klägers nicht nöthig haben würde, den Beklag— 
ten einzuladen, um ber mündlichen Verhandlung zur Bor: 
nahme der Replif anzuwohnen; das betreffende Ober-Amte- 
Gericht hätte dieß natürlich ebenfowenig hier zu beobachten, 
wie bei einer Verhandlung, in welcher die Klage felber vor 
ihm follte vorgetragen werden wollen. 

Endlich ift noch zu den Paragraphen 97. und 98. des 
IV. Edikts zu erwähnen, daß auch bei den mündlichen Ver: 
handlungen über Replif und Duplif, wie fie das IV. Edikt 
- vorfchrieb , die Barthieen immer über ihre Beweismittel vor 
fäufig zu befragen waren. Der $. 102. des IV. Edikts in 
feinem erften Abfag fagt folche8 unzweifelhaft; und fowie 
diefe Beftimmung durch die Novelle nicht aufgehoben und 
daher noch jest zu beobachten ift, wenn die Parthieen bei 
der Replif beziehungsweife Duplif mündlich verhandeln, fo 
wäre fie natürlich überall einzuhalten, wenn e8 wieder das 
hin fäme, daß die Parthieen gar nicht anders als mündlich 
bei der Replik und Duplif verfahren dürften. Ind info 
fern auch fchon jet, wenn nach der Novelle es zu münd- 
licher Replik oder Duplif fam, hierbei die Ober⸗Amts⸗Ge— 
richte ein befonderes Augenmerk darauf zu richten hatten, 
daß fie die Parthieen zu beftimmter und vollftändiger Er 
Härung über dasjenige aufforderten, was in den von ihnen 
zur Anbringung der Klage, beziehungsweife zur Antwort 
auf diefelbe uͤbergebenen Schriftfägen etwa dunfel ober 
mangelhaft geblieben war, und infofern dießfalls bei Bor: 
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Iadung der PBarthieen zur mündlichen Verhandlung den 
Ober-AmtdsGerichten die denjelben nach $. 25. Abſatz 2. 
der Novelle eingeräumten Befugnifje zuftanden, jo würde 
ed fich weiter von felder verftehen, daß diefe Beftimmungen 
ebenfall8 bei fämmtlichen Replif- und Duplifhandlungen, 
wenn diefe wieder auf mündliches Verfahren zurüdgeführt 
würden, zur Anwendung fommen müßten. 

Daß übrigens in dem Recht des Klägers, auf die Wie: 
derflage nach freier Wahl fohriftlich oder mündlich zu ant- 
worten, und in dem Recht deffelben, mit diefer Antwort jede 
Art von Rechts-Vertheidigung zu verbinden, durch die Rück— 
führung der Replif auf rein mündliche, und fich lediglich mit 
den Thatfachen des Streits befchäftigende Verhandlung feine 
Veränderung eintreten würde, bedarf wohl faum der Er- 
wähnung. Auch geftattete $. 97. des Evifts fchriftliche 
Antwort des Klägers auf die Wiederflage unter den näm— 
lichen Vorausſetzungen, unter denen das Edikt überhaupt 
eine fhriftliche Beantwortung der Klage für zuläffig erflärte, 

(Schluß folgt.) | 





II. 
Gefebgebungs- Gegenftände. 


1) Bericht über das Königl. preußifche Geſetz 
vom 17. Juli 1846, das Verfahren in den bei 
dem Kammergericht und dem Criminalgericht zu 
Berlin zu führenden Unterfuchungen betreffend. 
(Bon Herrn Ober: Tribunal= Procurator Seeger.) 

Das oben genannte Gefeß und die gleichzeitig erfchie- 
nene Verordnung über das Verfahren in Civil» Brozeffen 
vom 21. Juli 1846 find wichtige Erfcheinungen, indem in 
ihnen, in Betracht der Stellung Preußens zu dem übrigen 
Deutfchland, ein fehr bedeutender Schritt für die N 

Monatſchr. f. d. Juſtijpfi. XII. Bd. 1. Abth. 
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des Prinzips der Deffentlichfeit und Mündlichkeit liegt. 
Da die Württembergifche Tagesprefle davon nur mangel 
hafte Nachrichten gegeben hat, fo glaubt Einfender feinen 
Standesgenofien durch Mittheilung der hauptfächlichkten 
Beftimmungen ded Gefetes einen nicht unangenehmen Dienft 
zu leiften. 

Daffelbe zerfällt in zwei Titel, deren eriter von dem 
Verfahren bei Unterfuchung von Verbrechen, der zweite von 
demjenigen bei Unterfuchung. von Polizei-Vergehen handelt. 


Erfter Titel. 
Bon dem Berfahren bei Unterfuhung von 
Verbrechen. 


I. Allgemeine Borfchriften. 

1) Staatsanwalt. Bei den ‘Bolizeibehörden und 
Gerichten werden Staats » Anwälte aufgeftellt. (8. 2. ff.) 
Die Bolizeibehörden haben den Verbrechen jeder Art nad 
zuforfehen und alle, feinen Auffchub geftattenden vorberei- 
tenden Anordnungen zu Aufklärung der Sache und Felt 
machung des Thäters zu treffen; die Verhandlungen aber 
dem Staatsanwalt zu überfenden und deſſen Requifitionen 
wegen Einleitung vder BVervollftändigung der Worunter: 
fuhung zu entfprechen. ($. 4.) Die Gerichte follen bei 
Einleitung und Führung von Unterfuchungen nicht von 
Amtswegen einfchreiten, fondern dem Staats » Anwalt von 
allen zu ihrer Kenntniß kommenden Verbrechen Mitthel- 
lung machen und feinen fofortigen Anträgen wegen Felt 
ftelung des Thatbeſtands und fonft erforderlicher Ermitt- 
lungen entfprechen. ($. 5.) Der Staats - Anwalt hat das 
Straf-Verfahren zu überwachen, darf Unterfuchungs - Ver: 
handlungen, Berhaftungen und Befchlagnahmen nicht felbit 
vornehmen, denjelben aber beiwohnen. ($.6.7.) So lange 
die fürmliche Eröffnung der Unterfuchung von dem Richter 
nicht befchlofien ift, Fann der Staatsanwalt feinen Klag— 
antrag zurüdnehmen. ($. 12.) Die Gerichte find an den 
Antrag des Staats - Anwalts nicht gebunden, fondern ver- 
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pflichtet, die That, deren Unterfuchung und Beitrafung er 
beantragt hat, ihrer Beurtheilung zu unterwerfen, und wenn 
fie finden, daß diefelbe zwar eine jtrafbare ift, allein gegen 
ein anderes Strafgefeg, als das von dem Staats - Anwalt 
bezeichnete verftößt, dengemäß ‚was Nechtens ift, zu bes 
fchließen. ($. 11.) Gegen einen — den Antrag auf Er- 
Öffnung einer Unterfuchung abweifenden Befchluß Fann der 
Staats-Anmwalt an das höhere Gericht refurriren. ($. 13.) 

2) Mündliches Verfahren. Diefes hat der Fällung 
eines Urtheild vorauszugehen, es iſt dabei der Staats— 
Anwalt und der Angellagte zu hören, die Beweisaufnahme 
vorzunehmen und der Angeklagte mündlich zu vertheidigen. 
($. 15.) Derfelbe kann fich eines Beiftandes bedienen und 
bei fchweren Berbrechen verlangen, daß ihm derfelbe von 
Amtswegen beftellt werde. ($. 16.) Zu dem mündlichen - 
Verfahren haben außer den dabei betheiligten Berfonen, 
alle Zuftiz- Beamte, befonderd auch Juftiz- Commiffarien, 
Referendarien und YAusfultatoren Zutritt. Alle bei der 
Sache nicht betheiligten Perſonen müffen fich entfernen, 
wenn der Angeklagte darauf anträgt, oder das Gericht dieß 
aus Gründen der öffentlichen Ordnung oder Gittlichfeit 
für angemefjen erachtet. ($. 17.) 

3) Ausschluß von Zwangs-Mitteln, durch welche 
ver Angeklagte zu einer Erklärung genöthigt werden foll, 
($. 18.) 

4) Beweis und Urtheil. Aufhebung der bisherigen 
Beweis» Theorie. Der Richter hat nach genauer Prüfung 
aller Beweife für die Anklage und Vertheidigung, nad) 
feiner freien, aus dem Inbegriff der vor ihm erfolgten ' 
Verhandlungen gefchöpften Ueberzeugung zu entfcheiden, ob 
der Angeklagte ſchuldig oder nicht fchuldig, oder ob derſelbe 
von der Anklage zu entbinden fey. Die Gründe des. Ur— 
theils find anzugeben. Auf vorläufige Losſprechung (Frei— 
iprehung von der Inftanz) fol nicht mehr erfannt werden. 
(8.19.) Der für ſchuldig Erflärte ift zur vollen gejeglichen 
Strafe zu verurtheilen. Wenn jedoch im Geſetz Todesftrafe 
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oder lebenswierige Freiheitöftrafe erkannt ift, fo ift das 
Gericht ermächtigt, in denjenigen Fällen, in welchen gegen 
den für fehuldig Erflärten ein nach den bisherigen pofitiven 
Beweisregeln der Eriminal-Ordnung für vollftändig zu er- 
achtender Beweis nicht geführt ift, anftatt der Todesſtrafe 
auf lebenswierige oder zeitige Freiheitäftrafe, anftatt der 
lebenswierigen Freiheitsftrafe aber auf zeitige Breiheitöftrafe 
zu erfennen. ($. 20.3 Der für nicht ſchuldig Erflärte darf 
‚wegen derfelben Handlung nicht wieder unter die Anklage 
geftellt werden. Gegen denjenigen aber, welcher von der 
Anklage entbunden wird, ift eine Erneuerung der Ans 
lage, infoferne fie dur Anführung neuer Thatfachen 
oder Beweismittel begründet wird, fo lange zuläffig, als 
nicht bereits Berjährnng eingetreten iſt. ($. 22.) 


II. Befondere BVBorfchriften. 
A. Verfahren erfter Inſtanz. 


1) Bei leichten Verbrechen, welche in den Geſetzen mit 
Geldbußen bis zu 50 Reichsthalern oder Freiheitsftrafe bis 
zu 6 Wochen oder EFörperlicher Züchtigung, oder mit meh- 
teren diefer Strafen zugleich bedroht find, erfolgt die Un— 
terfuchung oder Entfcheidung durch commiffarifch dazu beftellte 
Einzelrichter. ($. 24.) Die Gefchäfte des Etaatd-Anmwalts 
verfieht dabei ein Bolizeibeamter. (8. 25.) Die Anklage 
fann fchriftlic oder mündlich angebracht werden. ($. 26.) 
Wird der Angeklagte zugleich vorgeführt und legt ein Ge 
ftändniß ab, oder find die Beweismittel für die Anfchuldi- 
gung und Vertheidigung zur Hand, fo kann das Urtheil 
in der Regel fogleich gefällt werden. ($. 27.) Außerdem 
wird der Angeklagte über feine Vertheidigungs-Beweiſe fo: 
gleich vernommen und es erfolgt eine Vorladung zum 
mündlichen Verfahren und Entfcheidung der Eache, wozu 
die beiderfeit8 benannten Zeugen befchieden werben. ($. 28.) 
Sn dem Termin wird die Anklage durch den Bolizeis-Anwalt 
vorgetragen, der Ungellagte darüber vernommen, der Beweis 
erhoben, der Polizei- Anwalt mit feinen Anträgen, der An- 
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geflagte mit feiner Bertheidigung gehört und fofort das 
Urtheil mit Gründen verfündet, wenn nicht zu weiterer Aufs 
Härung der Sache oder Aufnahme jebt erft zum Vorſchein 
gefommener Beweife ein weiterer Termin anberaumt werben 
muß. ($. 32.) Wenn bei der mündlichen Verhandlung die 
Dernehmung eined Zeugen wegen Krankheit, Altersfchwäche, 
großer Entfernung oder anderer unabwendbarer Hinderniffe 
nicht erfolgen kann, fo ift folche anderweit zu bewirfen und 
in diefen Fällen, fo wie wenn ein ſchon zuvor gerichtlich 
vernommener Zeuge inzwifchen geftorben ift, das Verneh— 
mungs-PBrotofoll bei dem mündlichen Verfahren vorzulefen. 
Doch kann der Richter, wenn die Befeitigung jenes Hin- 
dernifje möglich ift und er die Abhörung eined Zeugen zu 
Aufklärung der Sache für nothwendig hält, die Vertagung 
des Verfahrens und VBorladung ded Zeugen befchließen. 
($. 36.) Ueber den Hergang wird ein Protokoll von dem 
vereideten Gerichtsfchreiber aufgenommen, welches den we- 
fentlichen Inhalt der Erklärungen .des Anflägers, des An- 
geflagten und der Zeugen enthalten muß, und wo das 
Urtheil mit Gründen niederzufchreiben tft. ($. 38.) 

2) Bei fchweren Verbrechen ift das Verfahren im Wes 
ſentlichen daſſelbe. ($. 39 — 63.) Doch finden folgende 
Abweichungen im Einzelnen Statt. Die Unterfuchung und 
Entſcheidung in I. Inftanz erfolgt durch eine aus drei Mits 
gliedern beftehende Gerichts =» Deputation. ($. 39.) Zu 
Eröffnung der Unterfuchung ift eine von dem Staatsanwalt 
ju verfaffende Anklagefchrift und ein entfprechender Befchluß 
der Gerichtö-Deputation erforderlich, wogegen im Fall der: 
felbe noch nicht gehörig vorbereitet ift, die noch näher aufs 
zuflärenden PBunfte dem Etaatd - Anwalt bezeichnet werden. 
($. 40. 42.) Hält der Etaatd» Anwalt eine Vorunter—⸗ 
fuhung für nöthig, fo hat das Gericht auf feinen Antrag 
einen Unterfuchungs Richter zu ernennen. ($. 43.) Nach 
der Vorunterfuchung, ($. 44. 45.) bei welcher fein Verthei— 
diger zugelaffen wird, ($. 48.) werden dem Staats-Anwalt 
die- Aften zu Stellung feiner Anträge mitgetheilt; wenn 
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derfelbe von der Anklage abfteht, fo beruht die Sache, im 
andern Fall wird der Termin zu einem mündlichen Ber: 
fahren beftimmt. ($. 49. 50.) As Zeugen werden, ohne 
NRüdficht darauf, ob fie fchon vernommen worden find, alle 
diejenigen vorgeladen , deren Abhörung der Etaats-Anwalt 
oder der Angeflagte beantragt, oder das Gericht für erfor: 
derlich erachtet. Beiden Theilen werden die beiderfeits be- 
nannten oder nach dem Befchluß des Gerichts vorgeladenen 
Zeugen vorher befannt gemacht. ($. 54.) In der. Zwifchen- 
zeit fann fich der Angeklagte mit feinem Vertheidiger, und 
zwar wenn derfelbe „ein in Eid und Pflicht ftehender Zuftizs 
Deamter ift,” ohne Beifeyn einer Gerichts-Perſon befprechen. 
($. 59.) Die Berathung des Gerichts ift geheim. ($. .60.) 
Kann diefelbe nicht an demfelben Tag beenvigt werden, fo 
ift die Anberaumung eines neuen Termins, jedoch nicht 
über 8 Tage hinaus, geftattet. ($. 62.) In dem Protokoll 
find Die Abweihungen oder Zufäge in den Ausfagen der 
ſchon in der Sorunteriumung vernommenen Zeugen zu be 
merfen. ($. 63.) 

3) Bei befonderd fchweren Verbrechen, d. h. denjenigen, 
welche mit mehr als dreijähriger Sreiheitöftrafe bedroht find. 
und Amtsverbrechen ($. 64.) muß dem mündlichen Xer: 
fahren ftet8 eine gerichtliche WVorunterfuchung vorausgehen, 
($. 66.) und wenn der Staatsanwalt auf den Grund der: 
felben auf Berfegung in Anflageftand anträgt, fo ift hier 
über von einer aus drei Mitgliedern beftehenden Gerichtd- 
Deputation Befchluß zu faffen. ($. 67.) Wenn das Ber: 
brechen mit einer höheren als zchenjährigen Freiheitsftrafe 
bedroht ijt, fo muß dem Angeklagten ein Bertheidiger, falls 
er ihn nicht felbft wählt, von Amts wegen beftellt werden. 
($. 69.) Die mündliche Unterfuhung und Entfcheivung 
erfolgt vor einer aus fech8 ‘Berfonen, und wenn es fich von 
febenslänglicher Freiheit8 = oder Todesftrafe handelt, aus 
acht Perfonen beftehenden Abtheilung des Gerichts. Bei 
der Beichlußnahme entfcheidet Stimmenmehrheit, bei gleichen 
Stimmen die mildere Meinung. ($. 70.) 


B. Berfahren in IT. Inſtanz. 


Gegen jedes Urtheil Fann binnen 10 Tagen fowohl 
von dem Angeklagten ald von dem Staatsanwalt appellirt 
werden und in einem weiteren, jedoch erftredlichen Termin 
von 10 Tagen muß die Angabe und Rechtfertigung der 
Befchwerden, fo wie die Angabe neuer Thatfachen und 
Beweismittel erfolgen. ($. 72—75.) Die Aionsfchriften 
werden dem Aten mitgetheilt, um binnen 10 Tagen etwaige 
neue Thatfachen und Beweismittel anzuzeigen. ($. 76.) 
Beiderfeitiged Recht der Adhäſion. ($. 77.) Die VBerhand« 
lung und Entfcheidung I. Inftanz erfolgt 1) bei leichten 
Derbrechen vor einer aus 3 Mitgliedern beftehenden Depu— 
tation ded Criminal » Senats des Kammergerichts. 2). Bei 
fhwereren Verbrechen befteht die Deputation aus fechg, 
3) bei befunders fchweren aus acht, und wenn es fich von 
ledenswieriger Freiheits- oder von Todesftrafe handelt, aus 
jehen Mitgliedern. ($. 80.) Nach Einlauf der Akten wird 
ein Termin zum mündlichen Berfahren anberaumi, ($. 82.83.) 
bei welchem der Angeklagte fich durch einen Bertheidiger 
vertreten laſſen, aber auch perfönlich vorgeladen werden fann. 
In der Regel find nur die neu vorgefchlagenen Beweis— 
mittel und Ddiefe auch nur dann aufzunehmen, wenn fie 
geeignet erfcheinen, folche von dem Richter I. Inftanz für 
erwiefen angenommene Thatfachen, welche auf die rechtliche 
Beurtheilung von Einfluß find, als, unrichtig darzuftellen. 
Dem Ations-Gericht fteht es jedoch frei, in I. Inftanz auf- 
genommene Beweismittel von Neuem aufzunehmen, und 
namentlich das Zeugenverhör ganz oder zum Theil vor fich 
wiederhofen zu laffen, wenn es dieß wegen wefentlicher Be: 
denfen für nothwendig hält, die ſich bei der Prüfung des 
Urtheils I. Inftanz gegen die Nichtigkeit der darin als feft 
Rehend angenommenen Thatfachen ergeben. ($.85.) Nach— 
dem ein Gerichtsmitglied eine Darftellung der bisher ftatt- 
gehabten Verhandlungen vorgetragen hat, werben der Ant 
mit feinen Befchwerden, der At mit feinen Gegenanträgen 
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und nach der etwaigen Beweisaufnahme der Staatsanwalt 
mit feinen Anträgen und zulegt der Vertheidiger gehört. ($.86.) 


C. Verfahren in IL Inſtanz. 

Ein folche8 findet nur ftatt, fo weit die Erfenntniffe 
1. und II. nicht gleichförmig find. ($. 87.) Die Entſchei— 
dung des AtionsgerichtS darüber, ob und in wie weit die 
in der Unterfuchung zur Sprache gefommenen Thatfachen 
für erwiefen anzunehmen find, oder nicht, kann in II. In 
ftanz nicht mehr angefochten werden. ($. 91.) Die Ent 
fcheidung erfolgt von einem aus 10 Mitgliedern beftehenden 
Senat des geheimen Obertribunald, nach eingefommener 
Revifionsbefchwerde und Gegenerflärung, auf den Vortrag 
eined Referenten, dem ein Gorreferent beizugeben ift, wenn 
ed fich von zehnjähriger Freiheits- oder einer noch härteren 
Strafe handelt. (8. 90— 95.) 


D. Rechtsmittel der KReftitution. 

Diefes hat der Angeflagte zu jeder Zeit, der Staats— 
anwalt vor Ablauf der Verjährung, wenn er darthun fann, 
daß ein Urtheil auf eine falfche Urfunde oder die Ausſage 
eines meineidigen Zeugen gegründet ift. ($. 98.) Daffelbe 
muß bei dem Gericht, bei welchem zuerft die Urkunde oder 
dad Zeugniß vorgebracht worden ift, eingereicht werben. 
($. 99.) Gegen -Abweifung des Reftitutiong-Gefuchs findet 
einmalige Befchwerde bei dem höhern Gericht ftatt. (8. 101.) 
Wird daffelbe für begründet erfannt, fo ift das mündliche 
Berfahren zu erneuern. '&. 102.) 


Zweiter Titel. 
Bon dem Verfahren bei Unterfuchungen der 
Polizei-Vergehen. 

Die Verwaltung der Polizei-Gerichtsbarkeit, welche 
bisher dem Polizei-Präſidium zuftand, foll in I. Inftanz 
von einzelnen, durd das Kammergericht kommiſſariſch zu 
ernennenden-und zu beauffichtigenden Einzelrichtern geführt 
werden. ($. 111. 112.) Die Berfolgung von Bolizeiver: 
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gehen gefchieht durch Polizei-Anwälte. ($. 113.) Die Bes 
fimmungen des erften Titel8 über das mündliche Verfahren 
des erfennenden Gerichts, die Ausfchließung von Zwangds 
Mafregeln gegen den Angeflagten, fo wie über Beweis und 
Urtheil, gelten auch hier. ($.114.) Das Berfahren ift ent- 
weder 

1) das ordentliche, wie bei leichten Verbrechen, wobei 
der Angeklagte ſich durch einen Anwalt aus der Zahl der 
Juſtiz-Commiſſäre auf feine Koften vertreten laffen Fann. 
($. 115.) Gegen das Urtheil ift ein Rekurs geftattet, über 
welchen eine aus drei Mitgliedern beftehende Deputation des 
Eriminal-Senats des Kammer-Gerichts entfcheidet. ($. 119.) 
Wenn diefelbe den Rekurs zuläffig findet, fo beftimmt fie 
einen Termin zu mündlicher Verhandlung. ($. 121.) 

2) .Mandatd- Verfahren. Beruht die Anflage wegen 
eines Polizei-DVergehens auf der Anzeige eined Beamten, 
welcher die That aus eigener amtlicyer Wahrnehmung beur- 
fundet, und wird nicht etwa der Angefchuldigte dem Polis 
jeirichter zugleich vorgeführt, in welchem Fall ftetd das 
ordentliche Verfahren eintreten muß, fo ſetzt der Bolizeirichter 
auf den Grund der Anflage die Strafe feft und macht fie 
dem Angefchuldigten durch fehriftliche Verfügung mit dem 
Bedeuten befannt: 

daß wenn er durch dieſe Etrafanfegung fich befchwert 
finden follte, er zu Ausführung feiner Vertheidigung ſich 
‚ in einem beftimmten Termin vor dem SPolizeirichter zu 
ftellen, im Fall feines Nichterfcheinens aber die VBollziehung 
der Etrafe zu gewärtigen habe. ($. 122. 123.) Erfcheint 
der Angefchuldigte in dem Termin perfönlich, oder durch 
einen zuläffigen Bevollmächtigten, fo wird wie unter 1. 
verfahren, erfcheint er nicht, fo hat der Richter darüber 
einen Vormerk aufzunehmen. ($. 124.) Der Angeſchul— 
digte kann binnen 10 Tagen auf Reftitution antragen, 
wenn er durch unabwendbare Imftände verhindert worden 
ift, perfönlich in dem Termin zu erfcheinen und die Anz 
gabe der Hinderungs-Gründe zugleich befcheinigt. ($. 125.) 
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Findet der WBolizeirichter das Gefuch begründet, To ift ein 
naher Termin zu Verhandlung der Sache anzuberaumen, 
($. 126.) wird dafjelbe abgewiefen, fo Fann binnen 


24 Stunden an die in $. 119. genannte Deputation 
Beichwerde ergriffen werden. ($. 127.) 


So weit der wichtigfte Inhalt des Geſetzes. In einer 
für württembergifche Rechtsgelehrte beftimmten Zeitfchrift 
wäre nicht am Orte, daffelbe mit einem Kommentar zu be- 
gleiten, doch möge es dem Einfender geftattet feyn, auf 
einige eigenthlümliche Beftimmungen: des Geſetzes beſonders 
aufmerffam zu machen. 

1) Der Grundfag der Mündlichfeit geht durch Das 
ganze Gefeg hindurch; namentlich werden die Zeugen von 
dem erfennenden Gericht perfünlich vernommen, wodurch fich 
das Gefe vor dem wiürttembergifchen in hohem Grade 
auszeichnet. Bekannt ift es aber, daß in den Ländern der 
Deffentlichkeit die Koften des Verfahrens durch den Reife, 
aufwand entfernt mohnender Zeugen fehr vermehrt werden, 
und daß der Grundfag, wonach die Gefchworenen nur Die 
Ausfagen derjenigen Zeugen, welche perfönlicy vor ihnen 
auftreten, zu beachten haben, in Fällen wirklicher Verhin— 
derung der Zeugen ſehr ftörend und hindernd auf die Er: 
mittlung der Wahrheit einwirken fann. Diefem lebelftand 
begegnet das Gefeß durch die in $. 36. enthaltene Beſtim— 
mung, daß in Sällen großer Entfernung oder unabwend- 
barer Verhinderung der Zeugen das Protokoll über die 
zuvor gefihehene Vernehmung derſelben vorgelefen werden, 
dem Gericht aber unbenommen feyn foll, die — wenn 
mögliche, perfönliche Vernehmung doch noch einzuleiten, — 
eine Beftimmung, welcher der Beifall nicht wird verfagt 
werden fönnen. 

2) Daß die Deffentlichfeit auf die Zulaffung der Ges 
richtsperfonen, Juſtiz-Commiſſarien, Referendarien und Aus- 
fultatoren zu den Verhandlungen befchränft wird, muß man 
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bedauern, doch ift zu hoffen, daß diefer erfte Schritt zur 
Deffentlichfeit des Straf-Verfahrens weitere Schritte. in nicht. 
entfernter Zeit nach fich ziehen werde. Jedenfalls dürfte 
diefe, wenn auch befchränfte Deffentlichkeit der ganzen 
Berhbandlung der unbefchränften Deffentlichfeit. einer 
bloßen Schlußverhandlung unbedingt vorzuziehen feyn. 

3) Ein nicht geringer Fortfchritt liegt in dem Aufgeben 
aller pofitiven Beweis-Theorie, welche darum verwerflich ift, 
weil fich Gefege für das Erfennen der Wahrheit nie im 
Voraus für alle concrete Fälle aufſtellen laſſen. Daß das 
Gefeß den Gerichten gleichwohl noch geftattet, in fchweren 
Fällen auf geringere Etrafen zu erfennen, wenn nad) den 
bisherigen Beweisregeln ein für vollftändig zu erachtender 
Deweis nicht geführt wäre, ift eine Milderung, welche je: 
doch, wenn die pofitive Beweis» Theorie allmählig in Ver— 
geffenheit fommt, ihre praftifche Bedeutung verlieren wird. 

4) Neben dem Erfenntniß auf fchuldig oder nicht 
fhuldig giebt e8 noch ein Drittes, was an die Stelle der 
außerordentlichen Etrafen und der Abfolution von der In— 
ftanz treten fol, die Entbindung von der Anklage, weldye 
die Wirfung hat, daß eine Erneuerung der Anklage geftattet 
it, wenn neue Thatjachen oder Beweismittel beigebracht 
werden können. 

9) Eine neue, ganz eigenthümliche Erfcheinung bei 
miündlichem öffentlichem Verfahren ift die Zuläffigfeit ber 
Appellation gegen die gefällten Erfenntniffe. Bon allen 
Gründen gegen die Mündlichfeit ift der, daß ein Erfennen 
in höherer Inftanz nicht mehr zuläffig fey, weil die Beweis: 
mittel in zweiter Inftanz nicht mehr in genügender Weife 
reprodueirt werden können, der wichtigfte, ja fait der ein- 
sige, welcher Beachtung verdient, und es find in Diefer 
Beziehung ſchon mannigfache Vorfchläge gemacht worden. 
Der Vorſchlag, die Ausfagen der Zeugen vollftändig zu 
Protofoll zu diktiren, ift kaum ausführbar und mit der 
Lebendigkeit ded mündlichen Verfahrens zu fehr im Kontraft, 
ald dag er Anklang hätte finden können. Der Einfenver 
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hat in einem vor einigen Jahren der allgemeinen Zeitung 
übergebenen Auffag vorgefehlagen, auf einen Rekurs gegen 
das Erfenntniß über die Thatfragen ganz zu verzichten, 
denfelben aber gegen das Erfenntniß über die Rechtsfragen 
zu geftatten. Hiegegen hat Herr Oberjuftizrath Wieft in 
feiner befannten Schrift auf die Schwierigfeit, ja Unmögs 
lichkeit der Trennung der That und Rechtd - Fragen auf 
merkſam gemacht und die Anficht aufgeftellt, daß das Rechts— 
mittel des Rekurſes ganz fallen gelaffen werben follte, 
Wenn nun auch nicht beftritten werden Fann, daß das Er: 
fennen eined einzigen ©erichted, an welchem die ganze 
Unterfuchung mit dem lebendigen Worte vorübergegangen 
ift, mehr Beruhigung gewährt, als das Erfennen der Rich— 
ter zweier Inftanzen, welches fich doch nur auf ein und 
daſſelbe ſchriftliche Unterſuchungs-Protokoll ftügt, fo wäre 
ed doch immerhin von Werth, auch für das Prinzip ber 
Mündlichkeit die Rekurs-Inſtanz zu retten, und Einſender 
kann fich nicht überzeugen, daß fich da, wo rechtögelehrte 
- Richter erkennen, der Unterfchied zwifchen den Thatfragen 
und der Anwendung des Geſetzes nicht follte mit Hinreichen, 
der Schärfe feftitellen laffen. Auch ift diefer Grundfag von 
dem preußifchen Geſetz für die dritte Inftanz ($. 91.) an- 
genommen worden. Für die zweite Inftanz aber hält das 
preußifche Geſetz das Rechtsmittel des Nefurfes in feinem 
ganzen Umfang feit und beftimmt, wohl im Hinblick darauf, 
in 8. 38. für alle Fälle, daß über den Hergang ein Pros 
tofoll von dem vereideten Gerichtöfchreiber aufgenommen 
werben folle, welches den wefentlichen Inhalt der Erklärungen 

des Anklägerd und der Zeugen enthalten müffe, und außer 
dem in $. 63. für fchwere Fälle, daß in dem Protokoll die 
Abweichungen oder Zufäge in den Ausfagen der fchon in 
der Borunterfuchung vernommenen Zeugen zu bemerken feyen. 
Zugleich geftattet e8 in $. 85. dem Ationd- Richter, „wenn 
er es für nöthig hält, das Zeugen-Verhör ganz oder zum 
Theil vor fich wiederholen zu laffen. Es ift dieß jedenfalld 
ein intereffanter Verfuch, die Ation in ihrem ganzen Um— 
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fang mit der Münbdlichfeit zu verbinden, defien Ausführung 
und Erfolg großer Aufmerffamfeit werth if. Daß dabei 
die Anträge des Staatsanwalts und des Angeklagten auf 
nochmalige Vernehmung derjenigen Zeugen, auf deren Aus— 
fagen fie befondern Werth legen, vorzugsweife beachtet 
werden, feheint durch die Beftimmung des Gefeges wenigftend 
nicht ausgefchloffen zu feyn, hätte aber wohl ausdrücklich 
feftgefeßt zu werden verdient. 

6) In hohem Grade angemeffen ift die Anordnung, 
daß die Verwaltung der :Bolizeigerichtsbarfeit, welche bisher 
dem Polizei» Präfidium zuftand, an kommiſſariſch gewählte 
Richter übergehen, und dabei ein Polizei - Beamter nur in 
der Eigenfchaft ald Anwalt der Polizei handeln foll. Man 
wird hiebei an einen in der badifchen Ständeverfammlung 
gemachten Antrag erinnert, die Verwaltung “der Polizei— 
Berichtöbarfeit an die ordentlichen Gerichte zu übertragen. 
Die Polizei ift immer eher zur Willführ geneigt, das Ers 
wägen der Gerichte ift ruhiger und gewährt daher größere 
Garantieen für die bürgerliche Freiheit. Zu wünfchen wäre 
ed frelich, daß wir den Umfang der Gerichtsbarkeit, welche 
dem Polizei-Präſidium in Berlin zuftand, genauer fennten. 

Wenn das vorliegende Geſetz für jest auch nur für 
Berlin gegeben ift, fo läßt fich doch faum bezweifeln, daß 
es nur der Vorläufer eined Geſetzes für alle Theile des 
Königreichs, in welchen Deffentlichfeit und Mündlichkeit 
nicht fchon befteht, fenn werde, und es Fnüpfen fich hieran 
für die Heineren deutfchen Staaten erfreuliche Hoffnungen. 





2) Gefehgebungsfragen, in Beziehung auf die 
Pfandgeſetzgebung. 
[Fortſetzung von Bd XI. S. 319.] 
(Bon dem Herrn Präfidenten v. Bolley.) 
Bei feiner Art von NRechtögefchäften Tann ein Zweifel 
über die Zuftändigfeit der Behörden fo gefährlich feyn, als 
bei der Unterpfandsbeftellung. Daher mache ih auf 
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den Auffas in den Erörterungen des Herrn Kanzlers 

v. Wächter Heft II. S. 126. 
„über das Verhältniß der Markungs- und Steuergrenen 
bei Handlungen der freiwilligen Gerichtöbarfeit, nament; 
lih bei Verpfändungen und Führung der Güterbücher 
(nach württ. Rechte)“ 

befonvders aufmerkſam. 

Er bezweifelt die thetifche Richtigkeit des nicht nur von 
mir behaupteten, fondern auch meines Wiſſens bisher von 
allen württembergifchen Rechtögelehrten, namentlich dem vor: 
maligen Kammer »Präfiventen Weishaar, anerkannten 
Satzes, daß für die Unterpfandsbeſtellung folcher Güter, 
welche wegen der Befteurung von der Marfung eines Drtd 
in einen andern gezogen wurden, nicht die Behörde des 
Eritern, d. h. desjenigen Ortes, deſſen Marfungsiteine 
folche umfaffen,, fondern die Behörde des Letztern, nämlich 
des Orts, zu welchen fie der Befteurung wegen gehören, 
die zuftändige fey; ja, er erklärt diefen Sag, wenn ihn 
wirflich die Faktoren der gefeßgebenden Gewalt hätten auf: 
ftellen wollen, geradezu für ungereimt; (was folcher aud) 
nah den PBrämiffen, von denen der Herr Kany 
ler ausgeht, ganz gewiß wäre.) Dabei macht er 
auf die Beftimmung der Verordnung vom 3. Dezember 1832 
8. 17. aufmerffam, wornach ed allerdings feheint, daß auch 
die — anderwärtd fteuerpflichtigen Güter nur in die Güter 
bücher derjenigen Drte, zu welchen fie nach ihrer Lage und 
nach ven Marfungsfteinen gehören, aufgenommen werden follen. 

Ich kann dem Herrn Kanzler fo viel zugeben, daß dieſe 
Verordnung in Berbindung mit dem Umſtande, daß der im 
Jahre 1835 eingebrachte Gefetesentwurf, betreffend die 
Gleichftellung der Markungs- und Gteuergrenzen der Ges 
meinden, durchgefallen ift, allerdings eine neue gefegliche 
Beftimmung darüber, welche Stelle fowohl für Unterpfands- 
beftellungen, als für andere Handlungen der freiwilligen 
und ftreitigen Gerichtsbarkeit die zuftändige fey, hoöchſt 
wünſchenswerth, ja vielleicht nothwendig mache, 
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Dagegen bin ich auf das vollfommenfte liberzeugt, 
daß, was den früheren Zuftand betrifft, ver Herr Kanzler 
feinen Widerfpruch zurüdnehmen würde, fobald man ihn 
überzeugte, daß feine Vorausfegungen über die Verhältniffe 
diefer Güter, welche er wahrfiheinlich nicht im Leben fennen 
lernte, fondern nad den Geſetzen, gleichfam a priori, 

fonjtruirte, ganz unrichtig feyen. 

| Er geht nemlich davon aus, daß ſolche Güter, obfchon 
fie an einem andern Orte zur Befteurung gezogen wurden, 
dennoch fchon früher in die Güterbücher desjenigen Orts, 
zu welchem fie nach ihrer geographifchen Lage gehörten, 
aufgenommen, und daß von den Behörden diefes Drts 
alle Handlungen der willfürlichen und ftreitigen Gerichts⸗ 
barkeit vorgenommen worden ſeyen. 

Damit verhielt es ſich nun aber, wenigſtens nach 
meinen Erfahrungen, welchen bis jetzt von keiner Seite 
widerſprochen wurde, *) ganz anders. Won ſolchen Gütern 
fand fih in den Güter» und Kontraftbüchern derjenigen 
Drte, zu denen fie nach den Marfungsfteinen gehörten, 
nicht eine Sylbe; alle Handlungen der freiwilligen Gerichts: 
barfeit wurden (was ich als Thatfache behaupten 
fann) — nicht von den Behörden diefer, fondern von den 
Behörden derjenigen Orte, wohin fie fteuerbar waren, vors 
genommen, und ohne Zweifel hatte dies auch rüdfichtlich 
der ftreitigen Gerichtsbarkeit Statt. Die Behörden der 
erfteren Orte erhielten von allen Veränderungen, welche mit 
diefen Gütern vorgiengen, nicht die geringfte Notiz, und da 
ſolche regelmäßig im Belite der Einwohner derjenigen Drte, 
wohin fie fteuerbar waren, fich befanden, fo waren jenen 





*) Anmerkung. Doch will ich die Möglichkeit nicht beftreiten, 
daß ed wohl auch fchon früher, außerhalb dem Kreife meiner Er: 
fahrungen ‚namentlich bei Gütern, die in das Ausland fteuerbar 
find, (von denen ich biöher nicht? wußte) anderd gehalten worden 
feyn mag. Aber während des Abdruds dieſes Aufſatzes wurde die 
Erfahrung, die ich nicht blos ald Amtdfchreiber, fondern aud ald 
Mitglied ded Obertribunals gemacht habe, noch von einer andern 
Geite beftätigt. 
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Behörden diefe Güter fo fremd, wie nur irgend Güter einer 
andern Marfung e8 feyn mögen. 

Da nun nach dem Pfandgefege die Güterbücher die 
Grundlage der Unterpfandsbücher find, fo war es nicht ein 
Aft der Willführ, fondern die ganz unvermeibliche Folge, 
daß die Behörden derjenigen Orte, wohin die Güter fteuers 
ten, rücfichtlich der Unterpfandsbeftellung allein für zuftän- 
dig erklärt werden mußten. 

Dies fcheint fi) nun freilich nach der gedachten Ver 
ordnung von 1832 zu verändern. Da indeffen die Behörden 
der fteuerberechtigten Orte von allen Veränderungen, welche 
dDiefe Güter betreffen, nothiwendig fortvauernd in Kenntniß 
gefegt werden müffen, da fie mithin wohl auch fortdauernd 
in der Lage bleiben, über die Verpfändung diefer Güter zu 
erfennen; und da ihnen die Gerichtöbarfeit, welche fie 
ſchon feit unvordenklicher Zeit ausübten, und welche durch 
das Pfandgeſetz fo unzweideutig anerfannt wurde, wohl 
nicht ohne ein neued Geſetz entzogen werden kann; fo 
fönnen, fo lange ed an diefem Gefege fehlt, die Handlungen 
diefer Behörden wohl nicht als nichtig angefochten werden, 
vielmehr bedarf es nach meinem Urtheil eines neuen Ger 
fees, um die beiden Sätze, womit der Herr Kanzler feinen 
Auffag fihließt, zu fanktioniren und in das Leben einzu- 
führen, nämlich): 

„1) daß zur VBerpfändung von Gütern, welche in der 
„Marfung der einen Gemeinde liegen, aber zu einer 
„andern Gemeinde fteuerbar find, nicht der Gemeinderath 
„der legteren, fondern blos der Gemeinderath der eriteren 
„Gemeinde zuftändig ift und daß eine Verpfändung, 
„welche diefer Gemeinderath in Beziehung auf ein foldhes 
„But vornimmt, feineswegs nichtig, fondern allein 
„gültig ift; | 

„2) daß für Einträge, Vormerfungen und Wahrneb- 
„mungen in Beziehung auf Grundftüde blos die Gerichtd- 
„bücher (Güterbuch, Pfandbuch, Vertragsbuch) derjenigen 
„Gemeinde maaßgebend und von rechtlicher Wirkung find, 
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„in dern Markung das betreffende Gut liegt, nicht 
„aber die Gerichtöbücher der Gemeinde, zu welcher das 
„But fteuert.“ 

Nur wenn die Grundlagen der Unterpfands-Beftellung 
bei ven Behörden der Legteren nicht mehr zu finden wären, 
da müßte die Befugniß hierzu auf die Erftere audy ohne 
Geſetz von felbft übergehen. 

Und fo kann ich dem Herrn Kanzler wohl zugeben, 
daß da, wo etwa, abweichend von meinen Erfahrungen, 
ſchon früher die Prämiffen zutrafen, von denen er ausging, 
das Gefeg nur in feinem Sinne angewendet werden fonnte. 

Uebrigens follte ernftlich darauf gefehen werden, daß 
nicht nach Errichtnng der neuen Güterbücher zwifchen den 
beiverlei Behörden auf Koften der Betheiligten eine gewiffe 
Rivalität entftehe; denn beide fünnen, was auch ich aners 
fenne, unmöglich zugleich als zuftändig betrachtet werben. 

Namentlich fann man wegen der veränderten Form der 
Güterbücher nicht Die Unterpfands » Behörde eined andern 
Drts für zuftändig erflären, ohne daß, was ſich nit 
von felbft macht, die von der frühern Behörde unzwei— 
felhaft giltig vorgenommenen Acte in die Unterpfands— 
Bücher jenes Orts übertragen werden. 

Jeden Balls ift fo viel far, daß die Verordnung von 
1832 einer Nachhülfe bedarf, wenn nicht dadurch Verwirrung 
und Rechts-Unficherheit entftehen fol. | 


Monatfchr. f. d. Juſtijpfi. XIL. Bd. 1. Abth. 11 
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III. 
Fiterariſche Mittheilungen. 


Neue kritiſche Jahrbücher für deutſche Rechtswiſſenſchaft. 
Herausgegeben von Dr. Robert Schneider, Appella— 
tionsrath zu Dresden. Bd. XV. Leipzig 1844. 


I. Criminal-Recht und Eriminal-Prozeß. 


Die Perduellio unter den Römiſchen Königen. Abhand: 
fung von Chriftian Reinhold Köftlin, 6. R. Dr. (jegt 
Profeſſor d. R. zu Tübingen). Tübingen, Laupp 1841. 
144 S. ar. 8. (geh. 7, Thlr.) Recenfirt von PBrofefior 
Dr. Dollmann zu München. (©. 7.) 


Die Schrift wird prädieirt — ald ein Verſuch einer 
fritifchen Revifton der Anfichten Rubino's über die Perduellio, 
Proditio, über den Duumviral- und Provocations-Prozef. 
Ihre genauere Bezeichnung erhalte diefe Revifion dadurch, 
daß fie im Wefentlichen auf den Grundlagen und mit den 
Mitteln Rubinv’8 vorgenommen werde. Der Verfafler gebe 
theils über das ihm von feinem Vorgänger gebotene Quellen: 
Material nicht hinaus, theil8 habe er fich die wefentlichen 
Prinzipien deſſelben über das ältefte römifche Eriminalwefen 
angeeignet. Es wird das Verdienſt der Leiftung des Per: 
faſſers, fein Scharflinn, feine Gründlichfeit und glüdliche 
Darftelungsgabe vollftändig anerkannt. 


Das gemeine deutfche Eriminalrecht als Grundlage der 
neueren deutfchen Strafgefeßgebungen. Von Dr. Theoder 
Marezoll. Leipzig, Barth, 1842. XVII. u. 528 €. 
gr. 8. (2°), Thlr.) Recenfirt von Profeſſor Dr. Luden 
zu Sena. (S. 289.) 


Der Recenſent, welcher im Eingang der Recenſion 
bemerkt, daß er felbft in der Ausarbeitung eines Handbuchs 
des Strafrechts begriffen fey, (wovon auch feither einige 
Hefte erfihienen find), unterwirft das vorliegende Werf einer 
umfaffenden Kritif mit dem Anerfenntniß, duß der Verfaſſer 
im Allgemeinen die Anforderung befriedigt habe, die an ein 
Lehrbuch billigerweife geftellt werden könne. 
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II. Eivilrecht und Civil-Prozeß. 

Die Lehre von der unvordenklichen Zeit. Eine von der 
Juriſten-Fakultät zu Heidelberg gekrönte Preisſchrift. 
Don Alexander Friedländer, b. R. Dr. und Doc. an 
der Univ. zu Heidelberg. 2 Thle. I. Dogmengefchichte 
und römifches Recht. IL. Ganonifches und deutfches 
Recht und Syſtem. Marburg, Elwert 1843. X. und 
101. VII. u. 79 ©. gr. 8. (geh. , Thlr.) Recenfirt 
von Hofrath und Prof. Dr von der Pfordten zu 
Leipzig. (S. 29.) 


Mit Prüfung diefer Schrift, welche in den Nefultaten 
mit den neueren Ausführungen von Savigny übereinftimme, 
verbindet der hiemit nicht einverftandene Recenſent „eine 
„Darftellung feiner abweichenden Meinung in einer ges 
„drängten Ueberſicht der wichtigern noch jeßt beftrittenen 
„Punkte“ und fihlieft mit dem Sa, daß die Schrift in 
dogmatifcher Beziehung ganz unbedeutend, für die Gefchichte 
diefer Lehre aber ein beachtenswerther Beitrag ſey. 


Lehrbuch des franzöfifchen Civilrechts in fteter Vergleichung 
mit dem römifchen Eivilrecht von Dr. Anton Friedrich 
Juſtus Thibaut, Großh. Bad. Geheimenrathe, Prof. 
d. R. in Heidelberg, u.f.w. Nach des Berfaffers Tode 
herausgegeben von Dr. Carl Jul. Gupyet, o. Prof. d. R. 
zu Sena. — Auch unter dem Titel: A. 5. 3. Thibaut’s 
Juriftifcher Nachlaß. Herausgegeben von C. 3. Guyet. 
1Bd. Code Napoleon. Berlin, Dunder und Humblot, 

‚1841. XXX VI und 351 ©. gr. 8. (1°), Thlr.) Necenfirt 
‘von Jagemann. (©. 81.) 

Diefe Abhandlung des franz. Eivilrechts fchließe fich 
dem Bandeften - Eyftem Thibaut’8 mit wenigen unvermeids 
lihen Ausnahmen Titel für Titel an und gewähre den 
Vortheil, daß die vielen Kenner der Thibaut'ſchen VPandekten 
mit leichter Mühe das Weſen des franzöſiſchen Civilrechts 
aufzufaſſen in Stand geſetzt werden. Jutereſſant iſt das 
in der Recenſion ausgehobene allgemeine Urtheil Thibaut's 
über den Code civil, welches wir auch bier wiedergeben. - 

„Der Code enthält viele feine Ideen, und manche Lehre, 

„wie die Lehre von den Abwejenden, von der Ehe und 

„der ehelichen Gütergemeinfchaft, find mit vielem Scharf— 
11? 
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„fürn durchgeführt, und mit großer Conſequenz die See, 
„welche man fo auszudrüden pflegt: „„der Etaat haut 
„reine Religion.““ ...... Die Ord nung iſt faſt 
„überall nicht gut, ein allgemeiner Theil des Ganzen 
„fehlt, und viele allgemeine Sätze werden nur bei Gele— 
„genheit einer einzelnen Lehre angebracht. Die Anord— 
„nung des ſpeciellen Theils .. . . .. iſt durchaus un— 
— 3% oc. Unter dem trägen Vorwande, daß 
„das Geſetz der Wiffenfchaft nicht vorgreifen dürfe, bat 
„man gegen Napoleons eigenen Wunfch, viele Cäße 
„ganz umgangen oder unbeftimmt gelaffen, wovon die 
„bedeutenditen Nealitäten abhängen, während man auf 
„der anderen Seite, wo man alte Definitionen abfchrei: 
„ben Fonnte, die unbedeutendften Dinge gegeben hat, 
„namentlich in der Lehre von den Obligationen. Im 
„Ganzen ift es wohl zu billigen, daß der Code gewöhn: 
„lich mehr dem ältern pofitiven Rechte, als bloßen Ab» 
„Kractionen folgt, und im Zweifel mehr den Coutumes, 
„al8 den recipirten fremden Rechten... x... Allein 
- „leider gelang die Mifchung nicht überall, namentlich in 
„den Lehren von den Hypotheken und dem Erbrechte...... 
„Da man nicht das Ganze in allen Theilen verglich und 
„nur ſtückweiſe die Titel defretiren ließ, alfo bei den ſpä— 
„teren Discufiionen das Defretirte nicht mehr zurüd: 
„nehmen fonnte, fo entitanden daraus manche Inconſe— 
„guenzen. Die Regierung that freilich alles Mögliche 
„für eine Torgfältige Redaktion; aber die gefeßgebende 
„Section des Staatsraths trifft mit Recht der Vorwurf, 
„daß fie eigenfinnig und forglos verfuhr.” 


Theorie und Bafuiftif des gemeinen Civilrechts. Ein Hands 
buch für Braftifer, verfaßt von Rudolph Freiherrn 
v. Holzſchuher, Dr. d. R. und vormalig (sic) Reichs— 
ftadt Nürnbergifchem Rathsconſulenten. Erfter Band. 
Leipzig, Baumgärtner, 1843. XI. u. 642 S. gr. 8. 
(3 Thlr.) Recenfirt von Brofeffor Dr. v. Buchholtz zu 
Königsberg. (S. 140.) 

Richtung und Inhalt des Werks werden von dem 
Recenſenten dahin angegeben: „der Verfaſſer wünſcht in 
dem vorliegenden Werke einem Bedürfniſſe der Praktiker 
abzuhelfen, welches dadurch entſtanden iſt, daß ſeit einem 
halben Jahrhundert weder ein Promtuarium, noch eine um— 
faſſende Controverſenſammlung erſchienen iſt. Er beabſich— 
tigt daher eine „Quinteſſenz“ der über praktiſche Rechts— 
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fragen erſchienenen und vielfach zerftreuten Meinungen und 
Urtheile älterer und neuerer Juriften vor Augen zu legen 
mit Anführung dieſer Literatur zur weitern Forfchung. 
Aber er befchränft fich nicht hierauf; er will auch über nicht 
ftreitige Bunfte den Lefer bier eine kurze Antwort finden 
lafien, fo daß die ganze Theorie des gemeinen Eivilrechts 
in diefem Werfe ihre vollftändige Darftellung finden foll.“ 
Die Ausführung des Unternehmens iſt im Allgemeinen 
günftig beurtheilt. Ob die gewählte Form von Fragen und 
ntworten, welche der Necenfent an fich paflend findet, den 
Wünfchen allgemein entfpreche, möchte zu bezweifeln feyn. 


Handbuch des im Königreiche Württemberg geltenden Pris 
vatrehts. Won Dr. Carl Georg Wächter, Kanzler 
der Univerfität Tübingen u. f. w. — Erften Bandes 
erfte und zweite Abtheilung. A. u. d. T.: Gefchichte, 
Quellen und Literatur des Württemb. Privatrechts. Erfte 
und zweite Abth. 1839. 1842. — Zweiter Band. Allges 
meine Lehren. (Erfte Lieferung.) 1842. Ctuttgart, 
Mepler’fche Buchh. XVI u. 694. VII. 695 — 1146. u. 
188 ©. gr. 8. (6°, Thlr.) (Erſter Artifel ©. 233. 
Zweiter Artifel S. 330.) 


‚ Der allgemeine Theil diefer Recenfion enthält „allges 
meine Bemerkungen über die in Württemberg beftehenden 
Geſetzes-Zuſtände und die bisherige wiljenfchaftliche und 
praktische Behandlungsweife des Württembergifchen Rechts“ 
um den Standpunkt zu beftimmen, auf welchen der Vers 
faſſer eines Württembergifchen Rechts überhaupt dermalen 
geitellt ift und von welchem aus insbefondere Grund-Idee, 
Plan und Ausführung der Wächter’fchen Arbeit aufzufaffen 
und zu beurtheilen ſeyen.“ 

Der zweite Theil enthält eine überfichtliche Darftellung.. 
des Gangs und des wefentlichen Inhalts des vorliegenden 
al mit einzelnen Digreffionen und fritifchen Bemer— 
ungen. | i 


Abriß einer Gefchichte der Quellen des Wechfelrechts und 
feiner Bearbeitung in. fämmtlichen Staaten Europa’s, 
für Juriſten und Kaufleute. Von 3. L. U. Dedefind, 
Herzogl. Braunfchw. »Lüneb. Hofrathe, ord. Profeff. der 
Rechtöwiffenfch. u. f. w. am H. Collegio Carolino, — 
A. u. d. T.: Grundriß zur Darftellung des pofitiven 
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Wechſelrechts mit befonderer Rückſicht auf Deutfchland 
und einer Auswahl der Wechfelrechtd + Literatur. Bon 
u. f. w. Erſtes Buch, die inleitung enthaltend. 
Braunfchweig, Oehme und Müller, 1843. XX. u. 176€. 
8. (geh. 7, Thlr.) Rec. von Treitſchke. (S. 244.) 


Der Berfaffer gebe bier das jtebente, achte und neunte 
Kapitel des erften Buch eines umfaffenden Werfes über 
das Wechfelrecht, mit deſſen Ausarbeitung er befchäftigt ift, 
und den Grundriß der übrigen Kapitel deſſelben Buches. 
Sehr günftig prädicirt. 


Beiträge zur civilgerichtlichen SBrari8 von Dr. Ludwig 
Höpfner, ordentl. Beifiger der ZJuriftenfacultät an der 

- Univerfität Leipzig. Bd. II. H.1. Leipzig, Köhler, 1843. 
86 ©. gr. 8. (geh. , Thlr.) (S. 246.) 


Snhalt: 1. Findet eine befondere Klage auf Verzug: 
zinfen (Aufmaas), Conventionalftrafe und Agio ftatt? 
(S. 1—6.) — 11. Zur Lehre von der Zuläffigfeit der Zeugen. 
(S.7—11.) — IU. Ueber das Necht der, für die Gläubiger 
in dem Eoncursprozefle ausfallenden Zahlungen (S. 12—17.) 
— IV. Ueber die Concurrenz einer Criminal- und Eivilfache. 
(S. 18—22.) — V. Zur Lehre von dem Forum der Pro— 
vocationsflagen, insbefondere ex lege diffamari. (S. 23—28.) 
— VI. Kann der Ehemann feine Ehefrau während der 
Ehe auf Darthuiung ihres Einbringens provociren, deſſen 
fie fich berühmt hat? (S. 29— 32.) — VII Ueber die 
Erecution aus einem rechtsfräftigen Erfenntniffe, durch 
welches dem Berurtheilten die Unterlaffung einer Ba 
auferlegt worden ift. (S. 33— 36.) — VII. Zur Lehre 
von dem Ungehorfame des Beklagten im erften Termine. 
(S. 37— 40.) — IX. lleber die Streitanfündigung (litis 
denunciatio) des Klägers. (S. 44—45.) — X. Zur Lehre 
von dem Compromiß auf einen Echiedßrichter. (S. 46—53.) 
— XI Darf das condemnatorifche Erfenntniß über die 
Klagbitte hinausgehen? (S. 54—60.) — XI. Zur Lehre 
von den Klagen aus dem Thierhandel. (S. 61 — 64.) — 
XI. Zur Lehre von den Klagen aus dem Kaufgeichäft. 
(S. 65—67.) — XIV. Ueber den, auf das Willen, Glaus 
ben und Dafürhalten gerichteten Eid und über den Igno— 
ranzeid. (S. 69—76,) — XV. Ueber den Einfluß der 
Streitgenoffenfchaft auf den durch den Eidesantrag zu füh— 
— Beweis. (S. 77—83.) — XVI. Zur Lehre von der 

itation. 
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Neue Sammlung bemerkfenswerther Entjcheidungen ded Ober: 
Appellativond-Gerichts zu Caſſel. Herausg. unter der Auf- 
ficht des Kurf. Juſtizminiſteriums, von 5. G. L. Strip: 
pelmann, D.:A.-Ger.-Serretär. 1. u. 2. Thl. Caſſel, 
Fiſcher, 1842. VII. 344 u. 379€, 8. (2°), Thlr.) (S.256.) 

Die Sammlung foll vorzugsweife Eivilrechtsfprüche 
enthalten und fortlaufend werden. Sie enthält neben den 
mitgetheilten Entjcheidungsgründen auch dogmatiſche Erör— 
terungen, welche den Relationen der Referenten entnommen 
find, Sie ift im Allgemeinen günftig prädicirt. 


Das franzöfifche und badifche Eivilrecht, dargeftellt von 
Dr. C. Fr. Roßhirt, Großh. Geh. Hofr. u. Prof. Bd. 1. 
Abth. 1. u. Bd. 5. Heidelberg, Groo8, 1842. 195 u. 
1636. gr. 8. (1, hir) (S. 259.) 

Der Rec. (Jagemann) jagt: „wenn gleich Zachariä’s 
Handbuch des franzöfifchen Civilrechts in 4 Bänden erft 
vor einigen Jahren die dte Auflage erlebt hat, und mithin 
den Beweis jeiner Brauchbarfeit auf der Stirne trägt, und 
wenn diefes Werk ſogar die Auszeichnung erfahren hat, ins 
Sranzöfifche und Stalienifche überfegt zu werden, alfo an 
der Quelle des ihm zu Grunde liegenden Geſetzes in der 
Doctrin Eingang zu finden, fo liegt dennoch ein Bedürfniß 
vor, das franzöfifche Eivilrecht einer neuen Bearbeitung, zus 
mal in der Form. eined principiell entwidelten Lehrbuches, 
zu unterwerfen.” Die Abficht des Verf. fey, das ganze 
Gebiet des franzöftfchen und beziehungsweife badifchen Ei- 
vilrechtö in der Korm von Abhandlungen *) zu umfafjen. 


Ueber die Unterſcheidung zwifchen servitutes rusticae und 
urbanae. Eine civiliftiiche Abhandlung von Dr. Zachariä 
v. Lingenthak auf. Prof. d. R. u. Beifiger des Spruch- 
Gollegiums zu Heidelberg. Heidelberg, &, F. Winter, | 
1844. VII. u. 1046. 8. (geh. %, Thlr.) Recenfirt von 
Brof. Dr. Rudorff zu Berlin. (S. 320.) 

Die Abhandlung bat die Feitftellung des Princips der 
Unterfcheivung der servit. rustic. und urban. zum Gegen— 
ftand, welches der Verf. auf den Grundfag zurüdführt, daß 
die ganze Eintheilung auf der Verfchiedenheit der Bedürf— 
niffe der herrfchenden Grundftüde berube. 

Ueber Eivdesleiftung durch Stellvertreter im Civil = Prozeß. 
Bon F. C. Arnold, k. bayer. Oberappellationsgerichts- 
rath. Erlangen, Balm u. Enfe, 1843. VII. u. 112 ©. 
gr. 8. (geh. °/, Fhlr.) (S. 368.) 


*) Die Zeitfhrift des Verfaſſers für Civil: und Criminal-Recht 
brachte bereits im Bd. IV. Heft 2. u. 3. den größten Theil des 
Pier mit andern Titeln Wiedergegebenen. 
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Diefe von Samhaber fehr günftig recenfirte Abhand- 
fung legt den gemeinen Civilprozeß zu Grund, enthält aber 
auch Hinweifungen auf den Bayerifchen u. Preuß. Prozeß. 
Die Lehre von der Frucht nach den gemeinen in Deutſch— 

land geltenden Rechten. — Eine Reihe von Abhandlun 
gen von Guſtav Ernft Heimbach, Dr.d.R. u. Philof., 
außerord. Prof. der Rechte zu Leipzig, Köhler, 1843. XV. 
u. 318. gr. 8. (1?/, Thlr.) Rec. von Prof, Dr. von 
Buchholg zu Königsberg. (S. 501.) 

Der Berf. behandelt die Lehre von den Früchten nad 
dem römifchen Recht in zehn und nach dem deutfchen Recht 
in drei Abhandlungen, mit der hauptfächlichen Aufgabe, die 
hieher gehörigen Begriffe zu reconftruiren und die prozeſſua— 
lifche Seite der Lehre hervorzuheben, beides durch tieferes 
Eingehen in die Quellen. Die Recenfion geht in eine 
umfaffende Kritif des Werks ein. 

[Fortfesung folgt.) 





Inhalt. 


t 
1. Abhandlungen, Rechtsfälle, Entſcheidungs-Gründe und 
Gutachten, 
1) Ueber die anthropologiſchen Momente der Zurechnungsfähigkelt. 
(Bon Heren Dr. Eltinger, Affittenzarzt bei der Irrenheil s Anftait 
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in BWinnenthat.) Fortfegung und Schluß. 1 
- 2) Ueber die Amtsfufpenflon öffentiicher Diener nach Württembergifchem 
Mecht. (Eingefendet) . . 0% u a, 


3) Entwicklung derjenigen Veränderungen, welche die $$. 81. bis 101. 
des IV. Drganifations s Ediftö vom Jahre 1818 Durch die Novelle 
vom 15. September 1822 erfahren haben, und daran fich anreihende 
Borfchläge (Don dem Freiheren Hofer v. Lobenftein.) Fortf. 186 


11. Gefesgebungd = Gegenftände. 
1) Bericht über das Königl. vreugifche Gefeg vom 17. Juli 1846, dab 
Verfahren in den bei dem Kammergericht und dem Eriminalgericht 
zu Berlin zu führenden Lnterfuchungen betreffend. (Bon Herrn 
Dber;Tribunals Procurator Seeger)» B u R . . . 145 
2) Gefepgebungsfragen, in Beziehung auf die Pfandgefeggebung. (Bon 
dem Herrn Präfidenten v."Bolley) . : i ; . +17 


IM. giterarifhe Mittheilungen. 
Mittheilungen aus Zeitfchriften ee a |’ © 


Monatfgrift 
für die 
Suftizpflege in Württemberg. 


Herausgegeben von Ober-Tribunal-Rath Sarwey. 


— — — — 


Zwölfter Band. II. Abtheilung. 
(49te Lieferung.) 


1. 
Abhandlungen, Rechtsfälle, Entfcheidungs- 
Gründe und Gutachten. 


1) Die Militärgerichts - Verfafung in Würt- 
temberg. | 
(Von Herrn Auditor Lebret.) 
I. Einleitung. 
Il. Bergleihung der Beftimmungen der Straf= Prozeß: 
Ordnung mit der militärifchen Gerichts-Verfaflung. 
IM. Die militärifchen Spruch-©erichte. 


I. Einleitung. 

Bekanntlich haben die Militär-Berfonen ihren Gerichte 
fand vor der Militär-Behörde nicht nur hinfichtlich der von 
ihnen verübten militärifchen,, fondern auch in Betreff der 
gemeinen Verbrechen und Vergehen. Die Ausnahmen von 
diefem Grundfag find in der Verordnung vom 27, Februar 
1815, die Jurisdiktion über beurlaubte Soldaten betreffend, 
insbefondere aber im Artikel 129. der militärischen Straf⸗ 
Geſetze vom 20. Juli 1818 ausgehoben. 

Die Aburtheilung von militäriſchen und gemeinen ge: 


tihtlichen. Vergehen beruht auf einer Verfahrungsweife, 
Monatſchr. f. d- Juſtizpſi. XII. Bd, 2, Abth. 12 
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‚welche den Militär = erichten durchaus eigenthümlich ift, 
und von derjenigen der bürgerlichen Strafgerichte in vielen . 
Beziehungen wefentlich abweicht. Dieſes Verfahren der 
Militärs Gerichte hat unftreitig manche Vorzüge, es ift in- 
deſſen nicht zu verfennen, daß daſſelbe, wie es derzeit zu 
Recht beiteht, Mängel enthält, welche das Gute und Zwed: 
mäßige davon wiederum fehr in den Hintergrund ftellen. 
Es ift daher Bedürfniß, daß insbefondere auch unfere Mi: 
litär-Straf-Prozeß-Geſetze in Bälde einer Revifion 
und Umgeftaltung unterworfen werden. 

Nach dem jetigen Etand unferer Militär» Zuftiz ift 
‚ der Soldat gegenüber von dem bürgerlichen Angefchuldigten 
im Nachtheil, wenn man beachtet, daß für ihn felbft bei 
den ſtrafwürdigſten Verbrechen ein folches Vertheidigungs— 
Verfahren, wie es allein Ddiefen Namen verdient, ausge 
jchlofien ift, während ed um fo weniger fehlen follte, je 
mehr fich die militärischen Gerichte eigentlichen Schwur— 
Gerichten annähern. Ferner beachte man, daß für den 
Soldaten die durch die Straf-Prozeß-Ordnung dem bürger: 
lichen Angefchuldigten für ſchwere Straffälle ertheilte 
Rechtswohlthat des öffentlichen Schluß-Verfahrens wegfällt, 
daß bei Urtheilen von kriegsrechtlichen Commiſſionen an ein 
Kriegsrecht nur ein befchränftes Nefursrecht ftattfindet, 
daß der Referent in der Nefurs-nftanz der gleiche ift, 
(derfelbe Auditor) welcher feinen Antrag (mit berathender 
Stimme) in erfter Inftanz geftellt hat, wobei nicht anders 
angenommen werden fann, als daß der Aupitor feine durch 
reifliche Ueberfegung gewonnene erfte Anficht auch bei dem 
Kriegsrecht in Antrag ftellen werde. 

Sofern fodann das niedergefegte Kriegsrecht das Ur—⸗ 
theil der Friegsrechtlichen Commiſſion beftätigt, fo behält es 
dabei fein Bewenden, wenn das in der Nefurs - Inftanz 
gefällte friegsrechtliche Urtheil das im Artikel 138. der mi- 
litärifchen Straf-Geſetze feftgefeßte Strafmaaß, d. h. das: 
jenige einer Friegsrechtlichen Commiſſton nicht überfchreitet, 
und nur, wenn diefes der Fall ift, werden die Friegsrecht- 
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lichen Aften dem Königlichen Reviſions— Gericht zur Revifion 
vorgelegt. *) 

Bringt es für's Weitere die Natur einer amtlichen Re— 
vifion der kriegsrechtlichen Erkenntniſſe mit ſich, daß ein 
Rekursrecht gegen folche ausgefchloffen ift, fo möchte es doch 
befonders8, da ein eigentliche WVertheidigungs » Verfahren 
wegfällt, nicht zu billigen feyn, daß ein Urtheil des Kriegs: 
rechts Tediglih ohne Zuthun des Angefchuldigten ver: 
fhärft werden fann. 

Wird endlich in Erwägung gezogen, daß die Urtheile 
der Kriegs-Gerichte fogleich zu vollziehen find, da Etraf- 
aufſchubs-Geſuche bei dem Militär nicht vorfommen dürfen, 
fo werden ſchon die ausgehobenen Beifpiele hinreichen, um 
die Behauptung zu beftätigen, daß der militärische Ange: 
fhuldigte manche Vortheile nicht genieße, welche dem bür— 
gerlichen Verbrecher zuftehen. 

Mer möchte verfennen, daß der Soldat in den leßten 
Jahrzehnten eine mit früheren Zeiten in feine Vergleichung 
zu bringende humanere Behandlung erfährt, und daß haupt- 
fächlich diefe humanere Behandlung den Militärftand zu 
derjenigen angefehenen Stellung zu heben vermochte, weldye 
derfelbe gegenwärtig einnimmt. Diefe würdigere Behand 
lung mußte eine unmittelbare Folge von den verbefjerten 
Refrutirungs-Gefegen und freifinnigeren Inftitutionen feyn, 
und während in früheren Zeiten die Armee größtentheils 
aus zufammengelaufenem Bolf beftund, deren Zufammenhalt 
jehr ftrenge Maßregeln erforderte, werden jegt die Bahnen 
mit Stolz und Freude von Söhnen des Waterlandes aus 
den verfchiedenften Klaſſen des Bürgerftandes getragen. 
Darum ift es bedauerlich, daß die militärifche Straf-Rechts— 
pflege nicht. in gleicher Weife fortgefchritten ift, und es ift 
ficherlich eine nicht unwichtige Aufgabe unferer Gefeßgebung, 
dafür Sorge zu tragen, daß der Militärpflichtige in Feiner 
Weife fchlimmer vor dem Gefege daran fen, als ein jeder 





*) Mifitärifche Strafgefese Artifel 131. ‚ 
12 # 
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andere Angehörige des Mürtembergifchen Staates, ja als 
jelbft der Ausländer. 

Könnte nicht leicht das Ehrgefühl des Soldaten, ftatt 
belebt und gehoben zu werden, fich ſchwächen, könnte ihm 
nicht fein wichtiger Beruf, ftatt daß Liebe und Freude 
hiefür gewedt würde, ein drüdender für ihn werden, wenn 
fih der unter den Bahnen Stehende bei feinem mit fo 
manchfachen Pflichten und Opfern verbundenen Berufe be— 
wußt werden müßte, daß er, während er in der bürgers 
lichen Gefellfchaft deghalb eine bevorzugtere Stellung anzu= 
fprechen hat, mit feinen Mitbürgern eine Gleichheit vor dem 
Strafgeſetze nicht - genieße. 


‚In Betreff des Verfahrens bei der Unterfuhung 
von Verbrechen beftunden vor dem Erſcheinen der bürger— 
lichen Straf» Brozeß- Ordnung zwifchen dem Berfahren Der 
‚ bürgerlichen und der militärifchen Unterfuchungs - Gerichte 
feine fehr wefentlichen WVerfchiedenheiten. Iſt es bei minder 
wichtigen Vergehen ftet3 Grundfaß gewefen, eine fumma- 
rifchere und weniger förmliche Unterfuchung einzuleiten, fo 
begegnet und derſelbe Grundfaß auch bei den bürgerlichen 
Gerichten. Wichtigeren Unterfuchungen wurde und wird 
Dagegen von den militärifchen Lnterfuchungs = Gerichten 
ficherlich eine nicht minder förmliche und forgfältige Be— 
handlung zu Theil, als diefes * den bürgerlichen Unter— 
fuchungsgerichten der Fall ift. 


Seit Emanirung der Straf» Prozeß - Ordnung treten 
hingegen manche Derfchiedenheiten in dem Verfahren bei 
. den Unterfuchungen der mitlitärifchen und bürgerlichen Ge— 
richte hervor. Manche wefentlichen Beftimmungen der 
Etraf-Progeß-Drdnung finden bei der eigenthämlichen Ein— 
richtung der militärifchen Gerichte Feine Anwendung für den 
militärifchen Unterfuchungs»Richter, 3. B. manche Grund- 
ſätze über Verſetzung in den Anſchuldigungsſtand, über das 
Schluß-Verfahren u. ſ. w. Andere Beſtimmungen koͤnnen 
wiederum nur theilweiſe Anwendung finden, z. B. die 
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Grundfäge über Verhaftungen, Befchwerdeführung, Prozeß— 
Koften u. f. w. 


Wird der militärische Unterfuchungsrichter da, wo ihm 
militärifche Vorfchriften nichts befondered an die Hand 
bieten, fich auch angelegen feyn lafien, die Grundſätze des “ 
bürgerlichen Straf-Prozeſſes fo viel möglich überall zu bes 
folgen, fo bleiben für ihn doch gar manche Beziehungen 
übrig, welche ungleiche Behandlungsweife herbeizuführen 
geeignet find, und ed wäre wünfchenswerth, daß dem milis 
tärifchen Unterfuchungsrichter genauere Vorſchriften gegeben 
würden, wie weit er in folchen Fällen die Grundſätze der 
bürgerlichen Straf-Prozeß⸗Ordnung zu befolgen oder wie er 
fie anzuwenden habe. 


Bei den landftändifchen Verhandlungen des vorigen 
Jahres wurde von Seiten der Kammer der Abgeordneten 
der Wunſch ausgefprochen, e8 möchte die Staats-Regierung 
dem Militär-FuftizeWefen eine den Fortfchritten der gemeis 
nen Etraf- Öefebgebung entfprechende Reviſion angedeihen 
laſſen. Wiewohl hierauf von dem Minifter-Tifch die Er- 
Härung erfolgte, daß eine foldhe Revifion gegenwärtig vor— 
bereitet und ein gemeinfchaftliches Militär - Straf- Gefeg im 
Einverftändniß der das achte deutfche Armee-Korps bilden 
den Staaten verfaßt werde, fo ift doch zu vermuthen, daß 
eine ſolche Straf⸗Geſetzgebung ſich nur theild auf Herftellung 
gleichförmiger Grundfäte in Betreff der militärifchen 
Verbrechen und deren Beftrafung, theils auf eine gleich⸗ 
förmige Behandlung des militärifchen Gerichts - Verfahrens 
deßhalb in diefen Staaten erftreden folle. Diefe Aufgabe 
ift unläugbar eine nicht unwichtige, wie jedes Streben er: 
freulich ift, die Geſetzgebungen der deutfchen Staaten zu 
einigen; indeffen dürfte ed gleich wünfchenswerth feyn, daß 
bei Gelegenheit der in Bälde bevorftehenden Revifion der 
bürgerlichen Straf- Prozeß Ordnung in Betreff der Behand» 
fung, insbefondere auch der gemeinen Vergehen dem 
RWürtembergifchen gemeinen Prozeß-Recht (wie 
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e8 befteht oder wie es nach fpäterer Reviſion beftehen wird) 
fich genauer anpafjende Beftimmungen gegeben würden. 

Während die Behandlung von rein militärifchen 
Verbrechen von den bürgerlichen ‘Prozeßgefegen eine ab: 
weichende feyn kann und öfters feyn muß, wenn auch nicht 
fowohl binfichtlich der Unterfuchung, fo doch hinfichtlich ihrer 
Aburtheilung, fo ift diefes Hinfichtlich der gemeinen Ber: 
brechen und Bergehen nicht derfelbe Kal. Diefe follten 
eine möglichit gleiche Behandlung mit der VBerfahrungsweife 
wegen Berbrechen eines jeden anderen Bürgers erfahren, 
da fie auf militärifhe Verhältniffe ui 
feinen Bezug haben. 

Die gemeinen Vergehen find aber, wenn man von den 
unbedeutenderen Disciplinar + Vergehen abfieht, die am 
häufigften vorfommenden Straffälfe, nämlich nicht von der 
präfenten Mannfchaft verübt, wohl aber von dem beurlaubten 
Stand. Hierwegen wäre daher vorderfamft nicht fowohl 
eine Vereinbarung mit anderen Staaten, ald mit der Wür— 
tembergifchen bürgerlichen Strafgefeßgebung geboten. 

Daß die militärifchen Verbrechen nur von militä— 
rifchen Richtern unterfucht, und auch nur von folchen ab» 
geurtheilt werden, beruht auf Grundfägen der Zwedmäßig- 
feit, welche allenthalben anerfannt und durchgeführt find, 
und deren es bier feiner näheren Ausführung bedarf. 
Sodann kann e8 als Folge hievon angefehen werden, daß 
für die Zufammenfegung der Militär » Gerichte und für ihr 
Verfahren eigenthümliche von den bürgerlichen ©erichten 
verfchiedene Inftitutionen beftehen. Hingegen Tann man 
fragen, ob der militärifche Gerichtsftand fi) auch auf bür— 
gerliche Vergehen überhaupt zu erftreden habe, und es 
möchte fich eine Nothwendigfeit deghalb für Friedens 
zeiten feineswegs nachweiſen laffen. *) 


*) Es ift in diefem Auffase nur von Soldaten und Unteroffi— 
zieren die Rede; was die Offiziere betrifft, fo läßt Verfaſſer hierüber 
eine Erörterung außer Betracht, jedenfalld treten aber hiebei hin» 
fihtlih der Offiziere wefentlich verfchiedene Geſichtspunkte ein. 
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Da den militärifchen Gerichten, wodurd fie fich von 
anderen Schwurs Gerichten unterfcheiden, nicht nur über 
ſchuldig und nicht fchuldig, fondern auch das Erfenntniß 
über die Strafe zufommt, fo fann mit Grund behauptet 
werden, daß fich nicht allein für die richtige Beurtheilung 
der Schuld oder Nichtfchuld bei einem militärifchen Ver— 
brehen, fondern auch für diejenige der Strafbarkfeit eines 
jolhen Verbrechens bei dem militärifchen Richter ein rich: 
tiger Takt durch die Erfahrung bilden kann. Für Beur— 
theilung von gemeinen Verbrechen ift diefes aber in gleicher 
Weife nicht wohl möglich, weil die Maffe von ineinander 
greifenden Gefegesbeftimmungen, und die Menge der bei 
jedem Schritte in Anwendung des bürgerlichen Strafgefeß- 
buch8 ficy darbietenden Controverſen hiegegen im Wege fteht. 

Daß der befreite Gerichtöftand hinfichtlich der gemeinen 
Verbrechen und Vergehen bei den auf den Kriegsftand Be- 
urlaubten aufgegeben und nicht nur die Unterfuchung, ſon— 
dern auch die Aburtheilung hievon den bürgerlichen Gerich- 
ten überlaſſen werden folle, biefür haben fi auch viele 
Stimmen bei Gelegenheit der Berathung der Straf-Prozeß- 
Ordnung in der Kammer der Abgeordneten geltend gemacht, 
und diefer Grundſatz befteht ſchon in anderen Fleinen und 
großen Staaten. *) 

Es kann nicht unberührt gelafien werden, daß die An 
ficht der Oberamtsgerichte noch fehr häufig befteht, es dürfe 
eine für ein Militär-Gericht zu führende Unterfuchung we: 
niger gründlich, al3 eine 3. B. für einen Kreis-Gerichtshof 
zu führende gefchehen, und Verfaſſer beruft fich auf die 
Erfahrung derjenigen, welche fie haben fönnen, ob nicht in 
häufigen Fällen bei den als gefchloffen eingefchicten Unter: 
fuhungen noch zum Theil fehr umfangsreiche Inftruftorials 


*) Siehe 3. B. Strafgefegbud für dad preuf. Heer vom Jahr 
1845, zweiter Theil S. 6. 

Großherzogl. Hefliihe Militär :Strafs Gefege vom Jahr 1822, 
Art. 181. folgende. 
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Requifitionen nothwendig werden. Diefe, möchte ich fagen, 
ftiefmütterliche Behandlung der Unterfuchungen gegen Mi: 
litär-Perſonen ift aber in der That nicht geeignet, Die 
Rechts-Verwaltung zu befördern, und nachträgliche Er- 
gänzungen *) erfegen nur höchſt jelten ai Verfäumnifie 
auf genügende MWeife. 

Auch fommen oft bedeutende ——— bei Einlei— 
tung oder Fortſetzung von Unterſuchungen gegen Beurlaubte 
durch die Oberamtsgerichte vor, und wenn dieſe Verzö— 
gerungen nicht gar zu auffallend find, wird die. Milttärbe: 
hörde zu Vermeidung von Eollifionen mit bürgerlichen Ge: 
richtöftellen unterlaffen, das betreffende Kreidgericht von 
folchen in Kenntniß fegen zu lafien. 

Ferner ereignen ſich nicht felten Fälle, in welchen mit 
den Aften eingelieferte Angefchuldigte zur weiteren Unter— 
fuchung wieder zurüdtransportirt werden müffen. Außerdem 
fann es aber vorfommen, und gehört dieſes ebenfalls nicht 
zu den feltenen Fällen, daß das bürgerliche Gericht einer 
anderen Anficht von dem Sinn eines Geſetzes huldigt, als 
die Militär-Behörde, welcher die gefchloffene Unterfuhung 
zur Hburtheilung durch ein Kriegs-Gericht zugeftellt worden. 
Daß folche verfchiedene Anfichten nothiwendig auf die Unter: 
ſuchung unmittelbar influiren, verfteht fich von felbit, und 
es ift hierin abermals eine Quelle von Collifionen, Weits 
läufigfeiten und Berfchleppungen gegeben, während es Bes 
dürfniß insbefondere der militärifchen Juſtiz iſt, alle ihr 
vorkommenden Fälle raſch zu erledigen. | 

Ob auch die präfente Mannfchaft im Frieden 
dem bürgerlichen Strafgericht unterworfen feyn folle, dieſe 
Frage dürfte allerdings nidyt ebenfo leicht zu bejahen feyn. 
Es fpringt in die Augen, daß hieraus eine Quelle mancher 
Colliſionen zwifchen den militärischen und bürgerlichen Bes 
hörden entftehen könnte. Diefe Schwierigfeiten möchten in= 


*) Diefelben werden überdied, wenn fie noch gewünſcht werden, 
häufig nur nothdürftig vorgenommen. 
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deffen nicht fehr wefentlidy, und fchwieriger würde es feyn, 
Beitimmungen zu treffen, welche dem Soldaten und Unter⸗ 
offizier eine gewiß fo wünfchenswerthe gleichförmigere Bes 
handlung mit jedem anderen Angehörigen des Staats hin- 
fichtlich des Straf = Prozeß -DVerfahrens ertheilen fönnten, 
wenn bei gemeinen Bergehen das privilegirte Forum für 
die präfente Mannfchaft beibehalten werden wollte, 

In vorliegender Beziehung möchte wohl zunächft zwi⸗ 
ſchen Bergehen, welche gerichtlicher Natur find, und anderen 
Unterfcheivung getroffen werden können. Letztere dürften 
ohne Anftand von den Militär-Behörden unterfucht und im 
Disciplinar-Reffort beftraft werden, wobei jedoch ein weni- 
ger bejchränftes Befchwerderecht, fo wie wwenigftens für 
wichtigere Bälle ein Nefursrecht eingeräumt werden follte. 
Hinfichtlich der vorfommenden gerichtlichen Fälle mag ſodann 
aber zunächft die Bemerkung vorangefchidt werden, daß die 
Verübung gemeiner Vergehen durch die im Dienft anwe— 
fenden Militärperfonen nach der Erfahrung als felten vor: 
fommende Bälle bezeichnet werden können. Die Leute haben 
ju wenig Zeit dazu, fie unterliegen einer zu forgfältigen In— 
ftruftion und Beauffichtigung, als daß die Gefahr der Verübung 
beveutenderer gemeiner Vergehen durch diefelben wohl jemals 
eine bedenflichere werden könnte. Während eines Zeitraums 
von ſechs Jahren find z. B. dem Verfaffer, welchem die den 
größten präfenten Stand zählende K. Artillerie-Brigade und 
der 8. Generalftab zur Verfehung zugewiefen find, von ge— 
meinen Vergehen nur durchfchnittlich drei bis vier Fälle 
im Jahr zur Unterfuchung angefallen, "wogegen eine fehr 
anfehnliche Zahl von Beurlaubten verübt und mit den ges. 
fhlofienen oberamtsgerichtlichen "Unterfuchungs-Aften in jes 
dem Jahr zur Aburtheilung eingefchict werden. 

Hiebei wäre außerdem nicht zu vergefien, daß mehrere 
bei der präfenten Mannfchaft vorzugsweife zu befürch— 
tende Bergehen fchon ald militärifche verpönt find, 5.2. 
Körperverlegungen mit Mißbrauch des Geitengewehrs, 
Kameraden-Diebftähle u. f. w. 
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Kommt ein Ball eines gemeinen Verbrechens vor, 
welcher nach der Anficht der bürgerlichen Gerichtsftelle 
Verhaftung nöthig macht, fo wird in einem folchen Falle 
noch weit eher die militärifche Behörde auf Berhaftnahme 
erfennen, ald das bürgerliche Gericht, und die Verhaftung 
würde hier wie dort, den Eolvaten dem Dienft entziehen, 
ob derfelbe auf Erfuchen der bürgerlichen Behörde abgegeben, 
oder aber im militärifchen Arreft eingefperrt würde. Gollte 
aber eine. mildere Haft genügend erfunden werben, fo Fönnte 
Zimmer-Arreft, KafernensArreft nach dem Wunfch der bür: 
gerlichen Gerichtöftelle verhängt werden. 
| In einem Fall, welcher vorausfichtlich längere Verhaf: 
tung nach ficy ziehen würde, Fönnte auch auf Antrag der 
Eivils Behörde der militärifche Angefchuldigte vollftändig 
abgetreten und ihm fodann die Zeit feiner Abwefenheit vom 
Regiment im Sicherheitd-Arreft und auf dem Strafplag an 
feiner Dienftzeit nach den über die Reaffentirung beftehenden 
Grundfäßen wiederum zugerechnet werden. Bei einem An- 
fall von Unterfuchungen folcher Vergehen, welche eine Vers 
haftung nicht erfordern, Fönnten die Angefchuldigten zur 
Bernehmung geftellt werden, fobald von den Eivil-Gerichten 
zeitige Benachrichtigung der betreffenden Regiments = Com- 
mandos ftattfinden würde, und die leichte Vereinigung diefer 
Stellen mit einander möchte nicht bezweifelt werden fönnen, 
wenn. hiebei den bürgerlichen Gerichtsftelen zur ftrengen 
Pflicht gemacht werden würde, auf die militärischen Ein- 
richtungen möglichfte Rüdficht zu nehmen. 

Bei Unterfuchungen gegen Unteroffiziere wegen Ber: 
gehen, welche ihre Degradation vorausfichtlich zur Folge 
haben würden, würde die bürgerliche Gerichtsftelle anzu: 
halten feyn, den Commando's die erforderliche Mittheilung 
zu machen, um die Sufpenfion fogleich eintreten zu laſſen, 
wie fie vorgefchrieben iſt; die Degrabation felber ſodann 
auszufprechen, müßte aber dem Militär-Gericht vorbehalten - 
werden, eine Entfcheivung, welche feine Schwierigkeiten 
hätte, wenn das Civil» Gericht in der Hauptfache erfannt 
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hat. Gegen diefe Entfcheidung ftünde ſodann der militärische 
Refurs zu. 

Es dürfte ficherlich anerfannt werden, daß Unterfu- 
dungen, welche die militärifche Behörde zu führen hat, 
und wobei bürgerliche Perſonen als Damniftfaten oder 
Zeugen verflochten find, der erforderlichen inneren Einheit 
nothiwendig entbehren müflen, weil wegen Vernehmung dies 
fer Berfonen, wegen nöthiger Augenfcheine, Schäßungen u. f.w. 
ohnehin die Thätigfeit des Givilgerichts in Anfpruch ges 
nommen werden muß. &benjo fünnen Uebelſtände bei Un— 
terfuchungen nicht ausbleiben, welche, weil militärifche und 
bürgerliche PBerfonen ein Vergehen mit einander verübt 
haben, von dem bürgerlichen und dem militärifchen ‚Gericht 
gemeinfchaftlich behandelt werden, wenn fein Fall für eine 
Abtretung der militärifchen Angefchuldigten an das bürger- 
Iihe Etrafgericht nach den hierüber beftehenden Vorfchriften 
vorliegt. | | 

Wollte fomit folchen Uebelſtänden, wie fie berührt worden 
find, und einer Rechtsungleichheit in Behandlung von Vergehen 
und Verbrechen des bürgerlichen Strafgefeßbuches zwifchen dem 
Soldaten und dem Nicht-Eoldaten gründlich begegnet wer— 
den, fo dürfte die Aufgebung des privilegirten Gerichtd- 
ftandes hinfichtlich Diefer Vergehen für die Militärperfonen 
das geeignetfte Mittel feyn, weil mit dem Beibehalten deſſel— 
ben nie in demſelben Maaß eine Nechtsgleichheit erzielt 
werden Eönnte. 


— — — — 


II. Vergleichung der Militärgerichts-Ver— 
faſſung mit den Beſtimmungen der Straf: 
Prozeß: Drdnung. 

Allgemeine Bemerkungen. 

Wiewohl eine Reform der Militär-Juſtiz in der näheren 
Zeit zu erwarten fteht, fo möchte es doch nicht ohne Ins 
terefie feyn, auf unfere derzeit zu Recht beftehende Militär: 
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‚ gerichtö + Verfaffung einen vergleichenden Blick mit den Be: 
fliimmungen der bürgerlichen Straf - Prozeß » Ordnung zu 
werfen, und insbefondere die einzelnen abweichenden Be 
ziehungen, fo weit fie von erheblicher Bedeutung erfcheinen, 
einer Erörterung zu unterwerfen. 


Da inzwifchen die Aburtheilung von militärifchen 
und gemeinen Vergehen und Verbrechen auf eigenthümlichen 
ausführlichen Beftimmungen der militärifchen Strafgeſetze 
beruht, fo Fann eine Vergleichung diefer Beftimmungen 
mit den in der bürgerlichen Straf» Prozeß» Drbnung über 
Aburtheilung von Verbrechen feftgefegten Grundfägen vor 
der Hand nicht hieher gezogen werden, und es wird davon 
nur in fo weit in diefer Abtheilung die Rede feyn, als der 
Zufammenhang und die Deutlichfeit eine Berührung der 
Einrichtungen der militärifchen Spruchgerichte erheifcht. 
Gegenwärtige Darftellungen haben zum Zwed: 

a) zu unterfuchen, ob und welche Fälle vorhanden 
find, die in Hinficht der Unterfuchung gerichtlicher Vers 
gehen durdy das militärifche Unterfuchungs-®ericht von dem 
Unterfuchungs »Berfahren der bürgerlichen Gerichte, fomit 
von den Beftimmungen der bürgerlichen Straf s Prozeß 
Drdnung einen erheblichen Unterfchied varftellen ; 

b) zu unterfuchen, wie weit in folchen Fällen, wenn 
die militärifchen Strafgefege vom Jahr 1818 oder fonftige 
militärifche Vorfchriften nichts befonderes an die Hand bie 
ten, der militärifche Unterfuchungs-Richter die Beftimmun- 
gen der Straf-Prozeß-Drdnung zu befolgen habe; 

c) zu prüfen, in welches Berhältniß fich die militäri- 
fchen Behörden mit den bürgerlichen zu ftellen haben, wenn 
durch die Beftimmungen der bürgerlichen Etraf = Prozeß 
Ordnung Collifiond » Fälle zwifchen beiden erwachſen, 
woran fich 

d) Bemerkungen überhaupt darüber anknüpfen werden, 
wie fich mit Rüdficht auf militärifche Gefege und Grund 
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fäße die Competenz der militärifchen und bürgerlichen Gerichte 
gegenfeitig abgrenzt. *) 

Für das Unterſuchungs— Verfahren für gerichte 
lihe, gemeine d. h. durch das bürgerliche Strafgeſetzbuch 
verpönte Handlungen und für militärifche Verbrechen d. h. 
ſolche — welche die militärifchen Strafgefege vom Jahr 1818 
ald entweder aus dem Dienft eined Soldaten felbit ents 
fpringende, oder aber andere, doch als der Militär + Vers 
faffung beſonders Gefahr drohende, ferner ald von einer 
NilitärsBerfon verübt in einem gefährlicheren Lichte erfcheis 
nende, oder endlich ald wegen des militärifchen Zufammens 
lebens beſonders zu befürcdhtende — vorzugsweife verpönt 
find, galten im Allgemeinen vor dem Erfcheinen der 
bürgerlichen Straf- Prozeß Ordnung diefelben — auf Gerichts— 
gebrauch, auf den allgemeinen Criminal⸗Prozeß-Grundſätzen 
und auf den hiefür als Quellen zu betrachtenden befonderen 
Würtembergifchen Gefegen und Verordnungen “beruhenden 
Grundfäge, wie fie auch von den bürgerlichen Gerichts- 
Stellen befolgt worden find. Einzelne Ausnahmen waren 
durch die militärifchen Einrichtungen und Verhältniffe von 
felber geboten, und es find diefelben in dem für alle Waffen- 
gattungen gleichmäßig geltenden Dienft - Reglement für die 
K. Würtembergifche Infanterie vom Jahr 1810 enthalten. 
Hierin find nämlich im 30ften Kapitel einige Grundfäße 
über das Verhör zufammengeftellt, welche indeſſen nur theil- 
weiſe noch in neuerer Zeit angewendet werden, und zum 
Theil mit den Bortfchritten der Humanität in der Behand» 
lung der Soldaten von felbft fallen mußten, 3. B. der 
Grundfag, daß in einzelnen Fällen das Unterſuchungs— 
Gericht mit Genehmigung des Regiments -Commandanten 
auf Zwangsmittel mit Stodftreichen erfennen konnte. 


*) Audgefchloffen bleibt die DVergleichung der Competenz der 
militärifhen Behörden gegenüber von Polizei: und Zinanzftellen, 
fo wie auch nur von gerichtlichen Vergehen die Rede ſeyn wird, 
ſo weit fie von Soldaten oder Unteroffizieren derübt werden. 
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Weder in der allgemeinen Kriegs-Dienſt-Ordnung, nod 
in den militärifchen Etrafgefeßen vom Jahr 1818, noch end: 
lich in einem anderen Geſetze find aber ſodann weitere Be 
ſtimmungen zu finden, welche fih auf Behandlung von 
Unterfuchungen durch das Militär-Unterſuchungs-Gericht 
bezögen, wenn man nicht die ausführlicheren Vorſchriften 
der allgemeinen Kriegs-Dienft-Ordnung über das Verfah— 
ren gegen Deferteure und Behandlung und Aufficht über 
Sicherheitsarreftanten hieher ziehen will. 

Die gedachten Ausnahme-Beftimmungen des angezoge: 
nen Infanterie-Reglements beziehen fich, fo weit fie noch 
angewendet werden, auf die Befebung des Unterfuchungs: 
Gerichts und auf die Verpflichtungen der Offiziere, welche 
zu einem Verhör verwendet werden in Beziehung auf diele 
Funktion, welche Verpflichtungen indeffen auch im Wefent 
lien für die Ecabinen bei den Ober-Amts-Gerichten bes 
ftehen. Eine Aushebung verdient hiebei nur der Umftand, 
daß nicht der Unterfuchungs-Richter felbft, fondern der zum 
Verhör Fommandirte Hauptmann als Borftand deſſelben 
anzufehen if. Dies ift indeſſen von feiner Erheblichkeit, 
weil nach den Worten der citirten Verordnung den Dffigier 
ren nicht zufteht, fich eine Direktion anzumaßen, noch ihnen 
erlaubt ift, ven Auditor zu unterbrechen, felbft Fragen vor 
zulegen, die Antworten einzulenfen oder anzugeben. 

Nach den Beftimmungen des Artifel3 47. der Etraf-Pro- 
zeß-Ordnung wird zu einem förmlich befegten Unterfuchung® 
Gericht die Gegenwart des Unterfuchungsrichter8 und zweier 
Gerichts » Beifiger erfordert. Bei den militärgerichtlichen 
Unterfuchungen haben Subaltern-Offiziere den Dienft von 
Scabinen zu verfehen, und zwar werden, wie'bei oberamtd 
gerichtlichen Unterfuchungen zwei Gerichtszeugen, fo auf 
bei den militärgerichtlichen zwei Offiziere, ein Hauptmann 
und ein Lieutenant beigezogen. *) Es ift indeſſen bei den 


9) Bei regimentögerihtlichen Fällen genügt die Veiziebung eine 
Lieutenants. 
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verfchiebenen Regimentern darin eine Gleichförmigfeit nicht 
vorhanden, indem bei den einen ein Wechfel der Urkunds⸗Per⸗ 
fonen für jedes einzelne Verhör, bei den anderen aber fein 
folder Wechfel, wie e8 $. 3. ded 30, Kapiteld des Infans 
terie-Reglements ald Regel vorfchreibt, ftattfindet. Die er- 
ftere Verfahrungsweife hätte, wenn diefe Offiziere auch als 
Richter bei dem betreffenden Spruchgericht regelmäßig be- 
ftelt würden, das Gute für fih, daß fie eine reifere Ber 
fanntfchaft des vorliegenden Falles und der SBerfönlichfeit 
des Angefchuldigten hiezu mitbringen würden. 

Andernfeits ließe fich aber anführen, daß folche Dffi- 
tiere bei langwierigen Unterfuchungen gar zu fehr ihrem 
ordentlichen Dienft-Berufe entzogen würden, welcher Nach— 
theil bei einzelnen Waffengattungen vorzugsweife fühlbar 
werden könnte, fo wie fodann bei Beobachtung eines Nicht: 
wechjeld bei einzelnen Verhören der für fie befehwerliche Ju— 
fig Dienft unter den Offizieren des Regiments eine fehr 
ungleiche Vertheilung erleiden würde, 

lleber die Ablehnung eines militärischen Gerichtd-Zeus 
gen durch den Angefchuldigten enthalten die mililärifchen 
Öefege Feine Vorſchriften und nur für die Epruchgerichte 
ertheilt das 31. Kapitel des angeführten Dienft-Reglements 
in $. 7. und 10. Regeln zu Bermeidung aller Bartheilich- _ 
feit in der Wahl der Richter. 

Ebenfowenig eriftiren Borfchriften über die Ablehnung 
des Auditors als Unterfuchungsrichters. 

Sollte fidy aber der Fall ereignen, daß bei Beginn oder 
im Laufe der Unterfuchung Einwendungen gegen das Un— 
terſuchungs-Gericht vorgebracht würden, welche nad den 
Grundfägen des bürgerlichen Straf-Prozeſſes Berüdfich- 
tigung verdienten, fo kann fich fein Auditor weigern, Die 
Einwendung möge gegen feine Perfon oder gegen die Berfon des 
Gerichts-Zeugen gerichtet feyn, diefelbe zu Protokoll zu neh: 
men, und eine Entfcheivung im legtern Ball durch das Res 
giments » Kommando beziehungsweife durch das Brigade: 
Commando, im erfteren Fall aber dur das Ober:Kriegs- 
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Gericht herbeizuführen, welche Entſcheidung auch wohl 
unzweifelhaft nach Maßgabe der Vorfchriften der bürger- 
lichen Straf-Prozeß-Ordnung erfolgen wird, deren fubil- 
diarifche Gültigkeit für in den militärifchen Gefegen nicht 
vorgefehene Fälle von Niemand in. Zweifel gezogen werden 
fann. Eine erhebliche Verſchiedenheit Hinfichtlic) der Ab: 
lehnung des LUlnterfuchungsgerichtd -Perfonald von dem 
bürgerlichen ‘Prozeß wird ſomit jegt nur darin beftehen, daß 
dem mititärifchen Angefchuldigten nicht geftattet feyn Tann, 
zwei Beiliger zu Anfang der Unterfuchung für alle Ver 
handlungen ohne Anführen eines Grundes abzulehnen, over 
einen folchen als zweiten oder dritten felbft zu wählen. *) 

Die zu Scabinen commandirten Offiziere haben bie 
nämlichen Obliegenheiten, welche auch den bürgerlichen Ge— 
richtsbeifigern zufommen, und wenn das Infanterie-Regle: 
ment am angeführten Drte nur insbefondere die Pflicht der: 
felben hervorhebt, das Verhör durch ihre Gegenwart zu 
folennifiren, und darauf zu achten, daß der zu Verhörende 
mit Befcheidenheit antworte und die ſchuldige Achtung gegen 
das Gericht nicht aus den Augen feße, fo verfteht es fich 
andrerfeitd ebenfalls wieder von felbft, daß es nicht minder 
ihre Pflicht ift, darauf zu achten, daß die Antworten des 
zu Verhörenden richtig und treu niedergefchrieben werben, 
und ihre Unterſchrift zur Beglaubigung des Protokolls zu 
verweigern, wenn folche8 nicht gefcehehen würde, fo wie aber 
auch darüber zu wachen, daß von dem Unterſuchungsrich— 
ter Feine Mittel angewendet werden, welche mit der tel 
lung und der Berufs-Pflicht, die ihm angewiefen ift, nicht 
verträglich wären. 

Eine Beeidigung der Dffiziere auf Erfüllung ihrer 
Pflichten ald Urfundsperfonen findet weder für einen ein- 
zelnen Sal, noch im Allgemeinen ftatt. **) 

2) Straf-Prozeß:Drdnung Artikel 42. und 47. 


“=) Anmerk. Es möchte gefragt werden fünnen, ob ed nothwen⸗ 
dig erfcheine, Offiziere ald Scabinen zu verwenden: Wäre es nidt 
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Außer den berührten Abweichungen ftellen fich aber nach 
der - Straf-Prozeß- Ordnung mehrfache, theilsimehrT theils 
minder wichtige Beftimmungen heraus, welche von den 
militärifchen Unterfuchungs-©erichten entweder gar nicht oder 
doch nur annähernd befolgt werden können. 

Mit Umgehung derjenigen Beziehungen, wobei fich 
eine Verfchiedenheit des militärischen Unterſuchungs-Verfah— 
rend und des bürgerlichen nicht al8 erheblich Heraus 
ſtellt, möchten wohl nachftehende Punfte eine nähere Ers 
örterung verdienen. ie betreffen die Lehre 

1) von dem Gerichtsſtand. | 

2) Bon der VBorunterfuhung und von Eins 

ftellung der Unterfuchung. 

3) Bon der Berfeßung inden Anſchuldigungs— 

ftand und von der Hauptunterfuchung. 

4) Von den Zwangsmitteln. 

5) Von der Berhbaftung. 

6) Bon dem Schluß-Berfahren und der Ber 

theidigung. 

7) Bon dem Beweise. 


— 





für den Dienft, und fogar in manden Fällen für die Sache felbft 
‚ erfprießliher, wenn zuverläfiige Unteroffiziere zu ſolchen verwendet, 
und damit fie fih in feiner Weife eingefchränft feben würden, ihren 
Pflichten deßhalb nachzukommen, auf folde für eine befondere 
Unterfuhung oder ein für allemal vereidet würden. Sind es doch auch 
beiden Oberamt3-Gerichten Feine notbwendig willenfchaftlich gebildete 
Männer, welche zu Gerichts-Scabinen dienen. Auch möchte es nicht 
unzwedmäßig feyn, einem militärifchen Unterfuhungdrihter Mans 
ner als Urkunds-Perſonen zur Seite zu ftellen, welche mit den 
Lebens-⸗Anſichten des Volks und des gemeinen Mannes mehr ver: 
traut ſeyn müffen, ſowohl durd ihre militärifche Stellung zu dem 
Soldaten, ald dur ihren früheren eigenen Febendgang. Oder aber 
dürften nicht nad der Beſchaffenheit des Falld wenigften® Unter: 
heidungen getroffen werden können, fo daß bei zur frieggrechtlichen 
Aburtheifung erwachfenden Fällen von Verbrechen, oder bei allen 
gegen Unteroffiziere zu führenden Unterſuchungen Offiziere, bei ans 
deren Fällen aber. höhere Unteroffiziere als Scabinen verwendet 
würden ? 


Monatichr. f. d. Juſtizpfi. XIL. Bd. 2. Abth. 13 
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8) Bon dem Urtheil uud deſſen Eröffnung. 

9) Bon der Reviſion und vom Rekurſe. 

10) Von der Wiederaufnahme der lUnterjw 

hung. 

11) Bon der einfachen Befchwerbde. 

12) Bon den Prozeß-Koſten. 
I. Bon dem Gerichts ftand. 

Eine Unterfuchung der Grundfäße, welche über den bes 
freiten Gerichtsſtand der Militär «Perfonen gelten, fol 
vorzugsweife dazu dienen, die Grenzen der Competenz zwi— 
ſchen der bürgerlichen und militärifchen Behörde genauer zu 
beftimmen. Alm diefelben aber überhaupt feftzufegen, ver 
dient zuvörderft eine genauere Beachtung der Artifel 129. 
der militärifchen Straf-Gefege vom Jahr 1818. Hieran 
fnüpfen fich fodann weitere Bemerfungen, welche durch die 
Beftimmungen der Straf-Prozeß-Orpnung Artikel 36. bis 38. 
veranlagt werden. Bei Brüfung des Artikels *) 129. der mis 
litärifchen Straf-Geſetze find aber zwei Hauptfragen zu be 
rüdfichtigen, nämlich: 

1) was gilt hinfichtlich der militärifchen Verbrechen 
und Vergehen und | 


2) was fodann in Betreff ver gemeinen Berbrecden 
und Bergehen? 


*) Der Artifel 129. lautet: 

Die Artikel 128. genannten Perfonen haben den militärifchen 
Gerichtäftand fowohl wegen Dienft» Vergeben ald wegen gemeiner 
Verbrechen. 

In Anfehung der in den militärifhen Strafgefegen nicht ent- 
baltenen gemeinen Verbrechen find jedoch in Friedendzeiten folgende 
Regeln zu beobachten. | 

1) Die polizeilihe Gerichtöbarfeit über die Beurlaubten bleibt 
den Civil-Behörden in der Maffe überlaffen , wie in der Verorbnung 
vom 27. Febr. 1815 beflimmt if. 

2) Machen fich beurlaubte oder von ihrem Regiment fonft ab: 
wefende Soldaten und Unteroffiziere einer Uebertretung ſchuldig, die 
mehr ald eine polizeiliche Ahndung nach fich zieht, fo foll die Un⸗ 
terfuhung durch die geeigneten Givil-Behörden gefchehen, nach deren 
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ad 4. Im erften Abfat des Artifeld wird die Beftimmung 
vorangeſchickt, daß die Militärperfonen ihren Gerichtsftand 
jowohl wegen Dienft-Vergehen d. h. militärischer Vergehen, 


Beendigung aber der Schuldige der Militär-Behörde zum mweitern 
Verfahren übergeben werden. 

3) Wenn ein der Militärgefichtöbarfeit unterworfenes Indivi— 
duum ſich eined nad) den allgemeinen Fandedgefesen zu beurtbeilen: 
den Kapital-Verbrechens fhuldig macht, fo ift dad Erfenntniß den 
ordentlihen Criminal-Gerichten, bei welhen die übrigen Untertha— 
nen ihren Gerichtöftand haben, zu überlaffen. Würde mit dem ge- 
meinen Vergeben ein Dienft: Vergeben zufammentreffen, fo bleibt 
die Veftrafung des lestern der Militär-Behörde auf den Kall vor« 
behalten, daß wegen des erftern die Todeöftrafe nicht Plas greifen 
follte. 

Wenn aber dad fonfurrirende Dienft- Vergeben, gleihfalld ein 
fapitaled ift, und der Angefchuldigte fih bei feinem Regiment be« 
findet, fo bat die Militär-Behörde über beiderlei Verbrechen zu 
erfennen. 

4) Wenn. Soldaten oder Unteroffiziere in Gemeinſchaft mit 
bürgerliden Perfonen ein gemeined Verbrechen begeben, fo kann die 
Unterfuhung fowohl, ald die Beftrafung der Civil-Behörde über: 
laffen werden, wenn der Zufammenhbang der Sade foldyes fordert. 

5) Die Beflrafung der gemeinen Verbrechen überhaupt, deren 
fid) die im Militär: Dienft zwar angeftellten, aber nicht zum Waffen» 
Tienft beflimmten Beamten fehuldig maden, ift der Civil-Behörde 
zu überlaffen, wenn nicht wegen Konkurrenz eines Dienſt-Vergehens, 
oder aus -fonftigen dringenden Gründen, die Behauptung der Mili- 
tär-Jurisdiktion gegen ein ſolches Individuum nöthig wird. 

6) Dffiziere fünnen nur nad) vorgängiger Entlaſſung oder Ent: 
fesung der Civil-Behörde zur Unterſuchung und Beftrafung über: 
sehen werden. 

7) Gegen ein der Militärgerichtöbarfeit unterworfened Indivi— 
duum foll (mit Ausnahme der polizeilichen Strafen gegen Beurlaubte) 
durh die Civil-Behörde feine Strafe eher erfannt werden, als der 
Shuldige der Civil-Behörde zu diefem Ende abgetreten ift, worüber 
in vorfommenden Fällen das Kriegd-Minifterium unter Beobachtung 
vorftebender Vorſchriften zu entfcheiden bat. 

s) Wenn die Truppen fih im Felde befinden, fo finden die Be- 
fimmungen. wegen Abtretung eines Verbrechers an die Civil-Be— 
börde feine Anwendung, es fey denn, daß die Lage der Umſtände 
folhed geftattet, worüber der fommandirende General zu entfchei- 
den hat. 
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als wegen gemeiner Vergehen vor ver Militär-Behörde haben. 
Hierauf werden die Ausnahmen zufammengeftellt, in welchen 
Militär Berfonen der theilweifen oder vollen bürgerlichen 
Gerichtsbarkeit anheimfallen, und zwar entweder blos hin: 
fichtlidy der Unterfuchung, oder aber auch hinfichtlich der Abs 
urtheilung. Diefe Ausnahmen gelten indeffen nur durch— 
gängig für gemeine Vergehen. Nur ein einziger unten 
näher zu berührender Fall bezieht fir) auch auf die Ver 
übung einer gewiffen Klaffe von militärifchen Vergehen und 
miit dieſer einzigen Ausnahme wird von den militärifchen 

Vergehen im Artikel 129. nicht weiter gefprochen. Nun 
fönnen aber (wegen beurlaubter oder fonft vom Regiment 
abwefender Soldaten oder Unteroffiziere) die Fragen entftehen: 

a) ob in einem befonderen Fall ein militärifches 
oder ein gemeines Berbrechen anzunehmen fey, und ob 

b) beim Zufammentreffen eines von einer bürgerlichen 
Gerichtöftelle zu unterfuchenden gemeinen Vergehens mit 
einem militärifchen, die Rechtshängigfeit nicht auch erfteres 
für die Militär-Behörde attrahire ; 
 ada. diene zum Beifpiel: in beurlaubter Soldat 
befehimpft in dem benachbarten Dorf der Garnifong-Stadt 
einen präfenten Unteroffizier wörtlich oder thätlich. Iſt in 
diefem Fall eine erfchwerte Ehrenfränfung oder aber das 
Vergehen der Infubordination vorhanden? Ferner: es be 
ftiehlt ein präfenter Mann einen in der Garnifons-Stadt 
fich als beurlaubt aufbaltenden Kemeraden oder umgekehrt. 
Sf hier ein gemeiner Diebftahl oder ein Kameraden-Dieb- 
ftahl vorhanden, und welcder Behörde fteht die Inter 
fuhung zu? 

In folchen Fällen müßte e3 bei dem geringften Zweifel 
die bürgerliche Gerichtöftelle der militärischen anheim geben, 
ob fie ſich zur Einleitung der Unterfuchung für competent 
halten wolle oder nicht. Diefes würde ſchon neben anderen 
Gründen deßwegen die Nothwendigfeit gebieten, damit die 
über das betreffende Verbrechen oberamtsgerichtlich geführte 
Unterfuchung, wobei das bürgerliche Gericht Feine militäri- 
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ihe Verfehlung erblidte, von dem hierüber erfennenden 
Spruchgericht, welches eine folche erfennen würde, wegen 
Unzuftändigfeit nicht als nichtig angefochten werben fann. *) 
Sollte fodann eine Vereinbarung zwifchen der bürgerlichen 
und der militärifchen Behörde. nicht ftattfinden können, fo 
hätte in gleicher Weife nicht fowohl das bürgerliche Ober— 
gericht, fondern das Ober⸗Kriegs-Gericht zu entfcheiden. 
ad b. Bei Eintreten des hier ausgehobenen Falles müßte der 
Grundjag gelten: daß die Eivil-Behörde nicht zur Unter: 
fuhung des militärifchen Verbrechens zuftändig fen, ebenfo 
wenig aber die militärifche Behörde zur Führung der Un: 
terfuchnng wegen des gemeinen Verbrechens. Erfteres, weil 
das Geſetz die Zuftändigfeit des Civil-Gerichts ausſchließt, 
das andere, weil für gemeine Vergehen, welche von einem 
beurlaubten Manne vorfommen, die Competenz zur Unter—⸗ 
ſuchung der bürgerlichen Behörde ausdrücklich zugetheilt 
wird. Jedes einzelne Vergehen wäre ſomit für ſich ſelbſt 
zu unterſuchen. Sollte aber das militäriſche und gemeine 
Vergehen in einem ſolchen Zuſammenhang ſtehen, daß eine 
abgeſonderte Unterſuchung nicht ſtatthaft iſt, ſo wird es an 
der Civil-Behörde ſeyn, dem betreffenden Commando durch 
eine Vorunterſuchung alle für die Unterſuchung ſelbſt er— 
forderlichen Hilfsmittel zu ſammeln und mitzutheilen, dem 
Commando aber die weitere Unterſuchung zu überlaſſen. 
Wenn aber außerdem die militäriſche Behörde ſich veranlaßt 
ſehen wollte, gegen den Angeſchuldigten wegen des ihr zur 
Kenntniß gekommenen militäriſchen Verbrechens einzuſchrei— 
ten, ſo kann ſie den in Unterſuchung befangenen Mann 
einberufen, beziehungsweiſe deſſen Einlieferung verlangen. 
Mit dem Ende des Urlaubs oder mit dem Ende der Ab— 
weſenheit vom Regiment erliſcht auch die Zuſtändigkeit der 
Civil-Behörde. Im Fall eines beſonderen Intereſſe hiefür 
kann die militäriſche Behörde auf dieſe Weiſe die wenn auch 
ſchon angefangene Unterſuchung eines gemeinen Vergehens 


) Vergleiche Str.» Pr.⸗ Ordnung Artikel 34. 
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um fo mehr an fich ziehen, als die Eivil-Behörde durch die 
Führung von Unterfuchungen gegen Beurlaubte nicht ſowohl 
eine jurisdictio propria, als eine delegata ausübt, und 
diefe Uinterfuchungen im Namen der Militär-Behörde führt. 

Der einzige Ausnahmsfall, in welchem den bürgerlis 
chen ©erichten nicht blos Die Unterſuchung, fondern auch 
das Erkenntniß über ein militärifches Verbrechen zukommt, 
ift nach einem Echluß e contrario derjenige, wenn mit 
einem nach den allgemeinen Landes-Gefegen zu beurtheilen- 
den Capital» Verbrechen ein militärifches gleichfalls kapita— 
les concurrirt, und der Angefchuldigte ſich nicht bei feinem 
Regismmente befindet. 

Aus den Worten des 3. Punktes des Artikels 129: 

„Würde mit dem gemeinen DBergehen ein Dienft:Ber: 
gehen zufammentreffen, fo bleibt die Beftrafung des Ieh- 
teren der Militär-Behörde auf den Fall vorbehalten, daß 
wegen des erfteren die Todesftrafe nicht Platz greifen follte,” 
fönnte zwar weiter gefchloffen werden wollen, daß die Un: 
terfuhung in einem folchen. Fall auch in Hinficht des 
Dienſt-Vergehens der bürgerlichen Behörde zuftehe. Indeſ— 
fen ift dieſes ficherlich nicht in der Abficht des Geſetzes ger 
legen und zwar ebenfo wenig, als aus den voranftehenden 
Morten: „fo ift das Erkenntniß den ordentlichen Erimi- 
nal-®erichten zu überlaffen,” gefchloffen werden könnte, daß 
bei präfenten Soldaten oder Ilnteroffizieren, welche ſich 
eines mach den allgemeinen Landes-Gefegen zu beurtheilen: 
den Eapital-Verbrechens fchuldig machen, die Unterfuchung 
hierüber von den militärifchen Behörden zu führen, das 
Urtheil aber den bürgerlichen zu überlafien fey. 

ad 2. Wasnun die Zuftändigfeit der bürgerlichen Gerichte 
binfichtlih gemeiner Verbrechen über MilitärsBerfonen be - 
trifft, fo tft hierüber nachftehendes auszuführen. 

Punkt 2. des Artikels 129. lautet alfo: 

„Machen fih beurlaubte oder von ihrem Regiment 
fonft abwefende Soldaten und Unteroffiziere einer Leber: 
tretung fehuldig, die mehr als eine polizeiliche Ahndung 
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nach fich zieht, fo foll die Unterfuchung durch die geeigne- 
ten EivilsBehörden gefchehen, nach deren Beendigung aber 
der Schuldige der Militär-Behörde zum weiteren Verfahren 
übergeben werden.” 

Hier entfteht zunächft die Brage: Was hat man un: 
ter einem beurlaubten vder fonft von feinem Regiment abs» 
wefenden Soldaten oder Ilnteroffizier zu verftehen? eine 
Stage, welche ſchon oft zu Eollifionen zwifchen den bürger- 
lichen Gerichten und den militärischen Commando-Stellen 
Anlaß gegeben hat. 

Der Grund, warum das Geſetz Beurlaubte wegen ge- 
meiner im Urlaub verübter Vergehen von dem Eivil-Gericht 
unterfucht wiffen will, ift neben anderen mit den militäri- 
hen Einrichtungen zufammenhängenden Gründen indbe- 
fondere darin zu fuchen, daß ein Verbrechen an dem Drt 
feiner Berübung viel leichter unterfucht werden kann, ale 
diefes in der — betreffenden Falls oft fehr ferne gelegenen — 
Garnifonsftadt gefchehen Fönnte. Auf der andern Geite 
liegt aber der Grund, warum hinfichtlich der militärifchen 
Vergehen eine folche Ausnahme-Beftimmung nicht getroffen 
werden konnte, ebenfalls nicht ferne und zwar einestheils 
in dem Umſtand, daß militärifche Vergehen bei einem Be- 
urlaubten zu den feltenften Fällen gehören werden, andern 
theil8 darin, daß zur Unterfuchung diefer Art von Vergehen 
eine genauere Befanntjchaft mit den militärifchen Berhält- 
niffen und Einrichtungen gehören würde, welche ebenfo 
wenig ‚von dem bürgerlichen LUnterfuchungsrichter erwartet 
werden kann, als ein befonderes Intereſſe für Belebung und 
Erhaltung des militärifchen Geiftes, wie diefelbe dem mi- 
litärifchen Unterfuchungsrichter Pflicht ift. 

Was die Beantwortung der aufgeftellten Frage zunächft 
in Betreff der Beurlaubten anbelangt, fo hat ein Be- 
urlaubter entweder auf beftimmte (kürzere oder längere) oder - 
auf unbeftimmte Zeit (welche nach Ablauf einer gewiſſen 
Dauer der Dienftzeit eintritt, Beurlaubung auf den Kriegs: 
fuß) Urlaub. 
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Da nun das angezogene Gefeg ganz allgemein 
von Beurlaubten fpricht, und die ratio legis die ganz 
‚gleiche bei beiden Arten von Beurlaubten ift, fo ift im bes 
treffenden Fall das Eivil-Gericht fowohl hinfichtlich der auf 
beftimmte al8 auf unbeftimmte Zeit Beurlaubten zuftändig 
ohne Unterſchied auf längere oder kürzere Zeitdauer ihres 
Urlaubs. Gerade aber bei Beurlaubungen auf fürzefte 
Zeit find die Collifiond-Fälle zwifchen bürgerlichen und 
militärifchen Behörden natürlicher Weife am nächften gele— 
gen, und da das Gefet hierüber nicht8 Genaueres an Die 
Hand gibt, fo können ſich fowohl bei den verfchiedenen 
Regimentern, ald auch bei den Eivil-Gerichten nicht ganz 
gleichmäßige Grundfäte für vorfommende Eollifions-Fälle 
bilden. 

> Folgende Grundfäße werden jedoch nicht nur dem all: 
gemeinen Ausdrud des Geſetzes, fondern auch dem 
Grund defjelben am angemefienften erfeheinen, nämlich: 

Wer nur Erlaubniß auf einen einzigen Tag (Morgens 
bis Abends) erhalten hat, um ſich in einen benachbarten 
Drt der Oarnifonsftadt, wohin man fich täglich begeben 
fann, zu verfügen, wird nicht al8 beurlaubt angefehen; er 
gehört, fo gut wie jeder andere, zum präfenten Etand, 
auch wird ein folcher nicht mit einem Urlaubspaß ver- 
fehen, um fich hierin fein Wohlverhalten von dem betreffens 
den Orts⸗Vorſtand eintragen zu laffen, er darf fogar orbor 
nanzmäßig gekleidet und mit dem Seitengewehr verfehen *) 
an diefem Tage fich umtreiben. 

Sobald aber einem Manne Erlaubniß gegeben worden 
ift, fih über Nacht zu entfernen, treten ganz andere 
Berhältniffe ein, und ein folcher gilt al3 fürmlich Beur⸗ 
laubter. 

Ein vom Regiment fonft abwefender Mann fo- 
dann ift dieſes entweder auf unerlaubte oder auf erlaubte 
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*) Eine Erlaubniß indeſſen, welche ſchon zu manchen Kla- 
gen Anlaß gegeben hat, und nicht beſtehen ſollte. 
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Weiſe. Lebteres ift der Fall, wenn Mannfchaft im Dienft 
verfchieft ift. Was dieſe Leute betrifft, fo find fie als prä— 
fente Mannfchaft anzufeben, weil fie durch ihre, wenn auch 
von dem Negiment dem Raum nach entfernte Dienft- 
leitungen, doch mit demfelben in unmittelbarer Verbin- 
dung ftehen, und fie dürfen um fo weniger als von ihrem 
Regimente abwefende angefehen und behandelt werden, weil 
durch eine Einfchreitung oder gar durch eine gegen fie vers 
hängte Verhaftung die ihnen aufgetragenen Dienft-Berrich- 
tungen unter Umftänden fehr gefährdet werden können. 
Sonad find die Worte des eingezogenen Geſetzes „ſonſt 
abwefend,“ nur auf unerlaubt abweferde zu beziehen. 
Jedoch wird auch bier die Regel feftgeftellt werden 
müflen, daß nicht jeder, welcher ohne Erlaubniß auf einige 
Stunden den Garniſons-Ort verläßt, um die nächiten Um— 
gebungen deffelben zu befuchen, als unerlaubt abwejend 
angefehen wird, fondern nur der, welcher fich auf eine 
folche Zeit-Dauer entfernt, taß über denfelben von feinem 
Regiment für den Dienft nicht mehr nach Belieben ver 
fügt werden fann. Denn dann erft hört er auf, präfent 
zu ſeyn. Ob dieſes der Fall ift, 'wird fich im einzelnen 
Fall nicht fchwer beurtheifen Taffen, wenn es fih um Ver— 
ftändigung wegen der Competenz eined vorgefommenen Bers 
gehend handelt, und im Zweifelsfall hat es die Civil-Be— 
hörde der Militär-Behörde zu überlaſſen, ob letztere ihre 
Competenz anerfennen will oder nicht, weil im andern 
Fall die Eivil-Behörde nur für die militärifche und im 
Namen derfelben einfchreiten würde. Ein gemeines Bers 
brechen eines folchen Mannes fällt der Eivil-Behörde zur 
Unterfuchung zu, und die Einleitung eined Contumacial- 
Verfahrens gegen ihn von Seiten der Militärs-Behörde fann 
lediglich nichts an diefem Grundſatz Ändern, indem die 
Rehtshängigfeit an fich eine nicht competente Stelle 
nicht competent machen Fann. Wiewohl durch das Gefagte 
allen Gollifionsfällen zwifchen den bürgerlichen und mili- 
tärifchen Behörden nicht vorgebeugt ift, und auch nicht für 
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alle Fälle gefagt werden kann, ein Mann ſey dann erft 
als abwefend zu betrachten, wenn er fih über Nacht ent 
ferne, *) fowäre doch durch dieſe Annahme wiederum ein weites 
rer Anhaltspunft für die betreffenden Behörden gegeben. 

Sollte endlich in den erwähnten Fällen, in welchen 
nad dem Ausgeführten die Competenz der @ivil-Gerichte 
noch nicht eintritt — eine augenblidliche Einfchreitung, 
3. B. zur Gicherftellung des Thatbeftandes oder zur Ver: 
fihherung der ‘Berfon des Thäterd nothwendig werden — 
fo würde das betreffende Givil » Gericht nach den 
Deftimmungen des Artifeld 33. der Straf = Prozeß: 
Dronung gehalten feyn, die nöthigen Verfügungen zu 
treffen, das weitere Verfahren aber der Militär-Behörbe 
anheimzuftellen. 

Nach diefen Bemerkungen verdienen noch folgende Fälle 
ald geeignet zu Entftehung von Collifionen zwifchen der 
bürgerlichen und militärifchen Behörde Erwähnung, nämlid;: 

a) ein Eoldat oder Unteroffizier begeht ein Verbrechen 
nicht im Urlaub, fondern, fo lange er noch präfent war, 
das Vergehen fommt aber erft nach feiner Beurlaubung 
zur Entdeckung. 

b) Ein Soldat begeht ein Verbrechen im Urlaub, dafs 
felbe fommt aber erft zur Entdedung, nachdem er fich be 
reitö wieder bei dem Regiment befindet. Hieher gehört aud) 
der Fall, daß, ein Soldat mit den von dem Oberamts-Ge— 
richt gefertigten Unterſuchungs-Acten eingeliefert wird, fid 
aber ein weiteres im Urlaub gefrhehenes Verbrechen her: 
ausftellt. 

Der erfte Fall ift nicht ſchwierig zu entfcheiden: ber 
gewöhnliche Gerichtöftand des Soldaten ift derjenige vor 


*) Wenn 3. B. ein Mann Mittags die Garnifondftadt verläßt, 
in dem eine Stunde von derfelben entfernten Orte gleichbald einen 
Diebftahl verübt und aufgegriffen wird, fih aber beraudftellt, daß 
derfelbe die Abficht der Defertion hatte, fo ift diefer Mann ald ab: 
wefend vom Regimente anzufehen, und ift wegen ded gemeinen Ber: 
gebend zuerft von der Civil-Behörde in Unterfuchung zu zieben. 
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der Militär- Behörde. Da nun die Worte des Geſetzes: 
„lich ſchuldig machen,“ bei einer Ausnahme-Beftimmung 
firenge zu erflären find, und die Unterfuchung in einem 
folhen Fall von der Militär-Behörde leichter gefchehen kann, 
fo ift auch dieſe deshalb für zuftändig zu halten, in welcher 
Weife ſich auch das K. Oberfriegs-Gericht in einem Spe— 
zial-Fall ausgefprochen hat. 

Dei dem zweiten Ball fcheinen ebenfalls die Worte des 
Geſetzes zu fprechen, nämlich: 

„wenn ein Beurlaubter u. f. w. ſich einer Ueber—⸗ 
tretung ſchuldig macht u. ſ. w.“ 
und zwar dafür, daß in einem ſolchen Fall die Competenz 
der Civil-Behörde eintreten ſolle. 

Indeſſen dürfte andernſeits ebenfalls nicht ohne Grund 
geſagt werden können, daß, wenn ein Beutlaubter wieder 
einberufen worden, derſelbe nicht mehr die Bedingung er— 
füllt, welche die Civil-Behörde als kompetent darſtellt, 
nämlich die Eigenſchaft des Beurlaubtſeyns oder der Abwe> 
fenheit vom Regiment. 

Da überhaupt eine folche ausnahmsweiſe Jurisdiktion 
der EivilBehörde von derfelben nur im Namen der Militär: 
Behörde geführt wird, fo könnte von einem Anſpruch 
der Eivil-Behörde an einen Mann im gegebenen Fall je: 
denfalls nicht wohl die Rede feyn, und es wird an der 
Militär-Behörde feyn, zu ermeflen, ob es nach den Umftän- 
den der Sache und dem Zwede förderlicher ift, fo wie, ob 
ed Rüdfichten für den Dienft als geeigneter darftellen, fich 
jelbft der betreffenden Unterfuchung beziehungsweife Ergäns 
jung derſelben zu unterziehen, oder aber die Civil-Behörde 
darum anzugehen. Würde leßtere einer Anfprache an ihre 
Einfchreitung nicht zu entfprechen Willens feyn, fo wären 
die Acten dem Oberfriegs-Gericht zu Herbeiführung einer 
Entfcheidung vorzulegen. Uebrigens könnte eine Weigerung 
des Civil-Gerichts, fich der Sache zu unterziehen, mit Grumd 
nicht flattfinden, wenn ein Beurlaubter, der es zur Zeit der 
Entdeckung des Verbrechens, das er im Urlaub verübte, nicht 
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mehr ift, wiederum auf unbeftimmte Zeit in Urlaub gefchict 
würde. 

Was endlich die Schlußbefimmung der Ziffer 2. des 
Artifels 129. betrifft: 

„nach Beendigung der Unterfuhung foll der Echuldige 

der Militär-Behörde zum weiteren Verfahren übergeben 

werden,“ 
fo ift es unrichtig, wie es häufig vorfommt, daßein militäckfcher 
Angefchuldigter auch bei einem geringeren die polizeiliche 
Ahndung überfchreitenden Vergehen ohne Weiteres aufge: 
griffen und feinem Commando mit den gefchloffenen Unter⸗ 
fuchungs-Aften verhaftet zugeliefert wird. Das Eivil-Ge- 
richt wird vielmehr zu erwägen haben, ob nach den Grund» 
fäten, welche die Straf-Prozeß-Ordnung über Verhaftung 
aufitelt, eine Verhaftung geboten ift oder nicht. Eine 
ſolche Einlieferung könnte, abgefehen von der im Vergleich 
des. betreffenden Falles oft viel zu ftrengen Maßregel *) 
hauptſächlich dann der MilitärsBehörde Verlegenheit bes 
reiten, wenn fich ergibt, daß Ergänzungen der Unterfuchung 
nothwendig oder wünfchenswerth erfcheinen. **) 

c) ad Ziffer 3. des Artifels 129. 

Unter einer Kapitalftrafe wird mit Ausfchluß aller ans 
dern Strafen bei dem Militär nur die Todesftrafe verftan- 
den. Der legielatorifche Grund Diefer ausnahmsweifen 
Zuftändigfeit des bürgerlichen Gerichts wird darin ges 
funden, daß von den Militär-Gerichten nur die Todes: 
frafe des Erfchießend ausgefprochen werden Tann, dieſe 
Todesart aber auf andere nicht militärifche Verbrechen um 


"3.8. ein Dbermann wird wegen einer geringeren Kör: 
perverlesung durch Yandjäger eingeliefert. 

**) 68 famen 3. B. dem Verfaſſer fhon Fälle vor, in welden 
der Eingelieferte nach achttägiger und längerer Verhaftung beim 
Regiment, nachdem fih die Militär-Bebörde von der Unvollſtän— 
digfeit und Spruchunreife der eingefhidten umfangsreichen Alten 
überzeugt hatte, wieder auf freien Fuß geftellt, und in feine Hei: 
math zurüdgefchidt werden mußte. 
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jo weniger anwendbar ift, als fie durch die Hand von 
Kameraden vollzogen wird. 

Diefe Beftimmung, daß bei Kapital-Berbrechen das 
bürgerliche Gericht zuftändig ift, ift nicht in hypothesi, 
jondern in thesi zu nehmen. Es fann nicht darauf an» 
fommen, wie fich die Sache nach angeftellter Unterfuchung 
wirklich ergibt, jondern nur darauf, wie die Anfchuldigung 
nach den alsbald mit.der Bekanntwerdung des betreffenden 
verbrecherifchen Vorfalls erfichtlichen Umftänden fich darftellt. 
Wenn die Anfchuldigung 3. B. auf Mord lautet, fo bleibt 
das bürgerliche Gericht zur Erledigung des Falles zuftän- 
dig, wenn Diefe Zuftändigfeit einmal anerfannt ift, ob ſo— 
dann die Todesftrafe erfannt würde, oder vielleicht nur eine 
mehrjährige Freiheitsſtrafe. Won jelbit jedoch verfteht es 
fih, daß, wenn das genus ded Verbrechens nach den Ge- 
jeßen Fapitaler Natur ift, die species, welche nicht mit 
Todesſtrafe bedroht ift, auch für fein Kapital-Verbrechen er; 
Märt werden kann. Iſt die Tödtung 3. B. an fich Fapital, 
jo it e8 darum die Fulpofe Tödtung nicht, ebenfowenig 
aber der Verfuch einer dolofen Tödtung, da diefer nirgends 
mit der Todesftrafe bedroht ift. 

d) ad Ziffer 4. des Art. 129. 

Wenn Eivil- und Militär: Berfonen mit einander ein 
gemeines Verbrechen verüben, fo ift ed gewiffermaßen For— 
derung der Gerechtigfeit, daß nicht von Herfchiedenen Ge— 
rihten abweichende Erfenntnijfe gefällt werden. Würde 
aber der eine Mitfchuldige von der Eivil-Straf-Behörde und 
der andere von dem Militär-Gericht abgeurtheilt, fo Fönnte 
es fich leicht ergeben, daß wegen deffelben Verbrechens ver: 
ſchiedene Etraf-Urtheile ergingen. 

Auf diefem Grunde beruht die in der Ziffer 4. des 
Art. 129. der militärischen Straf» Gefeße enthaltene Be- 
ſtimmung. 

Da nun aber die Worte des Geſetzes über die Noth— 
wendigfeit einer folchen Abtretung nichts Beſtimmteres an 
die Hand bieten, und das Geſetz Alles dem Ermeflen der 
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Militär: Behörde zur Entfcheivung darüber überläßt, in wels 
chem Fall der Zufammenhang der Sache eine Abtretung 
fordere, fo war es dringendes Bedürfniß, über diefen Ge: 
genftand weitere Beftimmungen zu treffen, „welche auch in 
Folge der Vereinbarung des Juſtiz-Miniſterium mit dem 
Kriegs-Minifterium dahin getroffen worden find. *) 

Die Bezirfs-Gerichte find verbunden, fo bald in eine Unter: 
fuchung gegen bürgerliche Berfonen , wegen eines mehr als poli: 
zeilich ftrafbaren Vergehens beurlaubte oder fonft vom Regie 
ment abwefende Soldaten oder Unteroffiziere verwickelt 
werden, und fobald nicht die bürgerlichen Perſonen als 
Nebenperfonen, die Militär-Perſonen Dagegen ald Haupt 
PBerfonen erfcheinen, dem Griminal-Senat des betreffenden 
Gerichtshofes Anzeige zu erftatten, welcher fodann darüber 
entfeheidet, ob ein für eine Abtretung geeigneter Ball vor: 
liegt oder nicht. Im erfteren Fall tritt der Criminal-Senat 
des Gerichtshofs mit dem Oberkriegs-Gericht in weitere 

Communikation, und das Oberkriegs-Gericht hat feinen 
Antrag deshalb dem Kriegs: Minifterium vorzulegen. Die: 
ſes gibt hierauf erfterem feine Entfchließung zu erfennen, 
und von der gefchehenen Abtretung wird das betreffende 
Regiments-Commando in Kenntniß gefeßt. Ebenſo wird 
das Erfenntniß des bürgerlichen Gerichts von dem Gerichts: 
Hof dem Oberfriegs» Gericht, und von lehterem dem Com: 
mando zur Kenntnißnahme und zum Eintrag in das Etraf: 
Buch des Regiments mitgetheilt. Mit Vollziehung der 
Strafe hat fich die Militär: Behörde nicht zu befaffen. Wird 
fodann eine von der bürgerlichen Gerichtöftelle abgeurtheilte 
Militärs Berfon in eine bürgerliche Straf:Anftalt abgegeben, 
fo wird fte beim Regiment in Abgang gebracht, und Be: 
hufs ihrer Reaffentirung nach erftandener Strafe vom Re: 
giments⸗Commando ein Stammliften» Auszug dem Ober: 
Rekrutirungs-Rath vorgelegt. Zu demfelben Zwede find die 
Verwalter der bürgerlichen Etraf:Anftalt angewiefen, die Mi- 





) Korpsbefehle vom 30. März 1856 und vom 22. Juni 1856. 
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litär-Perſonen nach erftandener Etrafe an den Ober:Re- 
frutirungsrath einzuliefern. Diejenigen endlich, welche beim 
Militär wieder eingetheilt werden — werden, wenn fie eine 
entehrende Etrafe erhalten haben, vor ihrer Wiedereinthei— 
fung auf die in der Kriegd-Dienft-Ordnung vorgefchriebene 
Weiſe wieder zum Kriegd-Dienft fähig gemacht. 

Wenn ein Soldat oder Unteroffizier dem bürgerlichen 
Gericht zur Beltrafung abgetreten worden ift, fo erftredt 
fih die Abtretung bis zur vollftändigen Erftehung der ihnen 
von leßterer zuerfannten Strafe. Die in der Straf-Anftalt 
verübte Verbrechen folcher Strafgefangenen gehören fomit 
sur Competenz der Eivil-Gerichte. Ebenfo bleibt ein Abge: 
tretener, der vor Antretung der ihm von der Eivils-Behörde 
zuerfannten Etrafe neuerdings in Unterfuchung gefommen 
ift, ver EivilsBehörde ohne weitere Abtretung unterworfen. 
Daß fich die Beftimmungen der Ziffer 4. des Artifels 129, 
der militärifchen Strafgefege fowohl auf präfente als auf 
beurlaubte oder fonft vom Negimente abweiende Mannfchaft 
bezieht, verfteht fich aus der allgemeinen Faffung des Ges 
feßes von felbft. 

Nachdem wir die Beitimmungen des Artifeld 129. und - 
die hierauf - bezügliche Gerichts -Praris unterfucht haben, 
gehen wir auf die weitere Prüfung der in der Straf 
Prozeg- Ordnung über die befreiten Gerichtsftände 
aufgeftellten Grundfäge-über, fo weit biefelben hieher ger 
hören. | 
Nachdem der Artifel 36. der Etraf-Prozeß-Ordnung 
auf die Militär-Straf-Geſetze vom Jahr 1818 ausdrücklich 
hingewiefen hat, wird im Artikel 38. Bolgendes vers 
ordnet. 

Der befreite Gerichtsftand erftrecdt fich auch auf BVer- 
gehen, welche vor feinem Eintritt gefehehen find, wofern 
fie erft nach diefem zur Unterfuchung fommen. In gleicher 
Art erkennt über Verbrechen desjenigen, der zur Zeit der 
Berübung verfelben einen befreiten Gerichtsftand anzufpre- 
hen, zur Zeit der Unterſuchung aber diefe Befreiung ver: 
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loren hatte, das Bericht, welches von leßterer abgefehen, 
zuftändig ift. 

Diefe Vorſchriften find an ſich klar. Wer 3. B. vor 
feiner Einreihung in das Militär ein Verbrechen begeht, 
wird, fobald und fo lange er im Militär-Verband fteht, 
von der Militärs Behörde abgeurtheilt. Umgekehrt wird 
einer, welcher während feiner Dienftzeit ein gemeines oder 
aber ein militärifche® Vergehen beging, nach der Verab— 
fehiedung von dem Eivil-Richter in Unterfuchung und Strafe 
gezogen. Vor dem Erfiheinen der Straf-Prozeß-Drdnung 
war es Praxis, eine gegen einen Rekruten noch im Civil 
ftand angefallene Unterfuchung, in fo lange mit dem «Eins 
tritt diefes Mannes in den Militär-Verband in den befrei- 
ten militärifchen ®erichtsftand herüberzuziehen, als eine 
folche Unterfuchung noch nicht durch rechtöfräftiges Erfennts 
ni vor dem Eintritt in das Militär erledigt gewefen ift, 
oder die Unterſuchungs-Akten noch nicht dem’ Gerichtshof 
betreffenden Falls zur Entfcheidung vorgelegt worden find, 
Diefer Grundfag fällt jest mit der Vorfchrift des Art. 38. 
der Straf-Prozeß-Ordnung weg, weil wofern das Vergehen 
nicht erft nach dem Eintritt-ins Militär zur Unterfuchung 
gefommen ift, der volle Gerichtsftand in Hinficht Diefes 
Vergehens der bürgerlichen Behörde zufommen muß. Wenn 
vor rechtöfräftiger Erledigung einer folchen Unterfuchung 
ein weiteres Vergehen des ſchon im Militär-Verband befind- 
lichen Mannes vorkommt, fo muß dieſes, wenn es ein ges 
meines ift, ebenfalls analog nach den oben über- Abtretung 
gegebenen Bemerkungen und nach den Grundfäßen der 
Rechtshängigkeit dem bürgerlichen Gerichtsftand zumachfen. 

Der 2. Abfat des Artikels 38. fpricht von dem Fall, 
wenn Jemand zur Zeit der Unterfuchung die Befreiung des 
Gerihtöftandes verloren hat, und beftimmt, daß hier das 
Erfenntniß über Verbrechen eines. folchen dem gewöhnlichen 
Forum anbeimfallen folle. Die Frage: Wie ift ed zu 
halten bei Verbrechen desjenigen, welcher zur Zeit der Un— 
terfuchung diefe Befreiung noch nicht verloren hatte? würde 
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jih fomit mit einem Schluß aus dem Gegentheil dahin zu 
beantworten haben, daß hier das befreite Gericht die Un— 
terfuhung gänzlich zu erledigen habe. 

Zur genaueren Prüfung der Richtigkeit und Zweckmaͤ⸗ 
ßigkeit dieſer Grundſätze, auf Militär-Perfonen angewendet, 
möchten folgende Fälle hervorzuheben ſeyn. 

a) Es wird eine Unterſuchung gegen einen präſenten 
Mann bei der Militär-Behörde in der letzten Zeit ſeiner 
Capitulation anhängig. Dieſe verſtreicht, ehe die Unter— 
ſuchung erledigt werden kann. Nach den Worten des Ge— 
ſetzes müßte dieſe Unterſuchung beim Militär vollſtändig 
erledigt werden, ehe der Militär-Verband des Angeſchuldig— 
ten gelöst werden kann, denn der befreite Gerichtsſtand, 
dad accessorium, könnte nach allgemeinen Rechtsgrundſä— 
ben nicht mehr beftehen, wenn das prineipale, der Mili- 
tärsBerband, aufgehört haben würde. 

b) Während des Laufes einer von einem Oberamts— 
Gericht gegen einen Beurlaubten geführten Unterfuchung 
verftreicht Die Dienftzeit deflelben. In diefem Fall hatte 
jwar das bürgerliche Unterfuchungs:Gericht die Unterſu— 
hung im Namen und für die Militär-Behörde geführt; 
indefjen wird es bier doch feinem Anftand unterliegen kön— 
nen, daß die Militärs Behörde den in folcher Unterfuchung 
befangenen Mann aus dem MilitärsVerband entläßt, ihm- 
feinen Abfchied ausfolgt,- und die weitere Behandlung der 
Sache dem Civil-Gerichte anheimftellt, weil für die Unter: 
fuhung in Wirklichkeit eine Befreiung nicht eriftirt hat, 
und es nicht der Civil-Behörde anheimgeftellt werden Fann, 
durch etwaige Verzögerungen bei der Unterſuchung, welche 
öfters nothwendig werden, die Dienftzeit ded8 Mannes hin: 
auszuerftreden. War aber die Unterſuchung ſchon geſchloſ— 
fen, und zum Urtheil an die Militär: Behörde mitgetheilt, 
fo fönnte der Abfchied in fo lange nicht ausgefolgt werven, 
bi8 die betreffende Unterfuchung vollftändig. erledigt feyn 
würde. Diefes ift auch entfchiedene Praxis. 

ec) Wenn nun aber endlich der Fall vorfommen würde 

Monatfehr. f. d. Juftispfl. XII. Bd, 2. Abth. 14 
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— und derjelbe ift fehon vorgefommen — daß ein Mann 
aus Berfehen, weil feine Dienftzeit abgelaufen ift, den 
Abfchied erhält, derfelbe fich aber noch in Unterfuchung beim 
Militär Befindet, fo genügen die Worte ded angeführten 
Geſetzes nicht. Die Nechtöhängigfeit fönnte hier nichts entfcheie 
den, denn eine Civil-Perſon Fann die militärifche Be: 
hörde nicht in Unterfuchung ziehen, ob aber die Dienftzeit 
deßwegen wieder eintreten zu laffen, der ausgetretene Militär 
wieder zu reaffentiren fey, dürfte fehr zweifelhaft erfcheinen, 
weil wegen eined accessorium das principale nicht ins 
Leben zurüdgerufen werden kann, fondern nur, fo lange lets 
teres befteht, auch erſteres beftehen Fann. 

Wenn das Vergehen, wegen befien ein ſolcher Beabs 
fehiedeter bei der Militär-Behörde in Unterfuchung befans 
gen ift, ein gemeines ift, fo könnte die Vollendung und 
Erledigung derfelben der Eivilftelle füglich überlaffen werben, 
wenn aber ein militärifches vorliegt, fo würde die Zweds 
mäßigkeit allerdings eine Entfcheidung gegen den vorhin 
aufgeftellten Grundſatz rechtfertigen, wiewohl die alsbald 
weiter eritredte Zutheilung eines folchen Manned an die 
Militäre Behörde fich Tediglich auf nichts weiteres beziehen 
fönnte, als was der Zwed der Unterfuchung und Be: 
ftrafung mit ſich führt. 

Als zweifelhaft find fodann noch ——— zwei 
weitere Fälle zu bezeichnen, nämlich: 

1) wenn eine Borunterfuhung wegen eines folchen 
Verbrechens vor Eintritt des militärifchen Gerichts-Standes 
oder nach Aufhören deffelben von der bürgerlichen Gerichts- 
Stelle beziehungsweife von der militärifchen eingeleitet worden 
iſt, ein beftimmter Verdächtiger fich aber nicht ergeben hat, 
oder aber auch der fpätere beziehungsweife geweſene Mili— 
tär als beftimmter Verbächtiger zwar behandelt worden ift, 
die Unterfuchung dagegen wegen Mangeld von Beweifen 
eingeftellt werden mußte, deögleichen wenn Inftanz:Entbin: 
dung oder Freifprehung erfolgte, im Verlauf der Zeit 
jedoch, wenn der Verdächtige ſchon lange Soldat beziehunge- 
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weile fehon lange nicht mehr Soldat ift, ſich Umftände 
ereignen, oder ergeben, welche die Wiederaufnahme der 
Unterfuchung nothwendig machen, — wer hat die Iinters 
fuhung wieder aufzunehmen? 

Diefe Fragen würden fich einfach löſen, wennder Art. 38. der 
Strafprogeßordnung unter dem: „aurlinterfuhungfom 
men *von Vergehen, wie ed auch nach der Allgemeinheit des 
Auspruds zu vermuthen wäre, jede Handlung verftünde, welche 
fih auf Erhebung und Ermittlung eines Vergehen bezieht, 
ohne noch gegen einen beftimmten' Verdächtigen vorzufchrei- 
ten. Indeſſen dürfte diefe Auslegung feineswegs fo allge: 
mein in der Abficht des Geſetzes gelegen feyn. Jeden— 
fall8 dürfte vor allen Dingen ficher anzunehmen feyn, daß das 
Gefeg nur ſolche Unterfuchungshandlungen, von welchen 
dafjelbe in Artifel 33. fpricht, nämlich Handlungen, welche 
ven Thatbeftand bloß berichtigen follen, für nicht genü- 
gend hält, um hierauf die Zuftändigfeit des ordentlichen 
0d13 befreiten Gerichts-Standes zu gründen, fondern daß 
mindeftend Handlungen gefchehen feyn müflen, welche eine 
Prävention der Gerichte nach Art. 23. der Straf-Brozeß- 
Ordnung zur Folge haben, Handlungen, welche fich auf 
ein beftimmtes verdächtiges Subjekt beziehen. 

Sodann aber wäre zu unterfcheiden zwifchen Fällen 
diefer Art des Artifeld 38. erften und zweiten Abſatzes. 

Bei den erft gedachten Fällen müßte nach den Worten 
des Gefeges zur Wiederaufnahme der Unterfuchung das 
bürgerliche Gericht für zuftändig angefehen werden, fobald 
eine beftimmte Perſon als Berbächtiger behandelt worden 
ift, alfo insbefondere Inftanzentbindung, aber auch Frei: 
fprehung oder gar Einftellung der Unterfuchung erfolgte. 
Die vorhergegangene Unterfuchung ift zwar durch ein End- 
urtheil gefchloffen worden, und fönnte fomit ald erlofchen 
betrachtet werden. Richtiger wird aber gejagt werden müf- 
jen, daß die Nothmwendigfeit der Wiederaufnahme der Un- 
terfuchung Ddiefelbe und nämliche Unterfuchung wieder von 
jelbft ins Leben rufe, daß fie irrigerwegen Borausfegun- 
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gen nicht als zur förmlichen Nechtöfraft beendigt an- 
gefehen werden könne, fomit noch als laufend angefehen 
werden müffe, und daß ihre Fortiegung demjenigen Gericht 
zufomme, welches fie begonnen hat, eine Entfcheidung, 
welche auch den Grundfägen der Straf-Prozeß⸗Ordnung 
über Wiederaufnahme von Unterfuchungen in Artifel 410. 
folgenden entfpricht. 

| Bei den Fällen zweiter Art kann feineswegd von dem 
militärifchen Gericht mehr eingefchritten werden, weil mit 
dem Aufhören des Militär-Verbandes die Militär-Behörde 
lediglich Feine Gewalt mehr über einen entlaffenen oder aus— 
geftoßenen Soldaten üben fann, und wie oben bemerft, das 
accessorium, die Befreiung des Gerichtsſtandes, fei- 
nen Grund abgeben Fann, den Rechtszuftand felbft, mi 
welchem diefe Befreiung nur ald Nebenſache zufammen- 
hieng, alfo den Eintritt unter das Militär wieder ind Les 
ben zurüdzurufen. 

2) Wenn nad) den Vorfchriften des Artifel8 119. des 
bürgerlichen Straf: Gefeßbuches und dem Artifel 29. der 
bürgerlihen Straf-Prozeß-Ordnung fich ergibt, daß von 
mehreren auf Freiheitsftrafe lautenden rechtöfräftigen Er 
fenntniffen das fpätere ein vor Fällung des früheren ver: 
übtes Verbrechen oder Vergehen betrifft, oder, wenn vor 
der Bollftredung einer rechtsfräftig erfannten Freiheitsftrafe 
ein dem Erfenntniß vorausgegangenes weiteres miit Freiheitd- 
Strafe bevrohtes Verbrechen oder Vergehen zur Beftrafung 
fommt. Wie ift es in folchen Fällen zu halten ? 

Das Geſetz gibt hierüber feine Entfcheidung. . 

Die möglicher Weife vorfommenden Fälle find in vor: 
liegender Richtung folgende. 

a) Es liegt von einem bürgerlichen Gericht ein rechtd- 
fräftiges Urtheil 3. B. wegen Widerfegung und Körperver- 
legung gegen Jemanden vor. Unterdeſſen, ehe die Strafe 
vollzogen wird, 3. B. weil ein Gnaden-Geſuch von ihm 
unterwegs ift, wird derfelbe zum Militär ausgehoben, ein- 
gereiht und wegen eined gemeinen vor der Widerfegung 


205 


u. ſ. w. verübten Diebftahls von der militärifchen Behörbe . 
in Unterfuchung gezogen. *) Auch erfolgt ein rechtöfräfti- 
ge8 Urtheil. Die beiden gegen diefen Mann vorliegenden 
Urtheife Eönnen nicht auf dieſe MWeife zu Recht beftehen, 
denn es muß der in der Gtraf-Prozeß»Drdnung Artikel 115. 
vorgefchriebene Abzug, beziehungsweife eine Verwandlung 
der erfannten Strafen, Pla greifen, 

Für diefen Fall würde von der Militär- Behörde 
das von ihr gefällte Urtheil aufgehoben und die Entſchei— 
dung über beide Verbrechen der Civil-Gerichtsſtelle über: 
laffen werden müffen, weil Artifel 29, der Straf-Prozeß— 
Ordnung beftimmt, daß dad das vorausgegangene Ers 
fenntniß fällende Gericht zur Fällung des neuen nöthig 
werdenden zuftändig fey. Iſt die Strafe des Militärgerichts 
ſchon in Vollzug getreten, fo müßte diefes mit einem ger 
eigneten Abzug nach Artifel 50. des Straf-Gefegbuches bei 
dem neuen Urtheil der Eivil-Gerichtöftelle berüdlichtigt werden. 

Diefe Entſcheidung des vorliegenden Falles wird aber 
nicht zutreffen fönnen, wenn ein reviftonsgerichtliches von 
dem König beftätigtes Erfenntnig vorliegt oder vollzogen 
wird. 0. 

In diefem Fall hat das Civil-Gericht fein Urtheil mit 
Rüdficht auf den vorgefchriebenen Abzug abzuändern, wenn das 
oder die von ihm abgeurtheilten Vergehen in Vergleich mit 
dem militärifch Abgeurtheilten als Nebenvergehen erfcheinen. 
Im andern Fall wäre aber nur im Weg der Gnade zu hel: 
fen und die betreffende Behörde wäre verbunden, foldyen 
Stand der Dinge mit Gutachten und Antrag an den König 
bringen zu laffen. - 

b) Der Fall, daß ein nach dem Austritt aus dem Mili— 


— — 





2) Zwar wird immer fogleih ein gemeinderäthliches Vermögens— 
und Prädikats-Zeugniß über einen Mann eingezogen, allein, da in 
folhem Fall die Unterfuchung noch nicht beendigt ift, fo fann daß 
Refultat dem betreffenden Gemeinderatb noch unbekannt und die 
Eriftenz der Unterfuhung der Militär-Behörde fomit verborgen ge: 
blichen ſeyn. 
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tär⸗Verband rechtskräftig gefälltes Erfenntnig der Militär: 
Behörde vorläge, Tann niemals vorfommen, weil Fein 
Militär entlaffen wird, bis er eine ihm zuerfannte militär- 
gerichtliche Strafe abgebüßt hat. Wohl aber fönnte fid 
der Fall ereignen, daß eine folche Strafe erftanden ift, und 
der entlaffene Mann wegen eines Verbrechens, das er vor 
Erfennung diefer Strafe verübt hat, von der Eivil-Gerichtd: 
Stelle. in Unterfuchung gezogen und über ihn rechtskräftig 
erfannt wird, jeßt fich aber erft das Dafeyn der militärifchen 
Vorftrafe ergibt. 

Hier Fönnte in feinem Fall mehr die Militär-Behörde 
thätig werden. Es wird vielmehr Obliegenheit der Civil 
Gerichtöftelle feyn, ihr Strafslirtheil zu ermäßigen, wenn 
anders nicht angenommen werden will, daß der Fall einer 
ſchon vollgogenen Etrafe nicht auf die Beftimmungen des 
2. Abſatzes des Artikels 115. des bürgerlichen Straf-Gefep: 
Buches paſſe. 

Diejenigen Fälle, wo fich ergeben würde, daß von 
mehreren auf Freiheitsftrafe lautenden rechtsfräftigen Er: 
fenntniffen das fpätere ein nach Fällung des früheren vers 
übtes Berbrechen betrifft, Fönnen nicht Gegenftand von 
Gollifionen werden, weil jedes einzelne Urtheil für fich zu 
vollziehen iſt. 

c) Es ift von einem Gerichtähofe gegen N. N. wegen 
Diebftahls eine fechsmunatliche Kreis-Gefängnißftrafe er 
fannt worden. Ehe die Strafe aber vollzogen wird, wird 
diefer Mann zum Militär eingereiht, und es kommt nun 
beim Militär ein weiterer gemeiner Diebftahl gegen ihn zur 
Sprache. Hier kann es feinem Zweifel unterftellt werben, 
daß der Gerichtähof fein früheres Urtheil zu ergänzen hat, 
und daß die Militär-Behörde wegen des neuen Diebftahls 
nicht zuftändig feyn Fann. 

d) Daß ein mit dem zunäcft vorangefchieten Forres 
fpondirender Fall nach dem Austritt eined Mannes aus 
dem Militär nicht vorfommen Tann, verfteht fich von felbft, 
weil Niemand beabfchiedet wird, der nicht eine militärge- 
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richtlich zuerfannte Strafe vorerft noch abgebüßt hat, und 
beim Militär Fein Etrafauffhub in diefer Weife vorfommen 
kann. 

e) Ferner aber kann es vorkommen, daß von der Mi: 
ItärsBehörde gegen einen Mann 3. B. wegen erfchwerten 
Diebftahls ein rechtsfräftiges Urtheil vorliegt, daß daffelbe 
aber wegen Krankheit des Mannes nicht vollzogen werden 
fann. Nun ftellt fich vor Vollzug der Strafe heraus, 3.8. 
durch ein von dem Inquifiten auf dem Kranfenlager freis 
willig abgelegtes Geftändniß, daß er noch im Civilſtand 
ein Verbrechen verübt habe, wegen deffen er von dem Eivils 
Gericht von der Inftanz abfolvirt worden ift. | 

Zur Wiederaufnahme der civilgerichtlichen Unterfuchung 
wäre hier zwar nach den Beftimmungen der Straf-Prozeß- 
Ordnung nur das Civil» Gericht zuftändig. Allein, da 
nunmehr für beide Verbrechen ein Urtheil gefällt werden 
muß, fo genügen die Beltimmungen der Straf-Prozeß-Ord⸗ 
nung nicht.. 

Wenn das von dem Militär-Gericht abgeurtheilte Vers 
gehen nicht die Betätigung des Königs erhalten hat, und 
ein gemeines Vergehen ift, fo würde wohl die Militärs 
Behörde ihr Urtheil aufzuheben, und die Entfcheidung über 
beide Verbrechen dem Eivil-Gericht zu überlaffen haben. 
Wenn fodann das militärgerichtlich abgeurtheilte Verbrechen 
aber ein militärifches ift, und der Föniglichen Beftätigung 
nicht bedurfte (z. B. ein Erfenntniß einer friegsrechtlichen 
Commiffion) fo würden beide Vergehen durch das Militär: 
Gericht neu unterfucht und abgeurtheilt, und wenn die Be: 
fätigung des Königs erfolgt ift, Hinfichtlich des neu zur. 
Sprache Fommenden Berbrechens ein Zuſatz-Erkenntniß mit 
. Rüdficht auf den vorgefchriebenen Abzug bei der Eoncur: 
venz von Vergehen zu dem früheren Urtheil ausgefprochen 
werden müffen. Hier gründet fich nämlich die Zuftändigfeit 
des Militär-Gerichts darauf, daß von der Eivil-Behörde 
nad) dem gegenüber von einem allgemeinen Gefeg den Vor: 
jug verdienenden befonderen Militär-Geſetz nie über einen 
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noch im Militär-Verband befindlichen Mann wegen eincd 
militärifchen DVergehens abgeurtheilt werden Fann. 

f) Wenn nun endlich der Vollzug des Urtheils im 
zweiten Fall des zweiten Abſatzes des Artifel8 115. einge 
treten, oder aber das Erfenntniß von der Militär-Behörde 
noch nicht gefällt ift, fo find diefes Fälle, von welchen 
Artikel 115. nicht fpricht. Hier fteht fomit nichts im Weg, 
daß die Eivil-Behörde die vor ihr anhängig gewefene In 
terfuchung wieder aufnimmt und ergänzt, die Militär-Be 
hörde aber, fo ein gemeines Vergehen Gegenftand der mili- 
tärischen Unterfuchung ift, diefe an das Eivil-Gericht wegen 
Rechtshängigkeit abgibt, wenn aber ein militärifches Ver: 
brechen vorliegt, die Unterfuchung hierüber befonders erledigt. 
Beide erfannten Strafen find fo hintereinander für fich zu 
vollziehen. 

Durch die fo eben ausgehobenen Fälle möchte fich ges 
zeigt haben, daß die Beftimmungen des Artifels 38. der 
Straf⸗Prozeß⸗Ordnung Ergänzungen bedürfen und daß hie 
bei bei einer Revifton der Etraf-Brozeß- Ordnung wohl noch in 
Erwägung gezogen werden follte, ob diefe Grundfäge, wie 
fie Artikel 38. aufftellt, in ihrer Allgemeinheit ihr Beftehen 
behalten dürfen. 


Mir gehen nach diefer Ausführung auf eine Ueberſicht 
der Militär-Gerichte und ihrer gegenfeitigen Abgrenzung 
über, indem die Befanntfchaft hiemit keineswegs allgemein 
ftattfindet, diefe Bemerkungen aber zum genaueren Verftänd- 
niß von Manchem, was weiter unten ausgeführt wird, von 
wejentlichem Intereſſe ift. 

Die gemeinen und militärifchen Vergehen werden durch 
folgende Epruchgerichte abgeurtheilt. *) 

1. Kriegsrechte. 

Diefe werden von dem Regiments-Commandanten beftellt, 

und wenn der Angefchuldigte Soldat oder Ilnteroffizier if, 


9 Das ftandrechtlihe Verfahren, welches in gemiffen Fällen 
‚Im Kriege vorfommt, bleibt hier vor der Hand unberührt. 
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zuſammengeſetzt aus einem Major oder Oberft-Lieutenant 
ald Vorftand, einem Hauptmann, einem Oberlieutenant, 
einem Lieutenant, einem Feldwebel, einem, Obermann und 
einem Eoldaten.*) , 

Der Auditor ift Referent mit berathender Stimme und 
Protofollführer. 

Die Richter werden feierlich beeibigt. **) 

Das Kriegsrecht hat die Befugniß, wegen militärifcher 
Verbrechen alle militärifchen Strafen einfchließlich der To— 
desſtrafe auszufprechen. Wegen gemeiner Vergehen Tann das 
Kriegsrecht auf alle in dem Strafgeſetzbuch enthaltenen 
Strafen mit Ausnahme der Todesftrafe erfennen. 

Alle Friegsrechtlichen Urtheile werden an das Revifiond- 
Bericht zur Prüfung und Entfcheidung in zweiter und 
letzter Inſtanz von Amtswegen eingefchidt. 

Das Revifionsgericht befteht aus fieben Mitgliedern, 
nämlich einem Generalmajor als Vorſtand, drei weiteren 
Stab8-Dffizieren und drei Rechts-Gelehrten, von welden 
einer zum Neferenten, nach Umftänden ein zweiter 
um Correferenten beftelt wird, fodann einem Aftuar, 


*) Militärifche Straf-Gefege Artikel 144. 

**) Der Auditor verließt zu diefem Zweck folgenden Vorhalt: 

Sie Präfed und Beifiger ded commandirten Kriegsrecht werden 
zu Gott dem Allmächtigen einen leiblihen Eid fhwören, daß, nad: 
dem Sie in der Unterfuhung wider u. f. w. zu Richtern geftellt 
worden find, zu ihrem beften Wiffen und Gemilfen aud) nad) ihrer 
Einfiht den Alten und Gefegen gemäß dergeftalt Recht fpreden 
wollen, wie e8 Recht und Billigkeit erfordert, und wie Gie ſolches 
gegen Gott und Se. Königl, Majeftät zu verantivorten gedenken, 
auh daß Sie ſolches nicht unterlaffen wollen wegen Freundſchaft, 
Keindfchaft, Haß oder Neid, Gaben, Geſchenken, Verſprechen und 
‘anderer menfchlichen Abfichten halber, auch daß Sie dad Verhan— 
delte bid zur Publifation geheim halten wollen. 

Auf diefen Vorhalt erheben die Richter die drei erſten Finger 
der rechten Hand und fprechen dem Aubditor folgende Worte nad: 

Daß ih Allem, mad mir vorgelefen worden und was ih auch 
verfianden habe, getreulih nachkommen mwerbe, gelobe und ſchwöre 
ih durch einen leiblichen Eid zu Gott.dem Allmächtigen. Go wahr 
mir feine Allmacht belfen wolle. 
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welcher das Protokoll führt. Wenn die Umſtände nicht ge: 
ftatten, drei NRechtögelehrte beizuziehen, fo follen ihrer we: 
nigftend zwei und ftatt des dritten ein weiterer Stabooffi— 
zier beigezugen werden. X) Die Offiziere, welche Mitglie- 
der des Reviftonsgericht8 find, werden je für Die Dauer 
von drei Monaten ernannt und nach deren Ablauf durd 
Andere erfebt, es wäre denn zuvor noch eine bei dem Re 
vifiong-Gericht bereits anhängige Sache zu entfcheiden. Der 
Borftand kann auch auf längere Zeit ernannt werden. **) 

Was das Berfahren der Kriegsrechte betrifft, fo wer 
den die Unterfuchungs-Aften in Gegenwart ded Angeſchul— 
digten, welcher befragt wird, ob er Feine Einwendungen 
gegen die ihm beftellten Richter vorzubringen wife, vollftän 
dig befannt gemacht, und dann in feiner Abwefenheit zum 
Vortrag und zur Berathung gefchritten. Das Berfahren 
beim Nevifions-Gericht ift im Wefentlichen dem kriegsrecht— 
. lichen Verfahren gleich, nur daß beim Reviſtons-Gericht 
die Anwefenheit ded Angefchuldigten wegfällt, indem das 
Erfenntniß auf den Grund der bei dem Kriegsrecht verhan: 
delten Aften gebaut wird. Die militärifchen Mitglieder 
des Revifions-Gerichts werden bei Uebernahme ihrer Funk 
tionen beeidigt. 

Eine weitere Entwidlung des Verfahrens gehört nich 
hieher, und ed wird nur noch bemerft, daß Fein. Erfennt: 
niß des Reviſions-Gerichts vollzogen werben fann, ehe fol 
ches von dem König oder derjenigen Behörde, welche hiezu 
ausprüdlich bevollmächtigt ift, beftätigt worden ift. ***) 

II. Kriegsrechtlide Kommiffionen. 

Diefe werden von dem Regiments-Befehlshaber ange: 
ordnet. Vorſtand und Beifiger, „welche aber nicht von der 
Compagnie, zu welcher der Angefchuldigte gehört, genom— 
men werden Dürfen, werden nad dem Turnus ernannt. 


2) Militäarifhe Straf-Gefege Artikel 153. 
*+) Militärifhe Straf:Gefege Artikel 154. 
*e) Milit. Straf:Gefege Artikel 166. 
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Eine Commiſſion wird befegt mit einem Hauptmann, einem 
Oberlieutenant, einem Lieutenant, einem Obermann und 
einem Soldaten. Iſt der Angefchuldigte ein Unteroffizier, 
jo wird ftatt des Soldaten ein Feldwebel beigezogen. Der 
Auditor ift Aktuar und Referent bei der Commiſſion und 
hat eine berathende Stimme. In Ermanglung eines Aus 
ditord kann deſſen Stelle ein hiezu geeigneter Dffizier ver- 
treten. *) - 

Beeidigt werden die Richter nicht; ftatt der Eides⸗ 
leiſtung follen aber bei einem Kriegsparere von dem Vorftand 
die Beifiger an ihre Richterpflichten erinnert und mit der 
weiteren Ermahnung, welche auch bei dem Kriegärecht der 
Eidesleiſtung folgen muß, aufgefordert werden, Recht zu 
Iprechen. **) 


*) Militäriſche Straf-Gefese Artikel 136. folgende. 

*>) Diefe heißt: Es hätte zwar jeder die Freiheit, nad feinen 
Einfihten zu ſprechen; dieſe Freiheit beftehe. aber nicht in einer 
völligen Willführ, fondern es mülfe daß Urtheil den Gefegen anges 
meſſen ſeyn, da ed feinem Richter erlaubt fey, über deren Noth» 
mendigfeit und Rechtmäßigkeit zu urtheilen und alfo nad Gefallen 
davon abzugeben. 

Es müſſe alfo dad votum lediglich darauf gerichtet feyn, maß 
man in Abſicht auf dad in Frage fiehende Vergeben für Redt er: 
fenne, und nur dann fey es erlaubt, von der Flaren Vorfchrift der 
Gefege abzugeben (?!) wenn bei dem Vorgange Umflände eintreten, 
die das Verbrechen fo ſehr mildern, daß es unrecht feyn würde, die 
ganze Schärfe ded Gefened auf ſolches anzuwenden. Bor allen 
Dingen müſſe fi alfo jeder von dem in Frage ftehenden Falle genau 
unterrihten, und aldödann dad Gefes dagegen halten, um mit lieber: 
zeugung und Gewiſſen von der Strafbarkeit urtheilen zu können, in 
Abfiht der Strafe aber blo8 dem Geſetze folgen, indem ed nur 
dann, wenn dad Gefes feine namentlihe Strafe beftimme, fondern 
folhe dem Ermeffen des Richters anheim ftelle, erlaubt fey, die 
Art und den Grad der Strafe einer gewiſſenhaften Ermäßigung zu 
beftimmen. Auf Begnadigungdgründe dürfe man beim Votiren 
felbft feine Rüdficht nehmen, indem Tediglih, was Recht fey, ers 
Örtert und entfchieden werden ſollez dagegen fey ed geflattet, den 
Inkulpaten der Gnade ded Königd zu empfehlen, wenn nian ihn 
folder für würdig halte. 

Dienftreglement für die königl. Infanterie, 31. Kapitel $. 12. 
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Eine kriegsrechtliche Kommiffion Tann gegen Unterof- 
fiziere und Soldaten nachftehende Strafen erfennen: *) 

1) Arreft des erften Grads für die Dauer von drei 
Monaten. (Zimmerarreft, Arreft im Correftionszimmer und 
auf der Kafernen-Wache mit warmer Koft und gewöhnlicyer 
Lagerftätte.) 

2) Arreft des zweiten Grads für die Dauer von fechs 
Wochen. | 

Diefer Arreft ift einfame Einfperrung bei Waffer und 
Brod, am dritten Tag bei warmer Koft mit einer Pritfche, 
Gegen Dbermänner und Soldaten, nicht aber gegen 

Feldwebel kann Diefer Arreft noch weiter durch Schließen 
in Eifen für die Hälfte ver Arreftzeit verfchärft werden. 

3) Arreft dritten Grads oder ftrengfter Arreft, im fin: 
ftern einfamen Gefängniß ohne Lagerftätte, und im Uebri— 
gen dem Arreft des zweiten Grades gleich — für die Dauer 
von acht Tagen. 

Arreft des dritten Grads findet gegen Feldwebel Feine 
Anwendung. Gegen Soldaten, nicht aber gegen Obermän: 
ner, kann folcher noch weiter dadurch gefchärft werden, daß 
der Arreftant abwechslungsweife lang und Ffurz gefchloffen 
wird, doch fo, daß das Kurzfchließen innerhalb vier und 
zwanzig Stunden nur während „acht Stunden angewendet 
werden darf. Arreft des dritten Grads findet überhaupt 
nur für die Dauer von höchftens acht Tagen ftatt, und 
zwar mit der Cinfchränfung, daß je den dritten Tag mit 
gelindem Arreft abgewechfelt werden muß. 

Wird aber diefer Arreft nur für die Dauer von vier 
Tagen verfügt, fo darf er während derfelben in feiner ganz 
zen Strenge angewendet werden. 

4) Degradation der Unteroffiziere zu dem nächftfolgen- 
den niederen Grade, und zwar für immer oder aber auf 
eine gewiffe Zeit, jedoch ohne DVerluft der Ehrenzeichen. 
Durd) eine Kriegs-Minifterial-Verfügung vom 25. Mai 18% 
wurde den Commiffionen auch die Befugniß eingeräumt, auf 


°*) Militärifhe Strafgefese Art. 138. 
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Degradation eines Obermannsd auf immer, oder aber auf 
eine gewiffe Zeit zum Gemeinen zu erfennen. 

5) Körperliche Züchtigung gegen Soldaten bis zu fünf: 
sig Stodftreichen (oder Ruthenbieben.) 

In Friedenszeiten wird dieſe Strafart nur noch bei 
dem Kameraden:Diebftahl und Diebftahl am Aerar 
und bei Aufruhr und Meuterei angewendet. 

Zwar fpricht der Artifel 12. der militärifchen Straf: 
Gefege in Betreff der Anwendbarkeit der förperlichen Züch- 
tigung im Allgemeinen vom Diebftahl. Nach dem Erfchei- 
nen des bürgerlichen Straf-Gefeßbuches wurde aber verfügt, 
daß bei gemeinen Diebftählen, wofern folche nicht Zucht: 
hausftrafe zur Folge haben, in Zufunft auf Stodftreiche 
nicht mehr erfannt werden dürfe, daß fie vielmehr nur bei 
den in den militärifcehen Straf-Gefegen bezeichneten Dieb- 
ftählen und bei gemeinen Vergehen aud) gegen Militär- 
Perfonen nur dann anwendbar feyen, wenn das bürgerliche 
Straf-Geſetzbuch in einzelnen Fällen Förperliche Züchtigung 
als Schärfung zuläßt. 

Auch werden körperliche Züchtigungen noch unter ges 
wiffen Vorausfegungen gegen folche Individuen wegen ans 
derer Vergehen in Anwendung gebracht, welche wegen Ins 
verbefjerlichfeit in die Regimentöftrafflaffe verfebt worden find. 
Es darf hiebei aber als erfreulicher Fortfcehritt — eine Frucht 
des langen Friedens und der fortfchreitenden Humanität — 
bezeichnet werden, daß Eörperliche Züchtigungen auch im 
Fällen, in welchen fie noch zuläffig find, immer feltener 
werden, und, es dürfte diefe Strafart beim Militär im Fries 
den wenigftend gänzlich verfehwinden, worüber ſich Verfaſ— 
fer vorbehält, an einem andern Ort feine Anfichten weiter 
auszufprechen. 

6) Die sub Nro. 1. 2. 3. bemerften Arreftftrafen 
in Verbindung mit der Förperlichen Züchtigung bei Solda— 
ten, und mit der Degradation bei Unteroffizieren. *) 


2) Segen Offiziere kommt einer friegdrechtlichen Commiſſion 
kin Erkenntniß zu. 
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7) Nach dem Erfcheinen des bürgerlichen Straf-Geſetz— 
buches wurde den friegsrechtlichen Commiffionen im Weg 
der Verordnung die Befugniß ertheilt, auch auf drei Mo 
nate Kreis» Gefängniß zu erfennen. *) 

8) Auch wurde den Friegsrechtlichen Commiſſionen das 
Recht zugeftanden, über zeitlichen und bleibenden Verluſt 
der bürgerlichen Ehrens und Dienftrechte zu erkennen. #**) 

Nach dem Gefagten ift fomit die Straf-Befugniß der 
friegsrechtlichen Commiſſionen theils eine geringere, als die 
jenige der Dberamt3-Gerichte, theild erftredt fie fich wies 
derum andernfeitd auf Vergehen, welche bei einem bürger- 
lichen Malefifanten den Kreis-Gerichten vorbehalten find, 
3. B. Fälfchungen von Privat-Urkunden, erfchwerte Bes 
trügereien, fofern nur drei Monate Kreis-Gefängniß und 
Verluft der bürgerlichen Ehren: und Dienftrechte im betref- 
fenden Fall ald Strafe hinreichend erfcheinen. 

Daß Feſtungs-Gefängniß (Kreis-Gefängniß) oder eine 
Ehren-Strafe des bürgerlichen Straf-efegbuches nur dann 
mit förperlicher Züchtigung verbunden werden kann, wenn 
ein militärifches mit Stockſtreichen zu ahndendes Vergehen 
mit einem gemeinen zufammentrifft, 3. B. SKameradendieb- 
ftahl mit einer Körperverlegung, oder Kameradendiebftahl 
mit einem gemeinen Betrug über 5 fl., verfteht fich von 
felbft, weil diefe Strafe nur für einzelne militärifce 
Verbrechen noch vorfommt. Ebenſo flar ift es, daß De 
gradation mit dieſen beiden Strafarten verbunden werden 
fann, beziehungsweife muß. Da fodann nad, Artikel 2. 
der militärifchen Strafgefege unter Umftänden eine bürger 


*) Es wurde für militärifche Verbrecher ein befondered Kreiß: 
Gefängniß, (Feftungsgefängnif) und zwar zuerft auf der Feftung 
Hohenadperg, fpäter aber in Stuttgart eingerichtet. 

**) Wenn ſich auch fragen ließe, ob diefed durch den Weg der 
Verordnung oder durch geduldete Gelbftl- Ausdehnung der Befugniſſe 
der Militär-Gerihte gefcheben könne, fo war es doch dringen 
ded Bedürfnig, hierüber Beftimmungen zu treffen, mwie fie nun 
mehr gelten. 
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lihe Freiheits Strafe in militärischen Arreft verwandelt 
werden darf, fo hat es auch feinen Anftand, daß Arreft 
weiten und dritten Grade mit den Ehren-Strafen des bür- 
gerlichen Straf-Gefegbuches verbunden werden Fann. 

— Daß die friegsrechtlichen Commiſſionen eine hohe Wich: 
tigfeit haben, geht aus dem Angeführten hervor, und ihre 
Bedeutung fteigert fich noch aus den in der Einleitung be: 
merflich gemachten Gründen, welche ſich auf die Befchrän: 
fung des Nefurs: Rechtes u. f. w. beziehen, in hohem Grade, 

II, Das Regiments-Gericht. 

Diefes befteht aus dem Regiments-Commandanten und 
dem den Antrag ftellenden Auditor, An diefen Antrag ift 
indeffen der Regiments = Befehlshaber nicht gebunden. 
Sollte fih der Fall ereignen, daß letzterer augenfcheinlicy 
contra legem entfcheiden follte, fo hätte der Auditor Die 
Verpflichtung, deshalb VBorftellungen zu machen, und nös 
thigenfall8 dem Oberkriegs-Gericht Meldung zu erftatten. 

Die Etrafen, welche das Regiments» Gericht gegen 
Unteroffiziere und Eoldaten verhängen kann, find nad) Ars 
tifel 131. der militärischen Straf-Geſetze Ziffer 2. folgende: 

1) Gelinder Arreft (im Correktions-Zimmer oder Zim— 
mer:Arreft) für die Dauer von 32 Tagen; 

2) ftrenger Arreft für die Dauer von fechszehn Tagen; 

3) ftrengfter Arreft für die Dauer von acht Tagen; 

4) Degradation der Obermänner, (und Rottenmeifter) 
auf vier Wochen. 

9) Etodfchläge gegen Soldaten bis zu 30. — jedoch 
nur dann, wenn die Truppen fih im Felde befinden, und 
wenn die lebertretung zu den in Artifel 12. der militäris 
hen Straf-Geſetze genannten gehört — oder aber gegen 
Eubjefte, welche fi) in der Regiments-Straf-Klaſſe befin- 
den, auch im Frieden und felbft wegen Disciplinar-Vers 
gehen. 

6) Degradation der Obermänner, in Berbindung mit 
einer der bemerkten Arreftftrafen. 
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7) Stodfchläge gegen Soldaten, in Verbindung mit 
irgend einer der oben bemerkten Arreftftrafen. 

Sonftige Verbindungen einer der obigen Strafen find 
nicht zuläffig, wenn es nicht augenfcheinlich ift, daß durd 
die Verbindung das Verhältniß einer einzelnen diefer Stra 
fen nicht überfchritten wird. *) 

Bor das Forum des Regiments: Gerichte eignen ſich 
zwar ftreng genommen Feine eigentlich gerichtlichen Fälle, 
wenn fie auch ganz unbedeutende Strafe zur Folge haben 
würden. Es ift indeffen allgemeine Praxis der Negimenter, 
folhe Fälle, welche im Reffort der Disciplinarftrafen abs . 
gewandelt werden können, und welche, wenn es bürgerliche 
Bergehen find, das bürgerliche Etraf:Gefegbuch aufgenom: 
men hat, oder aber, wenn e3 militärifche Vergehen find, 
und ihre Beftrafung nicht ausprüdlich dem Regiments: Ge: 
richt entzogen ift, wie 3. B. diejenige der Kameraden« Dieb: 
ftähle — durch regimentsgerichtlichen Epruch zu erledigen. 
Jedoch gefchieht dieſes nur dann, wenn der betreffende 
Fall, fowohl Hinfichtlich der Thatfrage, als in Betreff der 
Beftrafung, ein einfacher ift. 

Man fönnte hiebei nicht entgegenhalten, daß hiedurch 
das dem Angeſchuldigten von einer kriegsrechtlichen Com— 
miſſion an ein Kriegsrecht zuſtehende Rekursrecht verküm— 
mert werde, weil dieſes, wie ſchon erwähnt worden, nur 
dann ſtattfinden würde, wenn die Commiſſion auf eine das 
Disciplinar-Maaß überſteigende Strafe erkennt. 


Sobald das Rekursrecht in dieſer Richtung erweitert 
werden würde, müßte allerdings die erwähnte Praxis, welche übri— 
gens in mancher Hinſicht nicht unzweckmaͤßig ift, **) aufhören. 


*) Urt. 131. der militärifhen Straf: Gefege. 

**) 53 ift 3.8. eine Unterſuchung wegen Wanderbuchsfälſchung, 
oder wegen einer einfachen Amtsehrenbeleidigung von einem Dber: 
Amts-Gericht eingefhidt worden. Warum foll in folden Fällen, 
wenn fie ganz einfacher Natur find, ein Angefchuldigter vielleicht 
aud weiter Ferne einberufen werden, um ihn vor eine friegäredt: 
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1. Bon der Borunterfuhung und von 
Einftellung der Unterfuchung. 

Nach Artikel 62. der Straf-Prozeß-Ordnung ift der 
Unterfuhungs-Richter zu Eröffnung einer Unterfuchung bes 
techtigt, fobald die Gewißheit oder Wahrfcheinlichfeit eines 
begangenen Verbrechens vorliegt, wofern letzteres nicht zu 
denjenigen gehört, welche nach befonderer gefeglicher Vor— 
fhrift nur auf Klage des Beleidigten oder Befchädigten 
unterfucht werden dürfen. Diefe Grundfäße erleiden bei 
dem militärischen Unterfuchungs-Richter — dem Auditor — 
in fofern eine Befchränfung, daß er in fo lange zu einer 
Einſchreitung nicht befugt ift, bis ihm hiezu der Befehl 
durch den Negiments-Befehlshaber ertheilt wird. 

Da nun vorfonmende Borfälle im Dienftweg vorerft 
an dad Regiments-Commando gemeldet werden müffen, fo 
fann fich leicht der Fall ereignen, daß die Einfchreitung des 
Auditord verzögert wird, was in mancher Hinficht auf Ein- 
leitung und Führung der gerichtlichen Unterſuchung von 
nicht unbedeutend ftörendem Einfluß werden Fann. *) 


—— — — — 


liche Commiſſion zu ſtellen? Die gegen ihn erkannte Disciplinar— 
ſtrafe kann, wenn er darum nachſucht und wenn er die Mittel 
zu alsbaldiger Bezahlung der Arreſt-Koſten beſitzt, viel bequemer 
im Urlaub von ihm erſtanden werden. 

*) Es wäre zweckmäßig, daß bei vorkommenden ſchwereren Fäl— 
len von Verbrechen der Auditor immer ungeſäumt benachrichtigt 
würde, um die nothwendigen vorläufigen Vorkehrungen für die Un— 
terſuchung treffen zu können, bis er ſodann durch die ihm von dem 
Regiments-Befehlshaber ertheilte Weiſung zur Einſchreitung mit der 
gerichtlichen Unterſuchung förmlich legitimirt würde. 

Wie manche Mittel bietet öfters ein ungeſäumtes Einſchreiten 
des Unterſuchungsrichters für den Erfolg einer Unterſuchung dar, 
welche nach kurzer Zeit verloren gehen können; z. B. eine aufgeriſ— 
ſene Truche wird ſogleich wieder reparirt, ein blutiger Säbel wird 
gereinigt u. ſ. w. Zwar werden bei vorkommenden ſchwereren Ver— 
brechen die Verdächtigen ſogleich verhaftet, und auffallende Umſtände 
den Meldungen einverleibt, Dagegen kann von Nicht-Sachverſtän— 
digen bei Auffalfung von — für die Unterfuhung wichtigen Mo: 
menten nicht diejenige Sorgfalt erwartet werden, melde dem 

Monatfchr. f. d- Zufispfl, XII. Bd, 2. Abth. 15 
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Was die in Artikel 64. der bürgerlichen Straf- Prozeß: 
Ordnung erwähnten Anzeigen von vorgefallenen Verbrechen 
betrifft, fo find folche von dem betreffenden Militär auf dem 
vorgefchriebenen Dienftwege dem ihm zunächft Vorgeſetzten 
und von Ddiefem fodann weiter zu melden. 

Treffen die Befchuldigungen aber den nächſten Bor: 
gefegten felbft, fo ift die Anzeige hievon dem nächft höheren 
Vorgefegten zu erftatten. Ueber die erweiterte Anzeige 
Nflicht eines Militärs gehört eine nähere Ausführung nicht 
hieher. Bei dem militärifchen Gerichts-BVerfahren fällt die 
in Artikel 73. gegebene Borfchrift, von Eröffnung einer Un— 
terfuchung wegen eines ſchweren Berbrechens eine: Anzeige 
an das höhere Gericht (das Oberfriegs: Gericht) zu erftatten, 
weg. Das Oberkriegs-Gericht erhält von einem folchen 
Fall nicht bälder genauere Kenntniß, als bis die Friegs- 
rechtlichen Akten zur Revifion vorgelegt werden, indem nur 
noch felten die in Artifel 160. der militärifchen Strafges 
fee ertheilte Vorſchrift wegen Borlegung der Akten in 
wichtigen Fällen an das Oberkriegs-Gericht zur Prüfung 
der Spruchreife der Aften angewendet wird. Jedoch if 
dem Oberkriegs⸗Gericht durch Einficht der von den Audito— 
ren in jedem Monat zu erftattenden Criminal - Rapporte 
(Prozeßtabellen) ftetS Gelegenheit gegeben, von wichtigeren 
' bei den Regimentern vorfommenden Unterfuchungen Notiz 
du nehmen, jo wie überhaupt die Thätigfeit der Aubditore 
zu überwachen. 

Hinfichtlich der Einftelung einer Unterfuchung ift zu 
unterfcheiben : 


Unterfuhungs:Richter zulommen muß. Es follte der Vortheil beim 
Militär, daß der Unterfuchungs:Richter fi) beinahe immer an dem 
Drt ded Verbrechens befindet, beffer benüst und „demfelben mehr 
Gelegenheit gegeben werden, möglich rafh noch die Stimmung eine? 
Verdächtigen nah der That, oder die friſche Wahrnehmung der 
Zeugen durch aldbaldige Vernehmungen derfelben der Unterſuchung 
zu Nusen zu machen, wogegen andernfeit8 die Bernehmungen durd 
or Vorgefesten möglichft befhräanft und vermieden werben 
ollten. 
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1) diefelbe wird wegen gemeiner oder wegen militäri- 
iher Vergehen gegen einen präfenten Mann von der Mili- 
tär-Behörde geführt. 

2) Die Unterfuchung wird von einem Bezirfs-Gericht 
gegen einen beurlaubten oder. font von feinem Regimente 
abwefenden Soldaten oder Unteroffizier geführt. 

ad 1) Inden erfteren Fällen gefchieht die Befchlugnahme 
über Einftellung der Unterfuchung felbft bei ſchwereren Ber: 
gehen vann von dem Regiments-Gericht, wenn die Noth— 
wendigfeit einer folchen Entfchließung klar vorliegt. 
Wäre aber deshalb ein Zweifel vorhanden, fo werden in 
wichtigeren Fällen, welche bei befjerem Beweife einer friegs- 
rechtlichen Commiſſion oder einem Kriegsrecht übergeben 
werden müßten, die Akten dem Oberfriegd-Gericht zur Ein- 
ttelung der Ilnterfuchung, oder anderweitigen Entfcheidung 
vorgelegt. | 

Die in Artifel 76. der Straf-Prozeß-Ordnung über 
Einftelung der Unterfuchungen ertheilten Vorſchriften, wor— 
nady in den einen Fällen der Bezirfs-Richter die Einftelung 
der Unterfuchung befchließen fann, in anderen aber das Be— 
sirfö= Gericht, können bei dem Militär nicht angewendet 
werden, da einentheild weder der Auditor, noch der Re— 
giments-Befehlshaber für fich allein eine gerichtliche Unter— 
fuhung einftellen fann, anderntheil® aber nad) der eigen- 
thümlichen Einrichtung der Militär-Gerichte, fowohl aus 
Gründen der Politif, als der einfacheren Behandlung wegen 
zum Befchluß über Einftellung der Unterfuchung weder eine 
friegsrechtliche Commiſſion, nody ein Kriegs-Recht zufam- 
menberufen werden darf. | 

ad 2) Hinfichtlich der Unterfuchungen folcher Vergehen, 
welche von den Dberamts-Gerichten geführt werden, ift in 
neuefter Zeit durch gemeinfchaftliche Beftimmungen des Ju— 
ſtiz- und SKriegsminifteriums einem dringenden Bedürfniß 
abgeholfen worden. 

Es wurde namlich verordnet, daß die Befchlußnahme 
über Ginftellung folcher Unterfuchungen nach) Maßgabe des 

" 15 * 


220 | 

Artikels 76. der bürgerlichen Straf⸗Prozeß⸗Ordnung dem 
Bezirfs-Richter beziehungsweife dem Bezirks-Gericht ebenfo, 
wie bet Unterſuchungen gegen Berfonen bürgerlichen Etan- 
des zuftehen folle, der betreffenden Commando-Behoörde aber 
von der Einftellung der Unterfuchung ebenfalld, wie von 
der Einleitung derfelben Nachricht zu geben fey. 

Wenn es fich jedoch bei einer folchen Unterſuchung um 
ein Bergehen handelt, das der bezirfsgerichtlichen Strafs 
Befugniß nicht anheim fällt, fo foll der Beichluß des Ber 
zirks-Gerichts zu Einftellung der IUnterfuchung, welcher 
nach dem angezogenen Artifel 76. binnen acht Tagen dem 
Kreißgericht vorzulegen wäre, von dem Bezirks-Gericht nicht 
dem Kreisgericht, fondern dem Oberfriegs-Gericht vorgelegt 
werben, welches denſelben fofort beftätigen oder aufheben, 
die Fortſetzung der IUnterfuchung verfügen oder auch ſogleich 
die Verfegung in den Anfchuldigungsftand ausfprechen und 
die Eröffnung der Hauptunterfuchung anordnen fann. 

Es entfteht nun aber die Frage, wie fich die Militär: 
Behörde zu verhalten habe, wenn ein Dberamts - Gericht 
einen in Unterfuchung befangenen Militär in Anfchuldigungs- 
ftand verſetzt, dieſe Verſetzung aber der Militär-Behörde 
nicht gerechtfertigt erfcheint? Hat fich die Militär-Behörde 
an den Befchluß des Dberamts-Gerichts zu binden, und 
die Sache nun zur Entfcheidung einem Kriegdgericht vor: 
zulegen oder nicht? Denn eine Freifprechung oder Inſtanz⸗ 
Entbindung Fann bei gerichtlichen Vergehen nach ſchon lange 
beftehendem Grundſatz beim Militär ebenfall® nur durch 
Urtheil einer Friegsrechtlichen Commiſſion oder eines Kriegs: 
Rechtes gefchehen. Es Fönnte gefagt werden, fo fehr ed 
geboten erfcheine, die Kriegs- Gerichte aus manchen Rüd- 
fichten möglichft fparfam zu beftellen, und fo fehr es dem 
beitehenden Grundſatz zumiderlaufe, Unterfuchungen, bei 
welchen fein erheblicher Beweis fich herftellen läßt, Kriegs: 
Berichten zu übergeben, fo erfordere e8 doch, wenn eine Ver: 
ſetzung in den Anfchuldigungsftand von dem betreffenden 
Bezirks⸗Gericht rechtöfräftig gefaßt worden, das durch zu 
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voreilige Verſetzung in ‚den Stand der Anfchuldigung ver: 
legte Recht des Inquifiten, daß ihm eine förmliche Genug> 
thuung dur Ausfpruch eines Kriegs-Gerichtes zu Theil 
werde. Richtiger und zwedmäßiger wird es aber wohl feyn, 
wenn ein folcher Fall als ein durch die Verfchiedenheit ver 
Anfihten der. betreffenden Gerichte als zweifelhaft fi 
barftellender *#) dem Oberfriegd:Gericht zu einer Entfchei- 
dung vorgelegt würde. Würde legtered die Bedenken der 
Militär-Behörde gegen eine Verſetzung in den Anſchuldi— 
gungsftand gerechtfertigt finden, fo dürfte daffelbe durch das 
betreffende SKreis-Gericht eine Aufhebung diefes Befchlufles 
herbeizuführen fuchen, wenn dieſes aber nicht gelingt, 
dann erft die Entfcheidung einem Kriegs-Bericht überlaffen. 
Noh entfteht die Frage, ob fih die Militär: Ber 
hörde an den Befchluß auf Tinftellung einer Unterfuchung 
ju binden habe, welchen ein Oberamts-Gericht in Betreff 
eined Theils von Vergehen, weldye bei einer von dem Ober: 
Amts⸗Gericht gegen einen Beurlaubten zu führenden Unter: 
fuhung vorfommen, gefaßt hat, während das Militär: 
Gericht deßwegen einer anderen Anficht Huldigte ? Daß diefegrage 
zu verneinen ſey, ließe fich leicht erweifen. 
II, Bon der Verfebung in den 
Anfhuldigungs-Stand. 

Diefe richterlihe Verfügung ift ebenfall8 in doppelter 
Veziehung einer genaueren Prüfung zu unterwerfen, und 
zwar | 

A) Hinfichtlich derjenigen Unterfuchungen, welche bei 
den Regimentern geführt werden ; 

B) hinfichtlich derjenigen, welche die Bezirfs-Gerichte 
zu führen haben. 

ad A) Wie fich bei der den Militär- Gerichten eigen- 
thümlichen Organifation von felbft verfteht, können die in 
Artikel 77. u. folgenden der Straf-Prozeß⸗Ordnung ertheilten 
Vorfohriften bei den militärifchen Unterfuchungen nicht in 


*) Militärifhe Straf-Gefege Art. 160. 


! 
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vollem Umfange angewendet werden. In wie weit fie aber 
Anwendung finden Eönnen, hierüber werden einige Bemer— 
fungen am Platze feyn. 

Bei der ftändifchen Berathung über dieſe Materie wurde 
von allen Seiten die Zwedmäßigfeit anerfannt, daß ein 
Aft zu gefchehen habe, wodurch die Erfennung der Epecials 
Unterfuchung ausgefprochen wird, weil von der Verſetzung 
in den Anfchuldigungsftand wichtige Folgen abhängen, wie 
wohl auch wiederum folche Fälle anerfannt wurden, in 
welchen diefe Verſetzung eine bloße Formalität ift. 

Sol nun aber, wie ebenfalls vielfach anerfannt wor: 
den ift, nicht jeder Fall einer Verfegung in den Anfchuls 
digungsftand zur bloßen Börmlichkeit herabfinfen, fo ift der 
Beſchluß über Berfegung in den Anfchuldigungsftand dem 
Inquiſiten zu eröffnen. Ebenſo hat fodann dieſe Eröffnung 
nur dann eine wefentliche Bedeutung, wenn dem Ange: 
Ichuldigten Rechte-Mlittel gegen den {hm eröffneten Beſchluß 
eingeräumt werden. 


Bei dem militärgerichtlichen Verfahren kann nach feinen 
eigenthümlichen SInftitutionen in der Art ein fürmlicher Bes 
fhluß in Betreff der Verfegung in den Anfchuldigungsftand 
nicht gefaßt werden, wie diefe Befchlußfaffung von ber 
bürgerlichen Straf-Prozeß-Ordnung vorgefihrieben ift, und 
wenn man auch für diejenigen Fälle, in denen VBerfegung 
in den Anfchuldigungsftand dem Bezirksrichter allein zu 
kommt, diefe Verfügung dem Auditor ohne Anftand analog 
- zugeftehen kann, fo würde doch hinfichtlich aller weiteren 
Bälle die Trage übrig bleiben, wie und von wem bei 
diefen eine analoge Beichlußnahme der PVerfegung in den 
Anfchuldigungsftand angewendet werden folle. 


Um indeffen die Lehre über Verfegung in den Anfchuls 
digungsftand fo viel ald möglich auch in das mili- 
tärifche Gerichtö-Berfahren herüber zu nehmen, laſſen fid 
für den militärifchen UnterfuchungssRichter folgende Grund: 
ſätze aufftellen, 
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1) Derfelde wird zu Eröffnung der SpecialsIlnterfu- 
hung die Gründe ebenfalls in gedrängter Kürze zufammen- 
faffen, und fich hierdurch felber eine Klare Lleberficht ver: 
haften, 0b auf diefelben Hin die Eröffnung der 
SpecialsUnterfuchung gebaut werden könne. Diefe Gründe 
wird er dem UAngefchuldigten vorhalten, damit derfelbe fo: 
gleich Veranlaffung nehmen fann, feine Bertheidigung zu 
ergreifen, und den gegen ihn entftandenen Verdacht zu he— 
ben oder zu vermindern. 

Sind hienach die Vertheidigungs-Gründe fogleih ale 
erheblich zu erfennen, oder hängt ihre Prüfung erft von 
weiteren Umſtänden ab, fo hat der Unterfuchungs-Richter 
von der Verſetzung in den Anfchuldigungsftand zu abftra- 
biren, beziehungsweife diefelbe aufzufchieben. Wenn aber 
dieß nicht der Fall, fo ift die Verfegung in den Anfchuldi- 
gungsftand auszufprechen. 

2) Hiebei würde fodann nichts im Wege ftehen, daß 
dem Angefchuldigten die Bedeutung diefer Verfügung bes 
fannt gemacht und demfelben eröffnet würde, daß er eine 
etwaige Befchwerde hiegegen bei dem Oberkriegs-Gericht 
erheben könne. 

E83 liegt indefien in der Natur der Sache, daß dieſes 
nur in fo weit gejagt werden kann, als nach den militäri- 
hen Straf-Gefegen der vorliegende Fall entweder in erfter 
Inſtanz oder im Nefursweg an das Obergericht gelangen 
fann,*) weil in anderen Fällen für das Weniger die 
Thättgfeit des Obergerichts nicht eintreten kann, wenn die— 
felbe für das Mehr ausgefchloffen ift. 

3) Der gefchehenen Berfegung in den Anfchuldigungs- 
fand ift dieſelbe Bedeutung zuzufchreiben, wie fie ihr der 
bürgerliche Richter beizulegen hat, und es Fönnte nunmehr 
insbefondere die militärifche Unterfuchung nicht mehr einge: 
ſtellt, fondern der Angefchuldigte müßte jet freige- 
Iprochen, von derInftanzentbunden, oderverurtheiltiwerden.*#) 


— 





RArtikel der militäriſchen Straf-Geſetze 140. 
) Straf⸗Prozeß⸗Ordnung Artikel 356. 
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Vergleicht man die — die Rechts-Nachtheile, welhe 
der Artikel 87. als Folgen der Verfegung in den Anfchul- 
digungsftand berührt, enthaltenden gefeglichen Beftimmungen, 
fo ergibt fich, daß von Diefen bei einem dem präfenten Stand 
angehörigen Mann nicht die Rede feyn Fann. *) 

4) Damit aber die Kriegsgerichte möglichft fparfam in 
Thätigfeit verfeßt werden, wird der militärifche Unterſu— 
chungsrichter in Beichlußnahme der Verfegung in den An: 
fihuldigungsftand vorfichtig zu Werf gehen, insbefondere, 
weil eine Freifprehung auf die Mannfchaft dann einen 
nachtheiligen Eindrud machen muß, wenn es fich nur von 
einem Mangel am Beweife handelt. 

5) Würden wegen Verſetzung in den Anfchuldigungs- 
Stand Zweifel obwalten, fo find die Aften nach Artifel 160. 
der militärifchen Straf-Gefege in wichtigeren Fällen an das 
Ober⸗-Kriegs⸗Gericht einzufenden. 

Daß die ausgehobenen Grundfäße nicht blos auf die 
bürgerlichen, fondern auch auf die militärifchen Verbrechen 
anzuwenden feyen, wird feiner weiteren Erörterung bedürfen, 
da ja die gemeinen Prozeß Grundfäge überall dann ſubſi— 
diarifche Geltung haben müffen, wenn die militärischen 
Prozeß-Geſetze nichts befonderes beftimmen. 

Mer fodann die Verſetzung in den Anſchuldigungs⸗ 
Stand zu beſchließen habe, wäre einer weiteren Unterſuchung 
zu unterwerfen, und zwar 

a) hinſichtlich der gemeinen Vergehen, 

b) hinſichtlich der militäriſchen Verbrechen. 

ad a. In Betreff der erſteren kann nach der Straf— 
Prozeß-Ordnung in den Stand der Anfchuldigung verjegen: 

a) der Bezirfsrichter für fich allein; 

-8) das Bezirfd-Gericht; 

y) der Kreis s Gerichtshof. 

Wegen der erftgedachten Fälle kann eine analoge An— 
wendung des Geſetzes vom Bezirförichter auf den Aubitor 


*) Knapp Commentar zu der Straf: Prozeß: Ordnung Seite 56. 


225 
feinem Anftand unterliegen, und da der Auditor für die 
Führung der Unterfuchung felbftftändig ift, fo bedarf es 
deshalb einer Genehmigung eines ſolchen Befchluffes von 
Geiten ded Regiments-Commandanten nicht. 

- Was die Fälle zweiter Kategorie betrifft, fo ift bier 
eine analoge Anwendung der Beftimmungen der Straf» 
Prozeß⸗Ordnung fehwieriger. 

Da nach Artikel 135. der militärifchen Strafgejege nur 
Strafen, welche die Competenz der militärifchen Vorgefegten 
überfteigen, von den Militär-Gerichten erfannt werden fol- 
In, fo würde es fich fragen, ob diefelben auch anders als 
befinitiv zu verfügen haben, und während z. B. ein Bes 
zirks-Gericht eine Unterfuchung einzuftellen hat, ift dies 
ſes Gefchäft ebenfalld nicht von einem Militär-Gericht, ſon⸗ 
dern entweder von dem Negimentd-Gericht oder aber von 
dem Oberfriegs:Gericht vorzunehmen, weil es Grundfaß 
it, die militärifchen Gerichte fo fparfam, als es gefchehen 
fann, zufammenzuberufen. 

So lange nun aber im Weg der Verordnung oder Ge: 
feßgebung feine weiteren Beftimmungen in vorliegender 
Richtung dem militärifchen Unterfuchungsrichter an die Hand 
gegeben find, infolange bleibt nichts übrig, als daß das 
Unterfuhungs-©ericht die VBerfegung in den Anfchul« 
digungsftand befchließt. *) 

Bon den Fällen, in welchen nach der Straf-Prozeß— 
Ordnung dem Kreis:Gerichte die Verfegung in den Anz 
ſchuldigungsſtand zufommt, fallen die dafelbft in Art. 9. 
Abfag 3. und Art. 37. Abſatz 2. angeführten Bälle 
von felbft aus, und nur in Hinficht der in Artikel 76. der 
Straf⸗Prozeß⸗Ordnung gedachten ließe fih fragen, ob beim 

*) Es dürfte indeffen von Feiner befonderen Bedeutung feyn, 
ob eine kriegsrechtliche Commiffion, oder dad Unterfuhungd:Gericht 
hierüber den Beſchluß faßt. 

Unrichtig wäre ed aber gewiß, deshalb eine Verfesung in 
den Anfchuldigungsftand ganz zu unterlaffen, weil die Vorfchriften 
der Straf Prozeß: Ordnung nicht wörtlid auf die militärifhen Ein* 
richtungen anzuwenden find. i 
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re nicht eine analoge Anwendung 
einzutreten habe. 

Diefer Artikel 76. fagt nämlich im 2. Abſatz: 

„Handelt es fich jedoch nicht um ein der bezirfögericht: 
lihen Straf-Befugnig anheimfallendes Vergehen, fo muß 
jener Beſchluß binnen acht Tagen mit den Aften dem Kreis’ 
Gerichte vorgelegt werden, das denfelben aufheben und die 
Fortfegung der Vorunterſuchung verfügen, oder auch fo: 
gleich die Verſetzung in den Anfchuldigungsftand ausfpres 
chen und die Eröffnung der Hauptunterfuchung anordnen 
fann.“ 

Eine analoge Anwendung diefer Beftimmungen findet 
aber in Betreff der Friegsrechtlichen Commiffionen im Ber: 
hältniffe zu den- Kriegsrechten unmöglich ftatt, wie von 
felbft einleuchtet. ine folche fällt aber eigentlich auch in 
Betreff. des Oberfriegs-Gerichts weg; denn die Kriegs— 
Gerichte find felber zur Aburtheilung von allen Vergehen 
zuftändig. Uebrigens wird fich hiermegen auf dasjenige be 
zogen, was deßhalb oben bei Einftellung der Unterfuchungen 
gefagt worden ift, und wenn eine Unterfuchung zur Ein: 
ftelung dem Oberkriegs-Gerichte vorgelegt worden ift, fo 
würde dieſes allerdings die VBerfegung in den Anfchuldigungs: 
ftand felber befchliegen, und fodann dem betreffenden Com— 
mando.die weiteren Befehle zu Fortfegung der Unterfuchung 
ertheilen. 

ad b. Hinfichtlich derVerſetzungi in den Anſchuldigungsſtand 
bei militäriſchen Verbrechen würde es zur Unterſcheidung 
der Fälle, in welchen, wie bei gemeinen Vergehen der Be— 
zirks-Richter allein, der Auditor für ſich befugt wäre, die 
Verſetzung in den Anſchuldigungsſtand zu beſchließen, info: 
ferne nicht an einem Haltpunft zur analogen Anwendung 
der hierüber aufgeftellten Grundfäge fehlen, weil zwar we: 
gen militärifchen Vergehen niemals auf Öeldftrafen erfannt 
werden darf, *) die militärifchen MWrreftftrafen bis zu der 


*) Militäarifhe Strafs&efege Artikel 36. 
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entehrenden (der Arbeitshausftrafe gleich geftellten) Feſtungs— 
arbeitsftrafe von über fehs Monaten aber der Bedeutung 
nach der Gefängnißftrafe gleich angefchen werben können. 

Die Verfegung in den Anfchuldigungsftand wird, fo- 
viel dem DVerfaffer befannt, bis jeßt noch nicht allgemein 
beimilitärifchen Verbrechen vorgenommen. Indeſſen ift eine 
Unterlaffung diefer Verfügung nicht zu begründen, indem 
jwar allerdings die Strafs Prozeß Ordnung zunädft nur 
Beftimmungen für Behandlung der gemeinen Vergehen trifft, 
überall aber der Grundſatz anerfannt werden muß, daß 
wenn das befondere Gefeß, (die militärifchen Straf-Geſetze) 
nichts befonderes vorfchreibt, das allgemeine Landes-Geſetz 
anzuwenden if. Somit follten auch bei den militärifchen 
Verbrechen die Beftimmungen über Verfegung in den An- 
huldigungsftand um fo mehr nach den oben bemerften 
Grundfägen analoge Anwendung finden, weil wenigftens 
die gerichtlich abzumwandelnden militärifchen Verbrechen eben: 
falls von höherer Bedeutung find. *) 

ad B) Darüber, ob bei folchen Unterfuchungen gegen 
Militärs Perfonen, welche die Oberamts-Gerichte zu führen 
haben, die Verſetzung in den Anfchuldigungsftand durch 
diefe zu befchließen ſey, war eine Sleichförmigfeit unter den 
Gerichten lange Zeit nicht vorhanden, und es laſſen fich 
allerdings für die Zuftändigfeit der Eivil-Gerichte fowohl, 
als für die Unzuftändigfeit vderfelben Gründe anführen. 
Insbeſondere Fonnte Zweifel entftehben, ob nicht nacdy Anas _ 
[ogie des Artifel8 37. der Straf-Prozeß-Ordnung, wornad) 
bei dem befreiten Gerichtsftand vor einem Kreis-Gericht 
das erfennende Gericht in die fonft dem Bezirks⸗Gericht 
während der Unterſuchung gegenüber dem Bezirks-Richter 
zuſtehende Befugniffe einzutreten hat, ein Beichluß Des 
in der Hauptfache erfennenden Militär-Gerichts erforbert 
werde. Die Minifterien der Juſtiz und des Kriegswefens 
haben indeffen in neueſter Zeit #*) dahin eine Bereinbarung 


*) Meitered hievon unten. 
8) Sorp8:Befehl vom 17. März 1846. ; 
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getroffen, daß die Beftimmungen der. Etraf > Prozeß - Ords 
nung, fo weit fie fih auf Berfegung in den Anſchul⸗ 
digungsftand beziehen, bei Unterſuchungen gegen Bes 
urlaubte, oder fonft von ihrem Regiment abweſende 
Militärs, wie , bei Berfonen bürgerlihen Standes, 
welchen fein befreiter Gerichtsftand zufommt, Anwendung 
finden, und daß den Bezirfs-Richtern beziehungsmweife den 
Bezirks⸗Gerichts-Collegien in diefer Hinficht gegen die in Un— 
terfuchung befangenen  Militär-Perfonen dieſelben Befugs 
nijfe, wie gegen bürgerliche, zuftehen, daß demnach in 
ſolchen Fällen zur Verſetzung in den Anfchuldigungsftand 
weder ein Beichluß, noch eine Zuftimmung von Seite des 
in der Hauptfache erfennenden MilitärsGerichts erfordert 
werde. 
| Die Frage ferner, ob auch den bei ven Bezirks-Ge— 
richten in Unterfuchung befangenen Militär-PBerfonen 
gleiche Befugniſſe Hinfichtlich der BVBerfegung in den An- 
fhuldigungsftand, d. h. die nämlichen Rechts Mittel zus 
ftehen, welche den bürgerlichen Angefchuldigten zufommen, 
ift zwar in dem erwähnten Corps-Befehl nicht ausdrüdlic 
beantwortet, allein ed kann hierüber ebenfowenig ein ge 
gründeter Zweifel obwalten, als darüber, daß es an den 
betreffenden Civil» Behörden ift, alle fich während des Laufes 
der von ihnen zu führenden Unterfuchung ergebenden Inci— 
dent-Afte volftändig zu erledigen und überhaupt die Un— 
terfuchung in der Art zum Schluß zu bringen, daß die 
Militär-Gerichte hierauf das Endurtheil bauen können. 
Der genannte Corps-Befehl fpricht auch wirflicy aus, 
daß die gedachten beiden Minifterien darüber einig gewejen, 
daß der bürgerliche Unterfuchungs-Richter eine ihm nad 
Artikel 129. 3. 2. der militärifchen Straf: Gefeße gegen 
Militärs Berfonen zufommende Unterfuchung durch alle Sta» 
dien derfelben mit Einfchluß des Schluß-Verfahrend gerade 
fo durchzuführen habe, wie diefes bei Unterfuchungen gegen 
Perſonen bürgerlichen Standes wegen gerichtlich zu beftra» 
fender Gefeßessllebertretungen zu gefchehen hat, und dab 


* 
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der Schuldige erft nach Beendigung der Hauptunterfuchung 
und nad) Wornahme des Schluß-Berfahrens der Militärs 
Behörde zum weiteren Verfahren zu übergeben ſey. 

Wenn fich der Fall zutragen würde, daß, wenn eine 
Militär-Perfon von einem Oberamts⸗-Gericht wegen eines 
Vergehens in Anfchuldigungsftand verfegt würde, diefe Ver: 
fügung von der Militärs Behörde nicht gebilligt werden 
wollte,*) weil die Militär-Behörde ein bedeutenderes Verbrechen 
annimmt, fo müßte die Militär-Behörde ſich veranlaßt fehen, 
die Akten zu einer weiteren Verſetzung des in linterfuchung 
Befangenen in den Anfchuldigungsftand dem Unterfuchungss 
Gericht zurüdzugeben, wenn nach einer folchen Berfchiedens 
heit eine höhere Etrafart zur Anwendung fommen fünnte.**) 

Würde das Oberamtd:Gericht auf feiner Anficht bes 
barren, fo müßte dur das Oberfriegd: Gericht eine Ent: 
ſcheidung herbeigeführt werben. 

Beim umgefehrten Fall würde entweder die Unterſuchung 
durh Urtheil eines Militär-Gerichts erledigt, oder 
aber nicht. Wenn erfteres gefchehen würde, fo würde die 
Verfegung in den Anfchuldigungsftand wegen eines bes 
deutenderen Vergehens, als ein folches von der Militäre 
Behörde angenommen wird, durch das betreffende Endurtheil 
feine Würdigung erhalten, wenn aber die Unterfuchung res 
gimentsgerichtlich erledigt werden Fönnte, würde die Ver— 
fegung in den Anfchuldigungsftand in Betreff eines beveu- 
tenderen Bergehens nicht vorgekommen feyn, ***) fo müßte 





*) 3. B. dad Dberamtd:Geriht nimmt nur dad Vorhanden⸗ 
feyn eine einfahen Dicbftahld an, und hält etwaige Umftände zu 
Annahme eined ausgezeichneten Diebftahld nicht für genügend, wäh— 
rend die Militär-Bebörde die Anficht gewinnt, daß diefe Gründe 
von der Befchaffenheit find, um hierauf die Annahme eined ausge— 
zeichneten Diebſtahls zu bauen. 

**) Artikel 85. der Straf-Prozef-Drdnung Abfas 3. 

***) 2, B. es liegt Verdacht vor, daß ein beurlaubter Eiol- 
dat durch Einfteigen Gegenflände aus einem Zimmer im Werth 
von A fl. entwendet habe, und-daß derfelbe fofort von dem Ober: 
amtögericht wegen audgezeichneten Diebftahld 2. Stufe .in An- 
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nach den oben über Einftellung von Unterfuchungen ent 
wickelten Grundfägen verfahren werben. 

IV. Bon ven Zwangsmitteln. | 

Artifel 160. der militärifchen Straf-Gefege verordnet 
Folgendes: 

„Damit jedoch der Fall, daß ein kriegsrechtliches Er⸗ 
kenntniß wegen mangelhafter Unterſuchung aufzuheben ſey, 
fo ſelten als möglich eintrete, ſollen in wichtigeren und 
zweifelhaften Fällen die Akten nach geſchloſſener Unterſuchung 
an die Juſtiz-Sektion des Kriegs-Departements zur Prüfung, 
ob die Akten zum Spruch reif feyen, eingefendet werben, 
worauf diefelbe dem Inquirenten wegen Ergänzung der et 
waigen Mängel die nötbige Weifung zu geben hat, ohne 
daß es jedoch der Juſtiz-Sektion zufommt, wegen Beftra- 
fung des Angefchuldigten ihre Anficht zu äußern.“ 

' Ferner beftimmt Artifel 161. der militärifchen Straf: 
Geſetze: 

„Hält die Juſtiz-Sektion bei der vorläufigen Prüfung 
der Unterfuchungs-Aften dafür, daß Zmwangsmittel anzu— 
wenden feyen (vorausgeſetzt, daß fich der Fall nach der Ge: 
nerals-Berordnung vom 23. April 1809 zu Anwendung von 
Zwangsmitteln eignet) fo ift die Sache an das Reviſions— 
Gericht zu bringen, welches über die —— von 
Zwangsmitteln zu erkennen hat.“ 

Die Beſtimmungen des Artikels 161. beziehen ſich nun 
offenbar nur auf diejenigen Fälle, welche fürs erſte durch 
ein Kriegsrecht abgeurtheilt werden, fürs zweite vorher als 
wichtigere und zweifelhafte der Juſtiz-Sektion des Kriegs— 
Departements, dem Oberkriegs-Gericht vorgelegt worden ſind. 
Es iſt jedoch ſchon längſt vor Erſcheinen der Straf-⸗-Pro— 
zeß-Ordnung entſchiedene Praxis des militäriſchen Gerichts— 
Verfahrens geweſen, daß Zwangsmittel in allen und jeden 


ſchuldigungsſtand verſetzt wird, es ſtellt ſich aber ſpäter heraus, 
daß er die Leiter, auf der er eingeſtiegen ſeyn ſoll, nicht zum Ein 
fteigen, fondern zum Heraußfteigen benüsen wollte, und benügt hat. 
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allen nicht ohne Genehmigung und Erfenntniß des 
Dberfriegd » Gerichts zur Anwendung Fommen konnten; 
fodann kann aber nad dem anerkannten Grundſatze 
des Oberfriegs-Gericht8 eine Anwendung von Zwangsmit- 
teln mit Etodftreichen jegt auch bei dem Militär nicht mehr 
fattfinden. Es würde fich fomit fragen, ob vorhin gedach— 
ter Orundfaß, die UnterfuchungssAften zur Erkennung von 
Iwangsmitteln dem Revifiong-Gericht vorzulegen, nicht eine 
Abänderung durch die Beftimmungen der Straf» Prozeß: 
Ordnung erleide, da diefe das erfennende Gericht, alfo 
fowohl die DOberamts-Gerichts-Kollegien, als die Kreis— 
Gerichtshöfe, für den Beſchluß von Zwangsmitteln zuftän- 
dig erklärt, ferner die Zwangsmittel felbft entweder 
nur in einer gefchärften Arreftftrafe, oder aber in einer fich 
nach der Bedeutung des betreffenden Verbrechens und feiner 
Strafe richtenden längeren oder fürzeren Einfperrung inter 
Anftalt, im welcher der Angefchuldigte im Fall feiner Ver: 
urtheilung die Etrafe zu erftehen hätte, oder in einer zu 
Vollziehung geringerer Strafen beftimmten Anſtalt beftehen 
fönnen. *) 

Mas hier zunächft 

4) diejenigen Fälle betrifft, welche als wichtigere und 
jweifelhafte dem Oberkriegs-Gericht vorgelegt werden müf- 
fen, fo wäre der Artifel 161. der militärifchen Etraf-Ge- 
feße in fo ferne nahezu conform mit den Beftimmungen der 
Etraf-Prozeß- Ordnung, ald nicht das Oberfriegs-Gericht, 
fondern das Revifions: Gericht, an welches ein folcher Fall 
zu bringen ift, alfo ein erfennendes Gericht dann das 
Erfenntnig über Zwangsmittel zu. fällen hat, wenn bei 
vorläufiger Prüfung der UnterfuchungssAften die Juſtiz⸗ 
Sektion dafür hält, daß Zwangsmittel anzuwenden feyen. 

Der wefentliche Unterfchied würde aber bei diefer Pro- 
jedur mit dem gedachten Grundfaß der Straf-Prozeß-Ord⸗ 
nung darin beftehen, daß dem Angefchuldigten hiebei eine 


*) Artitel der Straf: Prozeß-DOrdnung 144- 
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erfennende Inftanz verloren geht, während die Straf-Pros 
zeßs Orbnung ein Refursrecht gegen Zwangsmittel ein: 
räumt. *) | 

Dürfte nun darüber vielleicht eine genauere Unterfuchung 
angeftellt werden können, ob das in Artifel 161. enthaltene 
befondere Geſetz nicht auch jetzt noch dem allgemeinen — 
den Beftimmungen der Straf-Progeß: Ordnung — vorgehe, 
fo ift dem Verfaſſer doch aus einem Epezialfall befannt, 
daß das Dberfriegd-Gericht, welchem ein wichtigerer und 
zweifelhafter Sal zur Entjchließung wegen Anwendung von 
Zwangsmitteln vorgelegt worden ift, dieſes Erfenntniß dem 
friegsrechtlichen Urtheil überlafien hat. 

Der Grundfag, die Beitimmungen ded Art. 161. 
der militärifchen Straf-Geſetze in denjenigen der Straf-Pro- 
3eß: Ordnung Art. 146. untergehen zu lafjen, warder Confequenz 
wegen näher gelegt, weil in den Fällen des Artifeld 146, 
der Straf: Prozeß-Ordnung, wenn nämlich der eines Ber: 
brechens geftändige oder rechtsfräftig überführte Ange 
fchuldigte einzelne für das Recht des Befchädigten wichtige 
Umftände, welche er nach dem Inhalt feines Geſtändniſſes 
oder dem fonft erhobenen Beweife wiffen muß, 3. B. den 
Berbergungsort geftohlener Sachen, anzugeben fich beharr- 
lich weigerte, ein Urtheil des zuftändigen Gerichts in der 
Hauptfache vorausgefegt wird. 

2) Was fodann alle diejenigen Fälle betrifft, in wel- 
chen die Unterfuchungs- Akten nicht als wichtigere und zwei 
felhafte dem Oberkriegs-Gericht vorzulegen find, jo kann 
es bei diefen nach dem vorhin Geſagten um fo weniger 
einem Anftand unterliegen, daß fie je nach ihrer Bedeu: 
tung den Kriegsrechten oder aber den friegsrechtlichen Com— 
miffionen zum Erfenntniß zuzumeifen find. 

Daß indefien von einem Rekurs-Recht des Angefhuls 
digten gegen ein Erfenntniß von Zwangsmitteln nur dann 
die: Rede ſeyn könnte, wenn es die militärifchen Straf 


*) Straf:Prozeß: Ordnung Artikel 374. 397% 
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Geſetze nach der Bedeutung der in der Hauptfache zu er: 
fennenden oder erfannten Strafe für die Hauptfache erlau— 
ben, ift an ſich klar. Auch verfteht es fich von felbft, 
daß nur unter derfelben Worausfegung ein Urtheil eines 
Kriegs: Gerichts an das Nevifions-Gericht gelangen Fann. 

Noch wirft fich die Frage auf, weldyes Gericht zu er- 
fennen habe, wenn ein von einem Oberamts-Gericht unterfuchs 
ter Prozeß⸗Fall vorläge, in welchem e3 fidy von Erkennung von 
Zwangs:- Mitteln handelte. 

Diefer Fall wäre dahin zu entfcheiden, daß das Er- 
fenntniß dem betreffenden Militär : Gericht zuftehen müffe, 
weil Erkennung auf Zwangsmittel nicht mehr zur Unter— 
juhung felbft, wie es z. B. bei der Verfegung in den Ans 
huldigungsftand der Kal ift, gehört, fondern in die Ka: 
tegorie eines definitiven Erfenntniffes — des Ausfluffes der 
Straf: Gewalt felbft über einen Angefchuldigten — zu zäh: 
len ift. 

V. Bon der Berhaftung.- 

Die Verhaftung eines präfenten Mannes geſchieht 
entweder durch Verſetzung auf die Kafernenwache (Polizei— 
Garnifonse Wache) dder durch Verhängung von Zimmer: 
Arreft. Die Haft auf der Kafernenwache wird entweder auf 
dem Kafernenwachzimmer felbft, oder aber in einem mit 
demjelben zufammenhängenden Lokale vollzogen. 

Da es die militärifche Disciplin erheifcht, daß gegen 
folhe, welche fich eines Verbrechens verdächtig gemacht 
haben, mit Energie eingefchritten werde, fo pflegen befonderg, 
wenn es fich von möglichen Eollufionen handelt, welche bei 
dem Zufammenwohnen der Mannfchaft fehr leicht vorfommenr 
fünnen, die Berhaftungen mit weniger Scerupulofität beim 
Militär vorgenommen zu werden. 

Die Verhaftung im Zimmer wird nur in folchen Fällen 
angewendet, wenn das vorliegende Vergehen eine unbedeu- 
tende Strafe nach fidy zieht, oder Nüdjicht auf die Char— 
girten eine leichtere Haft bei unbedeutenderen gerichtlichen 

Monatfchr. f. d. Juſtijpfi. XII. Bd. 2. Abth. 16 
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Vergehen, oder endlich im Falle geringeren Verdacht bei bebeu- 

tenderen Vergehen eintreten läßt. Würde e8 fich aber von einem 
höheren Grad von Verdacht und von einem derartigen Vergehen 
handeln, welche8 Degradation mit fich führt, fo würde aud 
der Grund zur Schonung wegfallen, und der Angefchuldigte 
wird auf die Kafernenwache in Eicherheitsarreft genommen 
und vorläufig von den Verrichtungen feiner Stelle fufpen 
dirt, womit nur der Gold eines Soldaten verbunden if; 
indeffen wird der mit der Charge verbundene wieder aus 
bezahlt, wenn die Unterfuchung fein erhebliches Ergebniß 
mit ſich führt. 

Bei vorfommenden fihweren Verbrechen eines Soldaten 
oder Unteroffiziers ift es Vorfchrift, daß die Angeſchuldigten 
nicht mit anderen Unterfuchungs - Gefangenen zufammen 
eingefperrt werden, und wenn dieſes nicht gefchehen Fann, 
weil folcher fich fehon in den Unterfuchungs - Gefängniffen 
befinden, fo muß die Verhaftung in einem andern Lofal, 
darf aber nur im Fall der Außerften Noth in einem Strafs 
Arreft-Lofal vorgenommen und muß alddann der Gefangene 
durch eine befondere Wache beauffichtigt werden. 

Die von einem VBorgefegten verhängte Haft wird im 
Inftanzen-Weg mit dem diefe Haft veranlafienden Vorfall 
unverzüglich weiter mündlidy gemeldet, bis fie. an das 
Compagnie-Commando gelangt. *) 

Von diefem aber wird eine fehriftliche Meldung ver 
faßt, welche zum Regiments - Commandanten nach vorher 
davon genommener Einficht ded Regiments - Stabsoffizierd 
gelangt. Findet der Regiments -Commandant die angeord- 
nete Verhaftung für gerechtfertigt, fo behält es hiebei fein 
Bewenden, im andern Sal wird fie wieder aufgehoben, 
oder eine ftrengere Haft in eine leichtere oder umgefehrt die 
leichtere in die ftrengere umgewandelt, 

Wenn auch der Interfchied einer vorläufigen und ge: 
richtlichen Haft beim Militär analog angewendet werden 


*) Allgem. Kriegddienft- Ordnung Thl. I. Kapitel IX. $. 132. 
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könnte, weil die Grundſätze über Verfegung in den An- 
ihuldigungsftand ebenfall8 analoge Anwendung finden 
fönnen, fo iſt doch diefe Unterſcheidung gar zu wenig eine 
praftiiche, als daß dieſelbe nothwendig adoptirt werden 
müßte. 

Die gefängliche Einziehung ift nach diefer Unterſchei— 
dung weder eine leichtere noch ftrengere, und die Bedeu: 
tung, die ſich am die gerichtliche Verhaftung knüpft, ift 
nicht fowohl Folge diefer Verhaftung, fondern Folge der 
Verfegung in den Anfchuldigungsftand. *) 

Bei Verhaftungen, welche er entweder felbft beantra- 
gen, beziehungsweife fchon verhängte Haft als nothwendig 
erfennen will, wird indefien der militärifche Unterfuchungs- 
Richter nach Maßgabe der in der Straf: Prozeß» Ordnung 
enthaltenen Vorfchriften Folgendes fich zur Richtfehnur dienen 
laſſen müffen. | 

1) Er hat zu prüfen, ob nad) der Größe des Vergeheng, 
nad) den Verhältniffen und nach der Stellung des Verdäch— 
tigen, nach feinem früheren Leben und nach feinem Rufe **) 
die Flucht deffelben, oder ob nach den Umftänden und nad 
der Lage der Sache die BVereitelung des Zwedes der Unter: 
fuhung durch Verabredung mit den Zeugen oder Mitanges 
Ihuldigten zu befürchten fey. 

2) Ferner ift Rüdficht zu nehmen auf bie größere oder 
geringere Gefahr für die Disciplin, wenn ein Verbrechen bei 
der präfenten Mannfchaft vorgefommen ift. 





”) In der That dürfte die Lehre der Straf: Prozeß - Ordnung 
über Verhaftung nicht zu den gelungenften gehören, indem diefelbe 
niht auf einfache und in einer fonfequenten Einheit verbundene 
Grundſätze zurüdgeführt ift, während bei einer fo fehr wichtigen 
Lehre das erfte Erforderniß if, dem Richter fihere und vereinfachte 
Prinzipien an die Hand zu geben. 


**) Bei anfallenden gerichtlichen Vergeben ift Vorſchrift, fogleich 
über den betreffenden Verdächtigen ein gemeinderäthliched Prädikats— 
und Vermögens -Zeugniß einzufordern. | 

16 * 
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Hiebei ift aber auch nicht zw vergefien, daß den 
Aungeſchuldigten nicht fihon durch die Verhängung oder 

durch die Ausdehnung der Haft ein mit der angezeigten 
Verfhuldung im Miß-Berhältnig ftchendes Uebel treffe, Es 
fönnte wohl in manchen Fällen bei den Negimentern aus 
diefer Nüdjicht eine Verhaftung im Zimmer genügen, in 
welchen die ftrenge Haft auf der Kafernenwache einzutreten 
pflegt. 

Wie die verfchiedenen Arreft » Lokale befchaffen jeyn 
müfjen, hierüber enthält die allgemeine Kriegsdienſt-Ordnung, 
fowie auch über die Behandlung und Beauffichtigung der Unter: 
fuchungs-Gefangenen, ziemlich ausführliche Vorſchriften. *) 

Die in Abſ. 2. des Art. 183. der Straf-Prozeß- Ordnung 
enthaltene Borfchrift, wornach dem Verhafteten, ſoweit e8 die 
Umſtände erlauben, Bewegung und Genuß der frifchen Luft außer 
dem Gefängniß, jedoch unter Beobachtung der nöthigen Vorficht, 
zu geftatten iſt, kann bei dem Militär bei den zu Beobachtung 
diefer Vorfchrift zu Gebot ftehenden Mitteln leicht angewendet 
werden, und es ift diefe Beftimmung insbefondere für den 
militärischen Berhafteten um fo wichtiger, einerfeitd aus 
Rückſichten der Sanität für die im fräftigften und volljäf- 
tigften Alter ftehenden Soldaten (zumal, da mehrmonatliche 
Berhaftungen auch beim Militär vorfommen), andernfeits, 
weil ein ununterbrochener Aufenthalt in den engen Ge 
fängniß » 2ofalen felbft, befonders, wenn mehrere Perfonen 
zufammen zu fperren find, zur eigentlichen Tortur für einen 
in AUnterfuchung befangenen Mann werden fann, und fi 
der Straf Arreft immer unmittelbar an die Sicherheitshaft 
anfchließt. Endlich ift nicht abzufehen, warum dem bürger- 
lichen Angefchuldigten in diefer Beziehung Vortheile vor dem 
militärifchen zuftehen follen. Indeſſen ift der Verfaffer nicht 
gemeint, daß fchon bei einer Haft von einer fürzeren Zeit die 


— — 





*) Allgemeine Kriegddienft: Ordnung, militäriſcher Theil, Thl. II. 
Kapitel 14. und adminiftrativer Theil, II. Haupt = Abfhnitt, 
IV. Hauptſtück. 
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Bewegung und der Genuß ber frifchen Luft dem milttärifchen 
. Angefhuldigten zu Theil werden folle, und es ift vielmehr 
auch diefe Vorfchrift der Strafs Prozeß » DOrbnung aus dem 
. Grunde beim Militär nicht unbedingt, und mit größerer 
. Borficht anzuwenden, weil in Ausführung diefer Maßregel 
bei einem wegen Collufionen Berhafteten bei der zufammen 
in einer Kaferne vereinigten Mannfchaft — der Zwed der 
Verhaftung fehr leicht gänzlich vereitelt werden Fünnte. 

Dann aber fönnte und follte diefe Vergünftigung auch 
beim Militär angewendet werden, wenn fich eine Verhaftung 
in die Länge zu dehnen anfängt, und der vorliegende Fall 
nicht in Bälde abgemacht werden Fann, oder aber auch bei — 
. während des Laufs einer langwierigen Unterfuchung zu bes 
fürhtenden Collufionen wenigftens dann, wenn das Ber: 
brechen durch ein Kriegsrecht abgeurtheilt ift, und die Akten in 
‚ der Revifiond » Inftanz vorliegen, wofelbft fie haufig nicht 
fogleich erledigt werden fünnen. 

Mann ein Arreftant mit Schließen zu belegen fey, hier: 
über enthält die allgemeine Kriegsdienft - Ordnung I. Theil 
$. 248, die Beitimmung, daß der Befehlshaber, defien Ges 
richtsbarfeit derfelbe unterworfen ift, nach Maßgabe der Ge- 
fährlichkeit des Subjekts zu verfügen habe. Da deßhalb 
aber feine anderweitigen militärifchen Borfchriften eriftiren und 
auch die Straf-Prozeß-Ordnung im Artikel 183. nur allges 
meinere Beftimmungen enthält, fo ift e8 Sache des Aus 
ditors, darauf zu dringen, daß Diefe Mafregeln nach den 
Vorfohriften der Verordnung vom 6. Juni 1811 gehanphabt 
werden. | 

Diefe beftimmt in Bunft 7.: Verbrecher, welche eine Le— 
bens⸗ oder ſchwere Leibesftrafe zu erwarten haben, oder fonft 
für die öffentliche Nuhe und Sicherheit befonders gefährlich 
find, oder welchen ein Verſuch, fich ihrer Gefangenfchaft ge- 
waltfam zu entledigen, zur Laft fällt, find aud in fefteren 
Öefängniffen mit Feffeln zu belegen, und fönnen bei einen 
hohen Grad von Bösartigfeit, befonders, wenn fie ſchon 
vorher mehreremal aus feften Gefängniffen zu entfommen ge- 
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wußt haben, mit ftarfen Ketten an die Gefängnig-Wandung 
angeſchloſſen werden. 

Wenn diefe Borausfegungen nicht zutreffen, follten Feſ— 
feln beim Militär bei Unterfuchungsgefangenen als folchen 
ebenfalls nicht in Anwendung fommen, und die Beforgniß 
einer Flucht ift bei dem Militär eine verminderte, weil die 
Arreftanten ſtets von einem befonderen Wachpoften beauffichtigt 
werden, überdies die Mannfchaft der Kafernen- Wache unmit: 
telbar bei dem Arreft-Lofal fich aufhält. 

Die Anlegung von Fefleln wird bei einzelnen Regimen- 

tern noch etwas zu freigebig angewendet. 


VI. Bon dem Schluß-Verfahren und von der 
Vertheidigung. 


Daß bei dem militärgerichtlichen Verfahren’ ein Verthei- 
digungs-VBerfahren in der Art, in welcher ed allein diefen 
Namen verdient, nicht ftattfindet, ift um fo mehr ein Uebel— 
ftand, weil die Militär» Gerichte fich eigentlichen Schwur: 
Gerichten fehr annähern. Weniger fühlbar ift diefer Mangel 
für die fchwereren militärifcheg und gemeinen Verbrechen, welche 
durch Kriegsrechte abgeurtheilt werden, (weil die friegsrecht- 
lichen Urtheile einer Revifion durch das Nevifionsgericht 
unterworfen werden) als für Diejenigen Straffälle, melde 
im Reſſort einer Friegsrechtlichen Commiſſton erledigt werden. 
Zwar ift die Straf-Gewalt einer Friegsrechtlichen Commiſſion, 
wie wir gefehen haben, eine geringere, als diejenige eines 
Oberamts-Gerichts, bei welchem ebenfall8 zur Fällung eined 
Strafurtheild mindeftens 5 Mitglieder erfordert werben, von 
welchen drei Nichtjuriften find. Dagegen ift die Straf— 
Gewalt. der Commiſſion doch immerhin von hoher Bedeutung, 
und erftrect fich überdieß auf Vergehen, welche der oberamts- 
gerichtlichen Erledigung entzogen find. Ferner ift es bei 
Weitem die Mehrzahl von gerichtlichen Vergehen, (etwa wie 
5 zu 1) welche von Commiſſionen ihre Erledigung finden. 

Wird ſich auch der Auditor bemühen, einen vorliegenden 
Hall in Harer und einfacher Darftellung vorzutragen, das 
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Reichtere von dem fchmwieriger zu Entfcheidenden, das Unzwei— 
felhafte von dem Zweifelhaften auseinander zu feheiden, for 
fort eine um die andere Frage über den Beweis fowohl, 
ald Hinfichtlicy der Beftrafung mit forgfältiger Trennung 
des Erheblichen von dem nicht Erheblichen zur Beantwortung 
hinzuftellen, und hierauf feine Anträge zu bauen — fo ift 
ed doch immerhin Gegenftand des Bedenkens, daß ein eine 
jiger Rechtöverftändiger bei dem in fo manchfacher Beziehung 
ſchwankenden und mit Gontroverfen angehäuften jegigen 
Etrafrecht feine öfters aus einer Mafle von Commen- 
tationen gefchöpfte Anficht, wenn er fich diefelbe auch 
noch fo Har, und für fich überzeugend herausgebilvet Hat, 
als diefenige in Antrag ftellt, welche das niedergefegte Mir 
litär-Gericht zu der feinigen erheben fol, und auch in der 
Regel zu der feinigen erhebt, ohne daß ein zweiter Sach» 
verftändiger (ein Vertheidiger) ebenfalls feine Anficht dem 
urtheilenden Gerichte Fund gibt. 

Wenn es auch in der Mehrzahl der Fälle von gemeinen 
Verbrechen thunlich feyn wird, bei Auslegung eines Geſetzes 
Erörterungen zu vermeiden, welche beftrittene Anfichten der 
verfchiedenen höheren Gerichte zum Gegenftand haben, fo 
wird doch Niemand in Abrede ftellen, daß immer eine große 
Anzahl von Fällen übrig bleibt, in welchen nothivendig Con— 
troverfen zu entwideln find, und bei folchen muß es, wenn 
der Auditor Ddiefelben auch noch fo fehr zu vereinfachen 
ftrebt, felbft dem Dffiziere fehr fchwierig feyn, fich eine zur 
Entfcheidung reife Anficht im Lauf des gerichtlichen Vortrags 
zu bilden, welche fich felbft höhere rechtsgelehrte Collegien 
oft erft nach längeren — und Debatten zu bil— 
den vermögen. 

Die Antwort auf die Frage, wie es hiebei einem nicht 
wiſſenſchaftlich gebildeten Richter — dem Soldaten und Un— 
teroffizier ergehe, ergiebt ſich von ſelbſt, da dieſen vorerſt die 
einfachſten rechtlichen Vorbegriffe erläutert werden müffen. *) 


j *) Bei den Oberamtögerichtd = Beifigern ift died allerdingd ein 
ähnliher Fall, allein abgefehen, daß fie durch Anwohnen bei den 
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Es befteht hiebei die Vorfchrift, daß die Richter von 
dem Antrag des Auditord nicht ohne befondere Gründe ab: 
weichen follen. 

Wenn aber hiedurch etwas mehr, als etwas fich von 
felbft Verftehendes gejagt werden fol, fo wäre man nur 
um fo mehr auf die wichtige Aufgabe des Auditord hinge— 
wieſen, welcher als der einzige in der Sache thätige Sach— 
verftändige häufig als Unterfuchungsrichter und Antragfteller 
in erfter, und im Ball eines eingelegten Refurfes auch in 
zweiter Inſtanz erfcheint. 

Wie weit gegen ein Urtheil einer Friegsrechtlichen Com— 
miffion ein Rekursrecht geftattet ift, davon ift fchon oben 
die Nede gewefen, und Berfaffer dieſes erfennt es ald er 
hebliche Befchränfungen, daß daffelbe 

1) nur dann ins Leben tritt, wenn eine Friegsrechtlice 
Commiſſion auf eine das Disciplinar» Maaß überfteigende 
Strafe erfannt hat; 

2) daß das in zweiter Inftanz abgehaltene Kriegs 
recht nur dann zur Revifion ‚vorgelegt wird, wenn das Er 
fenntniß deffelben das Straf -Maaß einer Friegsrechtliden 
Commiſſion überfteigt; *) 

3) daß gegen eine Inſtanzentbindung durch eine kriegs⸗ 
rechtliche Commiſſion Fein Rekurs geftattet iſt; **) 

4) daß ſich der Angeſchuldigte ſogleich nach Verkündi— 








Unterſuchungen ſelbſt bedeutendere Erfahrungen machen können, 
kommt die Aburtheilung von Fällen in einer nicht zu vergleichenden 
häufigeren Folge an ſie, während ein Obermann z. B. nur zweimal 
im Jahr im Turnus, ein Soldat vielleicht einmal in ſeinem Leben 
zu einem Kriegsgericht commandirt wird. 

=) Während z. B. über Verluſt der bürgerlichen Ehren: und Dienſt⸗ 
rechte von der kriegsrechtlichen Commiſſion erfannt werden fann, 
über diefe wichtige Strafe fomit fih nur ein Rechtöverftändiger 
gutächtlic zu Außern hat. 

**) Während eine Friegsrechtliche Commiſſion häufig auch über 
Fälle von der Inftanz entbindet, welche, wenn fie einen Strafaus— 
fpruc zur Folge haben würden, bei Weiten nicht in ihrem Reſſort 
liegen. Hievon noch MWeitered unten. 
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gung des Urtheild zu einer Erklärung herbeizulaffen hat, ob 
er von dem Rekursrecht Gebrauch machen will oder nicht. 

Es ift in diefer Hinficht unverfennbar, daß das Verhält- 
niß der Subordination den militärifchen Angefchuldigten leicht 
abhält, (wenn ihm deshalb auch angemefjene Belehrung zu 
Theil würde) in Gegenwart feiner größtentheild aus Vorges 
festen beftehenden Richter eine Unzufriedenheit mit dem aus— 
geiprochenen Urtheil zu erfennen zu geben, wobei noch weiter 
in Betracht fommen mag, daß der Verurtheilte feine Strafe 
fehr Häufig zufrieden hinnehmen wird, wenn er fich nicht ganz 
tein weiß, weil er von feiner andern Seite eine Anficht 
über fein Vergehen und feine Strafwürdigfeit erfährt, und 
fih nicht auf ungefähr theils einer vielleicht noch ftrengeren 
Strafe ausſetzen, theild e8 nicht, wie man ed mit Worten 
des gemeinen Lebens ausprüden fann, mit feinen Borges: 
jeßten verderben will. 

Eher wird der frechere und verderbtere von dem Rekurs⸗ 
recht Gebrauch machen, als der beffere, und der Verfaſſer 
erlaubt fich für das Gefagte als fchlagenden Beleg anzu» 
führen, daß innerhalb feiner fechsjährigen Amtsführung als 
Auditor unter jährlich im Durchfchnitt 50 erledigten kriegs— 
rechtlichen Commiffions - Fällen,, alfo im Ganzen 300 — 
nur viermal Rekurs eingelegt worden ift. 

Was fürs Weitere die Berufung auf das Gnadenrecht 
anbelangt, fo ift diefe in minderem Grad für den militärifchen 
Angefchuldigten bei friegsrechtlichen Commiffions - Erfennts 
niffen eingefchränft, wiewohl ein Auffchub der Strafe 
beim Militär nicht ftattfindet, *) fomit von einem 
Nachlaß der Strafe im Weg der Gnade 
infoferne nicht die Rede feyn fönnte, weil die Strafe 
jogleich nad) gefchehener Publikation des Erfenntniffes und 


*) Militärifhe Straf-Gefege Art. 140. 

Doch würde ſich allerdings von felbft verſtehen, daß eine Strafe 
gegen einen Verurtheilten dann nicht vollzogen werden fünnte, wenn 
derfelbe wegen Krankheit hiezu unfähig wäre. 
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nach erflärtem Verzicht auf den Rekurs zum ke zu 
bringen ift. 

Was dagegen die Milderung der Strafe anbelangt, 
fo befteht einentheild der Grundſatz, daß die Friegsrechtlichen 
Gommiffionen aus dringenden Gründen einen Ahrgefchuls 
dDigten der Gnade des Königs empfehlen dürfen, zu welchem 
Behuf die Akten dem Oberfriegsgericht vorzulegen find, 
anderntheild fteht dem Regiments-Kommandanten das Recht 
zur Milderung der von der Friegsrechtlichen Commiffton 
ausgefprochenen Strafe zu. Eine folche Milverung kann 
indefien nur dann geübt werden, wenn biefür die brin- 
gendſten Gründe fprechen. 

Sind aber folche vorhanden, fo müßten fie fchon von 
dem Spruch» Gericht erfannt und bei der Strafbemefjung 
berüdfichtigt werden. Berner fönnte fi) die dem Regiments, 
Commandanten zuftehende Milderungs-Befugniß nur inner: 
halb der gegebenen Strafrahme des Geſetzes bewegen, nicht 
aber unter dad Minimum des Geſetzes herabfteigen. 3.2. 
ed fönnte, wenn das Gefeg für einen gewiſſen Fall (Kreis-) 
Seftungsgefängniß beftimmt, nicht auf gelinderen Arreft, 
oder wenn der Berluft der bürgerlichen Ehren- und Dienft- 
Rechte verwirkt feyn foll, nicht auf zeitlichen Verluſt diefer 
Rechte herabgeftiegen werden. 

Die Ausübung der Gnade des Negenten ift dann bes 
fonderd heilbringend, wenn ein an fich hartes Straf-Geſetz 
felbft in feinem niederften Maag nach Umftänden noch eine 
zu große Strenge im vorliegenden Fall bei feiner Anwen: 
dung enthält. *) 

Für folche Fälle enthält die Strafs Prozeß » Drbnung 
in Artikel 432. die Beftimmung: 


*) 3.8. c8 nimmt ein beurlaubter Soldat, ein Fabrifarbeiter, 
welcher früher ein ganz guted Prädikat genoffen bat, feinem Dienft: 
herren um 6 Kreuzer Kaffeebohnen, welche aus einem etwad fhad- 
haften Sad heraudgefallen find, um fie feiner armen und kranken 
Mutter zur Erguidung zu bringen. 
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„Alle Erkenntniſſe in ſchweren Fällen, *) namentlich aber 
Todes:Urtheile, werden dem Könige, und zwar die Toded- 
Urtheile, fo wie die Erfenntniffe zweiter Inftanz vor der 
Verkündung, die Erfenntniffe erfter Inftanz nach erlangter 
Rechtöfraft, zum-Behufe etwaiger Ausübung des Begna— 
digungsrechtes vorgelegt.“ 

„Auch in anderen Straffällen find die Gerichte ermäch— 
tigt, von Amtswegen ihre Erfenntnifje zu gleihem Behufe 
vorzulegen, wenn der Angefchuldigte nach, dem Buchftaben: 
des Gefeßes eine Strafe verwirft hat, die in auffallendem 
Misverhältniffe zu feiner Verſchuldung fteht.“ 

Diefe Beftimmung ift unzweifelhaft auch für die milis 
tärifchen Gerichte, fo weit ihre Erfenntniffe nicht von felbit 
ihon vor den Negenten gelangen, **) bindend, und es ift 
Pflicht des Auditors, darauf zu dringen, daß von dem Res 
gimentsd - Commando, wenn ein folcher Fall vorliegt, und 
die Friegsrechtliche Commiffton nicht felbit ſchon den Anger 
ſchuldigten der Gnade des Negenten zu empfehlen fich bes 
wogen findet, die Aften zur Vorlegung an den König an 
dad Dberfriegsgericht befördert werden. Ebenfo fönnte 
nichts: im Wege ftehen, ein ausdrücklich von einem Verur⸗ 
theilten vorgebrachtes Gnaden-Geſuch dem Oberkriegsgericht 
zur weiteren Verfügung vorzulegen, während in beiden 
Fällen allerdings nach den Worten des Artikels 140. der 
militäriſchen Straf-Geſetze der Etrafvollzug feinen Aufſchub 
erleiden dürfte. | | | 

Was nun die Frage anbelangt, wie weit dem 
militärifchen Angefchuldigten ein Recht zur Vertheidigung 
zufteht, fo ift ihm natürlich in allen und jeden Fällen nicht 
verwehrt, nicht nur während des ganzen Laufs der Unter: 


*) Verfaſſungs-Urkunde $. 97. _ 

es) Alle Revitiondfälle werden dem König von Amtswegen vor- 
gelegt, wodurch diefer in den Stand gefegt ift, entweder auf An— 
rufen des Verurtheilten, oder feiner nächſten Verwandten, oder aus 
eigenem Antrieb, oder endlich auf motivirten Antrag ded Reviſions⸗ 
Gerichts, das Gnadenrecht zu üben. 


x 
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fuchung ſich in jedem Augenblick zu diefem Zweck zu Pros 
tokoll zu erflären, fondern derfelbe findet auch überdieß noch 
Gelegenheit, bei Abhaltung des Kriegsrechtes oder der 
friegsrechtlichen Commiſſion feine Vertheidigung vorzuneh- 
men, und den Richtern felbft feine Entfchuldigungs- Gründe 
vorzubringen. 

Ferner ift dem Auditor (wie indeffen durch Artikel 84. 
der Straf: Prozeß: Ordnung jedem Interfuchungs » Richter) 
zur ftrengen Pflicht gemacht, von Anfang der Unterfuchung 
an von Amtswegen Alles aufzufuchen, was einem Ange: 
fchuldigten zum Vorſtand gereichen Fann. 

Diefes genügt indeffen nicht. Im erfterer Beziehung 
ift e8 dem weniger gebildeten Mann fehr fchwer, feine Uns 
ſchuld oder befonders mindere Echuld mit einzelnen Aus: 
drüden ded gemeinen Lebens gehörig ins Licht zu ftellen, 
fodann ift ed, wenn man ihm auch deshalb zu Hülfe kom— 
men könnte, für eine Berfon — den Auditor — nidt 
möglich, die Rolle des Unterſuchungs-Richters, Anklägers, 
Strafreferenten und Bertheidigers zugleich erfchöpfend und 
mit gleichem Intereffe auszuführen. 

Es ergiebt fi) fomit die Nothwendigfeit, daß irgend 
eine zweite hiezu taugliche Perfon dem Angefchuldigten an 
die Seite geftellt wird, die fich aus den ihr vollitändig 
befannten Akten ebenfalls ihre Anficht über die Sache zu 
fehöpfen im Stande ift. 

Trifft diefe mit derjenigen des Auditors zufammen, fo 
ift e8 um fo beffer, wenn aber nicht, und ed werden dem 
urtheilenden Gerichte verfchiedene Anfichten entwidelt, fo 
müßte fi) die wahre Anficht jedenfalls leichter erfennen 
faffen, ald wenn daſſelbe nur eine einfeitig gefchöpfte erfährt. 

Deffentliche Rechtsanwälte werden aber derzeit noch 
nicht beim Militär zugelaffen, und überhaupt fteht der An: 
gefchuldigte bis jegt bei feiner Vertheidigung iſolirt. *) 


| 2 Es ließe fih indeffen aud ohne Rechtsanwälte eine für den 
milstärifchen Angefchuldigten mit der dem bürgerlihen Angeſchul⸗ 
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Es wurde vor furzer Zeit durch das Oberfriegägericht 
der Grundfag ausdrücklich beftätigt, daß zu Erzielung einer 
befieren Nechtsgleichheit auch bei militärifchen Unterfuchungen 
ein förmliches Schlußverfahren ftattfinden müffe, wie daffelbe 
von der Strafs Prozeß-Drdnung für geringfügige und höhere 
Straffälle vorgefchrieben ift. Bu 

Bon felbft verfteht fich dabei, daß das in der Strafs 
Prozeß⸗Ordnung für fchwere Etraffälle vorgefchriebene öffent: 
lihe Echlußverfahren wegfällt, und daß für vorfommende 
ſchwere Fälle nur das für höhere Straffälle beftimmte Ver: 
fahren angewendet werden fann. 

Diefer Grundfaß ift höchft nothwendig, denn der Ans 
geichuldigte muß wenigftend, um mit feiner Vertheidigung 
wirffamer auftreten zu fünnen, die Umftände alle erfahren, 
welche ihn belaften, und auf welde das Urtheil gebaut 
werden fol. 

Wollte ein militärifcher Angefchuldigter feine Verthei— 
digung fchriftlich abfaffen, oder fich eine Abfchrift der Behufs 
der Schlußverhandlung zu verfafienden Darftellung der An- 
ſchuldigungs- und Entjcheidungs - Gründe ausbitten, fo 
fönnte ihm auch diefes nicht erfchwert werden. Jedenfalls 
müßte e8 aber Verfaſſer diefes für unrichtig erflären, wenn 
die Schlußverhandlung mit Abhaltung eines Kriegägerichts 
felbft verbunden würde. inerfeitd würde dieſes den gefeß- 
lichen Beftimmungen zuwider laufen, andernfeitd würde das 
Schluß-Verfahren zu einer leeren Form herabfinfen, indem 
dem Angefchuldigten nothiwendig eine gewiſſe Zeit zu ver- 
gönnen ift, fich zu fammeln und feine Vertheidigung zu 
überdenken; aber es würde auch außerdem in Betracht zu 
siehen feyn, daß gerade der weniger freche und befiere Mann 
durch das verfammelte Kriegsgericht leicht eingefchüchtert und 
feine Stimmung zu fehr eine befangene werden Tann, wo— 
durch der Zweck eines folchen Schluß - Berfahrend verfehlt 


digten zufommenden gleichere Vertheidigungsweife einführen, wovon 
weiter unten. 
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wäre. Darüber, daß nicht nur bei gemeinen, fondern aud) 
bei militärifehen Verbrechen ein fürmliches Schluß-Berfahren 
vorgenommen werden müffe, wird wohl fein gegründeter 
Zweifel beftehen können. 

Daß fodann eine Unterfuchung gegen einen beurlaubten 
Soldaten von den Oberamtsgerichten ganz ebenfo, wie eine 
folche gegen Perfonen bürgerlichen Standes geführt werden 
muß, ift feit dem bereits erwähnten Corps» Befehl vom 
17. März d. J. jegt nicht mehr zweifelhaft, und die Unter— 
fuchungs-Aften find erft dann der militärifchen Behörde zur 
Aburtheilung zu übergeben, wenn das Schluß- Verfahren von 
dem bürgerlichen Gericht vorgenommen worden ift. Das 
öffentliche Schluß-Verfahren tritt aber für einen Militär nur 
dann ein, wenn ein militärifcher Angefchuldigter dem Eivils 
tichter förmlich abgetreten worden ift. | 

Sollte nach diefem Corps = Befehl die militärifche 
Behörde nach Uebergabe der Akten noch wefentliche Lücken 
und Mängel in ber Unterfuchung finden, die eine nachträg- 

liche Ergänzung zulaffen, fo ift ed derſelben unbenommen, 
diefe Ergänzungen felbit dann noch anzuordnen, wenn ber 
. bürgerliche Unterfuchungsrichter dad Schluß-Verfahren fchon 
vorgenommen haben follte. Nach Ergänzung der- Unter 
fuchung hat der Militär-Richter ein wiederholtes Schlußr 
Berfahren nur in den Fällen vorzunehmen, wenn durch bie 
Ergänzung ein — vom früheren Stand der Sache wefent, 
lich verſchiedenes, für die. Anſchuldigung wie für die Ber 
| theidigung erhebliches Ergebniß fich herausgeftellt haben follte. 

Gebietet e8 nun einerfeitS die Fräftige und energifche 
Aufrechterhaltung der militärifchen Disciplin, das von der 
militärifchen Rechtspflege ferne zu halten, was hiegegen ſich 
Hindernd in den Weg ftellen fönnte, fo ift ed doc wohl 
ficherlich an der Zeit, befonders wenn das privilegirte Forum 
für den Soldaten und Unteroffizier für gemeine Vergehen 
beibehalten würde, Beftimmungen zu treffen, welche ein 
angemeffenes Vertheidigungs » Verfahren zwifchen dem Grund— 
ſatz der zu Fräftiger Aufrechterhaltung der Disciplin gebote- 
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nen energifchen und rafcheren Einfchreitung und Beachtung 
der militärifchen Werhäftniffe einerſeits, andernfeits aber 
zwifchen dem gänzlichen Abmangel eines folchen in der rich 
tigen Mitte fich bewegen laflen. 

In diefer Hinficht erlaubt fich der Verfaffer folgende 
Anfichten einfließen zu laſſen, weldye die Herftelung einer 
befieren Rechtsgleichheit mit den Orundfäßen der Strafs 
Prozeß- Ordnung bewirfen könnten. 

1) Bon dem Schluß-VBerfahren und der Ber- 
theidigung in geringfügigen Etraffällen. 

Eine beveutendere Disciplinar- Gewalt muß zu ener« 
giſcher Aufrechterhaltung der Mannszucht notiwendig ftatts 
haben, und es läßt fich gegen das nach Württembergifchen _ 
Nilitärftrafgefegen ven Regimentd-Befehlshabern eingeräumte 
Straf-Maaß (mit Abrechnung der körperlichen Zücdhtigung für 
den Frieden) im Allgemeinen nichtd einwenden, zumal da bei 
allen einigermaßen erheblichen oder zweifelhaften Discipli« 
narfällen der Auditor zur Unterfuchung und zum Gutachten 
beauftragt zu werben pflegt. *) - 


*) Die allgem, Kriegsdienfl- Ordnung milit. Theil. enthält im 
VI. Kapitel (welches von der Didciplin handelt) in $. 84. folgende 
Befimmung : 

Zu Erkennung von Dißciplinar- Strafen ift feine förmliche 
Unterfuchung notbwendig, fobald das Vergeben durch eigene von dem 
Vorgefesten gemachte Wahrnehmung, oder durd Geftändnif dei 
Schuldigen, oder durch offizielle vollen Glauben verdienende Mel» 
dung conflatirt if. Wenn aber die Thatfrage ungewiß ift, fo if 
die Sache auf gerihtlihem Wege vorerft zu unterfuchen. 

$. 85. 
lautet: 

Uebrigend hängt e8 ganz von dem Ermeifen der Regiments⸗ 
Sommandanten oder Generale ab, ob fie in Dißciplinar-Fällen über 
dad Maaf und die Art der Strafe dad Gutachten ded Auditord 
einholen wollen. 


$. 86. 
ferner lautet: 


In Fällen, wo bie militärifchen Straf: Gefese Feine befondere 
Bellimmung für Disciplinar= Vergehen enthalten, bleibt es dem 
pflichtmäßigen Ermeffen der mit der Strafgewalt verfehenen Be— 
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Wenn es fih fodann von foldhen gemeinen Vergehen 
. handelt, welche den Disciplinar-Reſſort nicht überfteigen, 
fo wird die Abwandlung auch diefer im Disciplinar = Weg, 
jedoch immer nur mit Zuziehung des Auditors, wie es auch 
geſchieht, abgemacht werden fünnen, vorausgefeßt, daß die 
Beweisfrage jowohl, ald die Bemefjung der Strafe far 
und einfach vorliegt, z. B. geringe Wanderbuchsfälfchungen, 
Beleidigungen der Amtsehre untergeordneter obrigfeitlicher 
Diener u. vergl. 

Eine Bertheidigung ded Angefchuldigten durch einen 
Dritten ift in den genannten Fällen füglich ausgefchloffen, 
weil die geftörte Disciplin eine rafche und energifche Wieder: 
herftellung erfordert, auch die geringere Bedeutung der im 
DisciplinarsWeg abzumandelnden Vergehen ein fummarifches 
und weniger fubtiled Berfahren erlaubt. 

Was diejenigen Bälle find, welche einer kriegsrecht— 
lichen Eommiffion zur Erledigung übergeben werden, fo würde 
bier zwifchen militärifchen und gemeinen Berbrechen zu uns 
terfcheiden feyn. 

Bei den erfteren könnte dem Angefchuldigten geftattet 
werben, fich aus der Zahl der Subaltern» Dffiziere ded Re 
giments einen ſolchen zu wählen, welcher die Rolle des Vers 
theidigers übernehmen würde, foweit dieß der Artifel 255. 
der bürgerlichen Straf-Prozeß-Ordnung zuläßt. 

Bei den gemeinen Verbrechen follte dem Angefchuldigten 
geftattet werden, einen zweiten Auditor, oder aber, wenn ein 
folcher nicht vorhanden ift, einen für militärifche Juftizfälle 
Aufgeftellten aus der Zahl der öffentlichen Anwälte für fid 
anzugehen, welcher die Vertheidigung infoweit zu beforgen 


fehlshaber überlaſſen, den Umſtänden und der Billigkeit gemäß nach 
forgfältiger Abwägung der Schuld, die Strafe innerhalb der Gren— 
zen ihrer Straf-Befugnig audzufpredhen, wobei neben der Beihaffen- 
beit des Vergehend auf den Character des zu Beftrafenden, auf 
fein Alter, feinen Dienftgrad, feine Dienftzeit, vorzüglich) aber darauf 
Rüdfiht zu nehmen ift, ob er überhaupt ſchon öfters und ob er 
insbefondere wegen de3 nämlichen Vergehens ſchon einmal beſtraft 
worden iſt. 
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hätte, als. diefes die Straf-Prozeß-Ordnung für geringfüs 
gige Straffälle feftfebt. 

2) In höheren Straffälten. 

Ob ein höherer Straffall vorliegt, hierüber hätte ber 
Unterfuchungs» Richter gutächtlich zu cognosciren, und der 
Regiments» Kommandant den Beichluß zu faflen, wobei 
jedody die Beftimmung des Artifel8 139. Abſatz 4. zu be- 
achten ift, welcher lautet: 

„Hält eines von den Mitgliedern der Commifftion oder 
der Auditor dafür, daß eine höhere Strafe zu erfennen fey, 
ald in der Befugniß der Friegsrechtlichen Commiſſion liegt, 
jo muß die Sache einem — zur Entſcheidung 
übergeben werden.“ 

Wenn hier bei militärijchen Verbrechen wiederum Die 
Mahl eines Dffizierd geftattet werden könnte, welcher ben 
Angefchuldigten nach der in der Straf-Prozeß-Ordnung vorges 
ihriebenen Weife zu vertreten hätte, jo könnte zu demfelben 
Zweck, wenn es fi) um ein gemeines Verbrechen handelt, 
einem Auditor oder einem verpflichteten öffentlichen Anwalt 
die Rolle eines Vertheidigerd zugewiefen werden, und Die 
Vertheidigung könnte ganz nach den in der Straf» Prozeßr 
Ordnung hierüber enthaltenen Beftimmungen vor fich gehen. 

3) In fhweren Straffällen. 

Mit dem, was die Etraf- Prozeß - Ordnung. in Artifel 
262. bis 283. über das Schlußverfahren in ſchweren Straf» 
füllen verordnet hat, treffen einzelne ähnliche Grundfäße be— 
teitö bei dem militärifchen Gerichts » Verfahren zu. Es ift 
namentlich immer ein Vorzug der Militär-Gerichte gewefen, 
daß der Angefchuldigte dem urtheilenden Gericht vor Augen 
geftellt wird, und demfelben vor der Berathung und Urtheils- 
fällung in Gegenwart des Spruch » Gericht8 die fämmtlichen 
Unterfuchungs-Aften befannt gemacht werden, wobei einen- 
theil8 dem Angefchuldigten Gelegenheit geboten ift, was zu 
feinem Vorſtande gereichen kann, felber noch geltend zu 
machen, oder den einen oder andern Richter zu refuftren, 


theils hiedurch aber das Gericht Gelegenheit — das Be⸗ 
Mounatſchr. f. d. Juſtijpfi. XII. Bd. 2. Abth. 
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nehmen des Angefchuldigten zu beobachten, und Befannt- 
fchaft mit feiner Perſönlichkeit zu machen. 

Was nun die Frage betrifft, auf welche-Weife ein dem 
bürgerlichen Berfahren in ſchweren Etraffällen gleichmäßi- 
geres Verfahren beim Militär eingeführt werden Fünnte, 
fo wäre nicht abzufehen, warum nicht auch beim Militär 
fich eine gewiffe Deffentlichfeit bei den Gerichts - Berhand- 
lungen follte einführen lafien dürfen, wenn 3.8. Offizieren 
und Unteroffizieren ded Regiments Zutritt zur Abhaltung 
des Kriegsrechted geftattet werden würde. Das Intereſſe 
für den Juftizdienft müßte hiedurch wefentlich fich fteigern, 
und die Juftizverwaltung Fönnte hiedurch lediglich nur ge 
winnen. 

Was dagegen die Bertheidigung in foldhen Fällen 
betrifft, fo möchte der Verfaffer, bei bürgerlichen Verbrechen 
für den. Angefehuldigten nad) Analogie der bürgerlichen Straf: 
Prozeß⸗Ordnung in Anfpruch nehmen, daß ein weiterer Au: 
ditor der Garnifon (wenn nur einer in derfelben vorhanden 
ift, ein verpflichteter Rechts-Anwalt) zum Correferenten für 
das abzuhaltende Kriegsrecht beftellt, dem Angefchuldigten 
aber freigeftellt würde, fich einen Vertheidiger aus der Zahl 
der öffentlichen Rechts-Anmwälte zu wählen, welcher (unter 
Einfehränfung des hiezu zu gebenden Termins) feine Ver 
theidigung fhriftlich abzufaffen und diefelbe ſodann bei der 
friegsrechtlichen Verhandlung vorzutragen hätte. 

Hierauf. würde von dem Unterfuchungsrichter und Haupt: 
Neferenten mündlich ereipirt, ebenfo von erfterem replizirt, 
nach diefem aber von dem Gerichte nach Abtreten der weite: 
ren Berfonen zur Berathung übergegangen. 

Bei militärifchen Verbrechen könnte dagegen ein Offi— 
zier zum Correferenten beftellt, und ein-zweiter zum Vertheis 
diger aufgeftellt, mit diefer Unterfcheidung aber das vorige 
Verfahren ftatuirt werden. 

(Fortſetzung im nächſten Heft.) 
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2) Beitrag zu der bevorfiehenden Bevifion des 
Strafgeſetzbuches. 
(Bon Herrn Rechts-Conſulent Schwab.) 

Sieben Jahre ſind jetzt ſeit Emanirung des Strafge— 
ſetzbuches verfloſſen, und der Zeitpunkt, in welchem die 
Kammer der Abgeordneten vom Jahr 1838, die dieſem Ge— 
ſetzgebungswerke ihre verfaſſungsmäßige Zuſtimmung gab, 
eine Reviſion deſſelben für nöthig erachtete, iſt nahe 
herangerückt. Eine ſolche durchgreifende Reviſion iſt auf 
dem Landtage des Jahres 1845 als dringendes Bedürfniß 
geſchildert, und auch von dem Herrn Chef des Juſtizdepar— 
tements die Vornahme derſelben auf dem nächſten Landtage 
in Ausſicht geſtellt worden, wozu nunmehr dem Vernehmen 
nach bereits Vorbereitungen getroffen worden ſind. Unter 
dieſen Umſtänden dürfte es an der Zeit ſeyn, einem ſo wich— 
tigen Unternehmen beſondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden, 
und ſo mögen denn die nachſtehenden Bemerkungen über 
das Strafenſyſtem unſeres Geſetzbuches als kleiner Bei— 
ttag zu dem umfaſſenden Werke in dieſen Blättern eine 
Stelle finden. 

6.7; 
Todesftrafe. 

An der Spige des Strafenſyſtems unferes, fowie ſämmt— 
licher deutfchen Eriminalgefegbücher fteht die Todesftrafe, 
diefe feit langer Zeit von fo vielen Auctoritäten fowohl 
vom Etandpunfte ihrer Nechtmäßigfeit, ald ihrer Zweckmä— 
Bigfeit und Nüslichkeit aus angegriffene, aber auch wieder 
vielfach mit gewichtigen Gründen vertheidigte Außerite 
Strafert. *#) Es kann wohl feinem Zweifel unterliegen, 
dag die Abfchaffung derfelben bei der bevorftehenden land— 


m 


*) Vergl. über diefen Gegenftand die trefflihe Abhandlung 
von Hepp über den gegenwärtigen Stand der Streitfrage, über 
die Zuläffigkeit der Todesftrafe, Tübingen 1835; und die Beilage 
zu dem Hauptberidht der Commiſſion der zweiten Kammer über den 
Strafgeſetzbuchßentwurf &.8 — 22. 

17*8 
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ftändifchen Berathung über die Revifion des Etrafgefeg- 
buch8 beantragt und in reifliche Erwägung gezogen werden 
wird, wie dieſes bei der erften Verhandlung über dieſes 
Geſetzbuch vor acht Jahren, gefchehen if. Wenn bereits 
damald neun und zwanzig Mitglieder den zweiten Kammer 
fi für unbedingte und alsbaldige Abfchaffung der frag- 
lichen Strafe theilweife in den ftärfften Ausdrücken erklärt 
haben, fo fteht zumal nach den bei Gelegenheit des Eifen- 
bahnftrafgefeßes in der gegenwärtigen Abgeorpnetenfammer 
gefallenen Weußerungen zu erwarten, daß bei der nädhiten 
Veranlaffung eine noch größere Anzahl von Etimmen fid 
gegen die Beibehaltung diefer Strafart ausfprechen werde. 

Einfender, welcher für feine Berfon ſich weder von der 
rechtlichen Unzuläßigkeit, noch felbft von der Entbehrlichfeit 
der Todesſtrafe in jeiger Zeit zu überzeugen vermocht hat, 
befcheidet fich übrigend, auf diefen wichtigen Gegenftand 
hier näher einzugehen, und will fich auf. die feines Erach— 
tens jedenfalld practifchere Frage befchränfen: ob nicht 
eine Berminderung der in dem Strafgefeßbuche ange 
drohten Eapitalftrafen wünfchenswerth erfcheine ? 

Ein allgemein geachteted Mitglied der Ständeverfamm: 
lung von 1838, der Abgeordnete Camerer von der Stadt 
Reutlingen, hat in feinem ausführlichen und fehönen Votum - 
für Annahme des Strafgefegbuchß *) eine Zufammenftellung 
der Fälle gegeben, in weldyen die nach früherem Recht zu 
erfennende Todesftrafe durch das Strafgeſetzbuch abgefchaftt, 
fowie derjenigen, in welchen fie durch daffelbe neu eingeführt 
worden ift, und am Schluffe diefer intereffanten VBergleichung 
‚bemerkt, daß diejenigen Fälle, in welchen die Todesftrafe 
neu feftgeftellt werde, felten vorfommen, während Zälle, in 
denen diefelbe abgefchafft worden, gerade die häufigften feyen. 

Die Richtigkeit diefer Bemerkung erhellt theild aus 
dem Umftande, daß ‚unter denjenigen Fällen, in welchen 


*) 123. GSisung der Kammer der Abgeordneten auf dem Land 
tage von 1838, &. 11 —16. 
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durch das Strafgeſetzbuch die Todesftrafe abgefchafft ift, fich 
die häufig vorfommenden Verbrechen des Todtfchlages, 
des Kindsmordes und der Falſchmünzerei befinden, *) 
theild aus der Thatſache, daß feit der Emanirung des 
Strafgefegbuches im Jahr 1839 Feiner der durch daſſelbe 
neu eingeführten Bapitalfälle practifch geworden, überhaupt 
ausfchlieglich wegen Mordes auf Todesftrafe erfannt wor: 
den ift. #*) Es Fann alfo in diefer Hinficht von einer. prac- 
tifh zu Tag getretenen Härte des Strafgefegbuchs durch» 
aus nicht die Rede feyn, und der diefem Geſetze fo häufig 
vorgeworfene „Luxus“ mit der Todesftrafe ift bis jegt nur auf 
dem Papiere vorhanden. 

Defien ungeachtet find wir der lleberzeugung, daß bie 
höchfte Strafe in unferem Griminalgefeßbuch zu häufig ans 
gedroht ift, und daß eine Reduction derfelben auf wenigere 


») In dem fehr intereffanten Auflage in Bd XT. Nbthl. 2. 
diefer Monatfchrift „die öffentlihen Schlußverbandlungen in Würt— 
temberg im zweiten Jahre der neuen Strafprozeßordnung“ wird 
S. 290— 293 audgeführt, daß in neuefter Zeit der Kinddmord 
weit feltener ald früher, daB Kalfhmünzen dagegen fehr- häufig 
vorfomme. — Bei den beiden eben genannten Verbreden ift zwar 
don lange vor Erfheinung ded Strafgefesbuhß die Zodeßftrafe re- 
gelmäßig, bei dem Todtfchlag mwenigftend zumeilen im Wege der 
Gnade in Freiheitäftrafe verwandelt worden; allein abgefehen davon, 
daß die Normen über VBegnadigung mwandelbar find, ift in den be» 
kichneten Fällen die Strafe nie fo weit berabgefest worden, und 
tonnte auch im Hinblid auf dad aufrecht zu erhaltende Anſehen deB 
Strafgefeged nicht fo weit berabgefest werden, ald dieß jest im 
geſetzlichen Wege möglich if. Dad Minimum der Strafe ded Todt« 
ſchlags ift jest vierjähriged Kreisgefängniß, dad der Strafe be3 
Kindsmords zehenjähriges, und dad der Strafe des Falſchmünzens 
fünfjähriged Zuchthaus. Wenn letzteres Minimum. gleihmwohl aus 
Veranlaffung mehrerer öffentlich verhandelten Fälle fih noch als zu 
fireng gezeigt bat, fo darf nicht vergeffen werden, daß früher bei 
der Münsfälfhung im Gnadenmwege höchſtens bid auf zehenjährige 
Zuchthausſtrafe herabgeftiegen wurde. 

*) Megen diefed Verbrechens ift unter der Herrſchaft des 
Strafgefegbuhs gegen eilf Individuen dad Todesurtheil audge: 
fprohen und an zehen berfelben vollzogen worden. 


254 

Fälle jehr zu wünfchen wäre. Wir möchten einer folchen 
Befchränfung im Intereſſe des Geſetzes felbft das Wort 
reden ; denn gerade die ftrenge Bhyfiognomie, welche dafjelbe 
durch die vielen in demſelben angedrohten, obſchon biäher 
unpractifch gebliebenen Todesftrafen erhalten hat, hat ihm 
vorzugsweife die fchmeichelhaften Titel: blutiges Gefes, 
drafonifcher Eoder u. f. w. zugezogen, mit welchen es 
fo häufig beehrt worden ift. Auch ift von einer Vermin- 
derung der Todesftrafen ein nachtheiliger Einfluß auf die 
Rechtsſicherheit fchon deßhalb nicht zu befürchten, weil die 
Erfahrung feit dem Erfcheinen des Strafgeſetzbuchs, aljo 
feit fieben Jahren, die Seltenheit der meiften in demfelben 
vorkommenden apitalverbrechen nachgewiefen hat. Es gilt 
dieß namentlich von den auf theoretifche Combinationen und 
eine zu weit getriebene Eafuiftif fich gründenden Androhungen 
der Todesſtrafe im befonderen Theile dieſes Gefegbuches. 


a 
Buchthausſtrafe. 

Unter den Freiheitsſtrafen, welche die hauptſächlichſte 
Strafart unſeres, ſowie ſämmtlicher neueren Criminalgeſetz— 
bücher bilden, und welche Hepp in ſeiner Schrift über 
das Strafenſyſtem des Entwurfes von 1835 treffend als 
„wahres Univerſalmedicament in der Hand unferer jetzigen 
Geſetzgeber“ bezeichnet, ift die Zucthausftrafe, die 
nach dem Strafgefegbuch fich in Iebenslängliche *) und 


*) Die lebenslängliche Zuchthausſtrafe, gegen welche bei ber 
Berathung in der zweiten Kammer fich faft ebenfo viele Stimmen, 
ald gegen die Todedftrafe, erhoben haben, ift in dem Strafgefesbud 
zwar in vielen Fällen, jedoch meift nur als Marimum angedrobt. 
Die Fälle, in weldher diefelbe ald abfolute Strafe feftgefest ift, find: 
thätlihe Beleidigung der Königin oder ded Kronprinzen im Falle 
des Art. 154 Ziff. 1., abfihtlihe Verbreitung einer anftedenden 
Krankheit, wenn ein Menſch dadurd das Leben verlor (Art. 271 
Abf. 1); fchwerfter Grad der Nothzucht und der ihr in der Straf: 
barkeit gleichgeftellten Verbrechen gegen die Sittlichfeit (Art. 295 
Ziff. 1 Art. 296, 297) und fchwerfter Grad des Raubed und der 
Erpreffung (Art. 312 Ziff. 1 Art. 314 gif. 1). Alle diefe Fälle 
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zeitliche abtheilt, die ſchwerſte. Eine eigentliche Surro- 
gatitrafe für diefelbe Fennt das Geſetz nicht, indem der von 
der Kammer der Abgeoroneten bei der erften Berathung des 
Strafgefeßbuches faft einftimmig gefaßte Beſchluß, Ge: 
ſtungsſtrafe als Surrogat des Zuchthaufes zuzulaflen, 
an dem Widerfpruche der Staatsregierung und der erften 
Kammer fcheiterte, und nur die Folge hatte, daß im Art. 13 
des Strafgefegbuchs mit Rüdficht auf die befonderen Um— 
fände des Verbrechens, fowie auf die Bildungsftufe und 
die bürgerlichen Verhältniffe des Uebertreters mehrfache Ers 
leihterungen der zeitlichen Zuchthausftrafe feftgefegt wurs 
den. Wenn nun gleich diefe Beftimmung ald eine wefent- 
lihe Verbeſſerung des früheren Rechtes erfcheint, indem 
dieſes gar feinen Unterſchied in der Behandlung der zum 
Zuchthauſe Verurtheilten zuließ, fo dürfte doch bei einer 
künftigen Revifion um einen Schritt weiter gegangen, und 
eine wahrhafte Surrogatftrafe im Sinne des früheren Be- 
Ihluffes der zweiten Kammer eingeführt werden. Zu Gunften 
diefes fchon von Hepp a. a. D. ©. 44, 45 gemachten 
Vorfchlages fey es erlaubt, eine Bemerfung der ftrafrecht- 
lichen Commiſſion der Abgeorbnetenfammer von 1838 in 
ver Beilage zu ihrem Hauptberichte S. 26 anzuführen. 
Da, heißt es dort, die Dienft- und Ehrenrechte nicht bloß 
wegen einer nieverträchtigen, fondern auch ſchon wegen einer 
mit längerer Sreiheitsftrafe bedrohten Handlung vers 
loren gehen, fo fey es ganz nothmwendig, daß derjenige, 
welcher nicht al8 ein niederträchtiger, verworfener Menſch, 


find von der Art, daß fie vorausfichtlich theils nie, theild wenigſtens 
felten vorfommen werden. Ueberhaupt ift e8 merfwürdig, daß feit 
Emanirung des Strafgeſetzbuchs die lebenslängliche Zuchthausſtrafe 
noch niemals wegen eines in dieſem Geſetze mit ihr bedrohten Ver— 
brechens, ſondern nur in Fällen erkannt wurde, in welchen ſie zu— 
folge prozeſſualiſcher Vorſchriften an die Stelle der Todesſtrafe zu 
treten hatte, nämlich in vier Fällen wegen mangelnden direkten 
Beweiſes der Urheberſchaft, und in Einem Falle wegen Mangels 
der nach Art. 350 der Strafprozeßordnung erforderlichen Stimmen⸗ 
mehrheit. 
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vielmehr nur als ein folcher erfcheine, welcher fich der vor; 
züglichen, der politifchen Ehrenrechte verluftig gemacht 
habe, auch nicht in die Gefellfchaft niederträchtiger, verwor: 
fener Menfchen gebracht werde. Durch folche Abfonderung 
werde die Nechtögleichheit nicht verlegt, fondern hier ſey 
Abfonderung gerade durch die Rechtsgleichheit unab- 
‚weislich geboten. 

- Diefer Forderung der Gerechtigfeit, welche in noch höhenen 
Grade dann eintritt, wenn der Schuldige üuberdieß in Folge 
feiner früheren Lebensverhältniffe durch die gewöhnliche 
Zucthausftrafe ein ungleich härteres Uebel als andere Ber: 
brecher leiden würde, ift nun allerdings durch die in Art.13 
angeoronete Verwahrung der ehrenhafteren und zugleich 
gebildeten 1lebertreter in einem abgefonderten Raume des 
Zuchthaufes entfprochen worden. Es bleibt aber gleichwohl 
ein-fehr empfindliches Uebel für einen ſolchen Gefangenen, 
daß er feine Strafe in der gleihen Etrafanftalt mit 
rohen und niederträchtigen Verbrechern aus der unterften 
Volksklaſſe abzubüßen hat. Die Schmach einer folchen Ge 
fangenfchaft haftet als unauslöſchliche Mafel auch dann 
noch auf dem Beftraften, wenn er längft der Freiheit und 
“der bürgerlichen Gefellfchaft zurüdgegeben ift; die Erin 
nerung: er war im Zuchthaus! kann durch Fein fpätered 
MWohlverhalten getilgt werden, wogegen die gleich harte, 
aber weniger befchimpfende Feftungsftrafe feinen fo unheils 
baren Riß in die gefelligen Verhältniffe macht, und durd 
unzweideutige Beflerung eher in Bergeffenheit gebracht wer: 
den fann. Das durch Einführung einer ſolchen, auch in 
auswärtigen Gefeßgebungen, z. B. dem baierifchen Straf 
geſetzbuch von 1813, vorkommenden Surrogatftrafe nut 
ein Privilegium der gebildeten Stände gefchaffen würde, if 
nicht zu befürchten, indem die Erkennung derfelben von der 
doppelten Rüdficht auf die befonderen Ilmftände des Ver- 
brechens fowohl, als auf die Bildungsftufe und die bürger- 
lichen Verhältniffe des Uebertreters abhängig feyn würde. 
Jedenfalls wäre der gleiche Mißbrauch bei der von dem 
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Etrafgefeßbuch zugelaffenen Verwandlung des Arbeitshaufes 
in Feftungsftrafe und der Gefängnißftrafe in Feftungsarreft 
zu befurgen. 

Wenn aber auch die Einführung einer vollftändigen 
Surrogatftrafe für das Zuchthaus nicht beliebt werden 
follte, fo follte wenigftens die Wohlthat des Art. 13 au) 
auf die lebenslängliche Zuchthausftrafe ausgedehnt wer: 
den. Für einen Mann von höherer Bildungsftufe, der ein 
wenn auch fehweres, doch nicht aus niederträchtiger Geſin— 
nung hervorgegangenes Verbrechen mit Tebenslänglicher 
Gefangenfchaft. zu büßen hat, ift e8 härter als der Tod, 
feine ganze Lebenszeit in der Gefellfchaft der verworfenften 
Verbrecher *) zubringen zu müffen, und gerade die Nechte- 
gleichheit fordert hier dringend eine Abänderung des be- 
ftehenden IT 


$. 3. 
Arbeitshausftrafe. ‚ 


Was die Arbeitshausftrafe und die ihr ald Sur— 
rogat dienende Feftungsftrafe betrifft, fo hat der Chef 
des Juſtizdepartements bei Berathung des Eifenbahnftraf- 
gefehed auf dem vorigen Landtage (65. Eikung ©. 96) 
erklärt, daß bei einer Reviſion des Strafgeſetzbuchs wahr: 
iheinlich die Arbeitshausftrafe ihren entehrenden Character 
verlieren werde, wie es auch in Baden gefchehen fey. — 
Wir fönnten dieß nur als einen erfreulichen Bortfchritt 
der Gefeßgebung betrachten, theils weil dadurch die Arbeits: _ 
hausftrafe in ein richtigeres Verhältnig zu der Zuchthaus: 
ftrafe gejegt würde, theild weil unter den im Strafgefeßbudy 
mit Arbeitshaus bedrohten Verbrechen gar manche find, 
welche keineswegs nothwendig aus niedriger Gefinnung des 


— — — 


*) Da nad Art. 10 des Strafgeſetzbuchs die zu lebenslänglicher 
Zuhthausftrafe verurtheilten Gefangenen in einem von den übrigen 
Züchtlingen abgefonderten Raume ded Zuchthauſes verwahrt werden, 
fo muß ein folder Mann geradezu mit dem Auswurf der Men: 
heit zufammenleben. 
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Thäters entfpringen. Der legtere Bunft wird Feined näheren 
Beweifes bebürfen ; zur Rechtfertigung der erfteren Behauptung 
aber möge es erlaubt feyn zu bemerken, daß die Arbeits: 
hausftrafe unferes Eriminalgefegbuchs eigentlih nur eine 
Zuchthausſtrafe erften Grades ift, indem fie ſich, abgefehen 
von der Zeitdauer und der etwas befleren Behandlung der 
Sträflinge, nur dadurch von der Zuchthausftrafe unters 
fcheidet, daß fie nicht wie diefe, mit dem Verluſt der in 
Art. 33, Ziff. 2—4 bezeichneten Rechte und Vorzüge ver: 
bunden ift; ein Unterfchied, welcher für die große Mehrzahl 
der Verbrecher ohne practifches Snterefie if. Nun ift es 
aber in- einem Strafenfyfteme, in welchem die Freiheitsftrafen 
eine fo vorherrfchende Rolle fpielen, gewiß fehr wünſchens— 
werth, eine möglichft große Auswahl unter denfelben zu 
haben, und diefem Zwede wird offenbar mehr Rechnung 
getragen, wenn die Arbeitshausftrafe zu einer wahren Mit 
telftufe zwifchen dem Zuchthaus und dem Kreisgefängniß 
erhoben wird, wenn fie nämlich hinfichtlich ihrer intenfiven 
Härte ſich dem Zuchthauſe nähert, dagegen binfichtlich ihrer 
rechtlichen Wirkungen, insbefondere in Beziehung auf die 
bürgerliche Ehre, mit der Kreisgefängnißftrafe übereintrifft. 

8§. 4. 
Gefängnißftrafe. 

Die dritte Hauptart der Freiheitsftrafe unferes Crimis 
nalgefeßbuch8 ift die Gefängnißftrafe. Bei derjelben 
möchte ed zwar wünfchenswerth erfcheinen, daß die gelindere, 
der Ehre des Verurtheilten in der öffentlichen Meinung 
weniger nachtheilige Vollziehungsweiſe verfelben im Be 
zirfögefängniß auf einen längeren Zeitraum, als von hoͤch— 
ftens fech8 Wochen, ausgedehnt würde. Denn die Kreis 
gefängnißftrafe, obzwar nach dem Geſetze mit feinen nad) 
theiligen Wirfungen auf die bürgerliche Ehre verbunden, 
hat gleichwohl in den Augen des Publikums einen be 
fhimpfenden Charafter, wie ſchon aus dem unter dem Voll 
gebräuchlichen Ausdrud Spinnhaus hervorgeht; der Zwang 
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zur Arbeit, der, wenn auch der Art. 22 des Strafgeſetz⸗ 
buchs fich eines fehonenderen Ausdruds bedient, der Sache 
nach gleichwohl mit dieſer Strafe verbunden ift, und das 
Zufammenleben mit rohen und ungefitteten Menfchen, das 
weder durch die Beftimmung des Art. 22, nach welcher die 
„Beſſeren“ unter den Gefangenen abgefondert von den llebris 
gen zu verwahren find, noch durch die VBorfchrift des $. 16 
der Hausordnung für die Kreisgefängniffe *) vermieden 
werden kann, find fehr empfindliche Uebel, welche auch einer 
furz dauernden Freiheitöftrafe diefer Art eine bedeutende 
intenfive Härte verleihen. Allein eine Erhöhung des Ma— 
timum der Bezirkögefängnißftrafe wird bei der großen Menge 
der Unterſuchungs- und Etrafgefangenen wegen Mangels 
an geeigneten Lokalen und aus Gründen der Auffichtspolis 
jet wohl nicht ausführbar feyn, und Einfender begnügt ſich 
daher, diefen Punkt zur Eprache gebracht zu haben. 

Um fo mebr aber dürfte der Vorfchlag gerechtfertigt 
eriheinen, die Vollziehung einer verwirften Bezirks- oder 
Kreisgefängnißftrafe auf der Feftung oder in einer ihr 
gleichgeftellten felbftftändigen Anftalt nicht, wie der Art. 23 
tut, an die Bedingung zu fnüpfen, daß mit diefer Ge- 
fängnißftrafe weder der Berluft der bürgerlichen Ehren- und 
der Dienftrechte verbunden fey, noch der Verurtheilte den» 
jelben in Folge eines früheren Straferfenntniffes bereits er- 
litten habe. Nicht jeder, der nach unferem Strafgeſetzbuch 
die Ehrenrechte verliert, ift deßwegen als ein ehrlofer, 
gemeiner, Menfch, für den gleichfam der Feftungsarreft zu 
gut wäre, zu betrachten, und es kann für einen folchen 
Uebertreter äußerft hart feyn, daß er feine Strafe im Kreis: . 
gefängnig, und zwar nach der Vorſchrift der erwähnten 
Hausordnung wenigftens Anfangs inderfchle hterenAbtheis 
lung der dortigen Gefangenen **) abbüßen muß. Mag auch 


*) Regierungsblatt von 1843, ©. 106, 107. — Vergl. den in 
Hufnagel Commentar Bd II. ©. 424. angeführten Ausſpruch 
von Mittermaier. 

*) Der $. 16 der Haudordnung lautet: „In die Abtheilung 
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der Feftungsarreft nach Art. 24 gegenüber der Gefängnif: 
ftrafe vielleicht zu fehr privilegirt feyn, fo ift dieß doch 
fein genügender Grund, um feine Erkennung von dem Beſitz 
der politifchen Ehrenrechte abhängig zu machen, indem ja 
auch die Arbeitshausftrafe, welche diefe Rechte unbe 
dingt entzieht, nad) Maafgabe der befonderen Umftände 
des Verbrechens, fowie der Bildungsftufe und der bürger 
lichen Verhältniffe, des Uebertreters auf einer Feſtung oder 
in einer ihr gleichgeftellten felbftftändigen Anftalt vollzogen 
wird. Die gleichen Vorausſetzungen follten auch zur Er 
fennung des Feftungsarreftes um fo mehr genügen, als 
fonft manchem VBerurtheilten die an fich ſchwerere Feftungs- 
ftrafe einer mit dem Verluſt der Ehrenrechte verbundenen 
Kreisgefängnißftrafe gegenüber als die leichtere erfcheinen 
. dürfte. *) | 
$.5. R 

Ehrenfirafen. 

In Beziehung auf die Ehrenftrafen ift Einfender 
der Meinung, daß in Art. 51 ein geringeres Minimum ver 
Surrogatftrafe für den Verluft der bürgerlichen Ehren- und 
der Dienftrechte feftgefebt werden follte. Bei dem unendlich 
verfhiedenen Werthe, welchen diefe Nechte für die einzelnen 
Staatsbürger je nach ihrer Stellung im Leben und nad ihrer 
Bildungsftufe haben, und bei der hierauf fich gründenden 


der Beſſeren können fogleich nad der Einlieferung nur diejenigen 
Gefangenen gefest werden, welche im Allgemeinen ein gutes Pri» 
difat haben, und gegen welche weder gleichzeitig mit der abzubüßen: 
den Kreiögefängnißftrafe, noch früher, der Verluſt der bürgerlichen 
Ehren= und der Dienftrehte erfannt worden if. Alle Uebrigen 
dürfen erft nach erprobtem Wohlverhalten in der Strafanftalt zu 
den „„Beſſeren“““ verfegt werden.’ 


*) Wenn 5. B., wie ed ſchon vorgefommen ift, ein angefehener 
Gemeindebeamter in erfter Inftanz zu einer Feftungdftrafe, in zwei⸗ 
ter Inſtanz dagegen zum Verluft der Ehren und Dienftrechte und 
zu Kreidgefängnißftrafe verurtbeilt wird, fo ifl fehr die Frage, of 
durch dieſes mildernde Erfenntnig auch wirklich ein geringere 
Strafübel über den Schuldigen verhängt werde. 
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durchaus relativen Wirfung des Verluftes derfelben, welcher 
für manche Individuen einer Vernichtung ihrer bürgerlichen 
Eriftenz gleichfommt, für Andere dagegen nur eine geringe, 
und für Viele, namentlich für das ganze weibliche Ge— 
Ihleht, gar feine Bedeutung hat, *) entfpricht ed der 
ausgleichenden Gerechtigfeit, daß auch die betreffende Sur— 
rogatftrafe fich innerhalb weiter Gränzen bewege. Noch 
mehr aber dürfte fich eine Herabfegung ded Minimum der— 
jelben in praftifcher Hinficht durch Erwägung der großen 
Härte rechtfertigen, zu welcher die gegenwärtige Beftimmung 
des Art. 51 ſchon häufig in Fällen der Eoncurrenz und des 
Rüdfalles geführt hat, indem gegen PBerfonen, für welche 
der wirkliche Verluſt der Ehren» und Dienftrechte gar fein 
materielle8 Uebel enthielt, da8 Surrogat für denfelben von 
mindeftend zwei Monaten Kreidgefängniß oft in derjelben 
Unterfuchungsfache mehrfach angewendet werden mußte, wos 
durh eine bedeutende Verfchärfung des früheren Rechtes 
eingetreten if. Nach unferer Anficht follte daher das Mi: 
nimum der Surrogatftrafe für den Verluft der Ehren» und 
Dienftrechte auf vierwöchiges, und das Minimum des Sur: 
togated für Die zeitliche Entziehung derfelben auf vierzehn, 
tägiges Bezirksgefängniß herabgefeßt werben. Die gleiche 
Herabfegung müßte dann allerdings confequenterweife auch 
bei den Gurrogatftrafen für die Dienftentlaffung 
(Art, 53) eintreten; fie dürfte aber auch an fich hier nicht 
minder motivirt erfcheinen, indem die Entlafjung vom Amte 
gleichfalls ein nach Umftänden höchft ON wirfendes 
Strafübel ift. 

Auch follte bei einer Revifion die harte Beftimmung 
des Art. 71, nach welcher, wenn Ehrenftrafen im Geſetze 
mit Freiheits- oder Geldſtrafen verbunden find, bei dem 





*) Es ift fhon öfter vorgefommen, daß Weiböyerfonen aus 
der dienenden Claffe bei Eröffnung eine den Verluſt der Ehren⸗ 
und Dienftredhte audfprechenden Erkenntniſſes gefragt haben: ob 
fie denn jest in feinen Dienft mehr treten dürfen ? 
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Berjuche nur eine Minderung diefer legteren Strafen ein 
tritt, *) eine mildernde Aenderung erleiden. 
$. 6. 
Geldſtrafe. 

Was endlich die Geldſtrafe anlangt, fo erlaubt ſich 
Einſender bier nur den Wunſch auszuſprechen, daß dieſe 
der Ehre am wenigſten nachtheilige Strafart im beſonderen 
Theile des Geſetzbuches häufigere Anwendung finden möchte. 
Gar manche Vergehen, welche bis jetzt ausſchließlich mit 
Gefängnißſtrafe bedroht ſind, dürften in leichteren Fällen 
mit Geldbuße genügend beſtraft erſcheinen, und es möchte 
fich diefelbe namentlich für folche geringere Uebertretungen 
eignen, durch welche der Thäter weder eine unehrenhajte 
Geſinnung befundet, noch Roheit und Neigung zu Gewalt 
thätigfeiten an den Tag gelegt hat. 





3) Weber die Auslegung des Art. 63 des Polizei- 
Straf- Geſetz - Duhes. 

(Bon Herrn Gerichts-Aktuar Neuffer in Reutlingen.) 

Der Art. 63 lautet wörtlich: 

„Wer entfremdete Gegenftände zwar ohne beftimnte 
Kenntniß von der Entwendung oder Unterfchlagung, aber 
unter Umftänden an fich bringt, welche gegen den Veräufe: 
rer den dringenden Verdacht der rechtswidrigen Erwer: 
bung derfelben erweden mußten, wird mit Geldbuße bis 
zu 50 fl. beftraft und kann bei erfchwerenden Umſtänden 
oder wegen Rüdfalls mit Arreft bis zu ſechs Wochen 
belegt werben.” 

Es fommt nun hie und da der Fall vor, daß der Dieb 

die geftohlene Cache oder wenigftens einen Theil derfelben 
einem Andern fchenft, und zwar unter Umſtänden, welde 


°) Vergl. Hufnagel Commentar Bd I. ©. 141 — 143, 619, 
620. Bd II. ©. 509, 5105 Hepp Commentar ®d I. ©. 522 und 


den Auffag in Bd V. Abth. 3 ©. 445 — 450 diefer Monatsfehrift 
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bei dem Befchenkten den dringenden Verdacht der rechtswi- 
drigen Erwerbung gegen den Schenfgeber erweden mußten, 
ohne daß dem Befchenften eine beftimmte Kenntniß von der 
Entwendung nachgewiefen werben Fonnte. 

Hier wirft fi) nun die Frage auf, ob ein folcher Fall 
auch unter den Art. 63 fubfumirt werden kann. 

Wenn man nemlidy die Lleberfchrift des Art. 63, die 
vom Anfauf verdächtiger Waaren handelt, ind Auge faßt, 
jo feheinen nur folche Fälle unter den Artikel zu pafien, 
two der Erwerber der geftohlenen Sache durch Kauf in den 
Befig derfelben Fam und daher der obenerwähnte Fall davon 
ausgefchloffen zu feyn. 

Die Quellen des Geſetzes 

die Motive, 
der Commifltons-Bericht und 
die ftändifchen Verhandlungen 
berühren die aufgeworfene Frage nicht. 

Die ftändifchen Verhandlungen indbefondere verbreiten 
ich nur über das Strafmaaß, wobei der Unterſchied zwi- 
ihen der fahrläßigen Begünftigung, von welcher der Art. 63 
handelt, und der wirflichen Begünftigung von Eigenthums- 
Beeinträchtigungen gelegenheitlich erörtert wurde. 

E8 dürfte dagegen die aufgeworfene Frage aus folgen: 
den Gründen ihre Beantwortung finden. 

1) Bei der Ueberfchrift des Art. 63 ift auf den Art. 343 
des Strafgeſetzbuchs (von der Dieböhehlerei) verwiefen, wo 
nur von Anfichbringen geftohlener Waaren die Rede ift, 
ohne daß dabei ein Unterſchied gemacht ift, auf welche Art 
der DiebShehler das Geftohlene an fich bringt. 

2) Auch der Tert des Art. 63 fpricht nur vom Anſich⸗ 
bringen entfremdeter ©egenftände, ohne fich auf die ver- 
ihiedenen Arten der Erwerbung einzulaffen. Es ift na- 
mentlich nicht gefagt, daß bloß die Erwerbung dur Kauf 
darunter begriffen fey. Der einzige Unterfchied zwifchen dem ° 
Art. 343 des Strafgefehbuches und dem Art. 63 des Po- 
lizeiſtrafgeſetzbuches fcheint fonach nur der zu feyn, daß man 
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bei der Diebshehlerei eine beftimmte Kenntniß von der rechts 
widrigen Erwerbung von Eeiten des Erwerbers vorausſetzt, 
der Art. 63 aber ſolche Bälle umfaßt, wo der Erwerber 
ohne eine folche beftimmte Kenntniß aus Leichtfinn die ge: 
ftohlene Sache an ji) bringt, obgleich ſich ihm- aus den 
gegebenen Umftänden die dringende Vermuthung aufdrin— 
gen mußte, daß fie geftohlen fey. 

Diefe Anficht möchte auch 

3) darin eine linterftügung finden, daß das Wolizei- 
Strafgefegbuch' vorzugsweife den Zwed hatte, das Criminal; 
Strafgefepbuch in feinen Beftimmungen zu ergänzen. 

4) Iſt in Erwägung zu ziehen, daß der Grund der ge 
feglichen Beftimmung des Art. 63 ver ift, der Gemeinge— 
fährlichfeit, welche darin liegt, daß Jemand durch das 
Anfichbringen der von einem Andern geftohlenen Waare bie 
Entdeckung des Diebftahld und Wiederbeifchaffung des Ge 
ftohlenen entweder unmöglich macht. oder doch fehr erfchwert, 
zu begegnen, diefe Gemeingefährlichfeit aber die gleiche ift, 
ob Jemand die geftohlene Sache durch Kauf oder auf an 
dere Weiſe an fich bringt. 

—Hiebei ift 

5) nicht außer Acht zu laffen, daß der Dieb, welder 
einem Anderen eine reftohlene Sache ſchenkt, dieſes meiftend 
nur deßhalb thun wird, um den Anderen zur Annahme 
anderer geftohlener Waaren geneigter zu machen, oder ir 
gend einen andern Zwed zu erreichen. 

6) Würde man, wollte man die Beftimmung des Art. 63 
nur auf das Anfihdringen durch Kauf befchränfen, zu dem 
Refultate gelangen, daß auch das Anfichbringen durch Tauſch 
ausgefchlofien wäre, während doch einleuchtend ift, Daß ber 
jenige, welcher eine geftohlene Sache unter verbächtigen 
Umftänden eintaufcht, auf der gleichen Stufe der Strafbar 
feit fteht, wie derjenige, welcher fie unter folchen Umſtaͤn— 
den Fäuflich an fich bringt. 

7) Dürfte der Umftand, daß die Ueberjchrift des Art. 63 
nur vom Ankauf verbächtiger Waaren handelt, wohl in 


265 


nicht8 Anderem zu fuchen feyn, ald daß die Fälle, wo der 
Dieb die geftohlene Sache verfauft, die gewöhnlichen find. 

Nach dem Ausgeführten dürfte es daher feinem Zweifel 
unterliegen, daß die aufgeworfene Frage zu bejahen ift. 

Zwar fönnte der Ausprud im Art. 63. — VBeräußerer 
— noch einiges Bedenfen erregen, weil diefer Ausdrud für 
— Verfäufer — gebraucht wird. Allein, da man unter 
Beräußern im weiteren Sinn überhaupt jede Handlung ver: 
fteht, wodurch man ſich des Eigenthums an einer Sache 
begibt, und man hierunter auch das Verſchenken begreift; 
jo fann man nicht annehmen, daß der Gefebgeber unter 
dem Ausdrud — Beräußerer — bloß einen Berfäufer ges 
meint habe, weil er in‘diefem Fall gewiß den Ausdruck — 
Verfäufer — gewählt haben würde. 





4) Ueber Veſtrafung habituirter Holzfrevler durd) 
die Gerichte. 
(Von Herrn Revierförfter Dürr in Schrogberg.) 


Der habituirte Holzftevler A. S. von B., welcher 
bereitd eine von Königl. Finanzfammer ihm angefeßte ge: 
ihärfte 14tägige Arreftftrafe erftanden hatte und dem dabei 
zu Brötofoll eröffnet worden war, daß er mit dem nächften 
Exceß dem Oberamtegericht werde zur Beftrafung übergeben 
werden, ließ fich nach Umfluß von 3 Jahren einen aber- 
maligen Holzfrevel zu Schulden fommen, deffen Rüge dem 
Dberamtsgericht 2. anheimgegeben wurde. 

Diefe Behörde führte auch die Unterfuchung, übergab 
aber, nachdem fich zulegt noch herausgeftellt hatte, daß der 
Srevelort in dem Bezirf des Dberamtsgerichts K. liege, 
legterer Stelle die Aeten zur Fällung des Erfenntnifies, 
welches folgendermaßen ausfiel: 

„In der Unterfuchhungsfache gegen A. S. von B. wegen 
„Holzerceffe8 wurde heute in Betracht, daß nach dem 
„vorliegenden Prädifatszeugnifie des S. und den gericht- 
Monatfchr. f. d. Iuftispfl. XII. Bd. 2. Abth- 18 
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„lichen Boracten derfelbe lettmald im Jahr 1838 wegen 
„Holzercefied geftraft worden ift, daß forann nah 
Art. 103. ded Polizeiftrafgefeges 
„der Rüdfall bei polizeilichen Uebertretungen nur dann 
„für einen Erfehwerungs-Grund gilt, wenn die Zjährige 
„Brift für Verjährung einer Strafe, 
Art. 106. des Molizeiftrafgefeges, 
„noch nicht abgelaufen ift, daß endlich, wie das hiefige 
„Dberamtögericht fhon in andern Fällen, 
efr. Unterfuchungdacten gegen A. K. von 2. wegen Diebftahls, 


„angenommen hat, und auch von Hufnagel in feinem 
„Commentar zum Strafgeſetzbuch 
Bd II. ©. 969 

„ausführt, dieſe Beftimmungen des Polizeiftrafgefepes 
„auch auf die Holzerceffe, als offenbar polizeiliche Ber: 
„gehen, analoge Anwendung finden müſſen, felbft in 
„Wiederholungsfällen, die an die Gerichte verwiefen find, 
„dur den Bezirkörichter befchloffen, die gegen A. ©. 
„von DB. eingeleitete Unterfuhung wegen Holzexceſſes 
„einzuftellen, die Aburtheilung des Vergehens aber, wie 
„die Entjcheivung über den Koftenpunft der Finanzbehörde 
„zu überlafjen.” 


Mit diefem Befchluß Famen die Acten dem Forftamt R. 
zu, das folche der Königl. Finanzfammer mit dem Bemerfen 
vorlegte, daß es die Anficht des DOberamtsgerichts in &. 
durchaus nicht zu theilen vermöge, weil \ 

1) das Gefeß über die Beftrafung der Verfehlungen 
gegen die Finanz» und Forftgefege vom 2. October 1839 
ausdrüdlich vorfchreibe, daß ſolche Verfehlungen nad 
den vor der VBerfündigung des Strafgeſetzbuches 
befolgten Normen zu ahnden feyen; 

2) diefe Normen aber von einer folchen Verjährung, 
wie fie das Oberamtsgericht K. geltend mache, nichts ent’ 
halten; 

3) die forftamtliche Anficht auch durch die 885. 121 
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und 122 von v. Schumm’s Polizeiſtrafrecht vollkommen 
beftätigt werde. 

Die Königl. Binanzkammer hiemit conform, wendete 
fih an den Königl. Gerichtshof; weil aber Fein Einver- 
ftändniß zu erzielen war, fo fällte jenes Collegium endlich 
doch ein Straf: Erfenntniß gegen den Habituirten Frevler 
4. ©. von B. 

Borftehender gefchichtlichen Darftellung erlaube ich mir 
nun einige Bemerfungen beizufügen. 

Nach Art. 321 Abſatz 2 des Eriminalftrafgefeges follen 
Entwendungen an ungehauenem Waldholze ıc. nach den 
Borftitrafgefegen abgerügt werden. Die Borftftrafgefege 
aber enthalten die Beitimmungen des Polizeiftrafgefeßes hin— 
fichtlich der Verjährung nicht. Es muß daher offenbar die 
dießfallfige Norm der Forftftrafgefege angewendet werden 
und das um fo mehr, ald das Gefeg vom 2, October 1839, 

betreffend die Beftrafung der Verfehlungen gegen die 
Sinanz » und Forftgefege, 
ausdrüdlich vorfchreibt, daß ſolche Verfehlungen, für 
welche die Strafgewalt der Finanzbehörden nicht 
mehr außsreiche, von den Gerichten nach den vor 
der Verkündigung des Strafgefetbuches be: 
folgten Normen zu ahnden feyen. 

Da diefes Geſetz vom 2. Detober 1839 zugleich 
mit dem Polizeiſtrafgeſetz erfchien, es aber dennoch 
bei der gerichtlichen Strafe der Verfehlungen gegen die 
Sorftgefege die vor Verkündigung des Griminalftrafgefebes 
— alfo vor dem März 1839 — beftandenen Normen ange: 
wendet wiffen will, fo kann man meines Erachtens nicht 
(wie e8 das Oberamtsgericht in K. gethan und in v. Hufz 
nagels Commentar zum Strafgeſetzbuch II. Band Seite 969 
gefhehen) annehmen, daß der Gefeßgeber die Holgercefie 
feiner längeren Berjährungszeit, als die Polizei «Vergehen 
habe unterwerfen wollen. Im Gegentheil, e8 möchte nament- 
ih, was die von habituirten Frevlern verübten und von 


den Gerichten zu beftrafenden Erceffe betrifft, als gewiß 
18 * 
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- vorausgefeht werden dürfen, daß der Geſetzgeber die Forſt— 
Vergehen durchaus nicht als polizeiliche, nach den Normen 
des Polizeiſtrafgeſetzes abzurügende Vergehen behanbelt 
wiſſen will. 

Ohnehin werden habituirte Holzfrevfer erft dann den 
Gerichten übergeben, wenn fie wegen öfteren Rüdfalls end- 
(ih die Höchfte von einer K. Finanzfammer anzufegende 
Strafe erhalten und erftanden haben; (im vorliegenden Falle 
hatte der Frevler eine Freiheitsftrafe von 14 Tagen — je 
den dritten Tag bei fchmaler Koft — erftanden). Solche 
verwegene, für die Waldung fehr. ververbliche Frevler, müſſen 
aber bei fortgefegten Nüdfällen nothwendig der gerichtlichen 
Beftrafung unterliegen, und ed wäre daher bei ihnen wohl 
eher die in $. 131 des riminalftrafgefetes aufgeftellte 
15jährige Verjährungsfrift anzuwenden, als die des Poli— 
zeiftrafgefebed. Falls aber auch die Beftimmungen des 
Geſetzes über die Beftrafung der Verfehlungen gegen bie 
Finanz» und Forftgefege einen Zweifel darüber auffommen 
laffen ſollten, ob jetzt noch bei Forft-Vergehen die gemein: 
rechtliche 2Oijährige Verjährungsfrift ftattfinde, fo ift diefer 
durh einen Beſchluß des Königl. Geheimenraths dd. 
14. April 1841 

efr. v. Widenmanns forftlihe Blätter, VIII. — 132, 
$. 90. 
gehoben. 

Ich bin zwar fein Freund der ne Berjährungsfriften 
bei Forftvergehen, und daher auch nicht gemeint, benfelben 
dad Wort zu reden; nur das möchte ich mit gegenwärtigem 
Aufſatz bezweden, daß, fo lange das feit */, Jahrhundert 
fehnlichft erwartete und jo nothwendige neue Forftftrafgejek 
nicht erfchienen ift, die bisherigen Gefeges » Normen nicht 
umgangen, fondern überall gleichartig angewendet werben. 
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5) Entwicklung derjenigen Weränderungen, weld)e 
die Paragraphen 81. bis 101. des IV. Organi- 
fations-Erikts vom Jahre 1818 durd) die Movelle 
vom 15. September 1822 erfahren haben, und 

daran fid) anreihende Vorſchläge. 

(Schluß ded Auffaged in BB XI. S. 126 ff.) 

[Bon dem Freiherrn Hofer v. Lobenftein.] 
Sn den Paragraphen 99, 100 und 101. verordnete das 
IV. Edikt, daß der Richter, nachdem er mit beiden SBars 
thieen in Gemäßheit der Beflimmungen der Paragraphen 
81 bis 98, des Edikts je abgefondert mündlich verhandelt 
habe, fich noch durch Gegenüberftelung des Klägerd und 
Beklagten bemühen folle, den Widerſpruch, in welchem fie 
fih etwa noch in Abficht auf erhebliche Thatfachen befinden, 
binwegzuräumen ; zugleich habe er jest, da ihm durch bie 
bisherigen Verhandlungen eine Leberficht über die Lage des 
Streit und eine Würdigung der gegenfeitigen Anfprüche 
möglich gemadyt worden, den Verſuch der Sühne zu vers 


anftalten, oder wenn er ſchon vorher einen folchen gemadt - 


babe, wie er denn zu dieſem Zwed feine Gelegenheit unbe> 
nust laffen dürfe, zu erneuern; mißlinge aber diefer bei der - 
fraglichen Gegenüberftellung zu veranftaltende oder zu er- 
neuernde Verſuch, fo müfje der Nichter eine zufammenhäns 
gende Gefchichts-Erzählung über die dem Rechtsftreit zu 
Grunde liegenden Thatfachen, foweit die Parthieen darüber 
einig feyen, entwerfen, die noch ftreitig gebliebenen Um: 
fände befonders bemerken und die erheblichen durch Beweis 
noch näher auszumittelnden von den unerheblichen abfon: 
dern; diefe Leberficht habe ſodann der Richter ven Barthieen 
jur Anerkennung vorzulegen und ihre Bemerkungen darüber 
zu Brotofoll zu nehmen. 

Für alle gerichtlichen Verhandlungen von Anfang des 
-Gtreit8 an bis zu dem in $. 99. des IV. Edikts vorge: 
Ihriebenen Aft der Gegenüberftellung und dem damit zu 
verbindenden Vergleichs⸗-Verſuch einfchließlich mußte nach der 
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Art und Weife, wie das Edikt dabei verfahren wiſſen wollte, 
die perfönliche Gegenwart der Barthieen vom größten In: 
tereffe fenn; und es fand ſich daher auch in 8. 72 bis 74. 
des Edikts vorgefchrieben, daß die PBarthieen, bis fie über 
ihr gegenfeitiges Vorbringen vollftändig gehört und gegen 
einander geftellt worden feyen, die Verbindfichfeit haben, 
perfönlich zu erfcheinen ; erft nach der Gegeneinanderftellung 
fange die unbefchränfte Befugniß der Parthieen an, fich für 
die weiteren Verhandlungen mit Ausnahme der Eidesleiftung 
durch Berollmächtigte vertreten zu laffen. Natürlich ver: 
ftand es fich dabei von felbft, daß mit Einwilligung des 
Gegentheils von jener Verbindlichkeit zum perfönlichen Er- 
feheinen losgeſprochen werden konnte; und nicht minder 
war ed geftattet, wegen Krankheit, hohen Alters, Verhin— 
derungen durch amtliche Verhältniffe, wichtiger öfonomifchen 
Abhaltungen, Entfernung über vier Stunden und anderer 
‚gleich triftigen Entfchuldigungs-Gründe bei den Verbands 
Jungen über Klage, Vernehmlaſſung, NReplif und Duplif, 
fowie bei der Gegenüberftellung und beim Vergleichs-Ver— 
ſuch fi) der Abordnung von Bevollmächtigten zu bedienen. 
Ferner fchrieb $. 75. des Edikts vor, daß wenn auch eine 
Parthie von dem Recht Gebrauch mache, einen Fürfprecher 
im Sinne diefes Paragraphen anzunehmen, fie doch immer 
neben dem Fürfprecher zu erfcheinen habe, und ſtets verbun: 
den ſey, ſelbſt dem Gericht die Erklärungen zu geben, welche 
daſſelbe von ihr verlange; und $. 76. des Edikts beſtimmte, 
daß auch durch Die Beiziehung eines Advofaten die Par— 
thie, welche fich eines folchen bediene, bei den mündlichen 
Verhandlungen nie der Verbindlichkeit fich entfchlagen Fönne, 
felbft auf die Fragen des Richters Antwort au geben, fie müßte 
denn auf eine gefegmäßige Weife, d. 5. in Gemäßheit der 
Paragraphen 72 bis 74. des Edikts, von dem perfönlichen 
Erfcheinen befreit feyn. 

Die ſämmtlichen vorftehenden Beftimmungen haben nun 
durch die Novelle vom 15. September 1822 verfchiedene 
Modificationen erfahren. In Folge der Abfchaffung derje— 
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nigen Beftimmungen des Edikts, wonach Kläger über feine 
Klage und Replif in Abwefenheit des Beklagten, und um: 
gefehrt der Beklagte über feine Vernehmlaffung und Du: 
piif in Abwefenheit des Klägers im Falle des mündlichen 
Berfahrens vernommen werden follten, verftand es fich näm⸗ 
ih zunächft von felbft, daß wenn die mündliche gerichtliche 
Verhandlung, auf welche hin das Gericht nad) der Vors 
fhrift des IV. Edikts die Gegenüberftelung der ‘Barthieen 
zu veranftalten gehabt hätte, bereits in Anwefenheit beider 
Theile ftatt fand, daß alsdann diefe Gegemüberftellung ſich 
gleihfam von felber machte, und fomit ald ein befonders 
vorzunehmender Akt wegfiel (Novelle $. 15. Abſatz 5.); 
wogegen, wenn zwar den früheren mündlichen Verhandluns 
gen, aber nicht derjenigen, auf welche hin nach den Vor—⸗ 
Ihriften des Edikts der Aft der Gegenüberftellung zu folgen 
hatte, beide Theile gemeinfchaftlicy angewohnt hatten, auch 
feit der Novelle die Gegenüberftellung der Parthieen nicht 
abgefchafft war, fundern noch immer veranftaltet werden 
mußte, um hierbei ebenfo wie bei der Gegenüberftellung, 
welche $. 99. des Edikts vorfchrieb, oder bei der Gegen- 
überftellung, welche in Folge gemeinfchaftlicher Anwefen- 
heit der ftreitenden Theile bei der Verhandlung, auf weldye 
fie fonft nach den Beftimmungen des Edikts zu folgen hatte, 
fo zu fagen ſich von felbft machte, nach Möglichkeit die 
Widerſprüche zu heben, in welchen fich die Barthieen in 
Abficht auf erhebliche Thatfachen etwa noch befanden. ' In- 
defien geftattete e8 die Novelle, in einem folchen Fall mit 
der Gegenüberftellung neben dem Vergleich8-Verfuch zugleich 
die Vorlegung der Meberficht über die Streit-Berhältniffe 
ju verbinden, und $. 14. der Novelle machte fogar dieß 
dem Richter zur Pflicht, da hiernach bei dem mündlichen 
Verfahren die Einrichtung ſtets fo getroffen werden follte, 
daß die SBarthieen oder deren Anwälte nicht durch öfteres 
Erfcheinen vor Gericht und befonders durch Wiederholung. 
foftbarer Reifen beläftigt würden. 

Ebenfo wie in dem Fall, wo zwar den früheren münd— 
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lichen Verhandlungen, aber nicht derjenigen, auf welche 
nach den Beftimmungen des Edikts fofort die Gegenüber: 
ftellung der PBarthieen zu erfolgen hatte, beide Theile ges 
meinfchaftlicy angewohnt hatten, die Gegenüberftellung aud 
nach der Novelle noch immer befunders ftattzufinden hat, 
und damit Sühne-Verfuch und Borlegung der Ueberſicht der 
Streit-Verhältniffe verbunden werden fol, ift denn aud 
das Gleiche feit der Novelle zu beobachten, wenn die Par: 
thieen das fchriftliche Verfahren gewählt haben; und die 
Novelle verordnet daher ausprüdlich in dem legten Abſatz 
von $. 12., daß eine mündliche Verhandlung der Barthieen 
oder ihrer Anwälte, vornehmlich zur Feftfegung des Etreit- 
Punkts, bei der "Inftruftion des Prozeſſes und vor dem 
Beweis-Berfahren nie und unter feinen Umftänden umgan- 
gen werden folle, felbft wenn bis zur Duplik al in 
fchriftlich gehandelt worden fey. 

Daneben ift aber wohl zu beachten, daß in den Be 
ftimmungen des $. 74. des IV. Edikts, wonady erft von 
der Gegeneinanderftellung der Parthieen an es denſelben 
unbedingt erlaubt feyn fol, fich durch Bevollmächtigte ver 
treten zu lafien, fowie in den Beftimmungen der Paragra- 
phen 72 und 73., wonach bei den vorangehenden Verhand— 
lungen ed den Parthieen nur unter gewiffen Borausfegungen 
erlaubt feyn fol, fi) der Abordnung von Bevollmächtigten 
zu bedienen, und ferner in den oben erwähnten Beftim- 
mungen der Paragraphen 75 und 76., infofern die Barthieen 
auch nach der Novelle die mündliche Verhandlung wählen, 
eine Veränderung durch letzteres Geſetz nicht eingetreten ift; 
nur infoweit wirklich eine eigentliche fchriftliche Verhandlung 
in einem einzelnen Rechtsftreit ftatt hat, ift nach der Nor 
velle auch fchon vor der Beendigung des gegenfeitigen erften 
Gehörs der Parthieen und vor ihrer Gegeneinanderftellung 
ein Handeln dur Bevollmächtigte, abgefehen von ben in 
$. 72 und 73. des Edikts aufgeführten Entfchuldigungs- 
Gründen, zuläffig geworden. Zweifelhaft ift e8 jedoch hier: 
bei, ob, wenn eine Parthie, fey es bei Klage und Replik 
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oder bei Vernehmlafjung und Duplif, ſchriftlich und durch 
einen Bevollmächtigten gehandelt hatte, fie nun auch bei 
der Öegenüberftellung durch Bevollmächtigte handeln Fonnte, 
oder ob fie zu diefem Aft perfönlich erfcheinen mußte, wenn 
Ihr nicht eine der in den Paragraphen 72 und 73. des 
Edikts gedachten Ausnahmen zu ftatten fam. Denn wenn 
“$. 12. der Novelle im dritten Abſatz fagt: „Partheien oder 
ihre Anwälte” fo ift mit diefem Ausdruck die Sache info: 
fern unbeftimmt geblieben, als das: „oder ihre Anwälte” 
ebenfogut unbedingt, wie mit der fich gleichfam von felbft 
verftehenden Bedingung gedeutet werden fann, wenn ein 
Fall vorliege, in welchem fich die Parthieen in Gemäßheit 
der Paragraphen 72. und 73. des Edikts gültig durch Ber 
vollmächtigte vertreten laffen dürfen. Und ebenfo wenig | 
gibt $. 13. litt. e. der Novelle einen beftimmten Auffchluß, 
da in leßterer Gefetesftelle nur von Zulaſſung von Bevoll- 
mächtigten für die dur die Novelle, in Abänderung der 
Vorfehriften des IV. Edikts geftatteten eigentlichen fehriftli- 
hen Verhandlungen die Rede ift; während in dem Akt, 
um welchen es fich hier handelt, nichts anderes, ald gerade 
eine mündliche Verhandlung vor fich geht. Zieht man je— 
doch das Motiv in Erwägung, aus welchem das IV. Edikt 
die perfönliche Gegenwart der Barthieen bei den mündli— 
hen Verhandlungen bis zur Gegeneinanderftellung und bei 
diefer felber forderte, nämlicy den Umftand, daß, um über 
die faftifchen Berhältniffe eines Rechts-Streits bald und 
fiher ing Reine zu fommen, und um jeder Mißleitung der 
Prozeſſe durch die Bevollmächtigten der Parthieen von 
Richter-Amtswegen entgegenzuwirken, e8 von großer Wich- 
tigkeit fey, wenn die ftreitenden Theile felbft vor Gericht 
erfcheinen, berüdfichtigt man ferner, wie nad) Ausweis der 
ftändifchen Verhandlungen von den Jahren 1820 und 1821, 
insbefondere nach Ausweis des ftändifchen Commiſſions— 
Berichts vom 19. Dezember 1820 -felbft zu der Beftimmung, 
welche jest in $. 12. der Novelle Abſatz 3. vorliegt, der 
Grund darin beftand, daß auf diefem Wege am ficher- 
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ſten beſtimmte Erklaͤrungen über diejenigen Punkte erzielt 
werden, welche in Prozeßſchriften, wenn eine Parthie ihre 
Schwäche fühle, ſtillſchweigend umgangen, oder nur auf 
unbeſtimmte Weiſe berührt zu werden pflegen, und bedenkt 
man endlich, wie wichtig die perſönliche Anweſenheit der 
Parthieen für das Gelingen des mit der fraglichen Ber 
handlung zu verbindenden Sühne-Verſuchs ift, fo dürfte 
allerdings mehr dafür fprechen, daß auch bei der im Fall 
vorangegangenen fchriftlichen Verfahrens zu veranftaltenden 
Gegeneinanderftellung der Parthieen diefelben perfönlich zu 
erfcheinen haben, es wäre denn, daß eine der im $. 72. und 13. 
des IV. Evifts bezeichneten Ausnahmen vorläge. In der 
That läßt fich auch Fein Grund erdenfen, warum hier bei 
vorangegangenem fihriftlichen Verfahren die Parthie von 
einer Verbindlichkeit befreit feyn follte, zu Der fie, wenn 
die Gegeneinanderftellung nach einem vorangegangenen münd- 
lichen Verfahren veranftaltet werden foll, verbunden ift, 
und von der auch, wenn 3. B. blos eine Parthie fchriftlih 
durch Bevollmächtigte, die andere aber mündlich, und fomit 
. in Berfon bisher verhandelt hatte, die Lebtere nicht frei iſt. 
Bon felbft verfteht ſich, daß dann bei einer ſolchen 
mündlichen Verhandlung, die auf vorangegangenes fchrift- 
liches Berfahren folgt, die Beftimmungen der Paragraphen 
75. und 7. des Evifts in Betreff der Verbindlichkeit der 
in Begleitung von Fürfprechern im Einne des $. 75. des 
Edifts, oder von Advofaten vor Gericht erfcheinenden Par: 
thieen, felber auf die Fragen des AInftruenten zu antworten, 
ebenfo zur Anwendung fommen, wie in dem Fall, wenn 
die Parthieen einander gegenübergeftellt werden, welche 
zwar den früheren mündlichen Verhandlungen, aber nicht 
derjenigen, auf welche hin nach $. 99, des IV. Edikts ihre 
Gegeneinanderftelung ftattfinden follte, gemeinfchaftlich ans 
gewohnt haben. N 
Uebrigens dürfte zugleich aus diefer Betrachtung her: 
vorgehen, wie unrichtig es ift, wenn die Oberamtögerichte 
au beim mündlichen Verfahren zum Vortrag von Klage, 
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Bernehmlaffung, Neplit und Duplik feit der Novelle ftatt 
der Barthieen ohne Unterfuchung, ob wirklich ein Befreiungs— 
Grund vom perfönlichen Erfcheinen derfelben vorhanden ift, 
ihre Bevollmächtigten zulaffen, und wie unrichtig ed ferner 
ift, wenn die Vorfchrift von $. 12. Abfag 3. der Novelle 
dahin gedeutet: wird, als ob derfelben ſchon genügt fey, 
wenn nur überhaupt einmal bei der Inftruftion des Pro— 
jeffes und vor dem Beweis-Verfahren eine mündliche Ber: 
handlung der Parthieen oder ihrer Anwälte ftattgefunden 
habe. Nicht nur widerfpricht einer folchen Auslegung ſchon 
der in $. 12. Abſatz 3. ver Novelle eigend angegebene 
Hauptzwed diefer mündlichen Verhandlung, die Feftfegung 
des Streitpunfts, fondern auch überall, wo von der in 
feinem Fall zu umgebenden mündlichen Verhandlung in den 
ſtändiſchen Akten der Jahre 1820 und 1821 die Rede ift, 
wird davon fo gefprochen, daß man darunter nur einen 
erft am Schluffe der Inftruftion des Mrozeffes vor dem 
Beweis» Verfahren vorzunehmenden Aft zur Vervollſtändi— 
gung der vorangegangenen Verhandlungen verftehen Tann. 
So heißt es namentlich in dem ftändifchen Commiſſions— 
Bericht vom 19. December 13820 außer der oben bereits 
angeführten Stelle auch noch weiter an einem anderen Ort: 
„Eine mündliche Verhandlung, vorzüglich zu Feftfehung des 
„Streitpunfts, foll bei der Inftruftion des Prozeſſes und 
„vor dem Beweis-Verfahren in feinem Fall umgangen 
„werden können. Dabei foll es befondere Dbliegenheit des 
„Richters feyn, die Parthieen zu beftimmter und vollftän- 
„diger Erklärung über dasjenige aufzufordern, was in 
„Ihren Vorträgen noch dunfel und mangelhaft geblieben ift.” 
Und hiemit ganz gleichlautend drüdt ſich 8.13. der Novelle 
litt. d. dahin aus, daß den Gerichten zur befonderen Ob⸗ 
liegenheit gemacht werde, die PBarthieen zu beftimmter und 
vollftändiger Erklärung über dasjenige aufzufordern, was 
in den von ihnen zum Vortrag von Klage, Vernehmlaſſung, 
Replit und Duplik übergebenen eigentlichen Prozeßſchriften 
noch dunkel oder mangelhaft geblieben ſey; diefe Auffor- 
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derung könne fogleih nad Einreihung des Schriftfages 
durch fehriftliche Erlaffe, oder nad) Bewandtniß der Umftände 
bei der in jedem Balle ($. 12. der Novelle) nothwendigen 
mündlichen Berhandlung geichehen. Es bezeichnet fomit 
auch das Geſetz vom 15. September 1822 hier an einer 
weiteren Stelle felber deutlich als die nach $. 12. Abſatz 3. 
der Novelle in jedem Fall nothivendige mündliche Verband: 
lung nicht blos eine, überhaupt einmal während der In 
ftruftion. des SBrozeffes vor dem Beweis-Verfahren zu pfle 
gende Verhandlung, fondern die Novelle bezeichnet als diefe 
Verhandlung in $. 13. litt. d. ausprüdlich einen Akt, der 
dazu benußt werden folle, um weitere Aufklärung über die 
Dunfelheiten und Unvolftändigfeiten in den durch die No— 
velle geftatteten Prozeßſchriften herbeizuführen, alfo eine 
Verhandlung, die diefen Echriftfägen zu folgen, d. h. nad) 
dem Schluffe des Schriftenwechfel8 vor dem Uebergang ind 
Beweis-Berfahren ftattzufinden habe. 

Noch ift zu bemerken, daß nad) $. 132. des IV. Edikts 
die Barthieen, wenn deren Gegenüberftellung zu veranftalten 
if, mitteld Androhung von fiscalifchen Strafen zum Er: 
foheinen zu zwingen find, daß aber, wenn ungeachtet diefer 
Androhung die eine oder die andere derfelben nicht erfcheint, 
ihre früheren Behauptungen als wiederholt angenommen 
“ werden. Wenn aber eine Varthie zu einer folchen Ber: 
handlung vorgeladen worden ift, um fich zugleich über un 
bejtimmte oder unvollftändige Erklärungen, welche in ihren 
vorangegangenen Schriftfägen enthalten waren, zu äußern, 
fo hat ftatt fiscalifcher Strafe der mit der Norladung für 
den Fall des Nicht-Erjcheinend angedrohte Rechts-Nachtheil 
einzutreten. Novelle $. 25. Abfat 2. und $. 136. des 
IV. Edikts Abfag 1. 

Bei dem Vergleichs + Verfuch, welcher mit ver nad 
Vorſchrift des IV. Edikts zu veranftaltenden Gegenüber 
ftelung der Parthieen verbunden werden follte, und auf 
welchen fodann erft nach den Beftimmungen des Edikts die 
Ueberſicht über die Streit-Verhältniffe zu folgen hatte, gien— 
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gen die Verfaſſer des Edikts davon aus, daß durch die 
imem Vergleichs-Verſuch vorangehenden Berhandlungen 
“ jeder einfichtövolle Richter in die Lage fommen müffe, um 
die beiderfeitigen Anfprüche der Barthieen gehörig würdigen 
zu Finnen, befonders wenn er zugleich die Vorfchrift des 
Edikts, ſchon bei diefen vorangehenden Verhandlungen die 
Varthieen über ihre Beweismittel vorläufig zu vernehmen, 
gehörig beobachte; fo wichtig alfo auch die Ueberſicht über 
die Streit » Verhältniffe für die Beurtheilung des ganzen 
Streit8 fey, fo meinten die Verfafler des Edikts, Diefelbe 
doh erft auf den Vergleichs -Derfuch nachfolgen laſſen zu 
dürfen, weil ein nicht gar zu ungefchidter Richter diefen 
Auffab gewiß nicht zu feiner eigenen Belehrung nöthig 
babe, um den Vergleichs - Verfucdy mit Erfolg anftellen zu 
können; gelinge aber diefer Verfuch, fo werde diefe Arbeit, 
vielleicht eine der mühevollften, welche der Richter bei dem 
ganzen PBrozeffe zu übernehmen habe, entbehrlih. _ 

In dem ftändifchen Cummiffionsbericht vom 19. December 
1820 wurde jedoch hiergegen der Einwand erhoben, daß es 
nicht zwefmäßig erfcheine, wenn der Vergleichs-Verſuch un- 
mittelbar vor Entwerfung der Veberficht über die Streits 
Verhältniffe ftattfinde, da doch gerade nach Entwerfung 
diefes Auffages die Harere Kenntniß der Streit-Berhältniffe 
den Bergleich8-Verfuch erleichtern müffe; und zugleich wurde 
in dem nämlichen Bericht als von den damaligen Regie— 
rungs- Commiffarien auf diefen Einwand gemachtes Zuges 
Rändnig aufgeführt, daß der Verfuch der Sühne fünftig - 
nach Beftfegung des Streitpunfts veranftaltet oder erneuert 
werden folle. 

Hieraus, fowie aus den mit der Adreffe vom 11. April - 
1821 von der. Kammer der Abgeordneten überreichten Ans 
trägen in Betreff der Organifation der Staatd- und Ges 
meinde-Verwaltung, Ziffer 39. d. entftand dann der $. 21. 
der Novelle, welcher folgendermaßen Iautet: | 

„Sowie das Gericht Feine Gelegenheit zu gütlicher 
„Ausgleichung des Streits unbenutzt laſſen fol, wenn nad 
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»Beſchaffenheit der Sache oder nach den befonderen Per: 

„hältniffen der Partheien die Erledigung des Prozeſſes im 
„Wege des Vergleichs durch das eigene wahre Snterefie 
„beider Theile motivirt wird, fo ift unter diefen Voraus: 
„fegungen der Richter, inöbefondere nach Feftfegung des 
„Streitpunfts, verpflichtet, den Verfuch der Sühne zu 
„veranftalten oder zu erneuern.” 

Das Verfahren, wie es fich hierauf feit der Novell 
ausbildete, war daher Folgendes: 

Der Berfuch der Sühne wurde, wenn der Richter 
> die Erledigung der Sache im Wege des Vergleichs für den 
Umftänden angemefjen erachtete, ſtets nach gefchehener Vor 
legung der Ueberficht über die Streit » VBerhältniffe veran 
ftaltet, oder wenn ſchon Vergleichs-Verſuche vorangegangen 
waren, erneuert. Aber die Anberaumung einer befonderen 
Verhandlung zur Anftelung eines Sühne-Verſuchs vor 
Vorlegung der Ueberficht über die Streit-Rerhältnifje, etwa 
um fich für den Sal, daß der Verfuch gelingt, die mit 
Entwerfung jenes Auffages ‚verbundene Mühe zu erjparen, 
war dem Richter nicht mehr erlaubt. Waren jedoch bei 
der Verhandlung, auf welche fonft nach den Beftimmungen 
des Edikts die Gegeneinanderftelung der PBarthieen hätte 
folgen müffen, ſchon beide Theile anwefend, und hatte der 
Richter hierbei die Widerfprüche, in welchen fie in Abſicht 
auf erhebliche Thatfachen mit einander ftanden, fo viel wie 
möglich gehoben, fo hinderte ihn auch feit der Novelle nichts, 
fofort den Verſuch der Sühne zu veranftalten, oder wenn 
ein folcher fehon vorangegangen war, ihn zu erneuern, 
vorausgeſetzt, daß überhaupt nach Befchaffenheit der Sadı 
oder nach den befonderen Verhältniffen ver Barthieen die 
Erledigung des Prozeffes im Wege des Vergleichs durd 
Das eigene wahre Intereſſe beiver Theile motivirt war. Ja 
infofern in dem Fall gleichzeitiger Anwefenheit beider Theile 
bei der Verhandlung, auf welche fonft nach dem Edikt die 
Gegeneinanderftellung zu folgen Hatte, jeder Parthie da 
Recht zuftand, von da an, und alfo auch bei der Verband‘ 
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lung zur Ueberſicht über die Streit: Verhältniffe, fowie bei 
dem auf dieſe Meberfiht hin zu erneuernden Vergleichs: 
Berfuh, fich unbedingt durch Bevollmächtigte vertreten zu 
laffen, fd war e8 auch nad der Novelle eine befondere 
Pliht des Richters, gerade jene Gelegenheit nicht unbe⸗ 
nugt vorübergehen zu laffen. | 

Die Vornahme des Vergleichs » Verfuchs ift übrigens 
eine Verhandlung, in Betreff welcher nach Ausweis des 
fändifchen Commifftionsberichts vom 19. December 1820 
die damaligen Regierungs-Commiffarien vorgefchlagen hatten, 
dag die Ober» Amts» Gerichte dabei berechtigt feyn follten, 
‚jeder Parthie einzeln Vorftelungen zu machen und zu diefem 
Behuf den anderen ftreitenden Theil abtreten zu laffen. 
Auch die ftändifche Commiſſion anerfannte, daß der Vers 
gleich8-Werfuch eine Ausnahme von dem Grundfag, daß 
alle Verhandlungen in Gegenwart beider Theile vorgehen 
follen, räthlich machen könne. Ebenfo ftimmte die Kammer 
der Abgeordneten in ihrer Verhandlung vom 6. März 1821 
bei, worauf unter den mit der Adreſſe vom 11. April 1821 
von der Kammer der Abgeordneten überreichten Anträgen 
über die Organifation der Staatd- und Gemeinde-Verwal- 
tung ein auf diefe Frage bezüglicher Antrag zu Ziffer 39. 
litt. e. erfolgte; und nach Ausweis des Königlichen Referipts 
vom 16. Juni 1821 Ziffer 39. litt, c., fowie nad) Aus: 
weis des Landtags » Abfchiedse vom 30. Juni 1821 $. 39. 
litt. e. ift fodann jeßt unter den Fällen, worin wie $. 15. 
der Novelle fagt, nad) dem Ermeflen des Ober - Amts 
Serihts ausnahmsmeife eine abgefonderte Verhandlung 
mit der einen oder der anderen Parthie eintreten Tann, 
neben dem in $. 15. namentlich bezeichneten Ball des uns 
gebührlichen Benehmens einer Varthie, insbefondere auch 
die Vergleich8 - Verhandlung zu begreifen. 

Auch der $. 101. des IV. Edikts erhielt durch die 
Novelle vom 15. September 1822 verfchievdene Modifica⸗ 
tionen und Ergänzungen. 

In den ftändifhen Eommiffiongherichten vom 13, Juni 
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41820 und vom 19. December 1820 wurde gegen denfelben 
eingewendet, daß in allen einfacheren Bällen, wo der Ihat- 
beftand klar im PBrotofolle liege, die Entwerfung der Leber: 
ficht über die Streit Verhältniffe nur überflüffig und zeit 
raubend fey; auch fey es oft fchwierig, die ftreitenden Theile 
zur Anerfenntniß derjelben zu bewegen, und dann könne den 
Darthieen in Ermanglung rechtsfundiger Beiftände dieſe 
Anerfenntniß von etwas, was fie häufig nicht vollfemmen 
verftehben, leicht gefährlih und zu unheilbarem Nachteil 
werden. 

Die Commiffarien der Regierung ſchlugen daher vor, 
daß wenn die Verhandlungen nur in furzen Protokollen 
beftehen, worin die von den Barthieen zugeftandenen und 
widerfprochenen Thatumftände beftimmt bezeichnet feyen, « 
feiner befonderen Ueberſicht über die Etreit:Verhältniffe be 
dürfen folle; auch folle das bloße Schweigen der Parthieen 
über die ihnen vorgelegte Weberficht, und felbit eine allge 
meine Anerkennung nicht hindern, die in diefem Alten 
Auszug fich findenden Inrichtigfeiten fowohl in der höheren 
Inſtanz, als bei dem fünftigen Verfahren in gleicher Inſtanz, 
noch nachzumeifen. 

In der Berhandlung der Kammer der Abgeordneten 
vom 6. März 1821 wurde ſodann hierüber bemerkt, daß 
fhon nach dem IV. Edikt e8 nie habe die Abficht fern 
fönnen, daß auch in ſolchen Fällen, wo die Verhandlung 
nur in furzen Protofollen beftehe, eine befondere Ueberſicht 
über die Streit » Verhältniffe entworfen werden müſſe; eine 
folche Ueberficht würde ja häufig nur in einer Wiederholung 
des Protokolls beftanden feyn; und überhaupt könne dad 
Gefeg die Ueberficht nur dann gewollt haben, wenn fi 
wirflih von einem Werth fey, alfo nur dann, wenn es 
nad) weitläufigen Verhandlungen angemefjen erfcheine, die 
Refultate derfelben den Barthieen wieder vor Augen zu 
legen. 

Die Kammer der Abgeordneten ftimmte hierauf ebenjo 
wie früher ihre Commiſſion ven VBorfchlägen der Regierung 
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Bevollmächtigten zu, und aus diefen Verhandlungen gieng 
der 8.20. der Novelle hervor, welcher nunmehr den $. 101. 
des IV. Edikts folgendermaßen normirt hat: 

1) wenn die Verhandlungen in furzen Protofollen bes 
ftehen, worin die von den Parthieen zugeftandenen und 
widerfprochenen Thatumftände beftlmmt bezeichnet find, fo 
darf die Entwerfung einer befonderen Weberficht über die 
Streit» Verhältniffe wegfallen; und das Gericht Fann in 
diefem Fall ftatt der Borlegung einer befonderen Leberficht 
auch mit einfacher Verlefung des Protokolls fich begnügen. 
Novelle $. 20. Abſatz 5. 

2) In allen anderen Fällen, wo die Verhandlungen 
entweder ganz fchriftlich, oder theilweife fchriftlich und 
theilweife mündfich waren, oder wo fie zwar rein mündlich 
waren, aber die darüber aufgenommenen Protofolle nicht 
von der eben befchriebenen Befchaffenheit find, ift auch nach 
der Novelle eine befondere Ueberſicht der Streit-Verhältniffe 
ju entwerfen. Rovelle ebendafelbft. 

3) Daran, daß die Ueberficht über die Streit-Verhälts 
niffe, wie das IV. Evift fagt, eine zufammenhängende 
Gefhihts-Erzählung über die dem Rechtöftreit zu 
Grunde liegenden Thatfachen, foweit die Parthieen darüber 
einig find, nebft befonderer Bemerkung ver ftreitig gebliebenen 
Umftände und Trennung der erheblichen, durch Beweis 'noch 
näher auszumittelnden von den unerheblichen feyn fol, hat 
auch die Novelle nichts geändert; denn diefelbe redet im. 
Anfang von $. 20. ausprüdlich von der in $. 101. des 
Edikts angeordneten Meberficht der Streit-Berhältniffe, alfo 
von der Ueberſicht, wie fie dort angeordnet ift;z und im. 
Abſatz 2. des $. 20. der Novelle ift nur noch der Zwed 
der Meberficht näher dahin befchrieben, daß in ihr die ftrei- 
tigen Thatfachen von den unftreitigen, fowie die erheblichen 
von den unerheblichen in gedrängter Zufammenftellung aus— 
sufcheiden feyen. 

4) Zur Entwerfung der Ueberſicht über die Streit- 


Verbältniffe und zu deren Vorlegung in den Fällen ver 
Monatſchr. f. d. Inſtijpfi. XII. Bd. 2. Abt. 19 
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Ziffer 2., fowie zu der in den Fällen der Ziffer 1. an der 
Stelle diefer Handlung vorzunehmenden Berlefung ver 
Protofolle fol das Ober-Amts-Gericht alsdann fchreiten, 
wenn nach deſſen Ueberzeugung durch die vorausgegangenen 
Verhandlungen alle erheblichen und unter den. Parthieen 
noch beftrittenen Umſtände fo viel als thunlich ausgemittelt 
find. Novelle $. 20. Abfag 1. 

5) Das Ober» Amts» Gericht hat bei Vorlegung der 
Veberficht der Streit » Verhältniffe, beziehungsweife bei der 
‘“ an ihre Stelle tretenden Berlefung des Protokolls ſich zu 
bemühen, daß es durch weitere Vernehmung der Barthieen 
den Streitpunft nach feinem ganzen Umfang, fo weit es 
nach der Lage der Sache nur immer möglich ift, in’s Licht 
gefest und berichtigt erhalte. Novelle $. 20. Abſatz 2. 

6) An der Vorfchrift von $. 102. des IV. Edikts, 
wonach ebenfo, wie bei fämmtlichen vorhergehenden Berhand: 
lungen, auch bei Vorlegung der Veberficht der Streit-Ver— 
hältniffe der Richter die Barthieen über die Beweismittel 
für ihr Vorbringen vorläufig befragen fol, hat die Novelle 
nicht8 geändert; ja ed mußte die genaue Beobachtung diefer 
Vorfchrift feit der Novelle von befonderem Intereſſe ſeyn, 
wenn von beiden Theilen bis zur Dupflif einfchließlid 
fehriftlich verhandelt wurde, fo daß der Ober - Amtsrichter 
bei feiner früheren mündlichen Verhandlung in ver Lage 
war, vorläufig nach den Beweismitteln der Parthieen ſich 
zu erfundigen; eine Erfundigung, die ftet8 von großer 
Wichtigkeit ift, um bei dem nach der Verhandlung über bie 
Neberficht der Streit-Verhältniffe zu veranftaltenden oder zu 
erneuernden Sühne⸗Verſuch den Parthieen mit angemeflenen 
Borfchlägen entgegen kommen zu fönnen. 

7) Deögleichen ift es bei der Vorfchrift von $. 101. 
des IV. Edikts geblieben, daß die Parthieen zur Anerfennt- 
niß der ihnen vorgelegten Ueberficht der Streit-Verhältnifie 
zu veranlaffen und ihre Bemerkungen darüber zu Protokoll 
‚zu nehmen find; jedoch fchließt nach der Novelle weder das 
bloße Schweigen der ftreitenden Theile, noch ihre zwar auf 
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drüdlihe aber nur allgemeine Anerfennung des Inhalts 
jener eberficht die nachherige Berbefferung etwaiger Un- 
richtigfeiten, fey es in erfter oder in höherer Inftanz, aus. 
Novelle $. 20. Abſatz 3. 

8) Diefe Verbefferung kann nicht allein das Gericht 
felber von Amtswegen vornehmen, indem der fragliche Auf: 
fa den Parthieen gegenüber blos als ein Aften - Auszug 
zu betrachten ift, fondern auch die Parthieen find befugt, 
eine folche Verbeſſerung herbeizuführen, wenn fie Unrichtig- 
feiten, welche fich darin finden, nachzuweifen Ivermögen. 
Novelle ebendafelbft. 

9) Wurde die Frage, welche darüber entftehen fonnte, 
ob die Unterlafjung der Verhandlung, wie fie $. 101. des 
IV. Edikts vorgefchrieben und jest $. 20. der Novelle näher 
modifteirt und ergänzt hat, eine Nichtigkeit des Verfahrens 
zur Folge haben foll, verneinend entfchieden, jedoch das 
Ober- Amts » Gericht dafür verantwortlich erflärt, daß dieſe 
Verhandlung nie umgangen werde. Novelle $.20. Abſatz 4. 

Es fol jedoch nach $. 143. des IV. Edikts bei der 
endlichen Entfcheidung einer Nechtsfache durch das Ober: 
Amts» Gericht die Ueberſicht über die Etreit + Berhältniffe 
auh zum faktifchen Theil der bei diefer Gelegenheit zu er: 
ftattenden Relation dienen, indem fich daran nur noch, 
wenn nachher Beweis geführt worden ift, eine Darftellung 
über die Ergebnifje -diefer Beweisführung anzufchliefen hat. 
derner beftimmt $. 23. der proviforifchen Verordnung vom 
22. September 1819, daß auch in den höheren Gerichten 
bei Erftattung der Collegial= Vorträge zum Zweck endlicher 
Entfcheivung der vor diefen Gerichten in erfter oder weiterer 
Inſtanz anhängigen Rectsfachen, fo viel die Darlegung 
der dem Rechtsftreit zu Grunde liegenden faktifchen Ver: 
hältniffe anbelange, die Referenten fich darauf zu befchränfen 
haben, die bei den Akten der jegigen oder der vorigen In— 
ftanz befindliche Ueberficht der Streit-Berhältniffe, wenn fie 
fih aus fämmtlichen Verhandlungen von deren Volftändig- 


feit und Nichtigkeit überzeugt haben, mit diefer Bemerkung 
19 » 
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zu verlefen; im entgegengefegten Fall aber follen die Re— 
ferenten in ihren fchriftlich zu erftattenden Vortrag nur die 
jenigen Berichtigungen und Ergänzungen der Ueberſicht der 
Streit-Berhältniffe aufnehmen, welche fich in faktifcher Be: 
ziehung aus der DVergleihung der älteren Akten, nämlich 
. der jener Ueberſicht der Streit-Verhältniffe vorangegangenen 
Alten, oder durch das nachgefolgte Vorbringen der Bars 
thieen oder dad Beweis-Berfahren ergeben; und endlich fer 
eine Gefchichte der Veranlaffung des Rechtsſtreits oder der 
bei demfelben vorauszufegenden früheren faktifchen Ber 
hältniffe nur dann in der an das Kollegium zu erftattenden 
Relation voranzufehiden, wenn die aus den Akten zu ver 
lefende Ueberſicht nicht felber das Gefchichtliche des Streits, 
foweit e8 zu Beurtheilung des Lehteren von Sntereffe iſt, 
vollftändig, deutlich und in chronologifchem Zufammenhang 
enthält. | 

Es verfteht fich hiernach von felbft, daß auch auf alk 
diefe weiteren Zwede, für welche die Lleberficht der Streit 
Berhältnifie zu dienen hat, bei deren Ausarbeitung von 
jedem forgfältigen Inftruenten gefehen werden muß, und 
daß fich fomit ein folcher ftetS zu bemühen hat, alle hifte- 
riſchen Data, bei’denen ed von Sntereffe ſeyn kann, daß 
fie zum Behuf der Beurtheilung des Rechtsftreits zur Kennt 
niß des Gollegiumd gebracht werden, in die Weberficht mit 
möglichfter Bollftändigfeit und Deutlichfeit und in chrone- 
logifhem Zufammenhang aufzunehmen. Zu den zur Kennt 
niß des Collegiums zu bringenden Thatfachen gehört natür- 
li au, was für Anfprüche von den Parthieen gegenfeitig 
geltend gemacht werben, und nicht felten wird es feyn, daß 
gerade diefe Aufnahme der gegenfeitigen Anträge der Par- 
thieen zu einer um fo lichtvolleren Anordnung des übrigen 
Materiald in der Ueberficht der Streit: Verhältniffe führt. 
Es dürfte aber nicht unangemefien feyn, wenn die Berid- 
fihtigung der weiteren durch $. 143. des IV. Epifts und 
$. 23. der proviforifchen Verordnung vom 22. September 
1819 mit der Streitüberficht verbundenen Zwecke noch be 
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fonderd eingefchärft würde; und ebenfo möchte es zur Er- 
böhung des Werths der über die Weberficht der Streit- 
Berhältniffe mit den Parthieen vorzunehmenden Berhand- 
[ung dienen, wenn überall, fobald eine foldhe Ueberſicht 
befonderd entworfen wird, mit der Borladung zur VBerhand- 
fang darüber, den Parthieen auch fchon eine Abfchrift dieſes 
Auffapes zugeftellt werden müßte; denn Durch den Empfang 
einer foldhen Abfchrift fämen die Parthieen in die Lage, fich 
auf die Verhandlung immer gehörig vorbereiten zu koͤnnen; 
und je befier vorbereitet die Barthieen dabei erfcheinen wür⸗ 
den, defto gründficher müßte die Verhandlung felber aus— 
fallen. 

Uebrigens lag es fchon in. den Vorfchriften des $. 99. 
des IV. Edikts, daß die dort angeordnete Gegenüberftelung 
der Barthieen ftets fortzufallen hatte, wenn Ddiefelben in 
Abfiht auf thatſächliche Behauptungen fich entweder in 
gar feinem Wivderfpruch befanden, oder wenn die thatfäch- 
Iihen Behauptungen, hinfichtlich deren fie mit einander in 
Widerſpruch ftanden, dem Bericht gar nicht von Erheblich- 
feit fchienen. Ebenfo lag es wohl auch bereit8 im Edikt, 
daß in einem derartigen Fall die in $. 100. deſſelben vor- 
geihriebene DVeranftaltung oder Erneuerung des Sühne- 
Verſuchs unterbleiben konnte, wenn das Gericht dieſe Ver—⸗ 
anftaltung oder Erneuerung nicht aus anderen Gründen 
für angemefjen erachten mochte; umd jedenfalls hat folches 
feit $. 21. der Novelle feinen Anftand mehr, da hiernach 
das Gericht überhaupt bei feinen Sühne-Verfuchen erwägen 
fol, in wiefern nach Befchaffenheit ver Sache oder nad 
den befonderen Verhältniffen der Barthieen die Erledigung 
des Prozeffed im Wege des Vergleichs durch das eigene 
wahre Intereffe beider Theile motivirt wird. Und von felbit 
dürfte es fich daneben verftehen, daß in Prozeffen, wo die 
Parthieen über gar Feine thatfächlichen Berhältniffe, oder 
wenigftend nur über folche, die nach dem Dafürhalten des 
Berichts unerheblich find, ſich im Streit befinden, und wo 
eben ſo wenig die Veranftaltung oder Erneuerung eines 
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zur Ueberſicht über die Streit » Verhältniffe unterlaffen wer 
den fann, ohne daß deßhalb das Ober - Amts» Gericht nad 
$. 20. Abfag 4. der Novelle zu einer Berantwortung zu 
ziehen if. Denn felbft wenn es unter folchen Umſtänden 
in einem einzelnen Prozeſſe dahinfommen würde, daß die 
mündliche Verhandlung, von welcher $. 12. Abfag 3. der 
Novelle fpricht, ganz unterbliebe, fo wäre folches Fein Fehler, 
da diefe mündliche Verhandlung eine in feinem Fall zu 
umgebende nur unter Vorausfegung einer folchen Geſtal— 
tung des Prozeſſes ift, daß es in demfelben noch zum Bes 
weis» Berfahren zu kommen und fomit vor demfelben eine 
möglichft genaue Feſtſetzung des Streitpunfts ftattzufinden hat. 
Endlich wird in $. 132. des IV. Edikts, wenn eine 
Parthie der Verhandlung zur VBorlegung der Meberficht über 
die Etreit- Verhältniffe nicht anwohnt, als Folge dieſes 
Ungehorfams beftimmt, daß fie die in der Etreit » Meberficht 
enthaltenen Widerfprüche mit dem, was verhandelt worden, 
in bderfelben Inſtanz bei den etwaigen fpäteren Verband: 
lungen nur dann noch bemerflich machen dürfe, wenn folde 
ganz vffenbar vorliegen; die Hervorhebung von anderen, 
nämlich von nicht ganz offenbar vorliegenden Widerfprüchen, 
habe fie dagegen für die folgende Inſtanz aufzufparen, 
wo fie folche, ebenfo wie auch die ganz offenbar vorliegen: 
den, aber von ihr nicht fchon in der vorigen Inftanz ges 
rügten Wiverfprüche, ungehindert fey, geltend zu machen. 
Diefe Folge des Ausbleibens von- der Verhandlung über 
die Ueberſicht der Streit-Verhältniffe erfcheint natürlich nicht 
als ein Rechtönachtheil im eigentlichen Sinne des Worte, 
und ed fagen daher auch die Bemerkungen der Referenten 
zum IV. Edikt in der Steinfopf’fchen Ausgabe unter Ziffer 19., 
daß die Vorladung der PBarthieen zur Anerfennung ber 
Ueberſicht der Streit-Verhältniffe immer nur monitorifch fey. 


(Eine befondere Redaktion der in vorſtehendem Auffaß ge: 
machten Vorſchläge und weitere Bemerkungen zu den 
Paragraphen 72. bis 76., 102. und 127. ded IV. Edikts 
folgen in einem fpäteren Heft.) 


— 
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6) Weber die Ableitung von Eiden, auf welde 
durch ein Wrivat-Schiedsgericht erkannt 
worden if. 

(Bon Herrn Ober:Zribunalrath v. Pleſſen.) 


Der eilfte Band diefer Monatsfchrift enthält (S. 473. ff.) 
einen Auffag des Herm Dr. B. Pfizer über die Ans 
wendung des Eides bei Schiedögerichten, deſſen Refultate 
mehrfachen Bedenken unterliegen, welche mit Nachftehendem 
dargelegt werden- follen. 

Herr Dr. Pfizer, von dem unzweifelhaft richtigen Satze 
ausgehend, daß die von einem (Privat),Schiedsgerichte aufer⸗ 
legten Eide unter die Categorie der außergerichtlichen Eide 
fallen, leitet feine Ausführung mit der thatfächlichen Bes 
hauptung ein, es fey bei uns nichts Ungewöhnliches, daß 
derartige Eide auf Anfuchen der Betheiligten vor den bie 
Rechtspflege verwaltenden Behörden geleiftet werden, was 
er infofern ganz gerechtfertigt findet, ald die Abnahme 
folder Eide offenbar zu den Akten der freiwilligen Gerichts- 
barfeit gehöre. Aus dieſem Grunde glaubt er, für Abs 
nahme von Eiden, auf welche ein Schiedögericht erfannt 
hat, die Gemeindebehörden, da diefen die freiwillige Ge- 
tihtöbarfeit in Württemberg zunächft übertragen fey, für 
suftändig erachten zu müffen, findet jedoch, indem er den 
Inhalt einer Berfügung des Zuftiz-Minifterium anführt, - 
welche die Gemeinde » Behörden in der fraglichen Beziehung 
für unzuftändig erklärt, fein Bedenken dabei, daß, fofern 
eine höhere Cognition für nothiwendig erachtet werde, der 
gedachte Akt ftatt an die GemeindesBehörden, an die Be- 
zirks-Gerichte gewiefen werde: 

"Mas aber die Befugniß der Lebteren zu folchen Eides— 
Abnahmen betrifft, in Abficht auf welche in der Verfügung. 
des Juftiz-Minifterium beiläufig bemerft ift, daß man die 
Uebernahme einer folchen Funktion durch diefelben nicht für 
pafiend erachten könnte; fo zweifelt Herr Dr. Pfizer zwar 
nicht an dem Nechte der oberauffehenden Behörde, auch den 
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Dberamtögerichten die Vornahme der fraglichen Afte, wenn 
ein Privat: Ehiedsgericht darum anfuche, zu 
unterfagen, glaubt aber, daß der Ball ein ganz anderer 
fey, wenn die Bartheien die betreffende Gerichtöftelle 
um die Eides: Abnahme angehen, indem es fich dann von 
einem Afte der freiwilligen Gerichtöbarfeit handle, welchen 
das Zuftiz-Minifterium ohne Zweifel nicht habe unterfagen 
wollen und nicht unterfagen könne, ohne daß in die ver 
faffungsmäßige Eelbftftändigfeit der Gerichte eingegriffen 
und e8 den betheiligten Privaten unmöglich gemacht würde, 
eines ihnen zuftehenden Rechtes mit voller ——— 
ſich zu bedienen. 

Was zunächſt die Stellung betrifft, in welcher die Ge— 
meinde-Behörden zu der angeregten Frage ſich befinden; 
fo ſcheint es, daß Herr Dr. Pfizer bei folgerichtiger Durch—⸗ 
führung der Borausfegungen, von welchen er ausgeht, 
weiter, ald das Ergebniß feiner Erörterung reicht, und zwar 
dahin hätte gelangen follen, daß dem Juftiz-Minifterium 
in dieſer Angelegenheit das Recht zu einer entfcheidenden 
Verfügung überhaupt, und aud in fo_weit es fich von 
einer Befugniß der kaum gedachten Behörden zu den frag: 
lichen Eides-Abnahmen handelt, nicht eingeräumt werben 
fönne. Denn das Recht auf felbftftändige Erörterung und 
Entfcheidung der Competenzfrage, welches — freilich nur 
für einen beftimmten Sal, was aber, wie weiterhin zu 
“zeigen, nicht confequent feyn dürfte, — den Bezirfögerichten 
vindieirt wird, hätte aus den gleichen Gründen wohl aud 
für die Ortsobrigfeiten in Anfprud genommen werben 
müffen. In wiefern übrigens der Auffat des Herm Dr. 
Pfizer hier überhaupt von einer unrichtigen VBorausfegung 
ausgeht, wird unten nachzuweifen verfucht werden. 

Anbelangend fodann die Frage von der Zuftänpigfeit 
der Bezirks-Gerichte, fo muß vorweg der Unterfchied 
Bedenken erregen, welcher ftatuirt wird, je nachdem die 
Partheien oder das Echiedsgericht, welches auf Eid erfannt 
hatte, defien Abnahme durch die öffentliche Gerichts-Behörde 
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nachjuchen. In dem einen wie im anderen Falle müßte es 
ih — nach den Prämiffen des Herrn Dr. Pfizer — um 
einen Aft der fogenannten freiwilligen Gerichtsbarkeit hans - 
deln, und wenn der Satz hier Anwendung finden fol, daß 
die Gerichte felbftftändig über ihre Kompetenz zu erfennen 
haben, — denn hierauf fcheint die Behauptung zu beruhen, 
daß das unterftellte Verbot einen Eingriff in die verfaſſungs— 
mäßige Selbftftändigfeit der Gerichte enthalten würde, — 
jo ift nicht wohl abzufehen, warum dieſe felbftftändige 
Eognition den Gerichten weniger zuftehen follte, wenn das 
fragliche Anfinnen von dem Echiedögerichte, ald wenn es 
von den Partheien geftellt wird. 


Ueberhaupt lauft diefer vermeintliche Unterfchied auf 
Nichts hinaus, wenn man erwägt, daß die Echiedsgerichte 
lediglich im Auftrag der Partheien thätig find und daß 
diefer Auftrag alles umfaßt, was die Schlichtung des ftreis 
tig gewordenen Rechts-Verhältniſſes zu bezweden geeignet 
ift, fo daß die Schiedsrichter, auch fofern fie eine öffentliche 
Gerichts-Behörde um Abnahme eined von ihnen erkannten 
Eides erfuchen, nur als Mandatare der PBartheien 
handeln. | 


Die Wahrheit dieſes Satzes, den auch Herr Dr. Pfi⸗ 
zer -anerfennt, ift aber fo einleuchtend, daß man wird vor- 
ausfegen dürfen, auch das AJuftiz-Minifterium fey bei Er- 
laffung des in dem Auffate des Herrn Dr. ‘Pfizer anges 
führten Beſcheides hierüber nicht im Unflaren gewefen. 


Sit aber diefe Vorausfegung richtig, fo Fonnte das 
Zuftizs Minifterium unmöglich gemeint feyn, feine Anficht, 
dag die öffentlichen Gerichtsbehörden überhaupt der Abnahme 
folcher von Privat-Schiedsgerichten erfannten Eide fich nicht 
zu unterziehen haben, nur in fo weit für begründet zu erach— 
ten, als das Schiedsgericht felbft diefe Abnahme nachfuchen 
follte, und die General-Berfammlung des württembergifchen 
Handelövereins fcheint deßhalb wenig Grund gehabt zu ha- 
ben, von ihrem Beichluffe, wornach die fraglichen Gefuche 
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zu ftellen, insfünftige den Partheien überlafien wurde, die 
Befeitigung des erhobenen Anftandes fich zu verfprecdhen. 

Einiges Mißverftändniß hat hiebei vielleicht der in dem 
angeführten Befcheide des Zuftiz- Minifterium enthaltene 
Sat veranlaßt, daß man nach den beftehenden Gefegen nur 
etwa das betreffende Bezirks» Gericht als diejenige Behörde 
zu betrachten wüßte, an welche der Antrag auf Abnahme 
eines Eides der bezeichneten Art zu bringen wäre, indem 
es fcheinen Fönnte, als fey damit eine fchon vorhandene 
Befugniß der Bezirfsgerichte, der Abnahme ſolcher Eide ſich 
zu unterziehen, zugegeben. Allein es beruht diefer Befcheid, 
wie aus dem ganzen Zufammenhange und insbefondere 
aus feinem Anlaffe — der Anfrage einer Gemeindebehörde, 
ob man fie zu Eides-Abnahmen der bezeichneten Art er- 
mächtigen wolle — fich ergibt, vorweg auf der Anficht, 
Daß jede Gerichtds Behörde nur auf den Grund einer 
befonderen Ermächtigung durch die Staatöge 
walt den fraglichen Functionen fi unterziehen Fönnte, 
weßhalb die angeführte Stelle der Minifterial-Entfchliegung 
dahin wird verftanden werden müffen, daß, wenn im All 
gemeinen die Gerichts-Behörden zu folden 
Eides-Abnahmen ermächtigt feyn würden, nah 
deren beftehendem Organismus die Bezirfögerichte es wären, 
welche diefem Acte fich zu unterziehen hätten. 

Gerade darin aber, daß Herr Dr. Pfizer die Befugniß 
der Gerichte zu. Abnahme folcher Eide in ihrer Etellung 
ald Behörden der freiwilligen Gerichtsbarkeit fehon vorweg 
begründet findet, geht derfelbe von einer WVorausfegung 
aus, welche entfchieden unrichtig feyn dürfte. 

Jede öffentliche Behörde kann nur innerhalb ihres 
amtlichen Wirfungsfreifes thätig werden und der Umfang 
diefer amtlichen Befugniffe ift durch die beftehenden Geſetze 
und Verordnungen abgegrenzt. Diefer Sag gilt auch von 
denjenigen Behörden, welchen die fugenannte freiwillige 
Verichtsbarfeit übertragen ift, fo daß es feineswegs von 
der Willführ diefer Behörden abhängt, die Sanction, welde 
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durch ihre Mitwirkung gewiſſen Rechtsgefchäften ertheilt 
wird, nach ihrer Wahl jedem Rechtögefchäfte, bei welchem. 
fie von den Partheien angerufen werden, und felbft dann 
juzuwenden, wo weder die beftehenden Geſetze eine ſolche 
Mitwirfung vorfchreiben, noch die organifchen Beftim- 
mungen über den amtlichen Wirfungsfreis der betreffenden 
Behörden diefelbe wenigftens für zugelaffen erklären. Ges 
rade deßhalb beruht aber die Behauptung, daß die Abnahme 
außergerichtlicher Eide durch eine öffentliche Behörde zu den 
Acten der freiwilligen Gerichtsbarkeit gehöre, in diefer Allges 
meinheit auf einer petitio prineipii. 

Es hätte zu diefem Zwecke vor allen Dingen gezeigt 
werden müflen, daß irgend eine die betreffenden Behörden 
bindende Norm denjenigen Rechtögefchäften, bei welchen 
die Mitwirfung der mit der fogenannten freiwilligen Gerichts⸗ 
barfeit ausgerüfteten Behörden eintreten muß oder kann, 
auch die Abnahme derjenigen außergerichtlichen Eide bei— 
zähle, welche man unter der Bezeichnung der vertragsmäs 
ßigen begreift. 

Eine folche Vorfchrift eriftirt überall nicht und es wird 
ſchwerlich ein Schriftfteller namhaft gemacht werden können, 
der unter die Gegenftände der freiwilligen Gerichtöbarfeit 
auch die Abnahme außergerichtlicher Eide zählte, fofern 
nicht diefe Eidesleiftung mit Gegenftänden, deren Behand» 
lung überhaupt an die Behörden der freiwilligen Gerichtss- 
barfeit gewiefen ift, im unmittelbaren Zufammenhange fteht. . 

Damit fol allerdings nicht gefagt feyn, daß die Staats— 
tegierung nicht befugt wäre, diefe oder jene Gerichtd-Behörde 
zu Abnahme folcher außergerichtlicher Eide befonders zu 
ermächtigen, fobald fie für nöthig oder zwedmäßig fin- 
det, im Intereſſe der betreffenden Privaten eine folche Ver: 
fügung zu treffen. So wenig aber bier die Abficht feyn 
fann, die Gründe für oder wider die Zwedmäßigfeit einer 
jolhen Verfügung zu erörtern, fo wenig wird fich beftreiten 
laffen, daß, ſo lange eine ſolche Verfügung nicht befteht, 
es an der rechtlichen Grundlage für eine Ihätigfeit ber 
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Gerichts » Behörden in der mehrbezeichneten Richtung vollig 
gebricht. 

Zwar behauptet Herr Dr. Pfizer, wie fchon oben bes 
merkt, es fey bei uns nichtd Ungewöhnliches, daß vertrags⸗ 
mäßige Eide auf Anfuchen der Betheiligten vor den die 
Rechtspflege verwaltenden Behörden geleiftet werden; allein 
ed wird im Gegentheil behauptet werden müſſen, daß ders 

artige Eidesleiftungen, von dem nicht hierher gehörigen 
\ Falle abgefehen, wo ein Rechtäftreit mittelft eines gericht. 
‚lichen durch Eid bedingten Vergleiches erledigt wird, fehr 
ungewöhnlich, und wenn fie je vorfommen follten, durch 
den beftehenden Organismus der Behörden nicht gerech⸗ 
fertigt find. 

Hiemit dürfte auch die in unferer Zeit oft allzuleicht 
ausgefprochene Beichuldigung von felbft zufammenfallen, 
als ob darin, daß den Bezirfögerichten die Vornahme ber 
fraglichen Eidesabnahmen unterfagt würde, ein Eingriff in 
die verfaffungsmäßige Selbitftändigkeit der Gerichte läge. 

Der 8.93 der Verfaſſungs-Urkunde fpriht aus, daß 
die Gerichte „innerhalb der Grenzen ihres Berufes“- unab- 
hängig feyen. Würden vdiefelben fomit über die Grenzen 
ihres Berufes hinausgehen, was, wie gezeigt, offenbar ver 
Tall wäre, wenn fie — ohne eine ihnen bis jet nicht er 
theilte befondere Ermächtigung — den fraglichen Eides-Ab- 
nahmen fich unterziehen wollten, fo hört infoweit ihre Uns 
abhängigfeit auf, und die vberauffehende Behörde wäre 
nicht nur berechtigt,-fondern auch im Intereffe des Dienftes 

- und der öffentlichen Ordnung verpflichtet, die Zumiderhan: 
delnden in die Schranfen ihres Ben Wirfungsfreifes 
zurüdzumeifen. 

Was fchlieglich den Vorwurf betrifft, daß durch die 
Erlafjung des fraglichen Verbotes den betheiligten Privaten 
unmöglich gemacht würde, eines ihnen zuftehenden Rechtes 
mit voller Rechtswirfung fich zu bedienen, fo dürfte der 
felbe ebenfalls nicht begründet feyn. 

Eine Barthei, welche mit einer andern in einen Recht 


“ 


293 


freit verwidelt wird, hat zwifchen zwei Befugniffen die 
Wahl, entweder ihre Sache vor den ordentlichen Richter, 
oder, fofern die Gegenparthei zuftimmt, vor ein Schieds- 
Gericht zu bringen. 

Diefe Wahl hat aber im einen wie im anderen Falle 
ihre nothwendigen, in den Geſetzen begründeten Conſe⸗ 
quenzen, und nur eine ſolche Conſequenz iſt es, wenn die 
Parthei, welche den Weg der ſchiedsrichterlichen Entfcheis 
dung betreten hat, im Falle eines Erkenntniſſes auf Eid 
mit einer minder feierlichen und fuͤr die Wahrhaftigkeit des 
Schwörenden eine geringere Garantie darbietenden Ver— 
fiherung fich begnügen muß. Den PBartheien, welche im - 
llebrigen die Garantien des Verfahrens vor den ordentlichen 
Gerichten verfchmäht haben, fteht offenbar das Recht nicht 
u, fich derfelben wenigftens zu einzelnen prozeflualifchen 
Zweden nach ihrem Gutbefinden zu bedienen, wie denn bei 
confequenter Durchführung eines foldhen Grundfages am 
Ende ein willführlich gemifchtes Verfahren vor den Schieds— 
und vor den ordentlichen Gerichten in derfelben Sache ent: 
Rehen und Verwirrung aller Art herbeigeführt werden müßte. 

Auch kann von der Verfümmerung eines den Partheien 
zuftehenden Rechtes, nemlich des Rechtes der Schlichtung 
einer Streitfache durch vertragsmäßigen Eid, als wohin auch 
der Eid, auf welchen ein Privat: Echieds » Gericht erfennt, 
zu rechnen ift, deßhalb nicht wohl die Rede feyn, weil dem 
außergerichtlich geleifteten Eide bezüglich der hiedurch be- 
dingten Schlichtung des ftreitig gewefenen Rechtsverhälts 
niſſes völlig diefelbe Rechtswirfung beigemeffen werden muß, 
wie im Falle der Entſcheidung durch die ordentlichen Ger 
richte dem vor Gericht ausgefchworenen Eide. Iſt aber 
eine Parthei mißtrauifch gegen die Zuverläßigfeit ſolcher 
außergerichtlich geleiſteter Eide, ſo wird ihr nichts übrig 
bleiben, als in eine Uebereinkunft, bei welcher ſie am Ende 
auf dieſes unſichere Auskunfts-Mittel beſchränkt zu ſeyn, 
Gefahr lauft, vorweg ſich nicht einzulaſſen. 
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D Können Enkel von Geſchwiſtern auf ein 

zu Gunften der Geſchwiſter oder ihrer Kinder 

geftiftetes Fideikommiß, und Zwar concurrirend 
mit den Schtern, Anſpruch macen? 


(Bon dem Herrn Präfidenten 9. Bolley.) 


Sch habe ſchon in meiner Abhandlung über correfpective 
Teftamente, (Steinfopf 1846) $.15 ©. 24, indem ich von dem 
Anfall der Fideifommiffe fprach, bemerkt, daß, wenn bis dahin 
rüdfichtlich der Fideifommiffarien unerwartete Veränderungen 
einträten, der Richter nicht berechtigt feyn könne, die Ber: 
fügung der Teftatoren zu ergänzen, ſelbſt wenn es nod fo 
wahrfcheinlich wäre, daß diefelben, wenn‘ fie alle Fünftigen 
Ereigniffe durchjchaut hätten, für folche Fälle auch Vor 
fehung getroffen haben würden ; und im $. 21. Note #*) 
©. 28 habe ich die Teftamentsverfafler erinnert, fo fern es 
mit Einwilligung der Teftatoren gefchehen könne, bei Br 
zeichnung der Fideifommiffarien ftatt der Formel: „vie Ge 
fchwifter oder deren Kinder“ lieber zu fegen: „die Geſchwiſter 
oder deren Nachkommen,“ *) indem unter den Kindern 
von Gefchwiftern, namentlich bei der Erbfolge, (wenigftend 
der Regel nach) nicht auch deren Enkel begriffen feyen. 

Ich unterlich es, dieſen letzteren Sab näher zu be 
gründen, weil ich vorausfah, daß die Frage nächftens bei 
meinen eigenen Verwandten ernftli zur Sprache kommen 
werde, in Folge des correfpectiven Teftaments, von welden 
ich im $. 27 und 28 meiner gedachten Abhandlung in an 
deren Beziehungen gefprochen habe. Diefer Fall trat nun 
ſchon im Anfange diefes Jahre ein, und ich wurde gerade 
dadurch veranlaßt, die Frage einer neuen forgfältigen Um 


*) Anmerfung. Ich füge diefer Erinnerung noch eine andere 
bei, nämlich, daß bei fo unbeftimmten Ernennungen immer au die 
Suckeffiondordnung beftimmt werden möchte. Die Gründe bdiefer 
weiteren Erinnerung ergeben ſich aus dem Folgenden. 
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terfuchung zu unterwerfen, wovon ich, da die Frage ziemlich 
praftifch ift, nun, nach gütlicher Beilegung des Streits 
unter meinen Verwandten, das Ergebniß mit der Aeußerung 
de3 Herrn Kanzlers v. Wächter hiemit vorlege. 


Der konkrete Fall ift einfach folgender: 

Die Frau B. hatte in dem bezeichneten correfpectiven 
Zeftamente zwei Schweftern oder deren Kinder zu Erben, 
beziehungsweife zu Fideifommifjarien, ernannt. . 

Der ihrem Ehemann, welcher ebenfalls zunächſt zu 
Gunften feiner Gefchwifter oder deren Kinder difponirt 
hatte, angehörige Theil des Teftamentes fchließt fich mit 
dem Satze: 

„Auch will ih, daß wenn eines meiner Gefchwifter- 
„kinder ftirbt und Kinder hinterläßt, Ddiefen deſſen Theil 
„zufallen fol.” | 

Eine ſolche Vorfehung zu Gunften der Kindesfinder 
von Gefchwiftern findet fich in der Difpofition der Frau 
nicht; ſey es, daß fie den Ball, wo eine ſolche Vorfehung 
auch bei ihren Verwandten von Intereſſe feyn möchte, gar 
nicht für denkbar hielt, oder daß fie zu Gunſten der ent» 
fernteren Verwandten nichtS verfügen wollte. | 

Die Frau ftarb vor dem Manne im Jahre 1835. 
Schon vor ihr war eine der ernannten Schweftern mit 
Hinterlaffung von zwei Töchtern geftorben. Die andere 
Schweiter ftarb erft im verfloffenen Spätjahr, wenige Mo— 
nate vor dem Fiduziar. Sie hinterließ einen Sohn, eine 
Tochter und eine Enfeltochter (M. B. die Tochter einer im 
Jahr 1838 am Nervenfteber geftorbenen Tochter. ) 


Die Enkeltochter machte Anſpruch auf Theilnahme an 
diefem Fideifommiß. Sch mußte mich aber gegen diefen 
Anſpruch als Rechtsanfpruch erklären, denn zunächft 
find e8 die beiden Echweftern, welche zu Erben beziehungs- 
weife Fideifommiffarien ernannt find, und benfelben find 
nur je deren Kinder, nicht aber weitere Nachfommen, fub: 
Rituirt, Nun ift es 
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‚1. die erfte Erflärungsregel befonders bei Teftamenten, 
die Worte in ihrer gewöhnlichen eigentlichen Bedeutung zu 
nehmen. Sn diefer Bedeutung verfteht man aber unter den 
Kindern von Befchwiftern gewiß nichts anderes, ald die 
Descendenten erften Grades, oder die Söhne um 
Töchter von Gefchwiftern. Sept 3.3. Jemand in einem 
ganz einfachen, Fein Fideifommiß begründenden, Zeftamente 
feine Geſchwiſter und deren Kinder zu direkten Erben ein; 
fo wird es, zumal nach unferem gefeßlichen Erbfolgerechte, 
wie die tägliche Erfahrung lehrt, Niemand bezweifeln, 
daß nur die Söhne und Töchter der vor dem Teſtator, ſey 
es vor oder nach dem Teftamente, geftorbenen Geſchwiſter, 
nicht aber die Enfel der Letzteren, eingefegt feyen. 

Welcher Unterfchied follte aber zwifchen dieſem und 
dem gegenwärtigen Falle beftehen ! | 

IT. Zwar werden allerdings 

1) ſchon gemeinre chtlich im Verhältniffe zu den Ascen— 
denten unter Kindern häufig auch Enfel begriffen; aber 
nichts Fönnte unrichtiger feyn, ald wenn man diefen Saf 
auch auf die Seitenverwandten in der Art anwenden wollt, 
daß regelmäßig unter den Kindern von Gefchmwiftern 
auch deren Enkel begriffen feyen. Das Gegentheil ift nicht 
nur ein gemeinrechtlich, von den bewährteften Rechtögeleht 
. ten anerkannter, und durch viele Präjudizien beftätigter 
Satz, *) fondern er ift auch durch die Gefete felbft beftä- 
tigt — (und befanntlich muß ſich die Auslegung zweifek 
hafter Willenserflärungen, wenn je ſolche vorhanden find, 
an das fanftionirte Recht anfchließen, im Zweifel aljo 
voraußfeßen, daß davon nicht abgewichen ſey; **) — denn 
während die Kinder von Gefchwiftern bei der gefeglichen 


*) Bergl. Geiger und Glück, Redtöfälle, I. Nr. 8. Doch 
möchte ich daB dabei gebrauchte Argument, daß der deutfche Begriff 
„Kinder“ enger fey, ald der lateinifhe: „liberi“ nicht theilen. 

**) L. 16. D. de condit. et demonst. (35, 1), Mühlen⸗ 
bruch, Lehrbuch 4te Audg. I. $. 115, Not. 10. 
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Erbfolge die ganz gleichen Rechte haben, wie die Gejchwifter 
ſelbſt, mögen fie mit diefen fonfurriren oder nicht, fo find 
in beiden Fällen die Enkel von Geſchwiſtern ausgefchloffen. 

Wie wäre mit diefer Beftimmung die Regel verein« 
bar, daß unter den Kinderg von Gefchwiftern auch deren 
Enfel begriffen feyen! 

Ya ſelbſt in Beziehung auf die Ascendenten gilt die 
Regel, daß unter Kindern auch Enkel begriffen feyen, durch— 
aus nicht als eine allgemeine und unbedingte. Wäre 
fie dieß: wie hätte erft die Frage entftehen können, ob nicht 
in Folge einer theodofifchen Konftitution eine ſtillſchweigende 
Subftitution der entfernteren Descendenten anzunehmen 
fey? und wie fönnte von der Ruption eined Teftaments 
durch Duafi » Agnation eines Poſthumus die Rede feyn ? 
(Berg. dieſe Monatfchrift Bv XI. ©. 333, 334). Nur 
durh Interpretation fann dad, was von Kindern gilt, 
auh auf Enkel angewendet werden.*) Gelbft bei Fideis 
fommiffen findet dieß nur mit Umſicht ftatt. **) 

Kein (für uns giltiges) Geſetz kann aber aufgefunden 
werden, daß unter den Kindern von Gefchwiftern au 
deren Enfel begriffen feyn ſollen; und doch zeigt jich zwifchen 
den Descendenten und Geitenveriwandten, außer bem 
bereit8 angeführten Unterfchiede noch ein anderer fehr wefent- 
licher, daß nämlich nad) der täglichen Erfahrung gewöhnlich 
die Liebe der Eltern zu den Enkeln gleich groß, nicht felten _ 
größer ift, als zu den Kindern, während die Seitenvermandten 
mit jeder Generation entfernter von einander ftehen und fälter 
und gleichgültiger gegen einander werden. Man beachte 
nur das, was die l. 220, $.3 de V. $S. gerade zur Recht: 
fertigung des ausgedehnten Begriff von liberis fagt: 


) L. 201. D. de V. S. Justa interpretatione recipiendum 
est, ut appellatione filii, sicuti filiamfamilias contineri saepe 
respondebimus, ita et nepos videatur comprehendi. L. 220. 
$. 4. D. ibid. — filii appellatione saepe et nepotes accipi, 
multifariam placere. 

”®) L. 220. pr. D. ibid. 

Monatf:hr. f. d- Zufispfl, XII. Bd, 8. Abth. 20 
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„Praeter haec omnia natura nos quoque docet, pa- 
rentes pios, qui liberorum procreandorum anımo et 
voto uzores ducunt, filiorum appellatione omnes, qui ex 
nabis descendunt, continere: nec enim dulciore nomine 
possumus nepotes nostros, quam filä appellare: etenim 
idcirco filios ſiliasve concipimus atque edimus, ut ex 
prole eorum, carumve diuturnitatis nobis memoriam 
in aevum relinguamus.‘* 

Hierdurch rechtfertigt ed fi) vollfommen, wenn im 
Verhältniffe zu den Ascendenten der Ausdrud „liberi“ häufig 
als gleichbedeutend mit „Descendenten“ gebraucht wird. 
Aber wem follte es beifallen, hievon auf die Kinder der 
Gefhwifter eine Anwendung zu madhen? Weder dad 
ganz verfchievdene Verhältnig, noch der Sprachgebraud 
fönnen für eine folche Ausdehnung geltend gemacht werben. 

Anders verhält es fich 

2) auch nicht nach unferem Landrechte, welches 
Thl. II. Tit. 13, $. 9 übereinftimmend mit der 1. 220, 
D. pr. alleg. die Beftimmung enthält, daß ein von einem 
Ascendenten zu Gunften feiner Kinder im Allgemei- 
nen geftiftetes Fiveifommiß in der Regel nach dem Bor: | 
abfterben der Kinder auch den Kindesfindern zu Statten 
fommen foll; denn feinem württembergifchen Rechtsgelehrten 
ift es je beigefallen, dieſen Sag auch auf die Enfel von 
Gefhwiftern auszudehnen, *) vielmehr wird folcher mit 
der Regel, daß auch bei der fideifommiffarifchen Erbfolge 
ebenſo, wie bei der direkten, das Repräfentationsrecht ftatt: 
finde, in Verbindung gefegt. *8) 


*) Griefinger, Komment. VI. ©. 373, $. 90. Note ce. 


**) Plebst, D. in jus. Württ. III. $. 195. auct. annot. Ill. 
6. 185, vergl. ©. 2. Böhmer, Ref. IN. resp. 247. 8.5 fi. 
S. 689. Doch kann bier die Frage, 0b die Nähe der Verwandt: 
ſchaft nah dem Verhältniß zum Teflirer oder zum Fiduciar zu be: 
rechnen fen, aus dem doppelten Grunde nicht vorfommen, weil dab 


Fideitommig fein Familien⸗Fideikommiß und der Fiduciar fein Ver: 
wandter ift. 
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Beionders aber bemerkt 
Lauterbach, coll. lib. XXXV1. 1. $. 14. j 
in beftimmter Beziehung auf diefe Gefegesftelle ausdrücklich: 
„—nec non juri repraesentationis, sicut alias in legi- 
tima successione, ita in fideicommisso locus est, Et 
quidem de J.C. in linea recta descendente in infinitum, 
in collaterali non ultra fratrum 
liheros.“ 

: Carpzow, J. F. III. Const. 8. def. 26. 

Ant. Faber, in C. 1. 6. t. 22. def. 6. et 10. 

Bardili, Concl. Ex. 14. th, 10— 14. 
Woraus jedoch natürlich nicht folgen kann, daß die Teitar 
toren nicht berechtigt feyen, ihre Verordnung auf entferntere 
Verwandte zu erftreden, wenn nur diefe Abficht unzweideu— 
tig ausgedrückt ift, zumal die Stelle ed zweifelhaft läßt, ob 
nur die Nachfolge der Entfernteren nah Stämmen, oder 
die Nachfolge im Fiveifommig überhaupt ausgeſchloſſen 
ſeyn follte. 

Welche Erklärung man annehmen will, ift hier ziemlich 
gleihgültig; indem die. Enfeltochter der Schweſter ohne 
Erftredung des NepräfentationsrechtS mit den Kindern der 
Lebtern nicht concurriren kann; *) wie denn überhaupt die 
Regel gilt, daß, wenn Jemand feine nächſten Verwandten, 
ohne fie näher zu bezeichnen, bedenkt, diefelben nach den am 
Wohnorte des Teftirerd geltenden Beftimmungen über die 
Inteftat-Succeffion ausgemittelt werben müſſen. **) 

3) Ungemein merkwürdig ift der höchft beachtensiverthe 
Entwurf eines bürgerlichen Gefegbudy8 für das Großher— 
zogthum Heffen, welcher, obfehon er fortdauernded Re: 
präfentationsrecht der Seitenverwandten bei der gefeglichen 
Erbfolge annimmt, dennoch im Art. 56 der dritten Abtheis 
lung beſtimmt: 


*) Bergl. Böhmer a. a. D. . 12. 
*s) Voẽt, ad pand. XXVIII. $. 16—20. Wening-Jn- 
genheim, Lehrb. 4te Ausg. $.444. Vergl. Landr. Thl. IH. Tit. XI. 


F. Alſo auh u. f. w. 
20 # 
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„Wenn der Erblaffer zum Bortheile feiner Kinder 
„legtwillig verfügt hat, fo find darunter auch die ehelichen 
„Abkömmlinge der vor ihm verftorbenen Kinder zu ver- 
„Tehen. Hat dagegen der Erblaffer zum Vortheile der 
„Kinder eined Andern verfügt, fo find unter dieſem 
„Ausdrude nur die Söhne und Töchter begriffen." 

Doch 

III. der bündigfte Beweis, daß in dieſem Teftamente 
unter den Kindern von Gefchwiftern nur. deren Söhne 
und Töchter zu verftehen feyen, liegt in dem Teſtamente 
felbft, indem der mitteftirende Ehemann es angemefien ge 
funden hat, wegen der Kindesfinder feiner Gefchwifter 
eine befondvere Verfügung zu treffen, was aber von der Ehe 
frau unterlaffen wurde. *) 

IV. Hiernach ift e8 Har, daß die Enfeltochter der 
Schweiter zu dieſem Fideikommiß nicht berufen if: 
fie war es weder für den Fall, wenn bei der Erblafferin 
die direfte Erbfolge ihrer Seitenverwandten eingetreten wäre; 
noch ift fie ed für den gegenwärtigen. #*) ft fie aber nicht 
berufen, fo ift fie eben damit ausgefchloffen, ohne 
daß es in diefer Hinficht einer befonderen Verfügung oder 
auch nur eines Beweifes bebürfte, daß die Teſtirerin fic 
wirklich habe ausfchließen wollen. 

V. Diefe Folge muß bier um fo gewiffer eintretem, da 
ſchwerlich Jemand behaupten wird, die Teftirerin habe bei 
Errichtung ihres Teftaments auch nur entfernt daran ge 
dacht, ihr ſchon damals im Greifenalter ftehender, ſtets 


») Würde wohl, wenn die Parteien ed unterlaffen hätten, diefen 
Umftand für fih zu benüsgen, der Richter berechtigt geweſen ſeyn, 
folden dennoch feiner Beurtheilung zu unterwerfen? Ich hake 
darüber feinen Zweifel (vergl. meinen Entwurf einer Prozefordnung. 
F. 169 h. Bd1. S. 96.); aber nach einer Recenfion diefed Entwurf 
in „Schneider's frit. Jahrbüchern“ müßte der Richter große 
Bedenken tragen, ed zu thun. 

*) Der Fall der 1. 64. D. deleg. II. (31.) ift alfo hier nigt 
vorbanden. 
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fränklicher, Mann könnte die jugendliche, blühende 8. B., 
die Mutter der M. B., überleben; da es fich mithin hier 
überall nicht von der Berichtigung eines etwa dem Teſta⸗ 
mentöverfafler zur Laft fallenden mangelhaften Auspruds, 
fondern nach der Behauptung der B. felbft, von der Er- 
gänzung eines mangelhaften Willens handelt. 
Ob diefer wirklich mangelhaft fey, kann man lediglich dahin 
geftellt feyn Iaffen, denn in feinem Falle handelt es fich 
von der Ergänzung eines folhen Mangels, welcher die 
Ausführung deffen, was wirklich verordnet ift, hins 
derte; immer bleibt aber das gewiß, daß durd das Teſta— 
ment, wie ed vor uns liegt, nur die Kinder, nicht die En- 
feftochter der Schwefter berufen find. Worin nun aud) der 
Grund beftanden feyn mag, warum die Berufung der Leb» 
ten nicht erfolgter — dieſe Nichtberufung ift unter allen 
Umftänden entfcheidend. 

Oder follte etwa 

VI. vem Richter die Befugniß zuftehen, eine ſolche 
nad der Behauptung einer Partei mangelhafte Verordnung 
nah feiner Phantafie zu ergänzen? Sollte er berechtigt 
ſeyn, zu Gunſten einer Perfon, die unzweifelhaft unter 
den wirflih Nachgefeßten nicht begriffen if, 
eine neue Subftitution und zwar nicht eventuell für 
den Ball des Austritts der Letztern, fondern zur Concur—⸗ 
ren; mit diefen, obgleich näher ftehenden, erft zu ſchaffen 
und ihr etwas zuzuerfennen,- was ihr weder dad Geſetz, 
noch das Teftament, wie es vorliegt, giebt? Solche Be: 
fugniffe könnte ein Richter ohne ein beftimmtes Geſetz un- 
möglich fich aneignen. *) 

Ein ſolches Geſetz giebt ed nun nicht, ja nicht einmal 
einen der nkeltochter entfchieven günftigen Gerichtsge— 
brauh. Wohl aber enthalten die Gefete die beftimmteften 
entgegengefegten Ausfprüche. 

Es ift ein anerfannter, auf den unzweideutigften Ge— 


®) Oujacius, ad 1. 9. D. de vulg. et pup. subst, (28, 6.) 
Krit, Jahrb. von Schneider, 1843. ©. 507. 
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fegen beruhender Grundſatz, daß die Perſon des Fideikom⸗ 
miſſars beſtimmt angegeben werden muß. *) Es iſt eben 
fo anerkannt, daß Fideikommiſſe nach dem Buchſtaben (ſtrilte) 
su erflären find, und daß fie auch bei noch fo dringenden 
Gründen von einer Perſon auf die andere nicht ausgedehnt 
werden dürfen. **) 

Wie ftrenge die Porderungen des bei und geltenden 
gemeinen Rechts gerade in Beziehung auf Die Bezeichnung 
der Fiveifommiffarien feyen, davon enthalten. die 

L.4. D. de rebus dubiis (34. 5.) 

„Paulus respondit: cum nomen fideicommissarü 
testamento adscriptum non sit, nulli personae, nequt 
certae, neque incertae datum fideicommissum vider! 
indubitatum est.‘‘ 

und die fehr merkwürdige 
L. 46. D. de hered. instit. (28. 5.) verbis: „etiamsi 
manifestum sit, scriptum heredem fidem suam inter- 
posuisse, non tamen aliter ab eo fideicommissun 
peti posso, quam si et ipsum testatorem fidem ejus 
secutum esse probaretur‘ — 

die auffallendften Beweije. 

Wenn hiernach felbft derjenige nit zum Fideikommiß 
zugelafien wird, welchen der Teftirer unzweifelhaft berufen 


*, Thibaut, Syftem ıc. 8. Aufl. $. 920. Note d. Mühlen 
bruch, Lehrb. 4. Aufl. $. 730. Note 5. — und die von ihnen an— 
geführten Geſetze. 

2) Leyser, Medit. ad pand. Vol. VI. apec. 404. med. 
1,3, 9. — ©. 8. Böhmer, Redtöf. Bd. III. ©. 457. Nr. 30. 
Diefe Rechtslehrer erklären fid) fogar gegen die Ausdehnung von 
einem Kall auf den andern, und faum fann ald eine Ausnahme 
von diefer legtern Regel die Entfrheidung der 1.22. pr. (36. 1.) ber 
trachtet werden, wornach ein von einer gefchiedenen Frau, (melde — 
damit ihr Vermögen nicht in die Hände ihred abgefhiedenen Man 
ned fomme, ihre in deffen Gewalt befindliche Kinder nicht zu ihren 
direften Erben ernannte), zu deren Gunften auf den Tod ihre 
Mannes geftiftetes Fideikommiß, megen der fprechenden Abſicht der 
Mutter, ſchon nach der von ihr nicht erwarteten Emancipation ihrer 
Kinder an dieſe geleiftet werden follte. 
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wollte, und welder nur durch -ein Berfehen nicht im Te— 
ftamente gefchrieben wurde: wie viel weniger;fann man 
berechtigt jeyn, eine Verordnung nad) dem muthmaßlis 
hen Willen des Zeftirers zu ergänzen, weil er an ge 
wife Ereigniffe nicht gedacht, mithin für diefelben Feine 
Vorkehrungen haben fol; deſſen nicht einmal zu gedenfen, 
dag wenn die Frau Zeftirerin jet erft im Falle wäre, nad) 
Narer Durchſchauung aller Verhältniffe zu difponiren, 
es jehr dahin ftünde, ob und wie die Difpofition zu Guns 
ften der Enfelin ihrer Schwefter ausfallen würde. 

Diefe Unterfuchung könnte aber ein Richter nicht ums 
gehen, der es fich herausnehmen wollte, die Rechte bes 
Zeftirerd auszuüben, mithin defien Verordnungen defwegen 
ju ergänzen, weil derfelbe die nach feinem Tode eingetretes 
nen Ereigniffe nicht habe vorausfehen, mithin deßhalb auch 
nichts habe verfügen Fönnen. 

VI. Nach allem diefem kann e8 Feine Bedeutung haben, 
wenn auch von praftifchen Rechtögelehrten #) der fehr wer 
jentliche Unterfchied zwifchen der Berichtigung eines 
mangelhaften Ausdrucks und der Ergänzung eines 
mangelhaften Willens **) nicht immer gehörig beachtet 
wurde. 

Viel zu weit geht ed, wenn es in den angeführten 
Cons. Tub. IX. 54, Nr. 73. allgemein heißt: 

„Sola voluntas testatorum in fideicommissis serva- 
tur .et in conjecturanda mente testatoris obtinet veri- 
similitudo, et quod testator verisimiter disposuisset; 
si interrogatus fuisset etc.“ 

Durch diefen Sat in feiner Allgemeinheit und Unbe— 
fimmtheit würde der Außerften Willküht Thür und Thor 
geöffnet ; denn das, was etwa ein Teftirer hätte verorbnen 
mögen, wird an die Stelle deſſen gefegt, was er wirklich 
verordnet hat. Wäre die Regel in ihrer Allgemeinheit 

€) Vergl. Cons. Tub. IX. 54. Nr. 71. ff. 


») Vergl. meine Abhandlg. über correfpeetine Teſtamente S. 24. 
$, 15. Note xxx. 
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und Unbeftimmtheit richtig, fo wäre gar nicht zu begreifen, 
wozu ed bei der Errichtung der Fideikommiſſe befonderer 
Förmlichkeiten bedürfen follte, was doch heutzutage der Fall 
ft. Wohl muß alfo unterfchieden werden die Erforfchung 
deſſen, was der Teftator, der fich zweideutig oder fonft 
mangelhaft ausdrüdte, indem er teftirte, wirklich 
gewollt hat, und — was er confequenter Weife hätte 
wollen follen, oder, was er etwa unter veränderten 
Umftänden gewollt haben würde. Bei der erften 
Unterfuchung hält fich der Richter innerhalb der Grenzen 
feines Berufs. Wollte er aber unter den beiden anderen 
Borausfegungen felbftverfügend einfchreiten, fo würde er, 
fofern ihm die Geſetze nicht befonders zur Seite ftehen, 
diefe Grenzen offenbar überfchreiten, und zwar dieß am ge 
twiffeften dann, wenn die Frage nicht die ift, ob unter den 
veränderten Umſtänden eine Verordnung überhaupt noch 
als dem Willen des Teftirerd gemäß zu vollziehen, fondern, 
ob fie nicht zu Gunften dritter, unbenannter SBerfonen 
auszudehnen fey. 

Ebenſo verliert 

Vlll. das Präjudiz, auf welches die M. B. fich berief, 
in der Rechtöfache der Kuratel der Kinder des Kaufmanns 
Gottlieb Fischer erfter Ehe zu Etuttgart gegen Karl Frietr. 
Fiſcher, Bortenwirfer dafelbft, in welchem Falle bei einer 
gleichartigen Difpofition zu Gunften der Enfel von Ge 
fchwiftern vom Stadtgerichte zu Stuttgart und vom Ge 
richtshof zu Elingen den 13. Mai 1837 und den 30. Juli 
1833 gleichförmig erfannt worden ift, fehon durch das oben 
unter IE. u, III. Ausgeführte alle Bedeutung. Denn diefe Ers 
fenntniffe beruhten hauptfächlich nur darauf, daß nach den 
römifchen Gefegen unter liberis häufig auch die nepotes 
begriffen feyen, daß aber der Ausdruck „Kinder“ gleich: 
bedeutend fey mit „liberi“, worüber zumal nach unferem 
Landrecht Thl. Til. Fit. 13. 8. 9. fein. Zweifel eintreten 
koͤnne. Allein der ſehr wefentliche Unterfchied zwifchen Des: 
eendenten und eitenverwandten, welcher, wie unter II. 
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gezeigt wurde, in mehr ald einer Beziehung befteht, feheint 
mir nicht gehörig gewürdigt worden zu feyn. Allerdings 
läßt e8 fich denfen, daß ein Teftirer auch bei einer zu Gun: 
ften feiner Seitenverwandten gemachten Difpofition den 
Ausdrud „Kinder von Gefchwiftern” in feiner uneigent— 
lichen Bedeutung gebraucht habe; und wenn e3 fich erweis 
fen läßt, daß er dabei wirflih auch an die entfernteren 
Nachfommen der Gefchwifter gedacht und zu Gunften der» 
ielben habe difponiren wollen, fo muß auch der wie» 
wohl uneigentlich ausgedrüdte Wille des Teſtirers aufrecht 
erhalten werden. Denn gerade bei der Trage, in welchem 
Einne ein vieldeutiges Wort zu nehmen fey und ob die 
eigentliche oder uneigentliche Bedeutung im Fonfreten Balle 
den Borzug verdiene, darf die logifche Interpretation bei 
der grammatifchen zu Hülfe genommen werden. SHierüber 
fann nach der 1.16. C. de fideicomm, (6. 42.) fein Zweis 
fel eintreten. Denn in diefem Geſetze heißt ed ganz all» 
gemein : 
„Sane quoniam in fideicommissis voluntas magis, 
quam verba plerumque intuenda est, si quas pro rei 
veritate praeterea probationes habes, ad commendan- 
dam hanc patris voluntatem, quam fuisse adseveras, - 
apud praesidem (provinciae) experiri non vetaris.“ 
Nach diefer Stelle ift die Befchränfung, welche ich in 
einem vor mir liegenden Heidelberger Gutachten finde, daß 
man auf die etwaige Abficht des Teſtirers nur in der Lehre 
von der Interpretation der Bedingungen gegangen jey, 
offenbar ungegründet. Gelbft die 
1. 64. D. de leg. et fideicomm. 2. 
laͤßt faum eine folche befchränfende Erklärung zu und be+ 
kannt ift ed, daß e8 auch fideicommissa tacita gibt, d. h. 
ſolche, welche ex tacita voluntate testatoris per legitimas 
conjecturas induci possunt. *) 


*) Verst, G. 2. Böhmer, Rechtsf. Sb III. Abth. 2. resp. 
247. $. 3. ©. 697. 
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Als Beifpiele folcher ftillfchweigenden ——— 
werden angeführt: 

1) der Fall der obenbemerkten C. 64. D. in welchen 
Mehrere zu direkten und indirekten Erben ernannt, und die 
zwiſchen ihnen nur in jener Beziehung ausgedrückte, in 
der andern aber aus Verſehen unterlaſſene gegenſeitige 
Subſtitution, nach dem Ausſpruch des Dr. Marcus u. Com- 
modus, gleichwohl auch auf die fideikommiſſariſche Nachfolge 
ausgedehnt wurde, 

valuntatem manifestam videri mutuae ſactae substi- 
tutionis, etenim in causa ſideicommissi, utcunque 
precaria voluntas quaereretur, conjectura potuit 
admitti. 

2) Wenn Jemand in Kodizillen einen PBupillar:Sub: 
ftituten ernennt; *) 

3) wenn der Erblaffer vorfchreibt, der Fiduziar fol 
eine gewiſſe Perfon zum Erben ernennen; **) oder mit ihr 
theilen; 9) oder zum Mortheil feiner Inteftaterben fein 
Teftament errichten; +) oder gewiſſe Güter nicht veräufs 
fern u. f. w. 

Doch muß, wie bereitö bemerft, auch in diefen Fällen 
die Perſon des Fideifommiffars beftimmt angegeben wers 
den. ir) Ob dieß nun in einem fonfreten Falle durch einen 
uneigentlichen Gebrauch der Ausdrüde unzweideutig genug 
geſchehen ſey, dieß iſt nach den Umſtänden zu beurtheilen. 
Im gegenwärtigen Galle fpricht aber nicht nur nichts für 
eine ſolche Erklärung des Teſtaments, fondern der entjcheis 
dendfte Gegenbeweis Tiegt (nach III. und V.) in dem Te 
ftamente und in den Umftänden, unter welchen folches er: 
richtet wurde, felbit. 


2) L. 76. D. ad Sctum Treb. (36. 1.) 

**) L. 17. pr. eod. 1. 114. $.6. D. de leg. 1. 

***) L. 19. $. 1. 1. 78. pr. D. (36. 1.) 

}) L. 74. pr. D. (36. I.) 

tt) L. 114. 8. 1%. D. de leg. I. L. 38. $. 5, 7. D. de leg. 
111. (32.) Thibaut, Spftem, 8. Audg. $. 920, 
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Schließlih ‚muß ich 

IX. in Beziehung auf eben diefes Teltament noch 
bemerken, daß der Fall, für welchen die vor der Großmut⸗ 
ter geftorbene Mutter der M. B. jener nachgefebt war, gar 
nicht eingetreten if. So lange die Großmutter lebte, war 
das Recht der Tochter ausgefchlofien. Höchitens nur von 
einer Hoffnung konnte in diefer Periode bei der Tochter die 
Rede ſeyn, welche mit ihrem Tod erlöfchen mußte, und da- 
her weder vererbt, noch ſonſt übertragen werben Fonnte. 
Mit der Annahme, daß die Enfeltochter in die Stelle ihrer 
verftorbenen Mutter eingetreten fey, ‚wäre alfo für fie noch 
gar nichts gewonnen. Nur dann fönnte ein Anfpruch für 
fie begründet werden, wenn man annehmen wollte, fie ey 
tatt ihrer Mutter mit deren Gefchwiftern unmits 
telbar in die Etelle der Großmutter, als der zunädhft 
ernannten Erbin, in der Art eingetreten, daß fie in glei- 
her Ordnung mit jenen bei dem Nachlaffe der Tante 
und Großtante konkurrirte: was allerdings in der Formel, 
welche fich im Leftamente des Ehemann unferer Erblafferin 
findet, unzweideutig genug ausgevrüdt gewefen wäre. 

Diefer wichtige auf die Eucceffions-Drdnung, mittels 
Grftrefung des auch bei den Fideikommiſſen geltenden ge: 
jeglichen Repräſentations-Rechts, (II. 2.) ſich beziehende 
Umftand fcheint mir weder in den Tübinger-Eonfilien (VII.) 
noch in dem (VIII) angeführten Stuttgarter Falle genügend 
beachtet zu feyn. 


Aeußerung des Herrn Ranzlers v. 18 ächter. 


Der Unterzeichnete ſtimmt der vorſtehenden Ausfuͤhrung 
dahin durchaus bei: 

1) daß ein von einem Erblaſſer zu Gunſten ſeiner 
Geſchwiſter und deren Kinder errichtetes Fideikommiß 
im Zweifel nicht auf die Gefchwilter-Kindsfinder zu 
beziehen ift; 

2) daß. e8 auf die Gefchwifterfindgfinder nur dann be: 
zogen werden Könnte, wenn dieß als Abficht des Erblafiers 
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ganz unzweifelhaft aus dem Teſtamente felbft hervor 
gehen würde; | 

3) daß aber eine ſolche Abficht (Nr. 2.) im vorliegen» 
den Falle aud dem Teſtamente nicht hervorgeht, vielmehr 
nach diefem Teftamente um fo mehr das unter Nr. 1. Ge 
fagte anzunehmen ift, als das Teftament ausdrüdlich die 
Gefhwifterfindsfinder den Befchwifterfindern entgegens 
gefegt, die Erblafferin aber nicht, wie ed ihr Ehemann 
that, das, was fie für die Gefchwifter und deren Kinder 
feftfegte, auch auf die Kinder der Lehteren erftredte; 

4) daß im vorliegenden Falle von einer Ergänzung 
eines mangelhaften Willens (denn der vorliegende leßte 
Wille ift in feinen Aeußerungen gar nicht mangelhaft) nicht 
die Rede feyn fann, vollends gar nicht mit der Wirkung, 
daß eine vom Erblaffer zum Fideifommiffe ganz entfchieven 
nicht berufene Perſon zu demfelben berufen würde. 


Bweiter Bufat zu dem Auffaß: 


Beitrag zur Lehre von den correfpectiven Teſtamenten 
der Eheleute. 


Ich habe im 8. 6. ©. 7. dieſes Auffages bemerft: 

„Bon einem Zwang zur Erbſchafts-Antretung von Geis 
„ten der Fideifommiffarien fönne Feine Rede feyn, da man 
„annehmen müfje, daß diefelben Individuen, welche für den 
„einen Fall, wenn 3. B. der B. Erbe des A. wird, als 
„Bideifommiffarien erfeheinen, für den entgegengefegten Fall 
»vom A, direkt fubftituirt ſeyen.“ 

Damit fcheint zwar die 1.6. $.5.D. ads. Cons. Treb. 
(36. 1.) im Widerfpruch zu ftehen. Allein dieſes Geſetz 
fett ausbrüdlich ein befondered Intereffe für die Nachge— 
feßten ein, daß fie die Erbfchaft nicht aus der Direften, 
fondern aus der indirekten Subftitution erhalten; was nad 
den von mir unterftellten Prämiſſen nicht der Ball if. 
Denn in beiden Fällen würden die Verwandten bes zuerit 
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abfterbenden Gatten die Hälfte des Geſammt⸗Nachlaſſes, und 
jwar gerabe bei der direften Subftitution noch früher ala 
bei ber indirekten, erhalten. 





8) Üeber den Beitpunkt des Eintritts der Folgen 
der Todes-Erklärung von Verſchollenen. 
(Eingefendet.) | 


Nach der allgemeinen Praris in Württemberg Fönnen 
die einem DBerfchollenen während feiner Abwefenheit anges 
fallenen Erbfchaften durch einen Eurator angetreten und 
für jenen erworben werden; mit dem Ablaufe des vollen: 
deten 70. Lebensjahre aber hört nicht nur die Erbs-Erwerbs- 
fähigfeit auf, fondern e8 werden auch die zu dieſer Zeit 
erweislich vorhandenen Teftamentss oder SInteftat-&rben des 
Berfchollenen nach deſſen erfolgter Todes-Erflärung zu feiner 
Deerbung zugelaffen, wenn auch die allerdings immer 
nöthige Todes - Erklärung felbft in nächfter oder fpäterer 
Zeit erft erfolgt. Diefer Grundſatz wurde bisher feftgehalten, 

Juſtiz-Min.-Verf. vom 20. December 1822, Regierungd:Blatt 
©. 914. | 


Erlaß des K. Obertribunald vom 17. Auguft 1826 Reg.⸗Bl. 
©. 87. 


obgleich Diefe ‘Praris mit dem Buchftaben des Lhr. Thl. 3, 
Tit. 21, 8. mit Worten ꝛc. im Widerfpruch fteht, wonach 
den Berfchollenen, da fie feine Wiffenfchaft von dem Erb- 
anfalle erhalten, fein Erbrecht und feinem Eurator die Fähig- 
feit, für jene anzutreten, zuftehen, und nicht die Erben des 
Verſchollenen, fondern die des urfprünglichen Erblafferd die 
dem Berfchollenen angefallene, von ihm aber nicht erwor⸗ 
bene Erbfchaft erhalten follten, und obgleich die Fortfüh- 
tung der Pflegfchaft über die den Verfchollenen angefallenen 
Erbfchaften zu großer Befchwerde der Betheiligten und 
Pupillarbehörden gereichen. So fehr es aber in letzterer 
Beziehung zu wünſchen ift, daß im Wege des Geſetzes 
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Theorie und Praxis in Einklang gejebt werden, um fo viel 
winfchenswerther erfcheint es, daß bis dahin einer neuen 
Eontroverje entgegen getreten werde, welche außerdem geeignet 
wäre, viele Streitigkeiten und Prozeſſe zu veranlaflen. 

Es ift dieſes der von Reyſcher in feinem Privat »Redt 
Th. 1, 8. 99, ©. 151 u. ©. 152, Not. 6, aufgeftelte 
Grundfaß, daß der Zeitpunft, womit die Wirkungen der 
Todes - Erklärung eintreten, der Moment der rechtöfräftig 
gewordenen gerichtlichen Todes-Erflärung, nicht der Moment 
des vollendeten 70. Jahrs, fey, indem hierin blos eine Ver: 
muthung, die als Beweisgrund für den Tod diene, liege. 
Wenn nämlich diefer Grundfag angenommen würde: *) jo 
wäre die Beerbung der Berfihollenen in vielen Fällen dem 
Zufalle, ver Nachläßigfeit oder der Willführ der pupillarifchen 
Auffichtsbehörden und Gerichte Preis gegeben, da diefe 
ed in der Hand hätten, durch frühere oder fpätere Todes 
Erklärung das Erbrecht diefer oder jener ‘Berfonen zu bes 
ftimmen. Da nun von Seiten der höhern Behörden feither 
fein Widerfpruch gegen diefen Grundfaß erfolgt ift: fo könnten 
leicht in Fällen, wo in der Zwifchenzeit vom Ablauf des 
70, Lebensjahrs bis zur rechtöfräftig gewordenen Todes-Erklä— 
rung eine Aenderung in der Erbfolge eintritt, zwiſchen den 
Berechtigten nach der Praris und den Berechtigten nach dem 
Neyfcher’fihen Grundfage, Etreitigfeiten entftehen. 

Diefen Streitigkeiten zu begegnen, giebt e8 Daher zwei 
Wege, entweder eine Erklärung des K. Obertribunals glei 
der obenangeführten vom 17. Auguft 1826, oder eine folce 
Faſſung der Todes-Erflärung felbft, daß über den Zeitpunkt 


*) Moraudgefest nämlih, daß der Sinn bei Reyſcher nidt 
blo8 der ift: daß die Wirkungen der Toded-Erflärung — mit dem 
Ablaufe des 70. Zahres und nach erlaffener Ebdiftalladung nicht 
von felbft eintreten, fondern ein förmlihes Erkenntniß der 
competenten Behörde erforderlich fey, obne alfo damit fagen 
zu wollen, daß 3. B. auch das Erbrecht nach dem Zeitpunfte dich 
Erkenntniſſes fich richte; in welchem Falle feine Meinungs-Verſchie⸗ 
denheit vorläge. 
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des Eintrittd ihrer Wirkung fein Zweifel entftehen Tann, 

wenn alfo ausbrüdlicy gefagt wird: | 
daß der Verichollene mit Vollendung des 70. Jahre 
als todt angenommen werde. 

Bis daher in Betreff der Berfchollenen überhaupt ei ein 
neues Gefe oder jene Erklärung der höhern Behörde erfolgt, 
dürfte e8 räthlich feyn, die Todes - Erflärung in letzterer 
Weiſe auszufprechen. 





9) Üeber die Frage: welches Geſetz hinſichtlich der 
Güterverhältnife und der Inteflat - Erbfolge bei 
Ehegatten, welde ihre Ehe im Auslande shne 
befondern Bertrag gefhlofen, und fpäter ihren 
Wohnort in Württemberg genommen haben, 
zur Anwendung komme? 
(Fingefendet.) 
Aus Veranlafjung des Falls, daß ein nah Württem: 
berg gegugener Eremter 1. Klaffe auf die von dem Pupillen— 
fenate an ihn. geftelte Frage: in welcher Art der Güterge: 
meinfchaft er mit feiner Gattin lebe, und ob und welche 
Urfunde hierüber von ihnen errichtet worden fey? die Er— 
Märung abgab, daß er fih in Rheinbaiern verheirathet, 
und, wie es nad der dort beftehenden franzöfifchen Gefep» 
gebung zuläffig fey, feinen Ehevertrag abgefchloffen habe, 
bag demnach, wie der Art. 1393 des Code Napoleon feits 
feße, die franzöftfche gefegliche Güter -Gemeinfchaft zwijchen 
ihm und feiner Gattin beftehe, worüber die Art. 1400 bis 
1496 des befagten Gefegbuchs die näheren Beftimmungen 
enthalten, war die Rechtöfrage zu erörtern: 
ob die Güterverhältniffe und die Inteftat - Erbfolge der 
Ehegatten, welche feinen Ehevertrag abgefchloffen haben, 
durch die Veränderung des Wohnorts fih nicht von felbft 
auch ändern ? 

worüber folgender Vortrag gehalten wurde. 
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Diefe Rechtöfrage gehört zu. den beftrittenften fh der 
Altern ald neuern Zeit. 

Schon nah dem gemeinen Rechte überwog jedoch die 
Zahl derjenigen Rechtslehrer, welche für die Unveränderlich— 
feit ftimmten, ftets die Zahl der Anhänger der Wandelbar— 
feitötheorie entfchieden, und nur ſeitdem Eichhorn, Tits 
mann und Mittermaier zu den Leptern übergetreten 
find, feheint diefe Theorie fich mehr geltend machen zu wollen. 

Funf im civil. Ardiv Bd 21, ©. 369. 


Indeſſen ift nun auch Mittermater in der Sten Auflage 
feines Lehrbuch vom Jahr 1837 im $. 400 ganz entfchie 
den dem Grundfage der Unveränderlichfeit der ehe 
lihen Güterrechte beigetreten, ein Grundſatz, der nad 
gemeinem Rechte in neuefter Zeit im civil. Archiv von dem 
Meklenburg’fchen Rath und Advofaten Funk zu Neubran- 
denburg 
Band 21, ©. 368—390. 
Band 22, ©. 99—126. 
fehr gründlich und mit Hinweifung auf die Gefepe z. B. 
J 1. 85. $. 1. Dig, de reg. juris: ‚„non est novum, 
„ut, quae semel utiliter constituta sunt, durent, licet 
„ille casus exstiterit, a quo initium capere non po- 
‚„tuerunt,‘* 
und 1. 65, de Judiciis vertheidigt wurde. Jedenfalls 
war in Württemberg die der Wantelbarfeitss Theorie 
entgegengefegte Anficht unter den vaterländifchen Rechte 
lehrern zu allen Zeiten die herrfchende geblieben. Zu ihr 
befannten fich fchon früher: 
Lauterbach Diss., de societate bon. conjug. Tub. 1661, 
cap. 2, $.17 (in feinem Diss. Tom. IH. p. 961, 
und über 100 Sahre fpäter auch 
Hofacker princ. jur. civ. $. 143. 


Dieſe beiden Rechtölehrer nennen fie geradezu communis 
opinio. In der Folge traten derfelben bei: 
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Danz im Handbuch des deutfchen Privatrechts, $. 53. 

Flfäßer, vermifhte Beiträge, Erl. 1795, ©. 23. 

Pfizer, Rechte und Berbindlichkeiten ꝛc. Thl. 1. ©. 145 ff. 

- Griefinger, Comment. Band VI. ©. 14. 

Reinhardt, Landr. Band 11. ©. $ ff. 

MWeishbaar, Handbud ıc. $. 149. 

Reyſcher, Württemb. Privat:Redt, $. 75. Rot. 7. $. 79. 
©. 129. 

Wächter, Handbudh ded MWürtt. Privat:Redhtd, U. Band 
1. Abth, S. 92. u. Note 7. ©. 100. Note 24 a. 


und leßterer bemerkt ausdrücklich: 

„daß an der Richtigfeit derjelben nach den Beftimmungen 

„unferes Bartifular: Rechts vollends gar nicht zu 

„zweifeln ſey;“ 
und bezieht fich hiebet gleich Reyſcher aa O. ©. 130, 
Note 7, auf das befannte Geſetz vom 12. Eept. 1814 über 
die Anwendung des Württ. Rechts in den neu erworbenen 
Yandestheilen. Dieſes Geſetz — wie Wächter 
a. a. O. 1. Band 2te Abthl. S. 804. Note 31 u. 32, 
anführt, auf ein Gutachten des — K. Ober⸗Juſtiz⸗ 
Collegium (Ref. Dr. Georgii), das von dem Könige durch— 
aus genehmigt worden war, und deſſen Motive ſomit Ge— 
ſetzes- Motive bilden, und in dieſem Gutachten giengen 
Georgii und mit ihm das ganze Ober-Juſtiz-Collegium von 
der Anſicht aus, daß, wenn die Ehegatten keine beſondere 
Eheverträge ſchließen, ſie durch die ſtillſchweigende 
Unterwerfung unter die geſetzliche Norm in allen 
die Ehe betreffenden Verhältniſſen, alſo auch bezüglich der 
Inteſtaterbfolge, ein wohl erworbenes Recht haben 
auf die Anwendung diefer Norm auch bei fpäter ſich Ans 
dernder Gefetgebung, und daraus floß der $. 9. beö Ges 
jeßes, der fo lautet: 

„Wo Feine befondere Anordnungen vorhanden find, kann 
„das Erbfolge-Recht folcher Eheleute, fowohl, was die Gü- 
„tergemeinfchaft, als die ftatutarifche Portion betrifft, im 
„Balle der Trennung der Ehe nad) eingeführtem Württember: 


„giſchem Rechte nicht anders, als nach dem Erbrechte, welches 
Monarichr, f. d. Juftispfl. XII. Bd. 2. Abt. 24 
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„an dem Orte, wo fte bei Schließung der Ehe als Inter: 
„thanen und Bürger ihren feften Wohnfis nahmen und 
„das zur Zeit diefer Schließung Statt hatte, beurtheilt wer 
„den; es wäre denn, daß durch die ehemalige Gefebgebung 
„ſpäterhin hierüber befondere Beftimmungen getroffen wor 
„den, welche alddann anzuwenden find.” Negierungsblatt 
vom Jahr 1814, ©. 329, und damit ift auch die oben 
aufgeworfene Frage bezüglich der Inteſtat-Erbfolge ge 
feglich entfchievden. Daß aber die Frage ganz nach den- 
felben Grundfäßen, ob blos die Gefeßgebung oder der 
Wohnort der Ehegatten fich verändern, zu entfcheiden fer, 
und im Sinne und Geifte der Württ. Gefeßgebung, nament: 
lich jenes Geſetzes vom Jahr 1814, liege, zeigen auch die 
Motive zu demfelben und weifen nad: | 

Wächter a. a. O. 1. Bd. ©. 801. Note 23. 

Reyſcher a. a. D ©. 150. Note 7. und nur 

Keinbardt Commentar Bd II. ©. 10. 
behauptet in Abficht auf die Erbfolge ver Ehegatten: daß 
die Beftimmung des $.9. des Geſetzes vom 12. Sept. 1814 
blos auf die Unterthbanen in den neu erworbenen Lan 
destheilen anwendbar fey, wasaber fowohlvon Reyſcher 
a. a. O. S. 130, Note7, als auch von Wächter, der hierin 
Reyſcher vollfommen beipflichtet, als unrichtig bezeichnet 
wird. In diefer Beziehung ſagt Wächter a. a. O. I. Bd. 
1. Abth. S. 105, wörtlich folgendes : 

„Das Gleiche gilt aus den gleichen Gründen ba 
„der Snteftat-Erbfolge, d. h. der Erblaffer wird nach dem 
„Rechte des Wohnort, den er zur Zeit feines Todes 
„hatte, beerbt. Dies müßte eigentlich auch bei der Inteſtat— 
„erbfolge der Ehegatten eintreten, da die Erbfolge nicht 
„zu den, den Ehevertrag ergänzenden, Geſetzen gehört, 
„und in der Eingehung der Ehe und der Abfchliegung des 
„Shevertrags überhaupt noch Feineswegs eine ftillfchwei- 
„gende Verabredung ber die Erbfolge liegt. Allein bier 
„geht unfer Recht von einem andern Grundſatze aus. Es 
„nimmt an, in der Abfchließung der Ehe fey auch ein 
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„Kilffchmeigender Vertrag über die Inteftat = Erbfolge in 
‚jo weit enthalten, daß, wenn es überall zur Snteftat- 
„Erbfolge fomme, d. h. wenn nicht der Ehegatte einen 
„legten Willen errichtet hatte, diefelbe fich nach den Gefegen 
„des Wohnorts richten müffe, den der Ehemann zur Zeit 
„der Eingehung der Ehe hatte, daß daher mit der 
„Aenderung des Wohnorts der Ehegatten ihr Inteftaterbrecht 
„Ich nicht ändere. Zwar glaubt Reinhardt, Landrecht 
„Band I. S. 10, dies beruhe blos auf einer befonderen, 
‚nicht auszudehnenden, Beftimmung des Gefeged vom 
„12. Sept. 1814 über das Berhältniß der Bewohner 
„der Neu-Württ. Landestheile. Allein die betreffende 
„Beſtimmung jenes Gefeges floß nicht nur aus ganz allge- 
„meinen Gründen, fondern es fprechen für den allge- 
„meinen Satz auch noch andere Argumente aus unfern 
„Quellen, wie ich am angef. Orte zeigte. Der richtigen 
„Anficht ift im NRefultate auh Reyſcher W. Privat-Recht 
'„$. 79, Note 7. 

Wirklich hat auch Wächter a. a. D. 1. Band 2te Abth. 
©. 792 —806, die Allgemeinheit des von ihm behaupteten 
Satzes aus dem Hiftorifchen und doctrinellen Entwidelungs- 
gange, namentlich aus den Motiven ded Geſetzes vom 
12. Sept. 1814 fo überzeugend nachgewiefen, daß darüber 
wohl Fein Zweifel mehr entftehen kann. 

Mit diefer Anficht waren zwar fämmtliche Mitglieder 
des Collegiums einverftanden, fie hielten aber, da Griefinger 
in feinem Commentar 

3) VI. ©. 13. 
und Reinhardt 

Bd 3. ©. 9 und 10. 
entſchieden den Grundſatz aufftellen, daß in Abficht auf das 
Erb⸗Recht der Ehegatten, nur allein das Württembergifche, 
und nicht das Geſetz des Ortes Anwendung finde, wo Die 
Ehegatten die Ehe eingegangen haben, und da nach diefer 
Anfiht auch ein früherer Fall behandelt wurde, dennoch 
mit dem Referenten für räthlich, die betreffenden Ehegatten 

5 21% 


— 
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darauf aufmerffam zu machen, daß, da die Frage über die 
Erbfolge bei verändertem Wohnorte der Ehegatten nicht 
ganz unbeftritten fey, und daher im eintretenden Falle mög: 
licherweife auch bei ihnen darüber Zweifel entftehen könnte, 
ob ihre dereinftige Theilung nach franzöſiſchem oder wirt: 
tembergifchem Rechte vorzunehmen fey, fie der Vorficht ge 
mäß handeln würden, in Zeiten durch Teftament vder Ber: 
trag die Frage von der Erbfolge ausdrüdlih zu normiren, 


— — — 


| III. | 
Fiterarifche Mittheilungen. 


1) Mittheilungen aus den Mleßkatalogen. 
Vom Januar bis Juni 1846. 
1. Eriminal- Recht. Criminal- Prozeß. Polizei - Straf- Wed. 

Heffter, Dr. Aug. Wilh., Lehrbuh ded gemeinen deutfchen 
Griminalreht3 mit Rüdfiht auf ältere und neuere Lande: 
rechte. 3te Aufl. gr. 8. (40%, B.) 2, Rthlr. 

Poland, Frz., Actuar, die Hinderniffe einer wirkfamen Srafrechtb⸗ 
pflege, beſond. im Königr. Sachſen. Ein wiſſenſchaftlicher Ver— 
ſuch, den Gebildeten aller Stände gewidmet. gr. 8. (1'/2 2.) 
3'/, gr. 

Müller, Dr. €. Dtto, über die Verbrechen gegen die materielle 
Sntegrität der Eifenbahnen. gr. 8. (13/2 B.) 1 Rthlr. 

Evertsen de Jonge, W. C. K., Doct., Disputatio de 
delictis contra rempublicam admissis ac praecipue de 
horum maleficiorum conatu. 2 partes. 8 maj. ‘(60° B.) 

3'/, Rthlr.) 

Kirften, Dr. A., Abhandlungen aus dem Gebiete des Straf⸗ 
rechts. gr. 8. (112 B.) 1 Rthlr. 

Strafgeſetzgebung, die, des Großhzth. Baden nebſt dem Ge: 
fege über die Gerichtäverfaffung mit den Motiven der Regie: 
rung und den Refultaten der Ständeverhandlungen im Zufam: 
menbang dargeftellt von W. Thilo, Großh. Bad. Hofger. «Dit. 
2. Abthlg. — Die Strafprogeßordnung und die Gefege über 

die privatrechtlihen Folgen von Verbrechen, die Gerihtdver: 

‘ faffung und den Strafvolljug im neuen Männerzuhthaufe zu 
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Bruchſal. (In 2 Heft.) 28 Heft (Schluß) gr. 8. (19°, 3.) 
1'/, Rthlr. 

Bed, 3. B., Geheimrath, die Großherz. Bad. Strafprozeß-Ord⸗ 
nung. 1. 2fg. gr. 8. (10 3.) 19'/, gr. 

Leonhardt, Dr. Ad., Commentar über dad Kriminalgeſetzbuch für 
dad Königreih Hannover. 1. Bd. gr. 8. (32% B.) 2 Rthlr. 

Mittermaier, Geh. Rath und Prof. Dr. C. J. A., dad deutfche 
Strafverfahren in der Fortbildung durch Gerichtögebrauh und 
Landedgefegbüher und in "genauer Wergleihung mit dem. 
engl. und franz. Strafverfahren. In 2 Thin. 2. Thl. 4. um- 
gearbeitete und verbefferte Aufl. gr. 8. (46'/ ®.) pro 2 Bde. 
5'/, Rthlr. | 

Darftellung, actenmäßige, merfw. Kriminalrechtöfälle au3 der 
deutfhen Schweiz, mit belehrenden Bemerkungen in Rückſicht 
auf die Unterfuhungsführung. Heraudg. dv. Dr. Caſ. Pfiffer 

- alt. Dbergerichtöpräfident u. Joh. Bapt. zu Gilgen, alt. Vers 

börridhter gr. 8. (30%, B. und 2 Fith.) 4 Rthlr. 10 gr. 


II. Eivil- Bedt und Civil- Prozeß. 


Sintenis, Dr. Carl Fried. Ferd., herz. anh. Regierungs- 
und Consist.-Rath, das praktische gemeine Civilrecht. 
2. Bd. Das Obligationenrecht. 1. Abthlg. Cap. 1. Wesen 
und Inhalt der Obligationen. II. Entstehung der Obliga- 
tionen. gr. Lex.-8. (24 B.) 2%, R. (I. I. 1. 7'/; Rthlr.) 

Zhibaut, Ant. Friedr. Zuft., Geheimr., Prof. ıc., Syſtem des 
Pandektenrechts. 9. Ausg. Nach ded Verf. Tode beforgt durch 
Prof. Alex. v. Buchholtz. 2 Bde. gr. 8. (57°), B.) 4 Rthlr. 

Vangerow, Dr. Carl Ad. v., Großberz. Bad. Hofr. und Prof., 
Lehrbuch der Pandelten. 3. Bd. 3. Abthlg. (der Obligationen 
3. Abthlg.) gr. 8. (9 3.) ?, Rthlr. 

Walter, Ferd., Gefhichte ded römifhen Rechts bis auf Zuftinian. 
2e umgearbeitete Aufl. 2. Thl. Rechtsquellen und Rechtswiſſen⸗ 
(haft. Privatrechtliche Procedur:-Strafrecht. gr. 8. (32°), 3.) 
2'/, Rthlr. 

Danz, Dr. 9. A. A., außerord. Prof. ıc. Lehrbuch der Gefchichte 
de3 römifhen Rechts. 2. Thl. (Schluß) gr. 8. (2 B.) 4 gr. 
(I. U. compl. 1?/; Rthir.) 

Brand, Joh. Hen., Specimen historico-juridiecum inaug. de 
senatusconsultis et constitutionibus Hadriani, secundum 
cum ordinem, quo apud Gaium laudantur. 8. maj. (6'/, B.) 
2/, Rthlr. | 

Huſchke, Ph. E., über das Recht des nexum und daß alte römi- 
(he Schuldredt; eine rechtshiſt. Unterfuchung. gr. 8. (17 3.) 
1 Rthlr. 14. gr. 
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Eichstadius, Prof, Dr, Hen. Carol, Abr., Annotationss 
criticae ad nonnullos juris Justinianei locos a Fried. Schil- 
lingio nuper tractatos partic. II. gr. 4. (1°, B.) 3 gr. 

Zöpfl, Dr. Heinr., deutsche Staats- und Rechtsgeschichte. 
Ein Lehrbuch in 2 Bdn. 2. Bd. 1. Abthlg. A. u. d. T.: 
Geschichte der deutschen Rechtsquellen. Compendiarisch 
dargestellt. 2. vermehrte und verb. Aufl. gr. 8. (15°/, B.) 
4'/, Rthlr. 

Renaud, Prof. Dr. AL, Beitrag zur Theorie der Reallafen. 
gr. 8, (8, B.) Rthlr. 

GSiderer, Dr. v., Eopsllationtgrrintä-ßeh, der Zebent nad) ge: 
meinem deutſchen und nah bayerifhem Rechte. gr. 8. (5 B.) 
| Aa Rthlr. 

Muncke, Dr. A., Privatdoc., Vorträge zur Einleitung in 
das Studium des Bad. bürgerl. Rechts. gr. 8. (15°, B.) 
3), Rthlr. 


Bayer, Dr. Hier, v., Königl. Bayr. Hofr. ıc., Theorie der fum: 
marifchen Prozeife, nah den Grundfäsen des gemeinen deut: 
fhen Rechts, mit Ausſchluß des Concurspr., zunächſt für feine 
Zuhörer beſtimmt. 6, verm. und verb. Aufl. gr. 8. (14'/, B.) 
1'/, Rthlr. 

Albrecht, Dr. Jos. Ambr. Mich., o. Prof. d. R. etc., Pro- 
gramm über das Motiv des Forum contractus als Einla- 
dung zur Rectoratsrede über die academischen Satzun- 

“gen an die Studirenden d. k. Julius-Maximilians-Univers. 
gehalten. Imp, 4. (4'/, B.) 9°/, gr. 


Daniel, Dr. U. v., 8. ©. DOber:Rev.:Rath und Prof., Hülfs— 
buch zu Vorlefungen über das rheinifche Civil: und Handelt: 
recht. Befond. verm. Abdrud aud dem Werke: „Handbuch 
der für die Königl. preußifchen Rheinprovinzen verfündigten 
Gefege, Verordnungen und Regierungsbefchlüffe aus der Zeit 
der Fremdherrſchaft.“ gr. 8. (29%, B.) 2 Rthlr. 

Haffenpflug, Hand Dan. Ludw. Friedr., über daB Lieferungdge: 
fhäft.e Zur Erläuterung des eigentlihen Sinne der 9. 
981 — 9387. Titel 11. In 1. ded allgem. Landrechts. gr. 8. 
(2', 3.) 4 gr. 

Löwenberg, Kammerger.:Rath, Dr., über den Lieferungdvertrag 
unter Berüdfihtigung des Handeld mit geldwerthen Papieren. 
gr. 8. (5°, B. 'h Rthlr. | 

Meißner, 3. E,, allgem. europ. Wechſelpraktik. Nah Quellen 
bearb. gr. 8. (19 3.) 1 Rthlr. 3°, ar. 

Arends, E., Ado., Sammlung interefanter Erkenntniſſe aus dem 
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gemeinen und bayrifhen Givilrechte und Prozeife. 2. Heft. gr. 8. 
(10 3.) a 1a Rthlr. 

Arnold, Dr. Fried. Chr., K. bayer. Ober.⸗App.-Rath, praktiſche Er: 
Örterungen aus dem NRechtögebiete. 2. Heft. gr. 8. (15 3.) 
. Rthlr. 

Entſcheidungen des Königl. geh. Obertribunald. Herausgege— 
ben im amtlichen Auftr. von den Geh. Obertribunalräthen Dr. 
Seligo, Wilke I. und Rintelen. 2. Bd. (Neue Folge 1. Bd.) 
gr. 8. 33 3.) 2°, Rthlr. | 

Rechtsſprüche und Gutahten der Zuriften-Fafultät zu Roflod. 
gr. 8. (14 DB.) 1 Rthlr. 

Strippelmann, $. ©. 2, Db.:App.-Ber.-Geer., neue Samms 
lung bemerkenswerther Entfheidungen ded Db.:App.:Ger. zu 
Gaffel. Herausg, unter der Aufficht des Churfürſtl. Minifte: 
riums. IV. Theil. 1. Abthlg. gr. 8. (25'/2 B.) 17, Rthlr. 


III. SKirden- Bedt. 


Groſch, Dr. Fr. Guſt. Ad., Vrivatdoc. zu Bredlau, Grundzüge 
des Kirchenrechtd der Katholifen und Evangelifhen. gr. 8. 
(14°), 8.) 1 Rthlr. | 

Hedert, Ad., Handbuch der kirchlichen Gefeggebung Preußens. 
Für Geiftlihe, Kirchenpatrone, Berwaltungdbeamte und Zus 
riften. In 2 Bdn. 1—3. Lg. gr. 8. (29/2 B.) a Rthlr. 

Helfert, Dr. Joſ., Kaif. 8. Prof. Conſiſt.Rath ꝛc., Handbuch 
de3 Kirchenrechts aus den gemeinen und öfterreidhifchen Quel⸗ 
len zufammengeftellt. 2 Thle. 2. Auflage gr. 8. (57'/, 38.) 
4'/, Rthlr. 

Vermaneder, Mid., der beid. R. Doct., erzbifch. geiftl. Rath, 
Prof. ıc., Handbuch des gemeingültigen katholiſchen Kirdhen« 
recht3 mit fleter Berüdfihtigung der die äußeren Seiten der 
fathol. Kirche berührenden Landed = Verordnungen der deutſchen 
Bundesftaaten, indbefondere Bayernd. 2 Bde in 6 Abthlgn. 
(Bd. 1. $. 1—440.) 2er. 8. (39/2 B.) 2°/, Rthlr. 

Shefold, 3. Bapt., Pfarrer, die Parochialrechte. i. Bd. Allg. 
Thl. gr. 8. (21°), B.) I Rthlr. 

finde, Dr. J. T. 8. v., Großherzoglicher heffifher Geheime 
Staatdrath ıc., über Abfchliegung und Auflöfung ber Ehe im 
Allgem, und indbefond. über. gemifhte Ehen. Nebft einigen 
Ermwiederungen auf des Freiherrn v. Gagern zweite Anfprade 
an die deutfche Nation. gr. 8. (12 3.) 1 Rthlr. 


320 


IV. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Entwurf neuer gefesl. Beftimmungen über das Bormundfhaftd: 
wefen im Herzogthum Oldenburg. gr. 8. (2 B.) ls Rthlr. 
Häußler, Wilh., Ob.Lands.-Ger.-Aſſ., dad preußiſche Notariat. 
Ein Handbuch für Notare in den Provinzen, wo die allgem. 
Gerichtsordg. gilt. 1. Heft. Die allgem, Beſtimmungen, die 
bei Aufnahme von Notariatdacten zu beobadhten find. gr. 8. 
(32 38.) ', Rthlr. 

Billaume, E., Königl. Stadt-Ger.-Ratb, dad preuß. Vormunds 
fchaftsrecht und feine Reform. Eine Abhandig. gr. 8. (16°), 3.) 
1'/, Rthlr. 


V. Stants- und Cameral- Wiffenfdaften. 


Warnkönig, L. A, u. L. Stein, franz, Staats- u. Rechts- 
geschichte. (In 3 Bdn.) 1 Bd. A. u. d. T.: Französische 
Staatsgeschichte v. L. A. Warnkönig. Mit 2 Geschichts- 
karten. (in Fol.) gr.8. (47B. u. 5 Tab. ingr. 4.) 4 Rthlr. 

Languet's, Nubert, vindiciae contra tyrannos. Leber die gefesl. 
Macht des Fürften über dad Volt und ded Volkes über den 
Fürſten. Nah der Audg. von 1580, mit einer geſchichtlichen 
Einleitung über das Leben und die Zeit des Verfaſſers. Be— 
arbeitet von Dr. Richard Treitzſchke. gr. 8. (12 B.) 1 Rthlr. 

Rottek, Dr. Herm. v., dad Recht der Einmiſchung in die innern 
Angelegenheiten eines fremden Staates vom ee 
Dekor. und politifhen Standpunft erörtert. gr. 8. (8), 

, Rtbhlr. s 

| J Dr. juris F. 9., —— Staatswiſſenſchaft 
oder ſtaatswiſſenſch. Handbuch für alle diejenigen, welche das 
Weſen und den ganzen Organismus eines Staated auf eine 
anfchauliche Weife kennen lernen wollen ꝛc. Mit Inhaltsver— 
zeihniß und Sachregiſter. (In 8 Lan.) 5—8. Lfg. gr. 8. 
(16/2 B.) a '/, Rthlr. 

Mendelsſohn, G. B. die fländifche Inſtitution im monarchiſchen 
Staate. gr. 8. (+ 3.) '/; Rtblr. 

Verfaffungsfrage, die, in Preußen. Bon St. Rene Taillan- 
dier. 8. (4', 3.) Rthlr. 

Nauwerk, Karl, die Thätigkeit der deutfhen Bundeöverfammlung, 
oder die wefentlihen Verhandlungen und Befchlüffe des Yun: 
dedtaged. 3. Heft 1820 — 24. (Nebſt Umriffen der deutſchen 
Verfaffungen.) gr. 8. 11, 3.) 20 gr. (1—3: 22, Rthlr.) 

Schletter, Adv., Dr. Herm. Th., Handbuch) der deutfhen Preß— 
Gefeggebung. Sammlung der gefeslihen Beſtimmungen über 
dad Yiterarifche Eigenthbum und die Preffe in allen deutſchen 
Bundesſtaaten. gr, 8. (24 B.) 17, Rthlr. 
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Heuschling, Xavier, Bibliographie historique de la stati- 
stigue en Allemagne. Avec une introduction generale. 
Manuel preparatoire a l’etude de la statistique, gr. Lex.-8- 
(7 B.) 27'/2 Ngr. 

Kudler, Dr. of. 8. 8. wirkl. Reg.:Ratb und Profeſſor, bie 
Grundlehren der Volkswirthſchaft. 2 Thle. gr. 8. (47°, 8.) 
4 Rthlr. 

Prittwig, Major M. v., die Volkswirthſchaftslehre gemeinfaßlich 
dargeftellt. 2. Ausg. 1. Heft. ar. 8. (9°, B.) 4 gr. 

tational-Defonomen, bie, der Franzofen und Engländer, ber: 
außgegeben v. Mar Stirner, 5—8. Lfg. oder 3. und 4. Bd, 
A. u. d. T.: Ausführliches Lehrbuch der praftifchepolitifchen 
Defonomie von J. B. Say. Deutfh mit Anmerkungen von 
Mar Stirner. 3. und 4. Bd. gr. 8. (45'/, B.) 2 Rthlr. 


Sandelin,: A., Conseiller d’etat, Repertoire general d’Econo 
mie politique ancienne et moderne. 1. u. 2. Livr. roy.-8. 
(82 B.) 11'/, gr. 

Ter-Brugge, Bar. van den Bogaerde, Essai sur l’impor- 
tance du commerce, de la navigation et d’industrie dans 
les provinces form. le royaume des Pays-Bas, depuislestemps 
les plus recules jusqu’en 1850. 3 Vols. roy.-8. (48 B.) 
7 Rthlr. 

Worte, der, sind genug gewechselt, -lasst mich nun endlich 
Thaten sehen! Ein handels-polit. Testament. (Zuerst als 
Manuser. gedruckt im December 1845) M. e. Nachtrag. 
gr. 8. (4',, B.) 1, Rthlr. | 

Denkſchrift der Königl. Handelöfammer zu Köln, über die Bes 
förderung der Schiffahrt ded Zollvereind. gr. 4. (3B.) '/, Rthir. 


lleberſichten, flatiftifhe, über Waarenverfehr und Zollertrag im 
deutfhen Zollvereine, f. d. 3.1844. Zufammengeftellt von dem 
Sentralbureau des Zollvereind nah den amtlihen Mittheilun: 
gen der Zollvereindftaaten. 2. Abthlg. gr. 4. (15°/, B.) 2 Ab: 
tblgn. 1° Rthlr. 

Waaren-Verzeichniß, amtliches, vollftändiged und alphabetifch 
geordneted, mit den Angaben und Tarafägen zum Zolltarif für 
die Gahre 1846, 47, 48. Bearb. von einem K. preuß. Steuers 
beamten. 3. verb. Aufl. hoch 4. (15'/,) 3.) 20 gr. 

Winter, Aug., Hannoverd Aufgabe dem Zollvereine gegenüber. 
2. und 3. Abth. (Schluß) 12. (1815 3.) °/, Rthlr. 

Zollverein, der deutfche, während der Fahre 1854 — 1846. Ler.:8. 
(4 3.) ', Rthlr. 

Zollvereindfragen Anfang 1846. Die Zölle auf Garne. Die 
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Belange der preuß. Dftfee-Provinz. Das Schiffahrtdgefes. Die 
Note ded Grafen Aberdeen. Die Tarifvorfchläge von Sir Rob. 
| Meel. gr. 8. (4'/, 3.) 9°, gr. 

fivoniuß, Amtsrath und Oekonomie-Commiſſarius, Mertens, dad 
preußifche Eifenbahnneg mit befonderer Beziehung auf die öſt— 
lihen Provinzen gr. 8. (592 B.) , Rthlr. 

Reden v., deutfhed Eiſenbahnbuch. Ein Taſchenbuch für Rei: 
fende, Altienbefiser, Eifenbahnbeamte, Gafthalter, Kauf: und 
Gefhäftdleute aller Art. Mit einer Karte (in Fol.) 2. bebdeut. 
verm. und bericht. Auflage. 8. (239 B. worunter zahlreiche Ta— 

bellen.) 1%, Rthlr. 

— — deutſches Eifenbahnbuh. Nahträge. Mit 1 Karte (in Fol.) 
8. (8'5 8.) a Rthlr. 

— —, die Eifenbahnen Deutſchlands. Statiftifh geſchichtl. Dar: 
ftellung ihrer Entftehung, ihres WVerhältniffes zur Staatsge— 
walt, fowie ihrer Verwaltungs: und Betriebdeinrichtungen. 1- 
Abthlg. 2. Abfıhn. 1. Lfg. 1. Supplement oder der öfterreid. 
Eifenbahnen 1. Kortfegung. Ler. 8. (10°), 38.) 1 Rthlr. 4 gr. 

Bülow: Cummerom, dad normale Geldſyſtem in feiner Anwen: 
dung auf Preußen. gr. 8. (5'/, 3.) 9°/, gr. 

Unger, Dr. Ephr. Sal., Handbuch der Staats-Lotterie - An- 
leihen, 2 Thl. welcher von dem Kurf. Hess. und Gross- 
herz. Bad. Anleihen behuf des Baues der Eisenbahnen 
auf Staatskosten, sowie v. d. Privatanleihen Sr. M. des 
Königs v. Sardinien ausführl. Nachweisungen gibt. Mit 
einem Anhange. 12. (16'/; B.) 1'/, Rthlr. 


Ditfheiner, Joſeph Aloys, neueſtes Wiener Börſenbuch für 

Staatdpapier= und Aftienbefiser, Börfe-Speculanten und Ka: 

‚ pitaliften. Cine gründl. Anleitung zur Kenntnig fämmtlider 
in= und audländifher Staatöpapiere, Bank- und fonftigen Al: 
tien, fowie des Effeftenhandel3 und der BörfenGefchäfte. gr. 8. 
(272 3.) I Rthlr. 4 gr. 

Bleibtreu, 2. C., Prof., politifhe Arithmetif. Anleitung zur 
Kenntnig und Uebung aller im Staatöwefen vorfommenden 
Berechnungen. Ein Handbuh für Staatöbeamte und Ge: 
fhäftdmänner. 2. Abthlg. (Schluf.) gr. 8. (35°/, 3.) 1 Rtplr. 


VI gHülfs- Wifenfdaften. 


Bergmann, Prof. Dr. Carl, Lehrbuch der Medicina forensis 
für Juriſten. Mit 39 erläut. Abbildgn. in Holz-Sch. gr. 8 
(33'/, 3.) 2a Rthlr. 
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Tilgen, Dr. M. J., der gerichtlih medicinifhe Fundbericht bei 
Verlegungen für den richterlichen Zwed. gr. 8. (2'/28.) */, Rthlr. 

Julius, Dr. N. H., Englands Mustergefängniss in Penton- 
ville, in seiner Bauart, Einrichtung und Verwaltung ab- 
gebildet und beschrieben. Aus den Berichten des Major’s 
Jebb, Ob.-Bau-Aufsehers der Brittischen Gefängnisse u. 
des Pentonville’schen Verwaltungsrathes. Mit 8 grossen 
Taf. Abbild, gr. 8. (10'/, B.) '/, Rthlr. 


Ramon, de la Sagra, Don, zur Reform der Strafanftalten. 
Beſchreibung der berühmteften Straf: und einiger Wohlthä- 
tigkeitdanftalten von Nordamerifa. Nah dem Reifetagebud 
ded Spaniers deutfih bearbeitet von Lud. Hain. gr. 8. (3° 8.) 
yA Rthlr. 

Saintine, X. B., Picciola oder die Blume des Gefangenen. 
Nach dem Ital. verb., um 1 Kap. verm. Original-Ausg. von 
G Bode. Mit einer Abhandlung über die Befchäftigung ver: 
fhiedener Staatdgefangenen vom Bibliophilen Jakob (Paul 
Pacroir) 16. (256 ©.) 1 Rthlr. 

Rechtslexicon für Zuriften aller deutfhen Staaten. Redigirt 
von Prof. Dr. Zul, Meidte. 7. Bd. 1. Lg. M— Meifter) 
gr. 8. (12 B.) a ?, Rthlr. — Velinp. a °/, Rthlr. 

Dorst, J. G. L., Architekt, allgem. Wappenbuch. 1I. Bd. 
1. Hft. 16. (16 S. und 13 lith. Taf.) a 4 gr. 


— —, Württemberg’sches Wappenbuch in Buntdruck. 6. Hft. 
(12 Tafeln.) a 2 Rthlr. 


VI. £iteratur. Weue Ausgaben und Bearbeitungen. 


Bartoli a Saxoferrato opera omnia. Fasc. 2. 4. (8'/, B.) 
4 Rthlr. | 

Fichte's, Joh. Glieb., sämmtliche Werke. Hlerausg. von 
J. H. Fichte. 7. Bd. oder 5 Abthlg. Populair -philos. 
Schriften. 2. Bd. zur Politik, Moral und Philos. der Ge- 
schichte. gr. 8. (40%); B.) 2 Rthlr. 

Zaparelli, Aloys, Priefter d. ©. J., Verfuh e. auf Erfahrung 

> begründeten Naturr. Aus dem Stalienifhen überfest von Pr. 

Dr. $ridolin Schöttl und Dr. Carl Rinecker, bifhöfl. Seer. 
2 Bde, gr. 8. (61° 3.) 3°, Rtblr. 

Rouffeau, 3. J., Ueber den Einfluß der ſchönen Künfte auf dad 
Wohl ded Staated. Aus dem Franz. von Inace Choke. (Mit 
der Büfte ded Perifled.) gr. 8. (4“2 8.) Rthlr. 
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VII. Gefetzgebung. 


Brehme, Wild. Heinr. Ludw., großb. ſächſ. Oekonomierathe ıc, 
volltändige Materialien oder Entwurf zu einem Geſetz über 
die Verbindlichkeit zum Waſſer- und Uferbau, ingleichen für 
‚die damit im engften Zufammenhang ſtehende Bewäſſerung der 
MWiefen. Für Staatd: und Landwirthe ꝛc. bearbeitet. 12. (2B.) 
49, gr. 

Buttel, Hofr. v., über die Geltung ded römifden Rechts und 
das Verlangen nach freier Gerichts-Verfaſſung. Eine Vor— 
leſung, gehalten im liter. geſell. Verein zu Oldenburg am 5. 
Sept. 1845. gr. 8. (4'/, 3.) Rthlr. 

Entwurf der erften Abtheilung ded bürgerlichen Geſetzbuchs für 
dad Großherzogthum Heffen. Nebft Motiven. (2 Hefte) gr. 8. 
(28°), 8.) 21 gr. 

Hoffmann, Dr. Emil, Adv., Beiträge zur Beurtheilung‘ des 
Entwurf der erften Abtheilung ded bürgerlichen Geſetzbuchs 
für da8 Großh. Heffen-Darmftadt. gr. 8. 13'/, B.) 1 Rtdlr. 

Hafentamp, K. preuß. Lieut., Kritif der unter dem 3. April 
1843, 20. Yuli 1843, 16. Mai 44, und 27. Sept. 45 erlaile: 
nen preufifhen Militair«, Straf: und ebegeridtlichen Geſetze, 
Verordnungen und Kabinetdordren. gr. 8. (3 B.) */, Rthlr. 

Schmidt, Yuftizratb 3. F., Bemerkungen über den Entwurf ei- 
ner neuen allgemeinen bürgerlihen Prozgeßordnung für dab 
Königreih Hannover, fowie über Mündlichkeit und Oeffentlich— 
feit im bürgerlihen Prozefverfahren. gr.8. (77/,8.) a Rthir. 

Ueber die fernere Behandlung der Revifion ded preußifchen Straf: 
rechtd. Sendbrief an den H. Db.:%d8.-Ger.:Präfid. v. Gerlad. 
gr. 8. (12 3.) 3'/, ar. 


Vechtsphiloſophie und allgemeine Rechtsgeſchich te. 


Ahrens, H., Prof. der Philoſ., dad Naturrecht oder die Rechts— 
philoſopie nach dem gegenwärtigen Zuſtande dieſer Wiſſenſchaft 
in Deutſchland. Nach der 2. Ausg. Deutſch von Dr. jur. Ad. 
Wiek. gr. 8. (279 B.) 2'/, Rthlr. 

Lauer, Dr. Heinr., die Philoſophie des Rechts in ihren Grund— 
zügen. 1. Thl. gr. 8, 21°/, B. 1 Rthlr. 4 gr. 

Ling, Dr. Heinr., Entwurf einer Gefhichte der Rechtsphilofophie, 
mit befonderer Rüdfiht auf Socialismus und Communidmuß. 
gr. 8. (8/2 B.) 5 Rthlr. 

Stahl, Prof. Dr. Zul, Fried., die Philoſophie des Rechts. 2. 
Bd. 2. Aufl, Auch u. d. T.: Recht: und Staatölehre auf 
ber Grundlage driftl. Weltanfhauung. 2. Abthlg. enth. da} 
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4 Bch.: Die Lehre vom Staat und die Principien ded deut— 
(den Staatsrechts. gr. 8. (35'/, B.) 27, Rthlr. 

Löher, Fr., DOb.-Lödger.:Referendar, Fürften u. Städte zur Zeit 
der Hohenftaufen dargeftellt an den Reichsgeſetzen Raifer Fried- 
tih II. gr. 8 (77% 8.) Rthlr. 

Sanio, Prof. Fried. rechtähiftorifche Abhandlungen und 
Studien. 1. Bd. 1. Abthlg. gr. 8. (9°, 8.) 21°/, gr. 


Gefebes-Ausgaben-Sammlungen und fonflige Bearbeitungen. 


Basilicorum libri LX ed. Dr. Car. Guil. Ern. Heimbach, 
Antecessor Jenensis. Tomi IV. Sect. IV. 4 maj. (20 B.) 
1%, Rthlr. (I-IV. 4.: 25°, Rthlr.) :Velinp. 2 Rthlr. 
(I—IV. 4.: 38 Rthlr.) 

Supplementum editionis Basilicorum Heimbachianae Libri 
XV—XVIO. Basilicorum cum scholiis antiquis integris 
nec non Lib. XIX. Basilicorum novis auxiliis restitutum 
continens. Edid. prolegominis, versione latina et adno- 
tationibus illust. Carol. Ed. Zachariae a Lingenthal, Dr. 
Prof. etc. 4. maj, (57 B.) 2?/,. Rthlr, Velinp. 4 Rthlr, 

Gemeinde-Drdnung für bie Nheinprovinz vom 23. Juli 1845. 
Nebft den noch beftehenden früheren Gefegen und Verordnun— 
gen. 8. (3°, 3.) 3", er. 

Berordnung über die Anwendung der Kriegdartifel und ins— 
befondere der darin vorgefchriebenen Militärftrafen. 8. (1 3.) 
3 gr. 

Sammlung der Gefege und Verordnungen ‘für dad Fürftenthum 
Hohenzollern-Sigmaringen von 1841 —43. Nah Fahren. ge= 
ordnet, mit beigefügtem alpbabetifchen Kegifter. (Der Gefeg- 
fammlung 6. Bb.) gr. 4. (56°, B.) 9°, Rthlr. (I-VL: 
12’, Rthlr. 

Sammlung, neue, fämmtliher in der preußiſchen Rheinprovinz 
für Rechtöpflege und Verwaltung Geltung habenden preuf. 
Gefege und Verordnuugen. 2. Abth. 8. (24°, B.) 22/2 gr. 

Sammlung fammtl, Minifterial-Verordn., betreff. die 3. jurift. 
Prüfung, foweit folhde noch anmwendbar, nebft den amtlichen 
Berihten der Immediat-Juſtiz-Examinations-Commiſſion über 
die bei den GCivil-Relationen für die 3. jurift. Prüfg. häufig 
wahrgenommenen Mängel: 2. DS Ende ded Jahres 1845 ver- 
vollft. Ausgabe. gr. 8. (6'/, 3.) —* Rthlr. 

Ergänzungen und Erläuterungen d. Preuß. Rechtsbücher und 
Gefeggebung und Wilfenfhaft. Unter Benugung der Juſtiz— 
Minifterial-Acten und der Gefeg:Revifiondarbeiten, herausg. 
von Juſtizrath H. Gräf, Db.:288.:Ger.:Rathe, C. F. Rod, 
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Kammer:Ger.-Rathe- 2. v. Rönne, Ober-Lds⸗Ger.Aſſeſſot H. 
Simon, Stadt:Ger.-Dir. A. Wenzel. 5 GSupplementb. zur 
4. Audg. gleichzeitig 1. Supplbd zur 2. Außg., bearb. von Ju: 
ftizratb H. Gräff, Kammerger.:Rathe 2. v. Rönne, Stadt: 
Ger..Rathe H. Simon. 1. Abthlg Ergänzungen zum allgem. 
Landrecht. Thl I. und Thl II. Titel 1—6. Ler.=8. (13a B.) 
1 Rthlr. 

Forſtgeſetz für dad Großh. Baden nebſt den dazu — 
Vollzugsverordnungen. 8. (75. B.) 7 gr. 


X. SMiscellen. 


Reinwald, 3. ©. v., über pop. Gefegfunde.. Wenige Memora 
bilien für deutfche Staatöleute und Juriſten. gr. 8. u Bd.) 
12'/, Nor. 

Thurnberg, Marie v., Gedanken einer rau über die — 
Rechte des Frauengeſchlechtes. 8. (10 B.) 14, gr. 

Ueber Bayerns Juſtizverbeſſerung, insbeſond. „über den Gefegent: 
wurf, die Bildung der oberappell.:gerihtlihen Givilfenate ber 
treffend. Eine ftille Rede an bayer’fhe Landtagsmitglieder. 
gr. 8. (1 3.) 2 gr. 

. Wackenroder, Dr. H., Grossherz. Hofrath, Prof. etc. 
Unmassgebliches technisches Gutachten über die Freiheits-, 
Eigenthums- und Erbrechte der Apotheker. gr. 8. (1?/,B.) 
ı/, Rthlr. 

Gagern, 9. C., Freih. v., zweite Anfprade an die deutliche 
Nation über die firhlihen Wirren, ihre Ermäßigung und mög 
lichen Audgang. 8. (6/2 B.) Aa Rthlr. 

Oettingen-Wallerſtein, des Reichsraths-Referenten Sen 
Lud. v., drei Anträge in der Kammer der Reichsräthe. 
(2?/, 3.) 1°, gr. 

— — erſte Aeußerung über die Pe der Adreifen. XI. Sitzung 
am 12. Febr. 1846. 8. (1'/, 3.) */, gr. 

MWallerftein, der Fürft v., und die Würzburger Adreffe._ 

(3 3.) 4°], gr. 

Heder, Dr. Fried., die ſtaatsrechtl. Verhältniffe der Deutid: 
KRatholifen mit befonderem Hinblid auf Baden. 12. (4', 3.) 
42°/, or. 

Richter, Dr. und Prof. Aemil. Ludw., der Staat und die Deutſch— 
Katholifen. Eine flaat3- und firchenrechtlihe Betrachtung. 
gr. 8. (2°, B.) . Rthlr. 

Sprecher, die, für die Deutfch- Katholiken in der gegenwärtigen 
Stände» Berfammlung. 2. Heft: die Sprecher der 2. Kammer. 
Nach dem Deputationberichte, den Rammerbefhlüffen und einer 
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vergleichenden Weberficht beider mit der Regierungd = Vorlage, 
dem Deputirten = Berichte und den Befchlüffen der 2. Kammer. 
gr. 8. (5° DB. und 1 Tab.) '/, Rthir. 

Dezamy, Th., der. Sieg des Socialismus über den Jeſuitismus, 
oder die Conftitution der Sefniten und ihre geheimen Verhal— 
tungöbefehle. Aud dem Franz. mit einem Nachwort von F. 
Weller. kl. 8. (21°), 3.) 1 Rthir. 

Julius, Guft., die Gefuiten. 5—8. Heft. 16. (271 ©. und 
4 Stahlft.) a 4 gr. 

Junius, du Jesuitisme en Belgique. Mot d’avis aux princes 
et aux etats allemands. Atraduit de l’Allemand.) gr. 8. 
(5 B.) 9'/, gr. 4 

Scherer, Dr. Theod., das Verhältniß zwiſchen Kirche und Staat. 
Nach den Lehrſätzen eines Jeſuiten dargeſtellt. ar. 8. (8 B.) 
14 gr. 

Herzfeld, Dr., Landes-Rabbiner, Vorſchläge zu einer Reform der 
jüdiſchen Ehegeſetze. gr. 8. (3°, B.) '/, Rthlr. 

Falkſon, Dr. Ferd., gemiſchte Ehen zwiſchen Juden und Chriſten. 
Dokumente. gr. 8. (1?/, B.) 4 gr. 

Neumann, Paul, Paftor, die Reform des Judenthums zu Ber- 
lin. gr. 8. (1°/, 3.) 2'/2 gr. 

Reform, die jüdifhe. Eine Beleuchtung. gr. 8. (1', 8.) 4 gr. 

Reform, die, ded Judenthums. Ein Organ für die Rabbiners 
Verfammlung Deutfchlande. Heraudgegeben von deren Mit: 
gliedern A. Adler und H. Wagner. Berantwortl. Redakteur: 
H Wagner, (4. Jahrg.) 1846. (April — Dec.) 39 Numm. 
gr. 4. (Bog.) 2 Rthlr. 9°, gr. 

Beleuhtung, Fritifhe, der rheinifhen Gemeinde» Ordnung und 
die Frage: Iſt die Annahme der revidirten Städte-Drdnung 
für die Rheinprovinz erfprießlih ? Nebft hiſtor. Einleitung von 
einem rhein. VBerwaltungdbeamten. gr. 8. 5'/, 3.) ', Rthlr. 

Sreimund, die hiſtor. polit. Schule und Böhmers geſchichtliche 
Anfihten. Eine deutfche Kritif. gr. 8. G'/, B.) 7, Rtblr. 

Brandenstein, Conradin de, mouvement politique, reli- 
gieux, litteraire, industriel et social de l’Allemagne. Dedie 
aux princes souverains de la confederation germanique 
et aux deputes des etats constitutionels. 1. et 2. Livr. 
gr. 8. (3 B.) a5 gr. 

Buſche, Fr. E., Freih. v. Mofer, aus feinen Schriften fein Geift 
an dad 19te Jahrhundert. gr. 8. (25/2 B.) 1 Rthlr. 14'/2 gr. 

Cuvier’s, George, Briefe an C. H. Pfaff aus den Jahren 
1788— 92, naturhist., polit. und literar. Inhalts, Nebst 
einer biograph. Notiz über G. Cuvier von C. H. Pfaff. 
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Herausg. von Prof, Dr. W. F. G. Belın. gr. 8. (20',B 
Cuvier's lith. Port. und 6 litb. Tafeln). 2°, Ntbir. 

Falffon, Dr. Ferd., vier Heine Abhandlungen yolit. Inhalts. 
| gr. 8.(2 8.) *, Rthlr. 

Katechismus, politifcher, für dad deutfhe Wolf. Herausgegeben 
von Ed. Zimmermann 1846. 12 Hefte. 16. 1 Rthlr., einzelne 
Hefte '/, Rthlr. 

Katechisſsmus, politifher. für Deutfchland. Eine alpbabetifhe Zu 
fammenftellung aller den Angehörigen deutſcher Staaten nad 
der Verfaſſung und Gefesgebung ihrer Länder, fomwie nad der 
Bundesgefesgebung zuftebenden Rechte in Bezug auf Freiheit 
der Perfon, des Eigenthums ꝛc. Inter Mitwirkung praftifher 
Suriften hberaudgeg. von K. Biedermann. 1. Preußen. Bearb. 
v. Ferd. Marquard, 16.1208 ©.) '/, Rthlr. 

Hagen, U. v., Juſtizcommiſſ. und Notar, die Reform der Adve: 
fatur in Deutichland und indbefondere in den altpreußiſchen 
Provinzen. gr. 8. (14'% 3.) 1 Rthir. 

Sungband, E. Fr., Kammer-Ger.Aſſeſſ., die ftaatdrechtlide Ga: 
rantie der Unentfernbarfeit der Richter vom Standrunft der 
heutigen europ. Politit und der Preuß. Staatödienft : Gefepe 
vom 29. März 1844. 2 fritifche Beleuchtungen. 8. (4'/, 2.) 

u , Rthlr. 

Hagen, Dr. Carl, Fragen der Zeit, vom hiſtor. Standpunkt be— 
trachtet. 2 Bde. 8. (23. B.) ARthir. 19'/, gr. 

Röben, Senator zu Leer, der ſouveraine chriſtl. Staat, dad Ende 
aller Zeitwirren. gr. 8. (21°/, B.) 1", Rthlr. 

Salzmann, Arnold, Briefe von der Elbe über pädagog.politiſch— 
religiöfe Tagedfragen. 8. (13 3.) ?/, Rtblr. | 

Thöl, Prof. Dr. Heinrich, Volksrecht. Juriſtenrecht. Genoffen: 
ſchaften. Stände. Gemeines Recht. gr. 8. (10%, B.) 22 gr. 

Szeliga, die Drganifation der Arbeit der Menfchheit und bie 
Kunft der Geſchichtſchreibung S Schloſſerz, Gervinus, Dahlmann's 
und Br. Bauer’d. gr. 8. (3 B.) 6 gr. 

MWahrlieb, Fried. Schlöffel und Wander, oder die Verfehmörung 
zu Warmbrunn. Eine Stimme au: dem Volfe. Der deutfchen 
Nation gewidmet. gr. 8. (2', B.) 4 gr. 

Zimmermann, W., der Weg zum Paradied. Eine Beleudhtung 
der Haupt-Urſachen des phyf.:moral, Verfalld der Kulturvölfer, 
fowie naturgemäße Vorſchläge, diefen Berfall zu fühnen. Ein 
zeitgemäßer Aufruf an Alle, denen eigened® Glück und Men: 
fhenwohl am Herzen liegt. 2te gänzlich veränderte und fehr 
ftarf verm. Audg. gr. 8. (19/2 8.) '/n Rthlr. 

Baltifh, Eigenthum und Vielkinderei. Hauptquellen des Glüd3 
und des Unglücks der Völker. gr. 8. (12°, B.) 1 Rthlr. 


329 


Escherich, Dr. Gerichtsarzt, ärztliche Vorseliläge zur Mil- 
derung der gegenwärtigen Noth durch den Mangel und 
die Theurung der Nahrungsmittel. gr. 8. (1°, B.) 3°, gr- 

Geißler, Criminal: Arfefor, nichts von den religiöfen Wirren, 
fondern Deutfchlands Verarmung, ihre Folgen und Abhilfe, 
oder: Was ift von der fortfchreitenden Verarmung Deutfchlands 
zu fürdten? ıc. 5. Abdr. S. (2B.) 2°, gr. 

Hattorf, Krieger. v., ift Verarmung und dauernde Noth für 
einen Theil unferer Bevölkerung mit Grund zu beforgen und 
was fünnen wir thun, um einer etwaigen derartigen Befürch— 
tung zu begegnen? Worte an alle Menſchen- und Vaterlands— 
freunde, ganz vorzüglid aber an unfere landwirthfchaftlichen 
und fonftigen gewerblichen Vereine gerichtet. gr. 8.(8 3.) ; Rthir. 


Steinmann, Fr., Pauperismus und Communismus, ihre Urſachen 
und die Mittel zur: Abhilfe. 12. (4'/,8.) 9°, ar. 

Nertilgung, die, ded Pauperiömus. Vom Prinz. Napoleon 
Louis Bonaparke. Nah der 3. Aufl. ded franz. Originals 
überf. v. P. Str. f.$S. (58. und 2 Tab. in Fl. 4.) */, Rthir. 

Rnönagel, E., mider den Kornwuder, Anfprahe an meine Mit: 
bürger. 8. (1 B.) 2gr. 

Procop, WAdelbert‘, die Wuchertheurung und landwirthſchaftlichen 
Vereine in Deutfhland. gr. 8. (8, B.) Rthlr. 

leber die Bildung von Vereinen zur Abhilfe des Mangeld an 
Saat und Brodgetreide, mit Hinmweifung, wie dieſe Vereine 
dad Mittel: find, nicht bloß einer Hungerdnoth vorzubeugen, 
fondern aud einen allgemeinen Wohlftand zu begründen. Von 
einem Bauern im Riefengebirge. Nebft einem Vorwort v. Eb. 
Pelz. Mi. 8. (5 3.) 4 gr. j 

Meißner, Dr. Aug. Heinr., die Fabrifgerichte in Frankreich. gr. 8. 
(107%, 8.) 2 Rthlr. 

Schlichthörle, Ant., Königl. Advokat, die Gemwerböbefugniife in 
der ‚Königl. Haupt: und Nefidenz» Stadt Münden. Ein Beir 
trag zur Kenntniß und Praxis ded Gewerbsweſens in Deutfch« 
land. Mit allerhöchfter Genehmigung aus amtl. Quellen bearb. 
und beraudg. 2. Bd. gr: 8. (50°, DB.) 2’, Rthlr. 

Hoffmann, Ernft Emil, über die Urfahen des Rüdgangd der 

Gewerbe. Eine Antwort auf eine Anfrage. gr.8. (*. B.) gr. 

Hofmann, K. Fabrifen-Commiffariud, 3. G., Betrachtung der 
gemachten Vorſchläge für dad Wohl der arbeitenden Klaffen. 
gr. 8. (2°), B.) ', Rthlr. 

Ried, E., über Arbeit, Kap. und Affociation, mit befond. Beziehg 
auf unfere Gewerbsinduftrie. Beitrag zur Erörterung diefer 
Zeitfrage nebft einigen Vorfchlägen. gr. 8. (4°, 3.) 10 gr. 

Monatfchr. f. d. Yuftispfl. XII. Bd. 2, Abth. 22 
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Stromeyer, Dr. Franz, die Folgen der Aufhebung der englifhen 
Korngefege für Deutfchland und die deutfche Indnſtrie. 8. 
[6 38] 10 gr. 

Hübner, F. D., die Banken. Nach den neueften ftatift. Notizen 
und Berichten. Fer.:8. [10'/, B.] °/, Rthlr. 

Julius, Guſt., Bankwefen. Ein neued Gefpenft in Deutfchlant. 
gr. 8. 11', B.] 1Rthlr. 

Julius, Guft., der Spud des Banfgefpenfted. Ein der liberalen 
Tagedpreife gefested Denkmal. gr. 8. [3/2 38.] ', Rthlr. 
Niebuhr, M., Bankrevolution und Banfreform. Wort eineb 

Laien für Laien. gr. 8. [6°/, B.] 12°, gr. 

Woeniger, Aug. Theod., Bülow: Cummeromw’5 Zettelbankprojert. 
Ein fritifcher Beitrag zur Geſchichte der Geldariftofratie. 8. 
[5 B.] ', Rthlr. 

Aus zug aud den Altenftüden des Vereins zum Schutze deutfcer 
Einwanderer in Texas. Gefertigt von dem Bevollmächtigten 
des Vereind in Heilbronn, refign. Notar C. Stählen. kl. 8. 
[2°/, ®. und eine Erklärung der Direltion ded Wereind in 
Kol.) 3'/, or. 

Könige der -Gegenwart. Biographien der im Jahr 1845 regier. 
Souveraine. Von den vorzüglichften Schriftftellern Frankreichb 
und Belgiend. Ueberf.. von P. Str. 8. [5'/ B.] Rthlr. 

Holt, A. $.. Stadtpfarrer, die Verwilderung der untern Voll 
klaſſe in Sachſen. 8. 13°, 8] 2'/, gr. | 

Volk und König. Oder die Adreß- Frage und ihre Behandlung 
in der gegenwärtigen Ständeverf. Sachſens. 8. [5 8.] 4°, ar. 

Haupt, 2., 2d.-Ger.:Referendar, die jurift. Bildungsftufen in 
Preußen. 3. Heft. Die Referendarien in Preußen. 1. 8. 
(11°); 3. und 1 Tab.] a 2, Rthlr. (4—3. nur 1'/, Rthlr.) 

Schmwanenorden, der, Wort eined Preußen an feine Zeitgenoffen. 
gr. 8. [1’a B.] 2" er. 

Sprabfrage, die polnifche, in Preußen. Eine Zufammenftellung 
von dahin einfhlagenden Xctenftüden und Gournalartiteln. 
3. Heft. gr. 8. [5?/, 3.] 10 gr. | 

Werner, Bernb., die preuß. Politik, betrachtet von Einem, den 
-fie nicht3 angeht. Allen Herren Preußen in aller $reimüthig: 
feit und Freundfchaft zur Kritik vorgelegt. gr. 8. 152B. J */, Rthlr- 

Groß-Hoffinger, Dr. U. F., Fürft Metternih und daB öflert. 
Staatöfyftem. Ein Gutachten. 2 Bde. 8. [47'/, 3.) 4 Rthlr. 

Leiner, Karl, K. K. Kameral:R., Kanzleien:Dir. ıc. Darſtellung 
aller Robot:Gefege für Böhmen und Mähren, und der für die 
Obrigkeit und Unterthanen vortheilhafteren Benüsungsdart- d. 
Natural-Robot. gr. 8. [7°, B.] 14/2 gr. 
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Runter, 3. Zud., Dominifal-Oberbeamter,, die gefesliche Unter—⸗ 
thans-Verfaſſung in Galizien. Aus dem MWortlaute der biß 
auf die neuefte Zeit erfloifenen Verordnungen ſyſtem. zufammen» 
geftellt. 3. Bd. gr. 8. [45'/, B. 3 Bde. 6 Rthlr. 

Verhandlungen der dänifhen und holfteinifhen Ständever: 
fammlung d. %. 1844 über die Erbfolge in den Herzogthümern 
Schledwig, Holftein und Lauenburg. 8. [23°, B.] 1'% Rthlr. 

Weſtmorland, Gr. v., Sendfhreiben an den hochachtbaren 
Spreder ded Haufe der Gemeinen, über die Anrechte ber 
röm. kath. Unterthanen Großbrittaniend, und einem Brief» 
Wechſel ded Pabft Pius VII. mit dem verftorbenen König von 
Neapel. Aus dem Englifhen überf. von Revd. Rob, Bellfon, 
Prediger. gr. 8. [8 B.] A Rtblr. 

Entwidlung, die, der Staatdfräfte Rußlands feit Peter dem 
Großen. gr. 8. [12 B.] 20 gr. 

Europa, daß öftlihe, und Kaifer Nikolaus. Vom Verfaſſer deB 
„entbüllten Rußlands’’ und der „weißen Sclaverei.“ Auß 
d. Engl. von X. Kresfhmar. 1.1.2, Bd. br.8. [35 8.] 3 Rthlr. 

Shufelfa, Frz., Deutfchland, Polen u. Rußland. 8.[218.)1/zR. 

Ständerecht, das russische. Eine Uebersetzung des 9. Bd. 
des Codex der Gesetze des russischen Reichs von Titu- 
lair-Rath Herm. Faltin. gr. 8. [25 B.] 1*/, Rthlr. 

Abdrud der Revifiond-Duplif für den H. Reichdgrafen Guft. ad. 
Bentind ıc. zu Varel, gegen den H. Neihdgrafen Wilh. Fr. 
Chr. Bentindıc. in Haag, betreffend die Succeffiond:Redte in 
den Reichdgr. Bentink'ſchen Herrfchaften und Gütern ıc. gr. 8. 

[25 ®.] gratis. 

Ammann, B., auferord. Verbhörrichter, die Criminal: Procedur 
gegen Jakob Müller von Stedenrain, im Kanton Luzern, 
Mörder ded fel. H. Großrathd Leu von Eberfol, in populärer 
Darftellung bearb. Mit den Portraits des Gemordeten und 
des Mörder. gr. 8. [7°/, 3.) 11'/, gr. 

Mfyffer, Dr. Cafim., meine Betheiligung an der Rathsherr Leu’fchen 
Mordgefihichte. Mit dem Portr. des Verf. gr. 8. [7°7, B.] Ye R 

Crelinger, Bertheidigung und Erkenntniß in Saden ded Bud: 
händler Theile in Königsberg. Ein Beitrag zur Lehre der Ber 
leidigungen und zur Beurtheilung ded Verhältniffed eine Ber: 
leger3 bei beleidigenden cenfirten Drudfchriften. gr.8. [6 B.] "/aR. 

Darftellung, altenmäßige, und Audgang ded auf Anklage deB 
Probfted zu St. Hedwig in Berlin, Herrn Brintmann, wegen 
demfelben öffentlih zur Laft gelegten ntoleranzfälle, wider den 
geh. Kiegsrath a. D. Hein. Wilh. Yoeft, von dem Königl. 
Kammergeriht verhängt gewefenen fißfalifhen Prozeſſes. Nebft 
einer durch Pubkicität beglaubigten a Weſent⸗ 
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lichſten, was dem gerichtlichen Werfahren vorangegangen if. 
gr. 8. (9°, %,] pn Rthlr. 

Darſtellung, aktenmäßige, der gegen den Gymnaſialoberlehrer 
Aug. Witt in Königsberg geführten fiscaliſchen Unterſuchung. 
8. [22'/, B.] 1 Rthlr. 

Jordan's Bewußtfeyn über feine Schuld oder Unſchuld. Mit 
einem Nachwort. Durd) obercenfurger. Erkenntniß vom 21. Dt. 
1845 zum Drud verftattet gr. 8. [1 ®.] 3 gr. 

— —, daffelbe. Nachtrag dazu. gr. 8. [', 3.) -1 gr. 

Urtheil des Ober-AppGerichts zu Kaffel in der Unterfuhungs: - 
fahe gegen den Prof. Dr. Sylo. Jordan, wegen verfuchten 
Hochverraths. Nebft d. Entfheidgsgr. gr. 8. [7'/,B.] , Rthlr. 

Urtheil ded Churf. Obergerihtd zu Marburg in der Unterfuhungd: 
fadye gegen den Bürgermeifter Dr. Scheffer, den Dr. Leopold 
Eichelberg, den Prof. Dr. Sylv. Jordan, den Eberhard von 
Breidenbah u. A., wegen verſuchten Hochverraths, beziehung» 
weife Beihilfe zu bochverräth. Unternehmungen und funftigen 
Vergeben. Nebſt den Entfiheidungdgründen. ° Meuefte Aufl. 
gr. 8. [11 B.] Rthlr. 

Prozeß-Verhandlungen des Aflifenbof an der untern Seine 
(Rouen) in Saden bed Duelld zwifhen den Pournaliften 
Dujarier und Beauvallon zu Paris. Aus dem Franz. des 
Journals „die Preſſe“ überfest. 8. [6 B.] '/, Rthir. 

Welker, zur gerihtl. Vertheidigung gegen die Ehrenkränkungs— 
Klage der G. Heſſ. Regierung wegen der Schrift: „Geheime 
Fnauifition, Cenſur u. Kabinetsjuſtiz.“ gr. 8. [4 B.] "/, Rthlr. 





2) SMittheilungen aus Beitfchriften &r. 

Neue Fritifche Jahrbücher für deutſche Rechtswiſſenſchaft. 
Herausgegeben von Dr. Robert Schneider, Appella: 
ttonsrath; zu Dresden. Bd. XV. Leipzig 1844. 

[(Fortfesung ©. oben Bd XII. ©.,162 ff.) 
R II. Kirchenrecht. 

Der Kapitular » Vicar. Eine canoniftifche Abhandlung von 
of. Ign. Ritter, Dr der Th. u. db. R., Eanonicus 
am Domftifte zu Breslau u. f. w. Miünfter, Afchen- 
dorff'ſche Buchh. 1842. 706. 8. (geh. */, Thlr.) (S.68.) 

Der Berf., (welcher während der Testen Vakanz des 

Bisthums Breslau das Amt eines Kapiteld » Werwefers ber 

kleidete), habe über die ältere Zeit Feine näheren Auffchlüfie 

gegeben, dagegen das neuere Recht nach den Verfügungen 


des Concils von Trient im Ganzen gründlich und über: 
ſichtlich behandelt. 
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Ellendorf's neuefte Schriften über den Römifchen Prinat. 
Rec. von Profeffor Dr. Jacobfon zu Königsberg. 
(S. 481.) 

Der Verf. berühre die Lehre vom Primate faft in allen 
feinen Arbeiten, fowohl den im Cölner Streite erfchienenen 
Flugfchriften, als in den hiftorifchsfirchenrechtlichen Blättern 
und den größern Werfen: die Karolinger und die Hierarchie 
ihrer Zeit, der heilige Bernhard u. a. WUußerdem aber 
babe er ex professo diefen Gegenftand in folgenden 
Schriften behandelt: 

1) Iſt Betrus in Rom und Bifchof der Römifchen Kirche 
gewefen? Eine hiitorifch = fritifche Interfuchung von 
3. Ellendorf. Darmftadt, Lesfe, 1841. IV. und 
95 ©. 8. (geh. ', Thlr.) 

2) Der PBrimat der Römifchen Päpfte. Aus den Quellen 
dargeftellt von J. Ellendorf. Ir Band in zwei 

Theilen. Ebendafelbft, 1841. XVIH. und 278, 331 ©. 
8. (geh. 2%, Thlr.) 

3) Quibus causis factum sit, ut legum ferendarum 
in ecclesia catholica potestas solis Romanis Pon- 
tificibus deferretur. Dissertatio inauguralis hi- 
storica etc. quam etc. defendet auctor Jo. Otto 
Ellendorf. Berlin, Duncker und Humblot, 1841. 
118S. gr. 8. (geh. °/, Thlr.) 

Das erfte Werk, welches in Nom in den index libror. 
prohibit. gejegt wurde, kommt auf folgende Refultate: 
„I) Es ift eine Fabel, daß Betrug feit dem Jahre 38—45 
Biſchof von Antiochia gewefen. 2) Ebenfo, daß er im 
Jahre 42 nach Rom gefommen und 23 Jahre dafelbft Bis 
hof gewefen. 3) Er ift wahrfcheinlich gar nicht in Rom 
geweien. 4) Die Römifche Kirche ift von Petrus gar nicht 
geftiftet worden, ihre Gründung gebört allein dem Paulus 
und den Baulinern. 5) Die heil. Schrift enthält nicht 
nur feine Zeugniffe von SBetri Aufenthalte zu Rom, fondern 
fie zeigt deutlich das Gegentheil. 6) Zeugniffe von Petri 
Aufenthalt zu Nom find nur in der Tradition zu finden ; 
allein die beiden älteften und wichtigften Väter, Clemens 
von Rom und Juftinus, ſchweigen nicht nur von jenem 
Aufenthalte, fondern fie enthalten Angaben, die demfelben 
widerfprechen. 7) Die Zeugniffe, welche jenen Aufenthalt 
zu belegen fcheinen, ftehen im ärgſten Widerfpruche mit 
einander und tragen das Gepräge der Inglaubwürdigfeit 
an der Stirn; ihre Quellen find die Sagen der Apofryphen. 
8) Das wichtigfte und glaubwürdigfte dieſer Zeugniffe, das 
des Divnys von Korinth, ſetzt die Ankunft Petri zu Rom 
nicht vor das Jahr 66, und beweist, falls man ihm Glau— 
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ben fchenft, daß Petrus nicht über ein Jahr daſelbſt gewer 

fen, alfo die Römiſche Kirche weder geftiftet habe, 

noch Bifchof derfelben gewefen ſey. — Endlich 
wird aber noch bemerft, daß diefe Anficht nicht die aus— 
fehließlich wahre feyn müfje, daß vielmehr einzuräumen: 

Petrus kann zu Rom um das Jahr 65 oder 66 geweſen 

ſeyn; es ift möglich, daß er zu Rom geftorben, er war 

aber nicht Bifchof von Rom.” 
Auf diefe Schrift folgte ald Entgegnung: 

Das alte Gefpenft, in unfern Tagen neu aufgeführt von 
J. Ellendorf in der Schrift: Iſt Petrus in Rom... 
gewefen? Beichworen durch einen NRömifchen Eroreiften 
Dr. 9. 3%. Binterim. Düffeldorf, Rofhüg u. Epie., 
1842. 160 ©. 8. (geh. , Thlr.), 

und hierauf die Replif: 

Dr. Binterim vapulans, oder Reviftion der Frage: Si 
Petrus in Rom und Bifchof der Römifchen Kirche ge 
weien? Bon Ellendorf. Darmftadt, Leske, 188. 
XIV. und 63©. 8. (12'), Nar.) 

In dem zweiten Werfe find die Fragen behandelt: 

1) hat Ehriftus dem Petrus den PBrimat über die ganze 

Kirche ertheilt? 2) Iſt der Römifche Primat aus göttlichen 

Rechte und hat ihn die Kirche von Anbeginn als folchen 

anerfannt? Die dritte Schrift befchäftigt fich mit Ermitt- 

lung der Gründe, wie es gefchehen, daß die urfprünglid 
von der ganzen Kirche geübte gefeßgebende Gewalt allmäh: 
lig auf den Bifchof von Rom übergegangen fey. 
Der Rec. findet in diefen Schriften wenig erhebliche 
neue Refultate, 
IV. Sreiwillige Geridhtsbarfeit. 

Das deutfche Notariat nach den Beitimmungen des gemei- 
nen Rechts und mit befonderer Berüdfichtigung der in 
den deutfchen Bundesftaaten geltenden particularrechtlichen 
Vorſchriften, gefchichtlicy und dogmatiſch dargeftellt von 
Ferdin. Defterley, Dr. und Stadt» Syndicus zu Göt- 
tingen. Eriter Theil. Gefchichte des Notariats. Hannover, 
Hahn'ſche Hofbuchh., 1842. XXIV. und 584 ©. gr. 8. 
(2°), Thlr.) Recenfirt von Stadt -Syndicus Walther 
zu Rudolftadt. (S. 203.) 

Die Grund= dee diefes erften Bandes des günftig be 

. urtheilten Werks jey: „von den Beftimmungen des röml- 
ſchen Rechts an bis auf die neuefte Zeit, in ununterbroce- 
ner Zeitfolge, einen getreuen Leberblid über die Schidjale 
des ganzen SInftituts der Notare, fowie über die Gründe 
der im Verlauf der Zeiten eingetretenen Veränderungen zu 
gewähren.” " 


335 


V. Allgemeine Rehtsfäher. Hülfs-Wiſſen— 

? - ſchaften. 

Vollsrecht und Juriſtenrecht. Bon Dr. Georg Beſeler, 

= Geh. Juftizrathe und ‘Profeffor zu Greifswald. Leipzig, 

Weidmann'ſche Buchhandl., 1843. Vi. u. 3646. gr. & 

(geh. 2 Thlr.) Rec. von Profeffor Dr. Reinhold Schmid 

zu Bern. (S. 385.) | 
Dieſes Werf, welches — nad) Berficherung des Necens 

= jenten mit Recht — eine vielfältige beifällige Aufnahme 

:2 gefunden hat, ftellt fich die Aufgabe, „dad noch jest im 

= Deutfchen Recht3leben geltende „Bolfsrecht” zum wiffen- 

> fchaftlichen Verftändniß zu bringen und das Wefen und den 

“ Werth des Deutfchen „Juriſtenrechtes“ einer Prüfung zu 

unterwerfen. Der Verf. geht von der Anficht aus, daß 

unerachtet der Aufnahme des Römifchen Rechtes und der 
et dadurch herbeigeführten Entfremdung des Volks von feinen 

v: eigenften Angelegenheiten, in der Tiefe ded nationalen Ler 

“ bens noch immer eine fchöpferifche Kraft thätig geblieben 

fey und daß diefe, objchon unter fehr verfchiedenen Formen 

und mit oft geringem Erfolge, doch im Gegenfage zum 

«, fremden Rechte das nationale Element zu vertreten nie auf- 

: gehört habe, ja in neuerer‘ Zeit jenem einen beträchtlichen 

:: Theil des ufurpirten Gebietes wieder zu entreißen vermocht - 

habe, demnach die Herrfchaft des Nömifchen Rechtes, die 

- nie eine abgefchloffene, zum Stillftand gefommene Thatfache 

ei — ſey, ſondern in verſchiedenen Perioden der Deutſchen 
echtsentwicklung eine verſchiedene Bedeutung gehabt habe, 

nur als eine Epiſode in der Deutſchen Rechtsgeſchichte ans 
zuſehen ſey. Die Hauptſätze, welche als Grundlage der 

Schrift angeſehen werden ſollen, ſind: 

J. Das Recht iſt in ſeiner Entſtehung Volksrecht, wenn 
— durch den Einfluß der Geſetzgebung weſentlich 

edingt. 

1. Das Woltsrecht kann auch in den Zeiten einer vorge⸗ 
rückten Eultur noch beſtehen, und vom Volke unmittel⸗ 

bar erzeugt werden. 

mM. Dem Boltsredht ſteht das Gewohnheitsrecht gegenüber, 

bald in gleichgültiger, bald in feindlicher Haltung. 

IV. Das Zuriftenrecht iſt nicht nothiwendig eine Kortführung 
des Volksrechtes, es kann auch bloßes Gewohnheits- 
recht ſeyn. 

Ausführliche Encyflopädie der Staatsarzneifunde. Im Vereine 
mit mehreren Doctoren der Rechtögelahrtheit, der Philo- 
fophie, der Medicin und Chirurgie, mit praftifchen Eivil-, 
Militärs und Gerichtsärzten und Chemifern bearbeitet und 
herausg. von Georg Friedr. Moft, Dr. der Phil., Med. 
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u. f. w., afadem. Lehrer, praft. Arzte zu Roſtock u. ſ. w. 
Für Gefeggeber, Nechtögelehrte, Polizeibeamte, Militär: 
ärzte, gerichtliche Aerzte, Wundärzte, Apotheker und Be: 
terinärärzte. 2 Bde und 1 Bd. Supplemente. Leipzig, 
Brockhaus, 1833—40. XVIII. und 1132, 1190, XU. und 
336 ©. gr. 8. (1177, Thlr.) (S. 451.) 
ALS eine außerorventlich reichhaltige und praktiſch ſehr 
brauchbare Compilation präbdieirt, bei welcher jedoch eine 
mehr ſelbſtſtändige, die Wiſſenſchaft fördernde Bearbeitung 


zu wünſchen wäre. 
[(Fortfesung folgt.) 





Subalet. 
— Selte 
1. Abhandlungen, Rechtsfälle, Entfcheidungd: Gfünde und 
Gutachten. 

1) Die Mllitärgerichts-Verfaſſung in Württemberg. (Bon rem Aus 
ditor Lebret) , . 169 

2) Beitrag zu der —— Kevifion des Strafgefensuces. Gon 
Herrn Rechts-Conſulent S hwab) . ; . 2l 


3) Ueber die Auslegung ves Art. 63. des Yorhzei »Strafs Gefegbuches. 
. (Bon Herren Gerichts-⸗Aktuar Neuffer in Reutlingen) — 0.268 
4) Ueber Beftrafung. habituirter Hofzfrevier durch die Gerichte (Bon 
Herrn Revierförfier Dürr in Schrosberg) . . - 265 
5) Entwidlung derjenigen Veränderungen, welche die 56. 81. bis 101. 
des IV. Organiſations-Edikts vom Jahre 1818 durch die Novelle 
vom 15. Septeinber 1822 erfahren haben, und daran fich anreihende 
Borfchläge. (Bon dem Freiherrn Hofer v.Lobenftein) Schuß - 269 
6) Weber die Ableiftung von Eiden, auf weldye durdy ein Privats 
Schiedsgericht erfannt worden iſt. (Bon Herrn ObersTribunalrath 
v. Preifen) de r } . 287 
7) Können Enkel von Sethwikern auf ein zu Sunfen der GH 
ſchwiſter oder ihrer Kinder gefliftetes Fideiflommiß, und zwar 
concurrirend mit den Legtern, Anfpruch mischen? (Don dem ‚Kern 


Präfidenten v. Bolley) . R “ . 29 
8) Ueber den Zeitpunkt des Eintritt der Folgen” der Todeserfiäcung 
von Berfchollenen. (Eingefendet) . . 309 


9) Ueber die Frage: welches Gefes binfichtlich der Güterverhättnife 
und der Snteftat: Erbfolge bei Ehegatten, welche igre Ehe im Aus 
fande, ohne befondern Vertrag gefchloffen, und fpäter ihren Wohns 
ort in- Württemberg genommen haben, zur Anwendung Eomme? 
(Eingefendet) : j . i . } i i . 311 

II. Kiterarifche Dittheilungen. | 
1) Mittheilungen aus den Mepkatalogen. Vom Januar bit Juni 1846 - 316 
2) Mittheilungen aus Zeitfrhriften ıc. . ö ae t R . 332 
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Monatſchrift 
für die 
Juſtizpflege in Württemberg. 
Herausgegeben von DOber-Tribunal-Rath Sarwey. 


Zmwölfter Band. II. 1. MbtSeilung, 
(50te Lieferung.) 


1. 
Abhandlungen, Nechtsfälle, Entfcheidungs- 
Gründe und Gutachten. 


1) Die Militärgerihts - Verfaſſung in Würt- 
temberg. 
| Fortfesung ded Auffased oben ©. 169. ff.) 
(Von Herrn Auditor Vebret. ) 


vo. Vom Beweife. 


Die Grundfäße, welche die Strafprogeß- Ordnung über 
den Beweis aufftellt, müffen auch den Militärgerichten zur 
Richtſchnur dienen. Es befteht häufig die Meinung, daß 
ein militärifche8 Spruchgericht auf andere Gründe hin ein 
fhuldig oder nicht fehuldig ausfprechen dürfe, als dieſes 
von dem rechtögelehrten Richter gefihieht, und es wird ger 
fagt, ein militärifches Spruchgericht habe ſich bei feinem 
Urtheil mehr am feine moralifche Weberzeugung zu halten, . 
Wenn es nun aber für jeden Richter einzelne mit dem 
Verbrechen in einem mittelbaren oder unmittelbaren, näheren . 
oder entfernteren Zufammenhang ftehende Umftände oder 
Thatfachen find, auf welche bei einem Weberweifungsfall 
die Urtheilsthätigfeit ded Nichterd eine mehr oder weniger 

Monatfchr. f. d. Juftispfl. XIL. Bd. 3. Abth. 23 
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fichere Brüde zur Schuld oder Unfchuld in einem vorliegens 
den Fall conftruirt, fo kann ed nur eine volle Ueberzeu— 
gung geben, welche aus folchen auf Schuld oder Unſchuld 
hinweijenden Thatfachen und Umſtänden refultiren fann. 

Sn folchem Sinne ift e8 Far, daß von feinem Richter 
auf den Grund feiner moralifchen Ueberzeugung bin, im 
Gegenſatz von einer vollen, ein Urtheil ausgefprochen wer 
den kann, von dem rechtögelehrten fo wenig, als von dem 
gefchwornen, von dem bürgerlichen jo wenig, ald von dem 
militärifchen Richter. 

Indeſſen Fönnte in anderem inne von moralifcher 
Meberzeugung und zwar im Gegenſatz von ftrengrechtlichem 
Beweis gefprochen werden. 3. B. ein Zeuge ift nad 
Artifel der Strafprozeß- Drbnung 305. ein verbächtiger, 
wenn er zur Zeit der Wahrnehmung einer That noch nicht 
das fechszehnte Lebensjahr zurüdgelegt hat; es fagt nun 
ein als vollgültig zu betrachtender Zeuge, in ®emeinfchaft 
mit einem fünfzehenjährigen, gleichförmig aus, fonft aber 
liegen feine anderen Beweiſe vor. Im gegebenen all 
tönnte ein Richter die feſteſte Ueberzeugung von der Schuld 
des Angeflagten haben. Es darf aber in ſolchen Fällen 
der militärifche Richter keineswegs an diefelbe die Folge 
eines hergeftellten Beweifes knüpfen, denn er würde folchen- 
falls eine Ueberzeugung haben, welche das allgemeine 
Prozeßgefeg aus wohlbedacdhten Gründen (jo muß man 
wenigftend vorausfegen) nicht für zuläßig hält; da nirgends 
für ihn in vorliegender Beziehung befondere Normen beftehen. 

Deshalb ift auch der militärifche Richter Fein Gefchwos 
renrichter, weil diefer fi) weder an negative noch pofitive 
Beweisregeln zu binden hat, fondern lediglich nur feine 
eigene Erfahrung, feine Urtheilsfraft und fein Gewiſſen mit 
ihm zu Rathe fißen. *) 

Ein gutes und vorfichtiges Strafprozeß-Geſetz wird 
bei der unendlichen Mannigfaltigkeit der Fälle, welche bad 


A 


°) Hierauf werden wir unten zurückkommen. 
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tägliche Leben varbietef, pofitive Regeln jo wenig ale 
möglich aufftellen, welche für die Urtheilsfällung an gewiſſe 
Umftände, einen theilweifen oder vollftändigen Beweis mit 
Nothbwendigfeit Fnüpfen. Die Pofitionen werden viel: 
mehr nur darin beftehen dürfen, daß das Geſetz für einzelne 
Fälle erlaubt, unter gewiffen Bedingungen einen theil- 
weife oder vollftändig hergeftellten Beweis anzunehmen. 
Im Uebrigen hat das Gefeh theils nur negative Regeln, 
theil8 Furz und bündig andeutende. Leitfäden dem Richter 
an die Hand zu bieten, welche ihm den Weg vorfchreiben, 
am ficherften und zwedmäßigften zum Ziel zu gelangen. 

- Sowohl aber das, was unfere Strafprozeß » Ordnung 
in Betreff pofitiver Erfordernifie eine8 Beweismitteld oder 
einer gewiſſen Beweisfraft defielben feitfegt, als auch das— 
jenige, was bajjelbe verbietet, muß für die militärifchen 
Spruchgerichte durchaus ebenfo bindend feyn, als für die 
übrigen Gerichte des Landes, und fo lange den militärtfchen 
Richter die gefeglichen Beftimmungen begleiten können, *) 
hat er ſich darnach zu achten, und wird erft dann auf das 
freiere Feld des Urtheils gewiefen, wenn jene ihn verlafien. 

Derjenige wefentliche Unterfchied des rechtögelehrten 
Nichter3 und des Gefchworenrichters trifft indefien zwiſchen 
dem bürgerlichen und dem militärifchen Richter immerhin 
zu, daß der erftere aus feiner täglichen und wegen feiner 
fih gefammelten juriftifhen und philofophifchen Kenntniffe 
fruchtbareren Erfahrung fih Grundfäße abftrahirt, womit 
er in den Etand gefeßt wird, den Werth gewiffer Thatfachen 
leichter, mit fchnellerem Weberblid und logijcher in die ihr 
gebührende Ordnung der Beweisfette einzufügen, und dag 
er theild die einen nicht überfchägen, andere aber wiederum 
al8 viel wichtiger anfehen wird. Andererfeits kommt aber 
für den militärifchen Richter in Anfchlag, daß er, unabhäne 
gig von einer Menge von Vorgängen ähnlicher Fälle, fich 


*) 3.3. ed wären durch Zeugen Umſtände zu bemweifen, welde 


eine Anzeige berftellen follen. 
23 * 
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unpartheiifcher in feiner Beurtheilung des vorkommenden 
Falles bewegen, den ihm frifch aus dem Leben gebotenen 
Fall mit feinen Lebenserfahrungen zufammenhalten und ihn 
nach feiner Eigenthümlichfeit unbefangener anfchauen und 
beurtheilen dürfte. 

Nach diefen allgemeinen Bemerkungen verdient Folgen: 
des ald Eigenthümlichfeit bei der Lehre vom Beweis für 
die Militärgerichte ausgehoben zu werden. Es ift nämlid 
militärgerichtlicher Grundfaß, daß jeder Vorgefeste, welcher 
in wirklicher Dienft-Sunftion und in unmittelbarem Dienft- 
Berhältnig- mit dem Untergebenen ein Bergehen vefjelben, 
welches entweder eine Beleidigung oder Widerfegung gegen 
ihn felbft, oder eine Verlegung derjenigen Ordnung, Ruhe 
und Sicherheit, über welche er zu wachen berufen ift, ent: 
hält, durch eigene Anfchauung wahrgenommen hat, vorbe 
hältlich -de8 Gegenbeweifes vollen, zur Ueberweifung des 
Beſchuldigten binreichenden Glauben verdient. Dafjelbe gilt 
auch von Wahrnehmungen von Wachpoften und SBatrouillen. 
Diefe dem gemeinen Strafprozeß widerfprechende Regel fand 
ihre Wurzel theild in der Natur der militärifchen Dienft- 
Berhältniffe, und in der durch fie in dieſer Hinficht gebo— 
tenen Nothwendigfeit, theild in der ausdrüdlichen Aner 
fennung dieſes Orundfages durch ausländifche Militärge: 
feggebungen, endlich aber in einer Analogie des W. Land: 
rechts Theil I. Tit. 43. $. 4. und 5. *) 


=) Welche lauten: 


$. 4. Es ift auch ein jeder gefchworner Feld: Schüg, Wald⸗ 
oder Forſt-Knecht, dem zu rügen befohlen, in der Sach, darin er 
zu rügen, einig zu Recht gnugſam, einen oder mehr umb ein 
Rügung zu beſagen, doch wann ſolche Rügung nicht berührt Glimpf, 
oder Ehr, auf welchen Fall dann ſolche Sachen zu Erkandtnus eines 
Gerichts ſteht: Und ſoll doch in dem allem dem Gerügten unbe 
nommen feyn, ſich zu entfchuldigen, und fein Unſchuld darzuthun. 

$. 5. Wann auch vom Gericht den gefhwornen Stadt-Kned): 
ten oder Bitteln, ihres Ampt3 halben, etwa3 auferlegt, ald Zür- 
beufchungen oder Sadungen, Gebott und Werbott anzulegen, und 
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Damit indejjen einer einzelnen Perſon diefe volle Be: 
weisfraft ertheilt werden könne, wird erfordert, daß diefelbe 

1) die Wahrnehmung in wirklicher Dienftfunftion und 
in unmittelbarem Dienftverhältniß mit dem Untergebenen 
gemacht habe ; 

2) daß feine Ausfagen nicht dur andere erhobene 
Umftände widerlegt oder verdächtig gemacht werden, auch 
fonft feine Bermuthungen vorliegen, daß Haß, Leidenfchaft- 
lihfeit oder Uebertreibung in der Anfchuldigung gegen den 
Bezüchtigten im Epiele fey, deßgleichen daß dem Zeugen 
das Präpdifat eines zuverläßigen und wohlgeordneten Man- 
nes zur Seite ftehe; *) 

3) daß die Ausfagen feierlich befchworen worden 
ſeyen. **) 

Sind dieſe Requiſite vorhanden, fo giebt ein Vorge: 
jeßter, eine Schilowache oder Patrouille einen_vollen Bes 
weis hinfichtlich aller Verbrechen, wenn diefelben feine todes- 
würdigen find. Nur diefer einzige Fall ift durch den mili- 
tärifchen Gerichtögebrauch ausgenommen, und wenn es ſich 
von der Zodesftrafe handelt, wird der ftrengfte rechtliche 
Beweis nach gemeinen Prozeßgrundfägen erfordert. 

Nach Artikel 313. der Strafprozeß-Ordnung können 


dergleichen Sachen zu verrichten und zu erequiren; fol denfelben, 
fo fie folcher ihrer Verrihtung bey ihren Eyden Relation und An« 
zeig tbun, in diefem Fall geglaubt werden, ed wäre dann, daß 
man dad MWiderfpiel dem Richter dartbun und erweifen würde. 


=) Der militärifhe Vorgeſetzte verliert nicht nur an feiner 
Glaubwürdigkeit, wenn er im Moment der Wahrnehmung felbft in 
einer ungefeslihen Handlung begriffen war, fondern fein Zeugniß 
fann auch aus allen den Gründen ein verdächtiged werden, welde 
überhaupt nah gemeinen Prozeßvorſchriften die Glaubwürdigkeit 
eined Zeugen ſchwächen. 

*3) Bei reinen Didciplinarfahen, nicht aber bei den im Diß: 
ciplinar = Reffort zu erledigenden gerichtlichen Gtraffällen Tann 
in der Regel von einer Beeidigung entweder ganz Umgang genom: 
men, oder doch eine weniger feierliche Form des Eided (3.8. Hand: 
gelübde) ald genügend angefehen werden. 
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zwar Zeugnifje von öffentlichen Behörden oder einem ein: 
zelnen befonderd hiezu ermächtigten Beamten über Amts; 
fachen ebenfall8 einen vollen Beweis begründen. 

Wie weit aber der erwähnte beim Militär geltende 
Grundfag über dieſe Beſtimmung Hinübergreift, gebt aus 
der Beachtung hervor: 

1) daß dieſe Beweisfraft nur öffentlichen Behörden 
oder Beamten, nicht alfo untergeordneten Dienern der 
Obrigkeit, in deren Kategorie wenigftens Unteroffiziere nnd 
Eoldaten zu ftellen find, zufommt; *) 

2) daß dieſe bürgerlichen Behörden oder Beamten über: 
dies nicht als Befchädigte (für die Regel) erfcheinen dürfen, 
wenn fie dieſe Beweiskraft in Anfpruch nehmen follen. 

Wenn ed zwar die militärischen Verhältniſſe einerfeits 
gebieten, daß der gedachte wichtige Grundfag im Allgemei: 
nen beftehen bleibe, fo wäre ed doch winfchenswerth, daß 
hiebei eine Unterfcheidung Hinfichtlich fehmwererer und minder 
fchwerer Vergehen getroffen, ferner daß diefer Grundfaß 
nicht auf gerichtliche bürgerliche DBerbrechen ausgedehnt 
würde, weil in leßterer Hinficht der Soldat frhlimmer daran 
wäre, als ein bürgerlicher Angefchuldigter, der von feinent 
Gericht 3. B. nicht auf die Ausfage einer Schildwache hin 
‚verurtheilt werden kann, und weil in leßterer Beziehung 
die Gefahr für die Disciplin bei militärifchen Vergehen in 
Betreff der bürgerlichen wegfällt. 


VII, Bon dem Urtheil, deffen Eröffnung und 
Bollftrefung. 


Ueber die Artheilsfällung enthalten die militärifchen 
Strafgefeße eigenthümliche ziemlich ausführliche Beftimmuns 
gen. #) In fo weit diefes der Fall ift, gehören weitere 
Erörterungen nicht hieher und es mögen hier nur folgende 
Bemerkungen ausgehoben werden. 


— —— 


+) Straf⸗Prozeß⸗Ordnung Artikel 313. 
**) Militäriſche Strafgeſetze Artikel 136. ff. 
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1) Eine ſtillſchweigende Losfprehung durch Entlaffung 
aus der Unterfuchung, ohne förmliches Erfenntnig, findet 
auch beim Militär nicht ftatt, und wenn eine Unterfuchung 
eingeitellt wird, fo wird der in Unterfuchung Befangene 
von diefem Beſchluß in Kenntniß gefebt. 

2) Auch die Entfcheidungen der Militärgerichte erftreden 
ich zugleich auf die Prozeßkoften und auf die aus der 
lebertretung entfpringenden privatrechtlichen Anfprüche des 
Beihädigten unter den deßhalb geltenden Bedingungen. *) 

3) Einwendungen, welche ein Angefchuldigter gegen 
einen feiner Richter oder gegen den Auditor vorbringen 
ſollte, ſind nach dem gemeinen Recht zu beurtheilen, weil 
militärifche Gefege hierüber nichts befonderes an die Hand 
bieten, worüber ſchon oben Gelegenheit war, einige Worte 
zu bemerfen. 

4) Nah $. 7. des 31. Kapiteld des Dienftreglements 
für die Infanterie muß bei Ernennung des Präfes ſowohl, 
ald der Beifiger des Militärgerichts, darauf gefehen werben, 
daft Niemand zum Richter beftellt werde, der mit dem An 
geflagten in naher Sreundichaft oder Blutsverwandtfchaft 
ftehe. Was nahe Freundfohaft und Blutsverwandtfchaft 
jey, hierüber müßten lediglich die Grundfäge des Art. 342. 
der Strafprogeß - Ordnung entjcheiden, weil hierüber fein 
militärifches Gefeß etwas genaueres an die Hand bietet. **) 


*) Strafprogeß:Drdnung Art. 8, 354. 

**) Hiebei möchte Berfaifer den Wunſch audfpredhen, daß dafür 
geforgt werden follte, daß nit gar zu junge Leute den Kriegdges 
richten ald Beifiger zugezogen werden. Was nämlid den Soldaten 
anbelangt, dem die erfte Stimme zukommt, fo follte diefer jedenfall 
aud der Zahl der Einfteher genommen , und auf beifere Bildung 
und Intelligenz und weniger auf den zufälligen Turnuß geſehen, 
bei Unteroffizieren und Offizieren aber follte wenigſtens ein Alter 
von 22 Zahren voraudgefest werden. Auch muß darauf zu achten 
feyn, daß ein zum Richter beftellter Soldat oder Unteroffizier dad 
Prädikat eines zuverläßigen und untabelhaften Mannes befise. Wab 
indbefondere die Offiziere anbelangt, fo würde wiſſenſchaftliche Bil: 
dung und Talent nicht erfegen, mad einem jüngeren Manne noth: 
wendig an Ruhe, Befonnenheit und Lebenderfahrung abgehen muß. 
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5) Nach Art. 149. der militärifchen Strafgejege ift bei 
der Abftimmung zuerft die Frage in Berathung zu ziehen, 
ob der Angefchuldigte für fehuldig zn achten, fodann (wenn 
nämlich die Strafbarfeit überhaupt entfchieden ift) welche 
Strafe über den Angefchuldigten zu verhängen fey. Jeden— 
falls zwedmäßiger Weife ift aber nunmehr nach Maßgabe 
des Artikeld 349. und 350. vor allem Anderen die Frage 
zur Entfcheidung zu bringen, ob die Akten zum Eprude 
reif ſeyen. *) 

6) Die Beſtimmungen des Artikels 351. der Straf— 
prozeß⸗Ordnung, welche ſich darauf beziehen, wie es zu 
halten ſey, wenn die Stimmen in drei oder mehrere Mei— 
nungen getheilt ſind, ſind theilweiſe dem Artikel 151. der 
militäriſchen Straf-Geſetze entnommen. Da es aber Fälle 
geben kann, in welchen dieſes Verfahren nicht zuläffig iſt, 
fo hat die Strafprozeß-Ordnung mit Recht für folche Fälle 
weitere Vorſorge getroffen. **) 

Sollte bei einem Kriegsrecht oder einer Friegsrechtlichen 
Eommifjion ein folcher Ball vorfommen, fo könnten feine 
weitere Richter hiezu beftellt, fondern ed müßte ein ganz 
neues Richter» PBerfonal zufammengefegt werden. 

7) Snöbefondere verdient ſodann auch der in Art. 352. 
der Strafprozeß- Ordnung aufgeftellte Grundfaß, daß der 
“über. einen einzelnen Punkt gefaßte Befchluß für diejenigen 
Gerichtömitglieder, welche in der Minderheit geblieben find, 
bei ihren weiteren Abftimmungen nicht bindend ift — für 
feine Befolgung durch die Militärgerichte eine ausdrückliche 
Aushebung, weil diefe Beftimmung von fehr wefentlichem 
Werthe feyn Fann. ***) 

8) Die Führung des Protofolld über die gerichtlichen 
Verhandlungen liegt dem Auditor, fomit dem Referenten 

*) Die militärifchen Richter hierauf außdrüdlich aufmerffam zu 
machen, dürfte nicht überflüffig feyn. 

**) Siehe Knapp Strafprogeß-Drdnung und die dafelbft aub: 
geführten Beifpiele, Seite 190. 191. 

**) Vergl. Knapp, Strafprogeß-Drdnung Seite 191. 
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jelbft 06. Da derjelbe jeinen Bortrag und Antrag mit 
ichriftlicher Ausführung zu belegen hat, fo bedarf es der 
Wiederholung feines Antrags in dem Protokoll über das 
Urtheil nicht weiter, wohl aber wird das Ergebniß der 
Abftimmung der Gerichtömitglieder und der hieraus refuls 
tirende Bejchluß genau darin verzeichnet. Das Nrotofoll 
jelbft wird fofort von fänmtlichen Richtern und dem Audi— 
tor mit Vor- und Zunamen unterzeichnet, das Urtheil aber 
von dem Borftand des Gerichts und dem Auditor. Bei 
friegsrechtlichen Urtheilen wird das Privatſigill *) dieſer 
beiden Perſonen beigevrüdt. Ueber Verhandlungen bei 
dem Nevifionsgericht führt ein Sefretär das Brotofoll, 
welches von fämmtlichen Mitgliedern des Gerichts unter- 
jeichnet wird. **) 

Das Protofol und das revifionsgerichtliche Erfenntniß 
wird von dem vorfitenden General und dem Vorftand des 
Oberfriegsgerichtd unterzeichnet, und von dem Gecretär 
contrafignirt. 


9) Daß fich die militärischen —— auch nach 
den Beſtimmungen der Artikel der Strafprozeß⸗Ordnung 
355. und 356., welche andere als freiſprechende, von der 
Inſtanz entbindende oder verurtheilende Erfenntnifje aus- 
ihließen, und die Vorausfegungen für das eine und das 
andere diefer Erfenntniffe vorfchreiben, zu richten haben, 
verfteht fich von felbft. In diefer Beziehung ift jedoch fols 
gender Vorfehrift Erwähnung zu thun: 

Es diſt nämlich verordnet, daß 

a) in den Fällen, wenn vollfommen erwiefen ift, daß 
der Angefchuldigte das Verbrechen nicht habe begehen Fönnen, 
und nicht begangen habe, oder wenn eine alle Strafbarkeit 
aufhebende Einrede vollfommen erwiefen ift, — die Erflä: 
rung der Unfchuld durch ein Kriegsrecht oder nach Bes 





*) Auch die Anwendung eined amtlihen Siegeld ift geftattet. 
**) Militärifche Strafgefege Art, 158. 
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fchaffenheit des Vergehens durch eine Friegsrechtliche Kom- 
miffton auszufprechen fey. *) 

b) Daß ein. gleiches gerichtliche8 WBerfahren in ber 
Regel auch in denjenigen Fällen einzutreten habe, wenn 
weder Schuld noch Unschuld bewiefen, und Entlafjung von 
der Inftanz zu erfennen ift. 

c) Wenn indeffen der Auditor Gründe hat, ein fürms 

liches gerichtliches Verfahren für unzuläßig zu finden, welde 
darauf beruhen fönnen, daß e8 um des Beifpield willen 
gefährlich werden fünnte, den. Soldaten einerfeitd mit den 
Erforderniffen eines ftreng rechtlichen Beweifes befannt zu 
machen, andernfeits demfelben die Mängel und Gebrechen 
der Unterfuchung aufzudeden, die in der Halsftarrigfeit 
oder Berfehmigtheit des Inquifiten liegen können — fo hat 
‚ der Auditor unter Anfchluß der Akten und unter Anführung 
der Gründe, der Suftigfeftion (dem Oberkriegsgericht) 
Bericht zu erftatten, die fodann erfennt, welches Verfahren 
in der Sache ftatthaben fole. Da nach dem neueren Recht 
für Inftanzentbindung ein viel höherer Beweisgrad erfor: 
dert wird, als nach dem vor dem Erfcheinen der Strafprozeß— 
Drdnung geltenden, und hiebei nunmehr nur ein Mi: 
nimum zur Meberführung fehlen darf, fo befchränfen fid 
jene Borfchriften von felbft, weil bei einem Schwanfen 
gwifchen Inftanzentbindung und Leberweifung ein Kriegs— 
gericht zur Entfcheidung competent erfcheint, in einem Fall 
geringeren Beweifes aber die Einftellung der Unterfuchung 
ohne förmlich gerichtliche Erledigung nad) den oben ausge: 
führten Grundfäßen herbeigeführt werden wird. 

Würde der Auditor indeffen in einem Ball, der ihm 
ſelbſt zur Unterfuchung vorliegt, zweifelhaft feyn, in welchem 
Maaße ein erheblicher Beweis als erbracht anzunehmen fey, 
fo wird er die Verfegung in den Anfchuldigungsftand im 


2) Es könnte in folhen Fällen ohne Unterfheidung ded Ber: 
gehend die Beftellung einer kriegſsrechtlichen Commiſſion genügen, 
und ed wird auch, fo viel dem Verfaſſer befannt ift, allgemein fo 
gehalten. 
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Anftand belaſſen, wenn er die Unterfuchungs-Alten zu dem 
in $rage ftehenden Behuf vorzulegen für angezeigt erachtet. *) 

Die Bublifation der gerichtlichen Urtheile gefchieht 
vor demfelben Gerichtsperfonal, welches das Friegsrechtliche 
oder Friegsrechtliche Commifftons » Urtheil geſprochen hat, 
mit mehr oder weniger militärifchen Förmlichkeiten nach der 
Bedeutung der Strafe — durch den Auditor oder Regi— 
ments» Adjutanten, **) 

In Fällen, in welchen eine den Disciplinartefjort nicht 
überfteigende Strafe erfannt wird, genügt ed, wenn der 
Auditor in Gegenwart des Präſes des Kriegsgerichts das 
Urtheil verfündigt. 

Ueber die Vorſchriften, welche die Strafprozeß⸗Ord⸗ 
nung in $.366. bis 372. für Berfündigung eines Urtheils 
aufftellt, ift Folgendes zu bemerfen: 

1) Wenn durch die Militärgerichte zugleich Uber pri: 
vatrechtliche Forderungen entfchieden wird, fo ift das be— 
treffende Regiments-Commando nad) Maßgabe des Artifels 
368. und 369. verbunden, dem Befchädigten von dem Ur— 
theil Nachricht zu ertheilen, und in Straffachen, welche nur 
auf Klage anhängig werden, dem Kläger auf Berlangen 
eine Abfchrift des Urtheils zuzuſtellen. Es ift indeffen in 


*) Iſt e8 ein löblicher Fortfchritt zu nennen, daß zur Entbin: 
dung von der Inſtanz jest ein bei weitem höherer Beweis erfordert 
wird, (am beften würde diefe Bezeichnung mit ihren Folgen ganz 
wegfallen) fo fann es nicht gebilligt werden, daß derjenige, welcher 
früher von der Inſtanz entbunden worden wäre, oder gegen welchen 
der Verdacht vielleicht hätte beruben gelaffen werden müſſen, nach 
jesigem Recht freigefprohen und fomit in die Kategorie eined 
folhen geftellt werden foll, deſſen Unfchuld fich glänzend heraudges 
ttellt hat. Paffender wären daber folgende Beweidgrade angenommen 
worden, nämlich: Verurtheilung, Berubenlaffen des Verdachts (ob 
größeren oder geringeren) und Freifprehung (für den Fall der be— 
wiefenen Unfhuld). Kingeftellt oder abgebrochen follte aber die Un— 
terfuhung nur dann werden, wenn fid eine beflimmte Perfon der 
Verübung eined Verbrechens nicht verdächtig gemacht bat. 

**) Dienftreglement für die K. Württembergifhe Infanterie, 
erfte Abtheilung, Kapitel 30. $. 20. 
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legterer Hinficht üblich, dem Kläger das Urtheil auch ohne 
fein ausdrüdliches Verlangen durch. die betreffende Eivil- 
Behörde mittbeilen zu laſſen. 


2) Dagegen wird bis jest die weitere Vorſchrift der 
Eröffnung der Entfcheidungsgründe nicht angewendet, und 
die in Art. 372. getroffene Beftimmung, dem Angefchul; 
digten auf fein Verlangen von dem Erfenntniffe und den 
Entſcheidungsgründen eine Abfchrift zuzuſtellen, hätte nur 
einen befchränften Zwed, da bei Friegsrechtlichen Urtheilen, 
fobald die Reviſion und Beftätigung durch den König er: 
folgt ift, fogleich die Nechtöfraft eintritt, bei den Erfennt: 
niffen einer friegsrechtlichen Commiffton dagegen eine etwaige 
Refurserflärung fogleih nad der Verfündigung des Ur— 
theils ftattfinden muß. Sollte aber je ein folches Berlan: 
gen ftattfinden, fo dürfte demfelben zu entfprechen feyn. 


Ueber die Vollftredung der Strafurtheile, insbeſon— 
dere von Todesurtheilen, enthält die Kriegsdienft » Ordnung 
im erften Theil, 29. Kapitel $. 579. ausführliche Vor: 
ſchriften. 


Im Allgemeinen kann die Anwendung der über die 
Vollſtreckung der Urtheile in der Strafprozeß⸗Ordnung auf 
geftellten Beftimmungen beim Militär ebenfalls feinem An 
ftand unterliegen. Hiebei ift jedoch anzuführen : 

1) Wenn ein Urtheil wegen eines bürgerlichen ober 
militärifchen Vergehens vorliegt, fo follte auch dem mili- 
tärifchen Angefchuldigten nach Artikel der Strafprozeß-Ord— 
nung 431. vorfommenden Falls öffentliche Befanntmachung, 
wäre e8 au nur beim Regiment, nicht verwehrt wer 
den, wenn derſelbe freigefprochen worden ift, da. e8 einleuch— 
tet, daß dem Angeklagten von hoher Wichtigkeit feyn muß, 
wie feine Kameraden über den Ausgang einer gegen ihn 
anhängig gewefenen Unterfuchung denfen. Dagegen braudt 
dem von der Inſtanz Entbundenen und dem Verurtheilten 
weder das Erfenntniß, noch die Entfcheidungsgründe zum 
Zwed der Veröffentlichung auf feine Koften ausgefolgt zu 
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werden, indem dieſes mit feinem militärischen Verhältniß 
nicht verträglich erfcheint. 

2) Da alle friegsrechtlichen Erfenntniffe nach erfolgter 
Kevifion dem Könige vorgelegt werden, fo hat der Abfap 1. 
ded Artifel8 432, welcher von Borlegung aller Erfenntniffe 
in fchweren Fällen an den König zum Behuf etwaiger 
Ausübung des Gnadenrechts handelt, feinen Werth für die 
Militärgerichte, wohl aber ift die Beftimmung des 2. Ab- 
ſatzes, nämlich die: 

„Auch in anderen Straffällen find die Gerichte ermäch- 
tigt, von Amtswegen ihre Erfenntniffe zu gleichem Behuf 
vorzulegen, wenn der Angefchuldigte nach dem Buchftaben 
des Geſetzes eine Strafe verwirkt hat, die in auffallendem 
Misverhältniß zu feiner Verfchuldung fteht,” 

von um fo bedeutenderer Wichtigkeit für die Militärgerichte, 
weil bei militärifchen Vergehen hie und da ein folches Miß— 
verhältnig vorkommt. 

IX. Bon der Revifion und vom Refurje. 

Daß eine amtliche Revifion bei allen Friegsrechtlichen 
Urtheilen ftattfindet, ift mehrfach bemerkt worden, *) was 
dagegen die Lehre über den Rekurs betrifft, fo ift das Re— 
furd-Recht der Militärperfonen oben ein fehr eingefchränftes 
genannt worden, und aus dem bereits Angeführten geht 
zum Theil fchon felbft hervor, was von den über den Re- 
furs in der Strafprogeß-Ordnung getroffenen Beftimmungen 
feine Anwendbarkeit beim Militär findet. 

Wie weit diefelben aber von praftifcher Bedeutung für 
militärifche Angefchuldigte feyen, hierüber ift Folgendes aus— 
zuheben: 

A) Das Rechtsmittel des Rekurſes gegen Erkenntniſſe 
der Kreis⸗Gerichte ſowohl, als gegen Erkenntniſſe der Be- 
zirks-Gerichte, ſteht dem Angeſchuldigten nach Artikel der 
Strafprozeß⸗Ordnung 374. und 397. gleichförmig in Betreff 
nachitehender Verfügungen zu: 

*) Bei diefen fann fomit von einem Refurdredt von felbfl 
niht die Rede ſeyn. | 
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1) gegen Erfenntniffe, wodurch eine Strafe ausgefprochen, 
oder die Stellung des Angefchuldigten unter polizeiliche 
Aufficht verfügt wird, woferne nicht eine amtliche Reviſion 
ſtattfindet; 

2) gegen von der Inſtanz entbindende oder 

3) auf die in den Artifeln 144. bis 146: beftimmten 
Zwangsmitteln gerichteten Erfenntniffe; | 

4) gegen die Berfegung in den Anfchuldigungsftand, 
. wofern hiedurch der Angefchuldigte an der wirklichen Aus- 
übung oder dem wirklichen Genuß feiner ſtaats- oder ges 
meinbebürgerlichen Wahl» und Wählbarfeitö-Rechte gehindert 
würde, endlich, auch abgefehen von dem übrigen Theile des 
Erfenntniffes, 

5) gegen die Verfällung in die Prozeßfoften, wenn 
ein Freigefprochener zu Erftattung der letzteren verpflichtet 
worden ift, ſowie 

6) gegen die Berurtheilung zu dem Schadenderfage, 
wofern die Befchwerde - Summe 200 fl., beziehungsweile 
50 fl. überfteigt, oder das ganze Vermögen des Angefchul: 
digten ausmacht. 

ad 1) Daß ein Refurd des militärifchen Angefchuldig- 
ten gegen ein Urtheil einer Friegsrechtlichen Commiſſion 
nur dann ftattfindet, wenn die erfannte Etrafe das Did 
eiplinar-Refjort überfchreitet, ift fchon oben bemerkt worden. 
Sollte — was bei Beurlaubten vorfommen fönnte, von 
einer Friegsrechtlichen Commiſſion auf Stellung des Ange 
ſchuldigten unter polizeiliche Aufficht mit der Ausfprechung 
einer folchen Strafe, wogegen Fein Rekurs zuläffig wäre, 
erfannt werden, fo müßte dem Rekurſe ftattgegeben werben, 
weil Erfennung der Stellung unter polizeiliche Aufficht in 
feinem Ball durch regimentsgerichtlichen Beſchluß DERNARES 
werden fönnte. 

ad 2) Es fragt ſich ſodann, ob und wann ein Rekurs 
gegen von der Inſtanz entbindende Friegsrechtliche Com: 
miffions - Erfenntniffe ftattfinden könne. Dean könnte hier 
zunächit jagen, bei Entbindungen von der Inſtanz wegen 
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Bergehen, welche im DisciplinarsRefiort im Erweifungsfall 
hätten beftraft werden können, falle der Rekurs an ein 
Kriegsrecht weg. | 

Da indeffen nicht entfchieden ift, welche Strafe im Er: 
weifungsfall für ein folches Vergehen erfannt worden wäre, 
und da ein privilegium (odiosum) nicht auszudehnen ift, 
ſo dürfte — fo fehr es dem Grundſatz anfcheinend zuwider— 
liefe, was für das Mehr nicht gilt, kann auch für das 
Weniger nicht ftatuirt werden — richtiger feyn, den Rekurs 
für folche Fälle zuzulaffen, welche Enticheidung von Dem 
inneren Grund unterftügt wird, daß, wenn ein Ange: 
fhuldigter nicht das Bewußtſeyn der Verlegung in fich 
trägt, derſelbe fich ficherlich nicht einer neuen Gefahr der 
Verurtheilung ausfegen werde. Diefer innere Grund, und 
die Rüdficht auf Herftelung möglichiter Rechtögleichheit 
zwiſchen bürgerlichen und militärifchen Angejchuldigten läßt 
wünfchen, daß die Militärgerichte bei allen von der Inftanz 
entbindenden Urtheilen einen Rekurs anerfennen. Allerdings 
ſcheint Art. 140. der militärifchen Strafgefege zur Ausübung 
des Refursrechtes Die Erkennung einer Strafe vorauszu- 
fegen, wenn es heißt: „AndererfeitS hat der Angefchuldigte, 
wenn er fich durch das Erfenntniß der Commiſſion für bes 
ſchwert hält, infofern Diefed das Maaß einer Disciplinar- 
frafe überfteigt, Tas Recht, zu verlangen, daß die Gache 
zur friegsrechtlichen Entjcheidung gebracht werde.“ 

Die angeführte Beftimmung fann aber auch dahin 
ausgelegt werden, daß, ſobald eine Strafe erfannt würde, 
diefelbe dann einen Rekurs zulaffe, wenn fie das” Disci- 
plinarmaaß nicht überfteigen würde, wobei fodann für foldye 
dälle, daß eine Strafe nicht erfannt würde, die Be— 
fimmungen des gemeinen Rechts einzutreten hätten. 

ad 3) Wann ein Refurs wegen erfannter Zwangs⸗ 
mittel vorkommen könne, hievon ift ſchon oben gelegentlich 
die Rede gewefen. 

ad 4) Was diejenigen Fälle betrifft, in welchen gegen 
die Verfegung in den Anfchuldigungsftand nach den ange- 
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führten Beitimmungen ein Reknrs zulaͤſſig ift, jo iſt zu 
unterfcheiden , 

a) die Unterfuchung wird beim Regiment. geführt. 

Hier könnte von einem folchen Rechtsmittel in Feinem 
Fall gefprochen werben. | 

b) Die Unterſuchung wird von einem Oberamtsgericdt 
geführt. 

Da die Entſcheidung hierüber als Incident-Prozeß der 

Unterfuchung, weldye bis zur Epruchreife zu führen ift, bie 
fie der MilitärsBehörde zur weiteren Erledigung mitgetheilt 
wird — erfcheint, fo würde, wenn es ſich um ein an fih 
der bezirfögerichtlichen Strafbefugniß anheimfallendes Ver: 
gehen handelt, ein Refurs an das betreffende Kreisgerict, 
im andern Fall aber an das Oberfriegsgericht ftatthaft feyn. 
Würde auf der Verfegung in den Anfchuldigungsftand von 
dem Refursgericht beharrt, fo wäre das betreffende Schluß— 
Verfahren vor dem Bezirfögericht vorzunehmen, fofort aber 
die Unterfuchungs-Aften dem betreffenden Regiments-Eom: 
mando zur definitiven Erledigung zu übergeben. Würde 
hingegen der Befchluß des Bezirfsgerichts auf Verſetzung 
in den Anfchuldigungsftand mißbilligt, fo wäre die Unter 
fuchung von dem zutreffenden Obergericht einzuftellen, wenn 
nicht Nichtigfeiten eine Aufhebung jenes Befchluffes und 
Zurüdweifung der Sache an das Dberamtsgericht zur neuen 
Behandlung erfordern würden. 
. ad 5) Die Frage, ob gegen die Verfällung eines mili- 
tärifchen Angefchuldigten in die Prozeß-Koſten in dem von 
der Strafprozeß-⸗Ordnung bezeichneten Fall ein Rekurs ftatt- 
haft ift, würde dann wegfallen, wenn die Unterfuchung 
von dem militärifchen Unterfuchungsgericht geführt worden 
ift, weil für dieſe Koften der Kriegs-Fiskus eintrikt. 

Dagegen ift diefe Frage für folche Fälle, in welchen 
die Unterfuchung den Bezirfägerichten zufteht, von yprab 
tifcher Bedeutung. | | 

Es kann aber hiebei wiederum nur von Erfenntniften 
friegsrechtlicher Kommifftonen, nicht aber von kriegsrechtlich 
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abgewandelten Füllen die Rede jeyn. Bei regimentögericht- 
lichen Fällen ift nur eine einfache Befchwerde ftatthaft. 

Da Artikel 140. der militärifchen Etrafgefege für Die 
ProzeßsKoften nicht Borforge getroffen hat, die Strafprozeß- 
Ordnung aber einen Refurd wegen der Prozeß - Koften 
unabhängig von den weiteren Theilen eines Erfennt- 
niffes geftattet, jo dürfte Diefes Nefursrecht in dem von dem 
Geſetze bezeichneten Fall auch dem militärifchen Angefchuls 
digten zuzugeftehen feyn, wenn eine friegsrechtliche Com— 
miffton hierwegen eine Entjcheidung getroffen hat, durch 
welche ſich der Verurtheilte für befchwert erachtet. In diefer 
Richtung gienge indefjen bei dem in der Hauptſache Freiger 
Iprochenen, aber in die Koften Verurtheilten, der Nefurs 
richtiger nicht fowohl an ein Kriegsrecht, als an das Ober, 
friegögericht. 

ad 6) Nach den gleichen Grundfägen muß auch Die 
frage beantwortet werden, ob gegen Verurtheilung in den 
Schadens » Erfag, wofern die Befchwerdefumme 50 fl. über: 
fteigt, oder aber das ganze Vermögen des Angefchuldigten 
ausmacht, der Militär-Perfon ein Refursrecht zufteht. Auch 
diefe Frage ift nicht fo ganz ohne ypraftifche Bedeutung, 
ald man auf den erften Anblick meinen fönnte; man erins 
nere fich 3. B. an den aus Körperverlehungen erwachfenden 
Schaden. 

Außer dem Geſagten finden die Grundſätze der Straf— 
prozeß⸗Ordnung noch in folgender Beziehung für den mili— 
tärifchen Angefchuldigten weitere praftifche Bedeutung, nämlich 

B) aud beim Nefurfe gegen Urtheile militärifcher 
Spruchgerichte, erftredt fich die Wirfung deffelben (mit den 
gefeglichen Ausnahmen deßhalb) auf den ganzen Inhalt 
des Erfenntnifjes. Es wird daher, auch wenn nur gegen 
einzelne Punkte Befchwerde geführt worden ift, doch das 
Erfenntnig nach allen feinen Theilen Gegenftand der Beur- 
theilung des Oberrichters. *) 





9 Strafprogeg-Ordnung Art. 575. 
Monatfchr. f. d. Juſtupfi. XII. Wd. 3. Abth 24 
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C) Ferner wird der Angefchuldigte beim Militär eben- 
falls unmittelbar nach Verkündigung des Urtheils darüber 
belehrt, daß ihm das Rechtsmittel des Rekurſes zuiftehe, 
daß das Refursgericht das Urtheil beftätigen , mildern oder 
fchärfen Eönne, wogegen eine Belehrung über den Gnaden— 
weg und die Folgen über Betretung deſſelben nach beftehen: 
der Praxis nicht ftatuirt wird. *) 


Würde ein militärifcher Angefcehuldigter den Weg der 
Gnade auspdrüdlich einfchlagen wollen, fo würde die Re 
furseinlegung von felbft wegfallen, weil in diefem Fall 
die erfannte Strafe zu vollziehen ift. 


D) Nach erfolgter Entfagung auf das Nechtömittel des 
Rekurſes geht das Erfenntniß unmittelbar in Nechtöfraft 
über. **) 


E) Daß die Einwendung des Rechtsmittel auch beim 
Militär die Wirkung hat, daß die Vollziehung des Urtheild 
bid zu Ausgang der Sache in 2ter Inftanz oder bis zur Ers 
ledigung defjelben durch das Nevifionsgericht ausgefegt 
bleiben muß, liegt in der Natur der Sache. Die Bitte Dagegen 
eined z. B. zu einer zweimonatlichen Feftungs - Gefängniß- 
ftrafe Verurtheilten um einftweilige Ablieferung in die Strafs 
anftalt oder eine folche Verfügung von Amtswegen, wenn 
der Rekurs nur gegen die Dauer, nicht gegen die Art der 
Freiheitsftrafe gerichtet iſt, kann bei dem Militär nicht vor: 
fommen, weil der Angefchuldigte vor das Nefurs - Gericht 
in Berfon zu ftellen ift. Diefe Beftimmung der Strafprozeßs 
Drdnung verliert jedoch infoferne binfichtlich einer verurs 
theilten Militär-Perſon ihre praftifche Bedeutung, weil der 
Referent in der Sache verjelbe bleibt und beim Wegfallen 
von KRefursterminen die Erledigung eines folchen Falles 
viel rafıher vor fich gehen kann. 


F) Bei der einem militärischen Angefehuldigten erfolg: 


— —— — — — 


*) Strafprozeß⸗Ordnung Art. 377. 
”) Strafprozeß⸗Ordnung Art. 579. 
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ten Berfündigung des Urtheild kann derjelbe feine Gründe, 
aus welchen er fich befchwert erachtet, fogleich zu Protokoll 
geben, oder aber bedarf es auch Feiner foldyen Angabe von 
Gründen. 

G) Nah Maßgabe des Artikels 385. der Strafprozeß- 
Ordnung wird der militärifche Angefchuldigte, wie der bür— 
gerliche, wenigftens infolange dem eingelegten Rechtsmittel 
entjagen können, ald das Kriegsrecht nicht nach feinem Ab- 
führen in berathende Thätigfeit getreten ift. 

H) (Bon dem Rekurs des Befchädigten). *) Daß in 
den militärifchen Straferfenntniffen zugleicy im Allgemeinen 
die Berbindlichfeit zum Schadenserfaß ausgefprochen werde, 
it ein längft beftehender Grundfag. Nach den Beftim- 
mungen der Strafprozeß-Drdnung feßt diefer Ausfpruch vor— 
aus, daß die Betheiligten auf Befragen in die gleichzeitig 
mit der Entfcheivung der Etraffache erfolgende Erledigung 
ihrer Anfprüche eingewilligt haben. Ein nunmehr auch unter 
diefer Bedingung auf Schadenserfat » Verbindlichkeit ausge— 
iprochenes Erfenntniß kann dich jedoch bei den Militärge- 
richten nur auf das Dafein und nicht auch auf die Größe 
der Anfprüche des betreffenden Befchädigten erftreden. 

Bei Ffriegsrechtlichen Erfenntniffen fönnte von einem 
Refurfe des Beijchädigten von ſelbſt in Feiner Weife die Rede 
feyn, bei Erfenntniffen einer Friegsrechtlichen Commiſſion 
ließen fi) dagegen allerdings leicht Fälle denfen, in welchen 
die Erfaganfprüche die in Artifel 399. für eine Berufung 
an ein höheres Gericht erforverliche Summe von 50 fl. über: 
fteigen würden. Aber auch in diefen Fällen Tann einem 
Refurs des Befchädigten nicht ftattgegeben werben. 

Es fünnte hiebei zwar gefagt werden, es unteriwerfe 
fih der betreffende Beſchädigte für friegsgerichtlich zu er: 
ledigende Fälle, wenn er auf gleichzeitige Erledigung feiner 
Anfprüche mit dem Strafpunft feinen Antrag ftellt, — gleich- 
ſam im Compromißweg der Entfcheidung des Militärgerichtg, 


*) Strafprogeß-Drdnung Art. 387. ff. 
24* 
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umd verzichte fomit von felbft zum Voraus auf etwaige 
Rechtsmittel gegen die Entfcheidung derfelben. Allein diefe 
Vorausſetzung läßt fich um fo weniger annehmen, weil den 
Militärftrafgerichten (anders verhält es fich bei den Eivil- 
gerichten) Feine weitere Civil-Jurisdiktion zufemmen fann, 
als welche ihnen das Herkommen bisher zugeftanden hat. 
Wird fomit nicht über beftimmte Summen der Echadend- 
‚ erfagverbindlichkeit erfannt, fondern nur im Allgemeinen 
ausgefprochen, daß der Angefchuldigte fehuldig und verbuns 
den fey, Schadenserſatz zu leiften (was dem Befchäbdigten 
immerhin fchon von Wichtigkeit ſeyn kann) fo fällt auch 
die Beranlafiung einer Befchwerdeführung oder eines Re 
furfes des Befchädigten von felbft weg, indem für den Fall, 
daß der militärifche Richter über den Erfagpunft gar nicht 
entfcheidet, dem Befchäpigten fo wenig ald dem Angefchul- 
digten ein Rechtsmittel gegen diefen Beſchluß zufteht, und 
eine Berufung nur dann ftatthaft ift, wenn der Strafrich— 
ter über den Erfaßpunft materiell erfannt bat. *) 

Bon dem, was die Strafprogeß-Drdnung über das 
Verfahren in zweiter Inftanz in Artifel 388. bis 403., 
fo wie-über die Nichtigfeit8-Befchwerde in Art. 404. 
bis 409. beftimmt, feheidet fich das bei den Militärgerichten 
nicht Anwendbare zum Theil von felbft aus, z. B. was fih 
auf den Vertreter und Bertheidiger des Angefchuldigten ber 
zieht u. ſ. w. 

Hier aber folgende Bemerkungen, 1) in Betreff vor 
hbandener Mängel bei ver Entfcheidung. 


Es ift angeführt worden, daß das militärifche Erkennt: 


niß erfter Snftanz von dem höheren Gerichte beftätigt, ab- 
geändert (und zwar gemildert oder gefchärft) werden Fann. **) 

Was aber. die Aufhebung eines Friegsrechtlicen 
Gommiffions-Erfenntniffes betrifft, fo berührt der Art. 141. 


®) Siehe Knapp a.a. D. Seite 209. unten. 


*e) Strafprogeß: Ordnung Artikel 388, — Militärifhe Straf 
geſede 141. Ä 


307 
vr. militärifchen Strafgefege nur Einen Fall, in welchem 
eine Aufhebung ftattfinden foll, indem er fagt: 

Würde das Kriegsrecht eine höhere Strafe erkennen, 
ald in Artifel 138. *) feftgefegt ift, fo ift das Erfenntnig 
der Friegsrechtlichen Commiſſion al8 aufgehoben anzufehen, 
und dafjelbe muß folchenfalls zur Reviſton vorgelegt werden. 

Diejenigen Fälle nun, daß von einem Kriegsrecht das 
Urtheil erfter Inftanz wegen Nichtigfeiten aufgehoben 
werden muß, find bei Rekurſen fehr ferne geftellt, weil 
der in erfter und zweiter Inftanz allein thätig werdende 
Cachverftändige (der Auditor) einen folhen Mangel, welcher 
die Aufhebung gebieten würde, nicht wohl erbliden wird, 
biezu vielmehr die Dazmwifchenfunft eines anderen Rechts: 
gelehrten gehört, und dem nicht rechtöverftändigen Richter 
ein folcher Mangel fehr leicht entgehen kann. **) 

Bon erheblicherer Bedeutung find dagegen in vorliegen- 
der Richtung die in Artifel 388. und 389. der Strafprozeß- 
Ordnung enthaltenen VBorfchriften bei Revifion der 
Kriegsrechte, wenn eine foldhe einzutreten hat, fofern 
nicht fchon der Artifel 159. der militärifchen Strafgeſede in 
dieſer Hinſicht Vorſehung getroffen hat. ***) 

Da das militäriſche Strafgeſetz nichts darüber enthält, 
was verlegte Förmlichfeiten bei der Unterfuchung oder der 





) Dad Strafmaaß der kriegsrechtlichen Commiſſion enthaltend. 


**) 3. B. eine Unterſuchung iſt von einem inkompetenten 
Oberamtsgericht gegen einen Beurlaubten geführt worden. 


*=#), Dieſer Artikel lautet: 

Wenn das kriegsrechtliche Erkenntniß wegen verletzter Förmlich— 
keiten in der Unterſuchung oder der Entſcheidung mit einer Nichtigkeit 
behaftet iſt, oder wenn ſich weſentliche Lücken in der Unterſuchung 
offenbaren, die eine nachträgliche Ergänzung zulaſſen, ſo iſt der 
kriegsrechtliche Spruch von dem Reviſionsgericht als ungültig aufzu— 
heben, wo ſodann nach geheilter Nichtigkeit oder geſchehener Ergän— 
zung von neuem in erſter Inſtanz erkannt wird. 

Hiebei kann nach Befinden der Umſtände die weitere Unterſuchung 
einer andern Behörde, und die Entſcheidung einem andern Kriegb⸗ 
rehte übertragen werden. 
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Entſcheidung find, welche eine Nichtigkeit begründen, ſo er 
fcheinen hiefür die Beftimmungen der Strafprogeß-Drdnung 
als maßgebend. Als folche Gründe der Nichtigkeit wären 
daher bei der Entfcheidung | 

1) neben den in Artikel der Strafprozeß-Ordnung 404. 
ausgehobenen Fällen auch noch diejenigen zu rechnen, welde 
Artifel 389. der Strafprozeß-Ordnung feitfegt, und welde 
fich auf Führung der Unterfuchung durch einen unzuftän 
digen Richter, auf Unfähigkeit der Gerichtsperfonen, die 
förmliche Befegung des Spruchgerichts, gehörige Abftim- 
mung bei der Urtheilsfällung und auf unrichtige Thatum— 
fände im Vortrag oder auf faljche oder verfälfchte Akten 
beziehen. 

Insbeſondere wäre aber auch der Fall *) Bicherguniehen, 
wenn fich in Folge der von’ dem Revifionsgericht verfügten 
Ergänzungen in dem Stand der Sache eine wefentlide 
Veränderung zum Nachtheile des Angefchuldigten ergeben 
würde, **) 

Bon felber verfteht es fich, daß die ausachubeden eine 
Richtigkeit begründenden Beziehungen zunächft nach den hier: 
über beftehenden militärifchen VBorfchriften zu beurtheilen find. 
| 3. B. Bei einer Friegsrechtlichen Commiffton werden 
die Richter nicht beeidigt, u. f. w. 

2) Was fodann aber die wefentlichen Mängel bei ver 
Unterfuchung anbelangt — oder wie fie der angezogene 
Artifel der militärifchen Strafgefege 159. nennt: — wefent- 
liche Lüden — fo wäre nach Anleitung des Artikels 389. 
der Strafprozeß» Ordnung erfter und zweiter Abſatz von 
dem Militärgerichte eine von einem unzuftändigen, von 
einem unfähigen oder abgelehnten Richter geführte Unter 
ſuchung als nichtig zu betrachten. 

Hinfichtlich der Frage der Förmlichkeit der Unterfuchung 
in Betreff der in Art. 81. Abſatz 1. und 2. und Artikel 261. 


—— 





*) Vergleiche Artikel der Strafprozeß-Ordnung 391. 39. 
**) Artikel 595. der Strafprozeß- Ordnung. 
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vorgejchriebenen Unterfuhungs = Handlungen *) und derje— 
nigen Stage, ob eine Berfäumniß hierin von den Militär: 
Gerichten als eine Nichtigkeit begründende anzufehen ift, 
ift zu unterfcheiden, ob die Unterfuchung von einem Bezirks- 
Gericht oder von dem Militärunterfuchungs-Gericht geführt 
worden iſt. Im eriten Fall müßte eine folche Verſäumniß 
ebenfall8 eine Nichtigkeit mit fich führen,. wie bei Unters 
juhungen gegen bürgerliche Perſonen. Hiebei ift aber hin— 
ſichtlich der Vornahme der Schlußverhandlung ver 
ordnet worden, daß, wenn die Militärbehörde nach Ueber: 
gabe der Akten an fie wefentliche Lücken oder Mängel in 
der Unterfuchung finden follte, die eine nachträgliche Ers 
gänzung zulafien, derfelben- unbenommen fey, **) dieſe 


*) Diefelben lauten: 

Art. 81. 

Der auf Verfesung in den Anfhuldigungd:Stand gehende Be— 
ſchluß gehört zur wefentlihen Form ded Verfahrens! 

Die Unterlaffung diefer Befchlußfaffung zieht die Nichtigkeit der 
mit dem Angefchuldigten ald ſolchem vorgenommenen Berböre nach fid. 

Sf die Eröffnung ded Beſchluſſeß an den Angefhuldigten ver« 
ſäumt worden; fo muß folde, mwofern nicht das Schlußverfahren 
bereitd erfolgt ift, (Art. 255. 258. 259. 276.), nachgeholt werben. 

Art. 261. 

Die Aufnahme der vorliegenden Anfhuldigungs - Punkte in bie 
zu den Akten zu bringende Darftellung (Art. 256.) die dem Unter: 
fuhungsrichter obliegende Aufforderung an den Angefchuldigten, fich 
über diefe Darftellung zu erflären (Art. 258.), und die Vorladung 
des Mertheidigerd, wenn ein folder gewählt worden ift (Art. 256. 
Abf. 1. und 2.) gehören zu der mwefentlihen Form des Prozeſſes. 
Da: Verſäumniß derfelben zieht die Nichtigkeit ded Schluß: Verfah: 
rend mit der Wirkung nah fih, daß die Wiederholung deifelben 
von dem erfennenden Gerichte angeordnet werben muß. 

Eind dagegen in der Darftellung nur einzelne weſentliche Um— 
fände einer Anfhuldigung, deren Vorhaltung dem Angefchuldigten 
zu feiner Vertheidigung noch erforderlich ift, übergangen worden ; 
fo genügt die Nahholung ded Vorhalted in einem Verhör mit dem 
Angefhuldigten. Den fihuldigen Unterſuchungsrichter trifft neben 
dem Erfas der verurfachten Koften eine Ordnungdftrafe, wofern nicht 
der Fall ded Art. 439. ded Strafgeſetzbuches vorhanden ift. 

**) GSorpäbefehl vom 12. März 1846. 
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Ergänzungen felbft dann noch anzuordnen, wenn der bür- 
gerliche Unterfuchungsrichter das Echlußverfahren ſchon 
vorgenommen haben follte, und daß in einem folchen Fall 
der Militärrichter ein wiederholtes Schlußverfahren in 
dem Ball vorzunehmen habe, wenn durch die Ergänzungen 
ein — vom früheren Etand der Sache weſentlich verſchie— 
dened, für die Anfchuldigung, wie für die Vertheidigung 
erhebliches Ergebniß fich herausgeftellt haben follte. 

Wurde aber die Unterfuhung von dem Militärgericht 
geführt, fo kann die verfäumte Verfegung in den Anfchul: 
dDigungsftand feine Nichtigfeit begründen, weil ed bis jet 
noch an Beftimmungen fehlt, auf welche Weife ein Bejchluß 
auf Verſetzung in den Anfchuldigungsftand bei Der militär 
rifchen Unterfuchung gefaßt werden foll, und weil überhaupt 
nach der eigenthümlichen Drganifation der Militärgerichte 
die Lehre über die Verfegung in den Anfchuldigungsftand, 
wie fie die Strafprozeß-Drdnung ausführt, nur annähernde 
Anwendung finden fann. 

Dagegen fteht der wörtlichen Befolgung deffen, was 
Artifel 261. der Strafprozeß-Ordnung über die Schlußver: 
- handlung und die Aufnahme der Anfchuldigungs s Punkte 
in die zu den Akten zu dringende Darftellung und die dem 
Unterfuchungsrichter obliegende Aufforderung an den Ange: 
fchuldigten, fich über diefe Darftellung zu erflären, vorſchreibt, 
— Lediglich Fein Hinderniß für den Militärrichter im Weg. 
Die Unterlaffung diefer Handlungen würde fomit eine 
Nullität begründen, wiewohl diefes, fo viel dem Verfaſſer 
befannt, bei Unterfuchungen von militärifchen Vergehen noch 
nicht allgemein anerfannt zu werden fcheint. 

Alle anderen Mängel der Unterfuchung oder Entfcheis 
dung außer den bemerften wären nach Maßgabe des Art. 390. 
der Strafpruzeß- Ordnung, wenn ed noch gefchehen fann, 
zu ergänzen, oder aber, wenn diefes nicht mehr thunlic ift, 
fo wäre von dem Dbergericht auf die rechtliche Wirkung 
des Mangels bei Abfaffung des Erfenntniffes Rüdficht zu 
nehmen — ein Grundfag, welcher für das höchfte Militär: 
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gericht ebenjo gelten muß, wie für Sriegärechte, welche durch 
den Rekursweg herbeigeführt werben. 

3) In Hinficht der Abänderung des Urtheils und Ver— 
härfung bis zur Todesftrafe durch das höhere Gericht ent« 
halten die militärifchen Straf-Geſetze befondere Beftimmungen 
in Artifel 162, 163. 164. 165. *) 

4) Wollte eine Nichtigfeitsbefchwerde von einem mili- 
tärifchen Angefchuldigten gegen ein Commifftons » Erfennt- 
niß erhoben werden, fo wäre diefelbe fogleich nach der 
Publikation geltend zu machen, und die Cache fofort einem 
Kriegsrecht zur Entfcheidung zu übergeben. Würde biefes 
die Nichtigkeit anerfennen, jo müßte die Sache von einer 





*) Diefelben lauten: 

Art. 162. 

Fin an ſich gültiged kriegsrechtliches Erkenntniß ift dad Revi— 
fiondgericht. ermächtigt, entweder zu beftätigen, oder aber, ed fey zum 
Vortheil oder Nachtheil des Angefchuldigten, abzuändern. 

Art. 163. 

Um das friegdrechtliche Erfenntnig, wenn es nicht auf Todes— 
firafe geht, zu beftätigen, oder um daffelbe zum Vortheil ded Ange: 
ſchuldigten abzuändern, bedarf e8 bloß der einfachen Stimmenmehrheit. 

Geht dad kriegsrechtliche Erkenntniß auf Todedftrafe, fo kann 
daffelbe nur nach vorgängiger- Beftellung eines Korreferenten durd) 
eine Mehrheit von fünf gegen zwei Stimmen beftätigt werden. 

Art. 164. 

Zu einer dem Xngefchuldigten nachtheiligen Abänderung des 
friegörechtlichen Lrtheild aber wird erfordert: 

1) daß die Abänderung durch eine Mehrheit von fünf gegen 
zwei Stimmen vorläufig befchloifen ; 

2) daß fodann eined der rechtögelehrten Mitglieder zum Kor: 
teferenten beftellt, und die Sache in einer zweiten Sitzung nod 
einmal vorgetragen, und endlid) 

3) daß jener vorläufige Befhluß in der zweiten Sitzung durch 
eine gleiche Stimmenmehrheit beſtätigt werde. 

Art. 165. 

Um endlich ein kriegsrechtliches Erkenntniß bis zur Todesſtrafe 
zu ſchärfen, muß ſowohl bei dem vorläufigen Beſchluß als bei dem 
definitiven Erkenntniß (Art. 164.) Stimmeneinheit für die Tobes- 
firafe vorhanden ſeyn. 
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neuen Commiſſion vorerft wieder in erfter Inftanz verhans 
delt werden. *) 

Sollte indefien eine Nichtigfeits » Befchwerde ſpaͤter erit 
erfolgen, fo wäre die Sache dem Oberfriegs-Gericht zu Her: 
beiführung der geeigneten Verfügung vorzulegen. Wichtig: 
feitSbefchwerden gegen ein Friegsrechtliches Urtheil könnten 
nur dann vorfommen, wenn das Kriegsrecht nicht zur Re 
vifion vorgelegt wird. Iſt aber diefes der Fall, fo find 
diefelben undenkbar, weil das Urtheil des Kriegsrechts nicht 
eröffnet wird. Eben fo wenig fann ferner der Natur ber 
Sache nah von einer Nichtigfeits-Vefchwerde gegen ein 
revifionsgerichtliches Urtheil die Nede feyn, weil dieſes durch 
den König beftätigt wird. Sollte fih der mögliche Fall 
ereignen, daß eine Nichtigkeit nachgehends noch zur Sprache 
füme, fo fönnte nur im Weg der Gnade geholfen werden. 

9) Daß eine etwa vorfommende Nichtigfeit8-Befchwerde 
gegen Erfenntniffe einer friegsrechtlichen Commiffton den 
Vollzug auch der militärifchen Strafe hemme, verfteht fi 
von felbft. Dagegen wird durch Art. 140. der militärifchen 
Strafgefege **) von dem Angefchuldigten nicht verlangt, 
daß derjelbe, — wie es Art. 409. der Strafprozeß-Drdnung 
vorſchreibt, die Befchwerdegründe (Rekurs oder Nichtigfeitd 
gründe) beftimmter bezeichne, und Beweiſe hiefür anbringe. 

Gegen Friegsrechtliche Erfenntniffe etwa vorgebrachte 
Nichtigfeitsbefchwerden könnten den Vollzug der Strafe nicht 
aufhalten. 


X Bon der Wiederaufnahme der Unterfuhung. 


Ueber diefe Lehre müſſen auch beim Militär im Allge 
meinen diefelben Grundfäge gelten, welche die Strafprozeß— 
Drdnung in Artifel 410. bis 421. aufftellt. 


*) Militärifche Strafgefese Artikel 140. 

==) Der in beiden Beziehungen (ad 4. und 5.) angezogen 
hieher gehörige Theil des Artifeld 140. der militärifchen Strafgeſebe 
lautet: 

Andererfeit3 hat der Angefchuldigte, wenn er fi) durd das 
Erfenntnif der Kommiffion für beſchwert hält, infoferne dieſes dab 
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Die Beichränfungen, welche dabei eintreten, find.nach- 
ſtehende: 

1) Nach Art. 410. *) der Strafprozeß⸗Ordnung kann eine 
eingeftellte Borunterfuchung von dem Unterſuchungs— 
tichter wieder aufgenommen werden, fobald fich neue Ber: 
dachtsgründe ergeben, wofern nicht Verjährung eingetreten 
if, und nach Art. 413. wird der Unterfuchungsrichter durch 
einen Befchluß desjenigen Gerichts zu Wiederaufnahme der 
Unterfuchung ermächtigt, welches in erfter oder abändernd 
in zweiter Inſtanz auf Sreifprechung erfannt hat. Wenn 
jedoch Gefahr auf dem Vollzuge haftet, oder der Freige- 
Iprochene die Dienft» und Ehren-Nechte nicht mehr befigt, 
jo wird dem Unterfuchungsrichter die Erlaubniß ertheilt, die 
Unterfuchung fogleich wieder aufzunehmen und es wird ihm 
jodann nur eine Anzeige hievon an das erfennende Gericht 
zur Pflicht gemacht. 

Diefe Grundfäße leiden nach der eigenthümlichen Or— 
ganifation der militärifchen Einrichtungen nur analoge An— 
wendung beim Militär. 

Wäre nämlich 

a) die Unterfuchung regimentsgerichtlich eingeftellt wor: 
den, fo hätte das Negiments-Commando den Aupitor zu 
einer weiteren Unterfuchung zu bevollmächtigen, und zwar 


— — — 


Maaß einer Disciplinar-Strafe überſteigt (Art. 131.) das Recht, 
zu verlangen, daß die Sache zur kriegsrechtlichen Entſcheidung ge— 
bracht werde, was er aber ſogleich bei Kundmachung des Erkennt⸗ 
niſſes zu erklären hat, widrigenfalls dieſes zum Vollzug zu 
bringen iſt. 

*) Derſelbe lautet: 

Art. 410. 
Eine Vorunterſuchung, welche eingeftellt worden iſt (Art. 76.), 
kann von dem Unterſuchungs-Richter wieder aufgenommen werden, 
ſobald ſich neue Verdachtsgründe ergeben, wofern nicht Verjährung 
eingetreten iſt. 

Hiebei entſcheidet der Zeitraum, welcher zur Verjährung des 
Verbrechens, wie es nach den neuen Beweismitteln angezeigt iſt, 
geſetzlich erfordert wird. 
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in allen Sällen, — weil der Auditor nicht für ftch felbft 
vorſchreiten kann. Er Fönnte nur Beranlaffung nehmen, 
den Befehl des Regiments-Commandanten zur Aufgreifung 
der Unterfuchung zu befchleunigen oder in Bewegung zu ſetzen; 

b) ift die Sache durch Erfenntniß einer Friegsrechtlichen 
Commiffton erledigt worden, fo müßte ebenfalls der Regi— 
ments⸗Commandant eine neue Unterſuchung anoronen; 

c) ebenfo, wenn ein Kriegsrecht im Rekursweg entſchie— 
den hat, welches nicht zur Reviſton vorgelegt wird. In 
diefem Fall müßte aber richtiger das Ergebniß der weiteren 
Unterfuchung einem Kriegsrecht zur neuen Aburtheilung 
übergeben werden, weil ein Urtheil eines Kriegsrechts nicht 
von einer Friegsrechtlichen Commiſſion aufgehoben werden 
fann, eine folche Aufhebung aber vorausfichtlich in folchen 
Faͤllen vorlommen wird. Solchenfalls würde das Kriegs: 
recht zur Reviſion vorgelegt; 

d) wenn die Sache durch revifionsgerichtliches Erfennt: 
niß abgeurtheilt worden tft, fo wäre dem Ober-Kriegsgericht 
Meldung von der neuen ‚Wendung der Dinge zu erftatten, 
und deſſen Verfügung zu erwarten, was fofort in der Cache 
weiter zu gefchehen habe. | 

2) (ad Artifel der Strafprogeß-Ordnung 416.) *) 

Don einem Recht des Verurtheilten, Die Wiederauf- 
nahme der Unterſuchung zu verlangen, könnte beim militä- 
rifhen Angefchuldigten dann gefprochen werden, wenn die 
Unterfuchung durch regimentögerichtliches, kriegsrechtliches 
Commiffiond- und durch Friegsrechtliches Erfenntniß erledigt 
worden tft, — wofern das Kriegsrecht nicht zur Reviſion vorge: 
legt worden ift, nicht aber dann, wenn ein revifiondgerichtliched 
mit Beftätigung des Königs (oder von dem in mit defjen Namen 





— — 


*) Art. 416. lautet: 

Der Verurtheilte iſt zu jeder Zeit, ſelbſt nach erſtandener 
Strafe berechtigt, die Wiederaufnahme der Unterſuchung zu verlan— 
gen, wenn er neue, in den Alten noch nicht vorkommende Beweib— 
mittel anzugeben vermag, womit die Grundlofigkeit der Verurthei— 
lung oder eine verminderte Schuld dargethan werden fann. 
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bevollmächtigten Kriegsminifter) verfehenes Erfenntniß_ers 

folgt it. In letzterem Sal fönnte nur im Weg der Gnade 
geholfen, und müßte deshalb eine derartige Bitte des Ver— 
urtheilten im Inſtanzen-Gang dem Kriegsminifterium zur 
weiteren Verfügung vorgelegt werben. 

Daß nach Maßgabe des Artikels 417. der Strafprozeß- 
Ordnung, *) ein Gefuh um Wiederaufnahme der Unter 
fuhung den Fortgang der angetretenen Freiheitsftrafe auch 
bei dem militärischen Verurtheilten hemme, wird nicht beans 
ftandet werden können, wenn 

a) die Unfchuld oder doch eine folche Verminderung der 
Strafbarfeit des Verurtheilten, welche das Herabfteigen von 
der erfannten Zuchthausftrafe oder Arbeitshausftrafe (bei 
dem Militär der derfelben gleichgeftellten Feftungs » Arbeitds 
Galioten-Strafe) wahrfcheinlich gemacht ift, oder 

b) wenn dem Geſuche eines zu Gefängniß Verurtheil- 
ten entfprochen wird (Strafprozeß - Ordnung Artifel 418, 
Abfag 1.) und derfelbe bis zur Entfcheidung auf freien 
Fuß geftellt werden kann. Jedoch Fann hier nicht das 
früher erfennende Gericht deßhalb wieder zufammen> 
berufen werden, um hierüber zu erfennen. Es ift vielmehr, 
wenn ein folche8 Gefuch bei dem Negimente eingelangt, und 
der Verurtheilte durch eine Friegsrechtliche Commiffion **) 


*) Derfelbe lautet: 

Das Gefuh um Wiederaufnahme der Unterſuchung hemmt 
den Fortgang der angetretenen Freiheitdftrafe: 

1) wenn die Unfchuld oder doch eine folhe Verminderung der 
Strafbarkeit ded WVerurtbeilten, melde dad Herabfleigen von 
der erfannten Zuchthaus: oder Arbeit2haudftrafe zum Gefäng« 
nijfe begründen könnte, nad dem Ermeſſen des erfennenden 
Gerichte bereitd mwahrfcheinlich gemadt ift; oder 

2) wenn dem Geſuche eined zu Gefängnig Verurtheilten ent— 
fproden wird (Art. 418. Abf. 1.) und derfelbe bid zur Ent: 
Scheidung auf freien Fuß geftellt werden fann. 

+) Bei regimentögerichtlic- erledigten Fällen muß ein folches 
Geſuch audgeſchloſſen ſeyn, weil für folhe nah beſtimmtem Auß« 
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oder ein nicht zur Reviſion gelangted Kriegsrecht condems 
nirt worden ift, an dem Regiments - Commando, hierüber 
nach einverlangtem Gutachten des Auditors eine Berfügung 
zu treffen; in zweifelhaften und wichtigeren Fällen ift aber 
die Sache zur Herbeiführung einer Entfchließung dem Ober: 
friegögericht vorzulegen. 

Wenn dagegen eine Interfuchung durch revifionsge 
richtliche8 Urtheil ihre Erledigung gefunden hat, fo wären 
die Aften dem Kriegs-Minifterium vorzulegen, welches das 
Dberfriegsgericht um Gutachten in der Sache zur weiteren 
Verfügung angehen wird. 

Ein zu Kreisgefängniß Berurtheilter könnte im Falle 
des Artifeld 417. Abſatz 2. füglich bis zur weiteren Ent: 
fcheidung dann zu feinem Regiment zurüdgewiefen werden, 
wenn die weitere Anterfuchung nicht dem Gerichte der 
Strafanftalt übertragen würde, in welchem Ichteren Fall er 
als Kreis: ®efangener zurüdbehalten würde. 

3) Daß nach Maßgabe des Artifels 420. der Straf 
prozeß Ordnung *) auch beim Militär nach Volführung 
der Unterfuchung, wenn über ein abgeurtheiltes Verbrechen 
diefe wieder aufgenommen worden ift, ftetS ein neues Er 
fenntniß zu fällen ift, verfteht fich "von felbft, und zu 
Fällung des neuen Erfenntnifjes ift das gleiche Perſonal 
zu beftellen, welches das frühere Erfenntniß gefällt hat. 


ſpruch des Gefeget nur ein Befchwerderecht nach erftandener Strafe 
ftattfindet. 

*) Derfelbe lautet: 

Wenn über ein abgeurtheilted Verbrechen die Unterſuchung 
wieder aufgenommen wird, fo ift nah Vollführung derfelben ftet 
ein neues Erfenntniß zu fällen. 

Diefe Vorfhrift findet auh dann Anwendung, wenn daB ve: 
rige Urtbeil im Gnadenwege gemildert worden ift; doch muß folden: 
falld dad neu gefhöpfte Erfenntniß vor deifen Vollziehung zum Be: 
buf der etwaigen Ausübung ded Beanadigungdrechteß vorgelegt werden. 

- Gegen dad neue Erkenntniß, wofern e8 von dem Richter erfler 


Inſtanz gefällt worden ift, fo wie gegen einen Beſchluß des letzteren, 


wodurch dad Gefuh um Wiederaufnahme der Unterfuhung verwor: 
fen wird, findet dad Rechtömittel des Rekurſes Statt. 
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Das folchenfalls neu gejchöpfte militärgerichtliche Er— 
fenntniß wird aber vor deſſen Vollziehung von felbft und 
an fih fehon entweder dem König (und dem in deſſen Na- 
men Beauftragten) oder dem Regiments» Befehlhaber zur 
Ausübung des Milderungsrechts vorgelegt. 

Daß gegen ein neues Friegsrechtliches Commiſſions— 
Urtheil das Rechtsmittel des Nefurfes gerade in der Weife 
tattfindet, wie gegen ein erſtmals gefälltes, bedarf feiner 
weiteren Erörterung; ebenfo Har ift es ſodann, daß ein 
Rekurs gegen einen Befchluß der betreffenden Militärbehör: 
den in Hinficht der Wiederaufnahme der Unterfuchung nach 
den deshalb oben aufgeftellten Grundfäten wegfällt. 


xl Bon der einfachen Befchwerde. 


“ Ueber das Necht zur Befchwerdeführung der Militärs 
perfonen im Allgemeinen enthalten die 88. 131. ff. des 
9, Kapiteld des erften Theild der allgemeinen Kriegs: 
dienft- Ordnung genauere Beitimmungen. Daß dem Sols 
daten auch Hinfichtlich vorfommender ihn etwa befchwerenz 
der Unterfuchungshandlungen, ein ungefchmälertes Recht 
der Befchwerde bei der vorgefegten Behörde zuſtehe, verfteht 
ich von ſelbſt. Von fchriftlicher Beſchwerde kann jedoch 
dann nicht die Rede feyn, wenn die Unterfuchung beim 
Militär geführt wird. Wenn diefes aber nicht, fo Tann 
fich die Militärbehörde nicht dafür competent anfehen, *) 
und die nicht präfente Mannfchaft fteht in allen Beziehun- 
gen den bürgerlichen Angefchuldigten gleich. 

Was die präfente Mannfchaft anbelangt, ſo fällt zu: 
nächft, da bei Disciplinarfällen der Geftrafte erft nach er- 
tandener Strafe das Recht hat, bei dem höheren Vorge— 
feßten deſſen, der die Strafe verfügt hat, Befchwerde zu 


*) Es if indeffen einem Beurlaubten im Allgemeinen geftattet, 
einzurüden, feine Angelegenheit feinem Commando vorzutragen und 
um deffen Verwendung zu bitten, wenn er gegründeten Anlaß zur 
Beſchwerde gegen eine bürgerlihe Behörde hat. ( DVerbaltungdvor: 
fhrift für beurlaubte Soldaten und Ilnteroffiziere. $. 7.) 
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führen, biebei eine Bejchwerde während des Laufes der In 
terfuchung weg. | 

Bei anderen Fällen ift aber in Betreff der Frage, wer 
die zunächft vorgefegte Behörde fey, an welche eine Befchwerde, 
die fi auf eine militärgerichtliche Unterfuchung bezieht, zu 
bringen ift, zu trennen. 

1) Es handelt fi) *) von Befchwerden über Verzö— 
gerung und Verweigerung der Etrafrechtspflege. **) 
Die Befchwerden über Verweigerung der Strafrecht 
pflege find gegen das Negiments-Commando gerichtet, und 
die Befchwerveführung geht fomit in dieſem Fall an das 
Brigade- Commando ; Befchwerden aber wegen Verzöge 
rung find nur dann gegen das Regiments-Commando ge 
richtet anzufehen, wenn die Unterfuchung noch nicht begon, 
nen hat, und in ihrem Laufe Verzögerungen vorfommen. 
Im andern Fall wird fich der für beſchwert Erachtende auf 
dem vorgefchriebenen Weg zum Rapport bei feinem Com: 
pagnie-Coummando melden, und feine Anliegen zum Regiment 
Gommando gelangen laffen, oder wenn er verhaftet ift, bei 
dem dienſthabenden die Arreftlofale vifitirenden Offizier 
Klage führen. | 

2) Was die Befchwerben über einzelne richterliche Ver— 
fügungen anbelangt, ***) fo ift bei diefen zu unterfcheiden 
zwifchen folchen, welche auf ausprüdlicher Anordnung ded 
Regiments: Commando beruhen, (G. B. eine angeordnete 
Verhaftung), und anderen, bei welchen das Regiments— 
Commando nicht mitwirkt, was bei allen auf den innern 
Gang der Unterfuchnng fich beziehenden Unterfuchungshands 
lungen der Fall ift. 

Bei den erftgenannten Fällen geht das Beſchwerderecht 


— 





2) Vergleihe Strafprozeß- Ordnung Artikel 422. 
«6) 3. B. ein Verhafteter wird längere Zeit nicht vernommen, 
oder die nöthigen Schritte für Wiederaufnahme einer Unterſuchung, 
um welche eine Militärperſon gebeten hat, werden nicht eingeleitet. 
*5) Strafprozeß⸗Ordnung Artikel 423. fi. 


36H 


an das BrigadesCommando, im lebteren an das Regiments- 
Commando. 

Würde der Angeſchuldigte ſich über einen der bei der 
Unterſuchung anweſenden Offiziere beſchweren, oder aber 
über den Unterſuchungs-Richter, fo würde ihm hiefür un— 
weigerlich das Protokoll offen ftehen, und eine Beſchwerde 
über erftere müßte von dem Regiments» Commando, eine 
folhe aber über leßteren von dem Oberfriegsgericht, welchem 
der Auditor in Dienftfachen unmittelbar untergeordnet ift, 
erledigt werden. | 

Misbrauch des Rechts zur Befchwerde muß beim Mis 
itär, wie fich von felbft verfteht, ftreng verpönt feyn, und 
ebenfo wird Befchwerdeführung mit Umgehung der Inftans 
jen beftraft. 

XII. Bon den Prozeß-Koften. 


Die Koften, welche aus der Führung eines Gtrafpro- 
zeſſes entſtehen, übernimmt der Kriegs: Fiskus, fobald die 
Unterfuchung bei dem Negiment geführt wird, — und zwar 
die Regiments-Kaſſe. *) 

Für Diejenigen Koften aber, welche durch oberamtsge> 
richtliche Unterfuchungen erwachfen, gelten durchaus die 
Örundjäge der Strafprogeß- Ordnung Art. 441. ff. 

Bei folchen Unterſuchungen, bei welchen militärifche 
und bürgerliche Angefchuldigte mit einander verwidelt find, 
befteht die WVorfchrift, daß das Oberfriegsgericht dann mit 
dem betreffenden Kreisgerichtöhof gemeinfchaftlid über den 
Koftenpunft zu erfennen hat, wenn entweder militärifcher 
Seits Friegsrechtlich und revifionsgerichtlich, oder auf ber 
bürgerlichen Seite durch den Gerichtshof erfannt worden ift. **) 

In allen übrigen Fällen hat das Regimentd-Commando 
in®emeinfchaft mit dem betreffenden Oberamts-Gericht über 

*) Vergleiche 5. Hauptflüd des adminiftrativen Theils der alls 
gemeinen Kriegddienft-Ordnung $. 100. Punkt 3. 

**) Könnten fih diefe Stellen nicht vereinigen, fo würde die 


Sache zur Entfcheidung des Geheimenraths ermachfen. 
Ronatfchr. f. d. Juftispfl, XII, Bd 3: Abth. 25 
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den Koftenpunft zu erfennen, und nur in dem Fall, daß 
fih Diefe Behörden über die Vertheilung der Koften nicht 
follten vereinigen können, erwächst die Sache zur gemein: 
fhaftlichen Entjcheivung des Sreisgerichtshofs und des 
Oberkriegsgerichts. 

Bei der Abfaſſung des Urtheils bleibt deshalb der Ko— 
ſtenpunkt einſtweilen ausgefegt, was natürlich in dem Fall 
nicht nothwendig erfcheint, wenn das bürgerliche Gericht 
bereit3 mit Mittheilung der Unterfuchungs-Aften feine Vor: 
Ihläge in Betreff der Vertheilung der Koften Fund gegeben 
hat, und die Friegsrechtliche Commiſſton oder das Regi- 
mentögericht mit diefen Vorfchlägen ſich einverftanden er 
Hären kann. 

Die Koftenbereinigung von Seiten der Militärbehörde 
ift in Betreff der oberamtögerichtlich geführten Unterſu⸗ 
chungen durch die Beftimmungen des Corpsbefehls vom 
13. Mai 1844 fehr vereinfacht worden. 

Nah dem mit dem Juſtiz-Miniſterium getroffenen 
Uebereinfommen, follen nämlich die Koften, welche durd 
von den Eivilgerichten geführte Unterfuchungen entitehen, 
von dem Eivilinquifitiond-Fonds gegen Erfaß von den Schul—⸗ 
digen, wenn und foweit folche zu deren Bezahlung verur- 
theilt find, und fie diefelben zu erftatten vermögen, beftritten 
werden. Die Koftend » Berzeichniffe von dergleichen Unter: 
fuchungen werden daher von den Eivil-Behörden nicht mehr 
den Gommandoftellen übergeben, und eine Defretur derfelben 
auf die Oberfriegsfaffe findet nicht mehr ftatt. Dagegen 
find, fobald die Unterſuchung von der Militär «Behörde er- 
ledigt ift, fämmtliche Akten derjenigen Eivil-Behörde, melde 
die Unterfuchung geführt hat, zur Einleitung der Koftend: 
Defretur auf den EivilinquifitiondsKoftenfonds zurüdzugeben, 
und wenn der Verurtheilte ein Gautiond- Kapital als Ein 
fteher befigt, fo ift bievon auf dem obrigfeitlichen Vermö— 
hgens⸗Zeugniſſe, welches immer zu den Akten zu bringen it, 
der geeignete Beifat zu machen. Nach erfolgter Defretur 
der Koften erhält die Militär-Behörde die Akten wieder zurüd. 


| =. 0 


Eine Zujcheidung der Koften auf den Kriegs: Fiskus 
findet in folchen Fällen nicht mehr ftatt, fondern es fallen 
die Koften, wenn und fo weit eine Verurtheilung in Die: 
jelben nicht erfolgt, von da an dem Bivilinquifitions-Koften- 
fonds zur Laft. 

Noch verdienen aber folgende Beziehungen eine weitere 
Erörterung; nämlich) es fragt ſich: 

1) Was hat zu gefchehen, wenn eine Verfegung in 
den Anfchuldigungs- Stand nicht erfolgt, fondern ‚die Vor: 
unterfuchung eingeftelt wird, und dem Verdächtigen (oder 
einem Dritten) die Koften ganz oder theilweife zugufcheiden 
find, weil fie diefelben auf eine fehulphafte Weife verans 
laßt haben? *) 

Hier wird zu unterfcheiden feyn: 

a) Es handelt fih von einem der bezirksge— 
rihtlichen Strafbefugniß anheimfallenden Ber: 
gehen. *%) 

Wenn bier die Koften theilweife oder ganz dem Ber; 
dächtigen aufgebürdet werden wollen, oder aber einem Drits 
tn — (einer Militärperfon ), fo wird zu fagen feyn: Da 
die VBerurtheilung in die Koften nicht fowohl als ein Ausflug 
der Criminal» als der Biviljurisdiftion erfcheint, fo ift 
ed nicht zu beanftanden, wenn das Bezirfögericht die Koften- 
verbinplichkeit ausfpricht, da alle Militärperfonen ihre Ei- 
viljurispiftion (mit geringer Ausnahme) vor den Civilge— 
richten haben. ***) | 

Auch verhält fich die Entſcheidung über die Koften zur 
anderweitigen Entfcheidung, ‚wie die Nebenfache zur Haupt: 
fache, und wem die legtere — Einftellung der Unterfuchung 





®) Der andere Fall, wenn die Koften Niemand zugeſchieden wer: 
den können, beantwortet fih nach den erwähnten Vorſchriften ein- 
fach von felbft. 
#3) Artifel 76. der Strafprozeß⸗Ordnung. 
see) Siehe deöhalb die Verordnung vom 44. März 1845, Reg.- 
Blatt Nro 14. ©. 111. ff. 
25% 
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zufteht, dem wird auch die erftere zukommen müflen. *) 
Endlidy wäre ed unter Umftänden, 3.3. wenn fehr umfangs— 
reiche Akten vorlägen, eine überflüffige Mühe der Militär: 
behörbe, diefe Akten deßmwegen genau fennen zu lernen, um 
dem betreffenden militärischen Angefchuldigten etwa einen 
geringen Theil der Unterfuchungsfoften zuzufcheiden. **) 

b) Es handelt ſich von einem der Strafbefug- 
niß des Bezirfögerichts entzogenen Verbrechen und 

a) das Oberfriegsgericht ift mit dem Befchluß des Br 
zirfögericht8 wegen Einftellung der Unterfuchung und über 
etwaige Zufcheidung der Koften einverftanden, jo behält es 
hiebei fein Bewenden, und dem Angefchuldigten kann ein 
weitered Rechtsmittel nicht zuftehen. 

B) Wenn aber das Oberfriegsgericht wegen des Koſten— 
punft8 nicht einverftanden ift, oder das Eivilgericht nicht 
deßwegen in Antrag geftellt hat, fo fpricht das erftere ent- 
weder für fich die Berurtheilung in die ganzen oder theils 
weifen Koften aus, oder aber hebt daſſelbe den dahin ge 
henden Beichluß des Oberamts-Gerichts auf, und die Koften 
fallen dem Eivilinquifitions-Koftenfonds zu. 

2) Es kann der Fall vorfommen, daß ein Bezirksgericht 
eine Militärperfon wegen verfchiedener Vergehen in Unter— 
fuhung zieht, diefelbe wegen mehrerer folcher einftellt, wegen 
eines weiteren Bergehens aber die Akten zur Urtheilsfällung 
dem Regiments-Commando mittheilt. 

Hier follte ein Bezirksgericht in allen Fällen einen Bes 
ſchluß wegen der Koftenzufcheidung um fo mehr unterlafien, 


*) Tedenfalld würde die Militärbehörde etwa zur Verurtheilung 
in Unterfuhungskoften mitgetbeilte Alten dann der Civilbehörde un: 
bedingt wieder zur eigenen Erledigung des Koſtenpunkts zurüdgeben 
müffen, wenn ein Militär in eine linterfuchung mit bürgerlichen 
Perfonen verwidelt if, und ein Fall der Abtretung vorliegt, melden 
daB Civilgericht überfeben hat. 

**) Gegen ſolche Entfheidungen des Civilgerichts findet fein 
Rekurs, fondern nur eine einfache Befchwerde (und zwar richtiger 
an den Kreidgerichtöhof und nicht an daB Oberkriegsgericht ftatt.) 
Dergleihe Strafprogeß-Ordnung Art. 374. Ziffer 5. 
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weil das Kriegsgericht überhaupt nicht an den etwa ſchon 
. gefaßten Befchluß des Bezirkögerichts wegen Einftellung der 
Unterfuhung gebunden feyn fann, und letzteres wird wegen 
der Koften eine weitere Entſcheidung der Militaͤr⸗Behoͤrde 

uͤberlaſſen müſſen. 

Würde aber doch ein folcher Befchluß des Bezirfögerichts 
auf Zufcheidung von Koften vorkommen, fo kann denfelben 
dad Kriegsgericht, in fo weit es nicht damit einverftanden 
it, aufheben, wenn es aber damit einftimmt, wird es den 
Inhalt deſſelben aufs neue feinem lrtheile einverleiben. 
Dem Angefchuldigten könnte folcyenfalls im höchften Fall 
nur der militärifche Rekurs (bei Friegsrechtlichen Commiſ— 
fons-Erfenntniffen) zuftehen. 

3) Es befteht in der Hinficht eine Ungleichheit zwifchen 
dem präfenten und nicht präfenten Soldaten, daß der erftere 
„ B. wegen einer nach dem bürgerlichen Strafgefeßbuch zu 
beitrafenden Körperverlegung beim Regiment in Unterfuchung 
gezogen und längere Zeit verhaftet wird, dieſe Haft, fo wie 
die Unterfuchung aber mit lediglich feinen Koften für ihn 
verbunden ift, während der nicht Bräfente, wenn er der Be- 
deutung nach wegen ganz gleichen Vergehend von einem 
Bezirfsgericht in Unterfuhung gezogen wird, feine öfters 
nicht unbedeutende Haft» und Unterſuchungs-Koſten zu be- 
zahlen hat. Solchenfalls wäre wohl geboten, daß die Kriegs- 
gerichte bei der Strafbemeffung auf eine vorfommende 
Verbindlichkeit zu Bezahlung der Haft und Unterjuchungs- 
Koften Bedacht nehmen. Es dürfte aber auch in Betreff 
der Koften der Haft die Eonfequenz erfordern, daß, bei 
einem ganz oder theilweife unverfchuldet erftandenen Sichers 
heit3-Arreft einer Militärperfon im bürgerlichen Gefängniß, 
wenn er in die Strafe eingerechnet wird, die Koften für 


diefe Dauer des Sicherungsarrefted nicht dem Angefhuldige 


ten angemuthet werden. 

4) E8 fommt nicht felten der Fall vor, daß ein Eol: 
dat oder Unteroffizier im Urlaub wegen eines Vergehens 
in Unterſuchung gezogen, derſelbe aber nn des Laufe 


374 


der Unterfuhung zum Regiment einberufen wird, che die 
Unterfuchung vollendet iſt. In diefen Fällen würde 
fich die Frage aufwerfen, wie ed hier mit der Koftenver- 
urtheilung zu halten fey, vorausgefegt, daß von einer ſolchen 
überhaupt die Rede feyn kann. *) 





— — — 


») Die Art. 441. und 442. der Strafprozeß-Ordnung lauten: 


Für die Koften eined Strafprozeifed, melde auf die Unter 
fuhung, die nothwendige Vertheidigung, die Entfcheidung und Ur 
theildvollftredung verwendet werden, haftet zunächft derjenige, welder 
fie durch fein Verfchulden veranlafßt hat. 

Weder der Freigefprochene oder aus einer Vorunterſuchung Ent: 
lajfene, nocd der von der Inſtanz Entbundene find zur Erftattung 
der Prozeftoften verpflichtet, audgenommen, wenn und fomweit ſie 
foldhe durch eigened Verſchulden veranlaßt haben. 

Wer in Strafe verurtheilt wird, bat die Koften der Inter 
fuhung und Beftrafung feined Verbrechen? zu tragen, fo meit lie 
nicht durch Dritte verichuldet find. 

Der Außdrud des Gefeged: in Strafe verurtheilt, dürfte etwa! 
ungenau genannt werden. 

Es ift 3. B. Jemand wegen Wibderfesung gegen Landjäger in 
- Unterfuhung gezogen worden, die Unterfuhung hinſichtlich dieles 
Verbrechens wird aber eingeftellt, dagegen wird Inkulpat wegen 
Ueberfohreitung der Polizeiftunde und Störung der nächtlichen Ruhe 
zu einer Gefängnißftrafe von ein paar Tagen verurtheilt. 


Soll nun wegen diefer Strafe der Angefchuldigte auch die Koflen | 


der wegen Widerfegung geführten Unterfuhung zu bezahlen verbun: 
den feyn? Gewiß nicht! fondern der Außdrud des Gefeged: mer 
in Strafe verurtheilt wird, fann nur dahin gemeint feyn, daß ber 
Angefhuldigte die Koften der Unterfuchung wegen dedjenigen oder 
derjenigen Verbrechen auf fih zu leiden habe, wegen deffen oder 
wegen beren er zur Strafe gezogen worden ift. Ob aber felbft in 
diefer Allgemeinheit der gedachte gefenlihe Ausdrud zu nehmen, 


möchte ebenfalld nicht über allen Zweifel erhaben feyn. Es mir | 


3. B. Jemand wegen Verdachts eined außgezeichneten Diebftahl 
im Betrag von 2fl. inlinterfuhung gezogen, die IUnterfuchung aber 
hinſichtlich des Verdachts der Auszeichnung eingeftellt, Inkulpat da 


gegen wegen (derſelben Handlung) einfachen polizeilich ſtrafbaren 


Diebftahld zur Strafe verurtheilt. In ſolchen Fällen die Koſten 
der Unterſuchung dem Angeſchuldigten zuzuſcheiden, könnte untet 
Umſtänden ſehr unbillig erſcheinen. Da nun ein Angeſchuldigtet 
wegen vieler Vergehen ſich zugleich in Unterſuchung befinden, und 
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Diefe Frage beantwortet fich dahin, daß der Angeflagte 
in jo weit die Koften des Prozeſſes felbft zu tragen hat, 
ald diefelben Durch die Führung der Unterfuchung bei ber 
Einilbehörde aufgewachfen find. 

5) Schließlich fpricht der Verfaffer den Wunfch aus, 
dag die Oberamts + Gerichte, welche um Bornahme von 
Subfiviarverhören *) und dergl. von der Militärbehörbe 
angegangen werden, die hierüber aufgewachfenen Koften 
immer gleichzeitig mit den aufgenommenen PBrotofollen mits 
theilen möchten, um deswegen nachträgliche Requifitionen 
überflüfftg zu machen. Bei einem fleineren Betrag, welcher 
borausfichtlich Feiner Beanftandung **) durch die Militärs 
behörde unterliegen kann, dürfte es als das Zweckmaͤßigſte 
erfeheinen, wenn der Betrag brevi manu von der Poft nach» 
genommen würde. 

[(Fortfesung im nächſten Heft.) 





2) Veber die Solgen der Unterlaſſung eines 
Schluß- Verfahrens in Straffällen, welche nicht 
unter die Kategorie der ſchweren fallen. 
(Bon Herrn Dr. Miller in Stuttgart). 


In „fchweren” Straffällen fteht ed fowohl dem Re- 
ferenten 
Strafprogeß-Drdnung Art. 263. Abf. 1. 
ald dem Staats-Anmwalte 
Ebendafelbft Art. 266. 


mehrere Zeugen über mehrere Vergeben zugleich vernommen were 
den fünnen und dergleihen, wegen deren aller ein Angefhuldigter 
niht in Strafe verfällt, fondern nur wegen bed einen oder anderen, 
fo ift e8 Pflicht deB Richters, forgfältig zu erwägen, in mie weit 
die Koften dem Angefhuldigten aufzubürden feyen. 

*) Welche aus Rüdfiht für die militärifhen Verbältniffe im- 
mer fobald ald möglich erledigt werden mödten. 

“*) Daß der Militärbehörde hierüber die Rebiſion und Defretur 
zuſteht, verfteht fih von felbft. 
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frei, auf ein freifprechendes Urtheil vor erfolgtem Schluß: 
Verfahren anzutragen, und wenn das Gerichtsfollegium 
diefem Antrage beitritt, fo unterbleibt das (öffentliche) 
Schlußverfahren. 

a. a. D. der Strafprogeß:Drdnung. 

In denjenigen Straffällen nun, welche die Strafprozeß— 
Ordnung als „geringfügige“ und als „höhere“ bezeichnet, 
vereinigt der Unterfuchungsrichter,  wenigftend dann, wenn 
die Entfcheivung dem Bezirfögerichte zufteht, in fich die Rolle 
des Referenten und des Anflägers, Fonfequenter Weife und 
um manche überflüffige Echlußverhandlungen abzufchneiden, 
ſollte daher in diefen Fällen dem Unterfuchungsrichter, wenn 
er in Folge irgend welcher im Laufe der Haupt: Unter 
fuchung eingetretener Umſtände weder ein verurtheilendes, 
noch ein von der Inſtanz entbindendes Erfenntniß für be 
gründet erachtet, frei ftehen, einen Antrag auf Freifprechung 
an das Bezirksgericht zu ftellen oder (fall8 das Kreisgericht 
zuftändig ift) die Akten Ddiefem unter Darlegung feiner 
rechtlichen Anficht vorzulegen. Allein die Strafprozeß-Ord— 
nung Art: 256— 260. enthält eine folche Vorfchrift nicht, 
fie fcheint vielmehr in „höheren“ Straffällen abfolut die 
Einleitung eines Echlußverfahrens (fomit auch die oft fehr 
mühevolle Entwerfung einer Darjtellung der für die An: 
ſchuldigung und für die Vertheidigung erheblichen Umstände) 
zu gebieten, ohnerachtet doch gewiß dem Rechte des Ange: 
jchuldigten nicht der mindefte Eintrag gefchehe, wenn er 
ohne Schluß-Verfahren freigefprochen würde. *) 

Allein Einfender ift der Anficht, daß auch bei den 
Beitimmungen des jetigen Prozeß-Geſetzes durch das ange: 


*) Lestere Bemerkung gilt jedoch blo3 für die ‚‚geringfügigen‘ 
und „höheren“ Straffälle, bei welchen dad Schluß «Verfahren ein 
nicht öffentliched tft; bei den „ſchweren“ Straffällen, wo da3 
Schlußs Verfahren ein öffentliches ift, follte der Angefchuldigte deifen 
Abhaltung unter allen Umſtänden verlangen fünnen, da ihm fehr 
viel daran liegen kann, öffentlih vor feinen Mitbürgern als ein 
Unſchuldiger dargeftellt zu werden. 
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deutete Verfahren des Unterfuchungsrichters , welches gewiß 
der Zweckmäßigkeit und Kürze fehr entfprechen würde, Feine 
Nichtigkeit entftünde. » 

Denn wenn man auch den Schluß, daß, da in fchweren 
Straffälfen ein freifprechendes Erfenntniß ohne vorherge- 
gangenes Schluß + Verfahren ausgefprochen werden Fünne, 
dieß noch mehr in geringfügigen und höheren Straffällen 
ftatthaft feyn müffe, verwerfen und fih an den Buchftaben 
des Gefeges halten (ſomit dem Unterfuchungsrichter auch 
in Faͤllen, wo er ein’ freifprechendes Urtheil mit Gemwißheit 
vorausfteht, die Abhaltung eined Schluß - Verfahrens vor: 
ichreiben) wollte: fo fähe man fich Doch vergeblich nach einer 
Beftimmung in unferem Prozeß-Geſetze um, welche ein auf 
diefe Art zu Stande gefommenes freifprechendes Erfenntniß 
für nichtig erflärte. Es findet fi nämlich in Beziehung 
auf das Schluß - Verfahren nirgends eine ähnliche Beftim- 
mung, wie folche ver Art. 81. Abf.1. und 2. der Strafprozeß- 
Ordnung rücfichtlich des Befchluffes auf die Verfegung in 
den Anfchuldigungs- Stand enthält, vielmehr gibt der Art. 261. 
Abf. 1. nur Beftimmungen darüber, welche einzelne Bes 
ftandtheife innerhalb des Schluß-Verfahrend wefentliche 
und im Unterlaffungsfall eine Nichtigkeit dieſer Handlung 
bewirfende ſeyen; Beftimmungen, die natürlich da nicht 
Pag greifen fünnen, wo das ganze Schluß - Verfahren 
ſelbſt deßhalb überflüffig ift, weil auf ed weder ein ver- 
urtheilendes noch ein von der Inftanz entbindended Erfennte 
niß gebaut werden fol. *) Ebenfo enthalten die Art. 389. 
und 404. der Strafprozeß-Ordnung feine hierher gehörigen 
Beitimmungen. 


“) Bei einer neuen Redaktion der Strafprozeß-Drdnung dürfte 
übrigen® ber Art. 261. Abf. 1. dahin umgeftaltet werden, daß er 
nicht mehr blos aufzählt, welche Theile innerhalb des Schluß-Ver— 
fahren mwefentliche feyen, fondern, daß er außdrüdlih dad Schluß: 
Verfahren für einen mefentlichen Theil des Verfahrens alsdann 
erflärt, wenn diefed mit einem derurtheilenden Erkenntniß 
terminirt werden ſoll. 
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Man fee alfo 3. B. den Ball: e8 werde im Laufe 
der Hauptunterfuchung ein Sllageverzicht, defien Beweis in 
ber VBorunterfuchung mißglüdte, durch zwei klaſſiſche Zeugen 
erwieſen, oder es befenne fich ein Anderer, als der Ange 
ſchuldigte, unter Umftänden, welche die gegen den lehtern 
entitandenen Verdachtögründe durchaus entfernen, und auf 
eine dem Art. 298. entfprechende Weife als Urheber des 
begangenen Verbrechens. In folchen Fällen wird das Ver: 
fahren des Unterfuchungs-Richters, der, ohne vorhergegan- 
genes SchlußsPVerfahren, entweder dem Bezirkögerichte Vor- 
trag erftattet, oder die Akten an das Kreisgericht einfendet, 
und des Bezirks- oder Kreiß- Gerichts, welches nun ein 
freifprechendes Urtheil fogleich ergehen läßt, nicht nur ber 
Natur ver Sache und der Zwedmäßigfeit entfprechen, fowie 
(da das unterbleibende Schluß» Verfahren ein nicht öffent- 
liches feyn würde) feinerlei Nechte oder Snterefien des An- 
geſchuldigten verlegen, jondern auch, obgleich in der Straf: 
prozeß- Ordnung nirgends ausbrüdlich vorgefehen, doch 
überall feine Nichtigkeit in fich fchließen. 
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3) Ueber die Sragen: 

I. Sind gegen die actio cummuni dividundo perſönliche 

Anfprüche des Beklagten aus dem Gefellfchafts- 

Vertrag in demfelben Verfahren zuläſſig? 

Ueber die Bedeutung der Anerkennung des Saldo 

bei Gefelljchafts- Rechnungen. 

I. Kann der höhere Wichter, ohne Burückmweifung der 
Sache an den Unterrichter, definitiv und unbedingt 
erkennen, nachdem der Unterrichter, beſtimmt durch 
— wiewohl vom Beklagten verworfene — Vergleichs- 
Dorfchläge des Klägers, feinem Erkenntniß ein 
ganz anderes Verhältniß, als das unter den Par- 
teien wirklich befliandene, untergeftellt und dabei die 
auf das Sehtere fi) beziehenden Einreden des Be- 
klagten demfelben für ein befonderes Verfahren vor- 
behalten hatte? 

[Vergl. meinen Entwurf einer Civilprozeß-Ordnung $. 757. a) 
Note a) BI. ©. 474.) 
(Von dem Herrn Präfidenten v. Bolley.) 


Ich fpreche hier von demfelben Rechtsfalle, welchen fchon 
Hr. Tafel in feinen „auserlefenen Eivilrechtsfprücyen“ 
No. V. (Bd. 1. Heft 1. ©. 44.) aufgenommen hat. Er 
giebt Nachricht von Sen Verhandlungen in allen Inftanzen, 
und jelbft von dem Erfenntniffe des Obertribunals. Aber 
die Entfcheivungsgründe des Lepteren werden von ihm nicht 
mitgetheilt; und fo blieb nicht nur die in der Auffchrift be— 
zeichnete zweite, fondern auch die dritte Hauptfrage, — viel: 
leicht die fehwierigfte und zweifelhaftefte beim ganzen Prozeſſe 
— ganz unberührt.- Ich will diefe Lücke ergänzen. 

Aber ehe ich dasjenige mittheile, was ich bei der Aus: 
führung des Obertribunals bei Herrn Tafel vorzüglich ver: 
miffe, muß ich Folgendes bemerken, theild zur Ergänzung 
und Berichtigung der Darftellung des Herrn Tafel, theils 
aber und hauptfächlich, damit diefer Auffap auch für folche 
Leſer verftändlich und belehrend fey, welche deſſen Rechte: 


— 
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ſprüche nicht bei der Hand haben; endlich weil die Aus: 
führung des Obertribunald gerade auf die Prämiffen, wie 
ich fie vorlegen werde, gebaut ift. 

| I. Thatfächliches. : 

1) N. O. hatte mit dem Kaflter Z. über eine gewifle 
Fabrifation einen Gefellfchaftsvertrag abgefchloffen, deſſen 
wejentlich hier in Betracht Fommende Beftimmungen fol: 
gende find: | 

a) Beide Theile wollen, fo lange als fie die Fabrik 
fortfegen zu laffen für gut finden, für Aufbringung der er 
forderlichen Geldmittel gemeinfchaftliche Sorge tragen, und 
verbinden fich gegen einander, alle Borfchüffe und Schulden, 
welche für die Fabrik bis jebt gemacht worden und Fünftig 
mit beiderfeitigem inverftändnig zu machen find, gemein: 
fhaftlih zu gleihen Theilen, (d. h. wie fich aus dem 
Vorbringen beider Theile unzweifelhaft ergiebt, jezur Hälfte) 
zu vertreten. 

b) Die Beftimmung, wie groß das Fabrif-Kapital feyn 
ſoll, und wie e8 mit den weiteren Ueberfchüffen“ oder dem 
Fabrif-Gewinn und deſſen Vertheilung zu halten fey, fol 
auf weitere llebereinfunft ausgeſetzt bleiben. 

c) Der Caſſier Z. fol auch ferner die Kaflen- und 
Rechnungsführung beforgen. 

Unbeftritten ift ferner . 

2) daß die Einlagen beider Gefellfchafter beftanden, 

und zwar: Ä 
a) diejenigen des N. O. in —!- 9200 fl. 

b) die des Kaffiers Z. nach Abzug defien, was ihm 
an feinen Auslagen theils. durch die Einlage des N. O., 
theild durch andere gefellfchaftliche Einnahmen erftattet wor: 
den, in 12900 fl. 57 Er. 

3) Mit dem Tode des Kaffters Z. Löste fich die Geſell— 
Schaft auf; es wurde dann ein Inventar über das gefell: 
fchaftliche Vermögen errichtet, wornach fich ein ganz fataled 
Ergebniß diefer gefellfchaftlichen Unternehmung herausftellte; 
denn während die beiderfeitigen Einlagen rein nicht weniger 
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ald 22100 fl. betrugen, beftand bei der Auflöfung der Ge- 
fellfehaft das gemeinfchaftliche Vermögen nur 
a) in Aftivausftänden, nach Abzug der Schulden 2250 fl. 
b) in Fabrifvorräthen, welche mit gemeinfchaftlicher 
Einwilligung veräußert und woraus etwas mehr ald 4000 fl. 
erlöst wurde. 
1. Prozeß-Geſchichte. 
(Hier vorzüglich zu beachten.) 
N. O. war es, welcher gegen die Kuratel ver Z. ſchen | 
Maſſe die Theilungsklage anftellte; er befchränfte ſolche auf 
den Erlös aus den Fabrifaten, bezeichnete aber ganz be- 


ftimmt die Hälfte dieſes Erlöfes als denjenigen Theil, u 


welcher ihm gebühre. 

Beflagterfeit3 wurde zwar der Anfpruc) des Klägers 
an fich nad dem Gefellichaftsvertrag als gegründet er» 
fannt; dagegen aber die Einwendung gemacht, daß die 
Zz’iche Maffe zunächft um ihre größere Einlage von 3700 fl. 
fr. zu entfchädigen, oder — wie es in der Einlafjung 
erfter Inſtanz ausgedrüdt war, daß der Kläger fchuldig fey, 
feine Einlage der des Z. gleich zu machen, worauf er erft 
die gleiche Theilung des Gefellfchaftsvermögens fordern koͤnne. 

Urfprünglich wurde dem Anfpruch des Beklagten, welcher 
auf die Ungleichheit der Einlagen fich bezieht, der Anſchein 
einer verneinenden Einlafjung, in der Folge aber mehr die 
Form einer Einrede, oder auch einmal die einer Wider: 
Mage gegeben. 

Sn erfter Inftanz wurde diefer Anfpruch des Beklagten 
vom Kläger vorzüglich in formeller Hinficht beftritten, indem 
die Gefellfchaftstheilung, deren Fundament das Eigenthums— 
recht fey, von den aus dem Geſellſchaftsvertrag abzuleiten- 
den perfönlichen Anfprüchen unabhängig fey, oder durch die 
von diefen perfönlichen ‚Anfprüchen hergenommene Einrede 
der Kompenfation nicht aufgehalten oder unwirkffam gemacht 
werden könne. Doch wurde dabei der Anfpruch des Be— 
Hagten auch in materieller Beziehung als ungegründet 
darzuftellen geſucht. 
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In formeller Beziehung, d. h. für die Zuläfiigfeit der 
Verfolgung der Anſprüche des Beklagten in diefem Ver: 
fahren, hatte fich dagegen derfelbe darauf berufen, daß bei 
der Theilungsflage ald einem judicium duplex allerdings 
die Anfprüche wegen Verwendung auf die gemeinfchaftlice 
Sache fowohl im Wege der Gegenkflage, als der Einrede, 
zur Sprache fommen Fönnen, worüber die Gefege, nament- 
[ich 1. 4. $. 3. D. comm. divid. (10. 3.) 1. 6. eod. $.3. 
1.3. pr. eod. 1.14. $.1. eod..feinen Zweifel übrig lafien. 

Der Richter erfter Inftanz, überzeugt von der Richtig. 
keit diefer Anficht, erfannte, daß der Kläger an dem Erlöfe 
aus den Fabrifaten nur die Hälfte desjenigen in Anfprud 
zu nehmen habe, was nach Berichtigung der von Z. gelei— 
fteten Vorſchüſſe von 3700 fl. 57 fr. übrig bleibe. 

Diefes Erfenntniß wurde nun vom Kläger in zweite 
Inſtanz hauptſächlich aus materiellen Gründen ange 
fochten.. Er war zwar auch hier weit davon entfernt, die 
Thatfache des Z.’fchen Vorfchuffes an ſich ftreitig zu machen; 
dagegen behauptete er, daß diefer Vorſchuß von Z. weder 
mit Zuftimmung des Klägers, noch im Sntereffe und zum 
Nutzen der Gejellfchaft gemacht worden ſey. Doch gab er 
zu, daß, wenn der Aufwand, wovon der Vorſchuß herrühte, 
nicht gemacht worden wäre, der Fabrifvorrath geringer ge 
wefen feyn möchte, und brachte nun ein anderes Theil 
lungs-Verhältniß für die Vorräthe, aber eben 
dadurh auch für den gefellfhaftlihen Verluf 
in Antrag, worauf Die Bitte gegründet wurde, daß ihm 
von dem baaren Erlös nad, diefem Verhältniffe die Summe 
von 1700 fl. zugefchieden werden möchte. 

Diefem neuen Antrag wurde Beflagterfeit8 wider: 
fprochen und vielmehr der Antrag auf Beftätigung Des Er 
fenntniffes erfter Inftanz geftellt. 

Der Richter zweiter Inftanz erkannte aber abändernd 
nach dem veränderten Antrage des Klägers. 

Die Gründe diefes Erfenntniffes waren folgende: Die 
hier unzweifelhaft angeftellte Theilungsflage gehe befannt- 
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lich auf Theilung eined bisher gemeinfchaftlich befeffenen 
Vermögend, wogegen die actio pro socio nur auf perfön- 
liche Leiftungen gerichtet fey. Wenn auch nach einigen 
Gefegen bei der Theilungsflage perfönliche Präftationen 
vorfommen können, fo könnten bierunter nur ſolche perfün- 
liche Berbindlichfeiten begriffen feyn, die mit der gemein: 
fhaftlihen Sache felbft zufammenhängen, wie 
.B. die von dem einen Theile gezogenen Mukungen (?). 
Diefem nach könne der beflagte Theil nur durch die actio 
pro socio zu feinem Zwede gelangen, und es hätte dem 
Kläger die ganze Hälfte des Erlöfed zuerfannt werden 
müflen, wenn er nicht feinen Antrag felbit in der zweiten 
Inftanz befchränft hätte, indem über das Begehren einer 
Partei nicht erfannt werden könne. 

Gegen dieſes Erfenntniß appellirtte nun die Z.’fche 
Kuratel. Aus der gründlichen Befchwerdefchrift liefert Herr 
Tafel, foweit folche die theoretifche Frage betrifft, einen be: 
friedigenden Auszug, den ich mir hier aufzunehmen- erlaube, 
da in den Entfcheidungs » Gründen ded Obertribunals auf 
diefe Ausführung Bezug genommen ift: 

„Zwifchen der actio pro socio und der actio communi 
dividundo‘“* — heißt es — finden allerdings mehrere In: 
terichiede ftatt. Die actio pro socio geht auf Augeinander- 
fetung der aus dem Gefellfchafts - VBerhältniffe entfpringen- 
den Rechte und Berbindlichfeiten jeder Art, aber nicht auf 
Theilung der gemeinfchaftlihen Sache, wenigftens nicht 
direft nach römifchem Rechte. Der nächfte Zwed der actio 
communi dividundo ift Theilung der gemeinfchaftlichen 
Sache, wie dieß auch bei der actio fam. ercisc. der Fall 
ift, [L. 1. pr. 1. 2. D. fam. ereisc. (10. 2.) 1. 1. 4. pr. 
1. 7. pr. $. 1. D. (10.3.)] obne daß jedoch hiebei die auf 
die gemeinfchaftliche Sache fich beziehenden perfönlichen Ans 
ſprüche ausgefchloffen wären. Die actio communi divi- 
dundo hat fowohl der socius, als jeder Andere, der mit 
dem Beklagten gemeinfchaftliches Eigenthum beſitzt, während 
die actio pro socio nur dem Gefelljchafter zufteht. L. 31. 
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D. pro socio. (17. 2.) Wenn die actio comm. divid. 
erledigt ift, kann noch die actio pro socio angeftellt wer: 
den, aber felbft während des Beftandes der Geſellſchaft fin 
det die Anftellung der actio communi dividundo und der 
a. pro soc. eleftiv ftatt. (D. 17. pr. D. pro socio) 
Schon aus diefer Stelle geht hervor, daß das judicium 
communi div. nicht fireng auf die Theilung der gemein 
fchaftlichen Sache allein befchränft iſt. Dieß erhellt aud 
noch aus anderen Gefegen, 3.8. aus $. 20. f. de action. 
(4. 6.) wie es auch bei der actio fam, ercisc, der Fall ift, 
(L. 49. sub. fin. h. t. (10. 2.) 1. 22. $. 4. eod.) Bon 
der actio communi divid. aber fagen die Geſetze insbeſon— 
dere, 1) daß fie auch auf die Früchte auszudehnen fey, II. 6. 
8,4. 5. h. t.] 2) daß fie auch die auf die gemeinfchaftliche 
Sache fich beziehenden Anfprüche umfafle; 1. 3. 1. 4. $. 3. 
1.6. 8.2.1.8. 8.2. h. t. 3) daß diefe Anfprüche mit 
der actio comm. divid. fogar noch nad) beendigter communio 
geltend gemacht werden fünnen, in welchem Falle die Ge 
fege eine actio utilis einräumen; (1. 6. $.1. und 3. h. t.) 
worin doch offenbar liegt, daß die Klage nicht auf Theis 
lung allein befchränft ift. Das Nämliche ift in der 1. 11. 
h. t. gefagt, und diefe Ausdehnung in 1. 24. pr. fam. 
ercisc. auch diefer Klage gegeben. Aus allen diefen Be 
ftimmungen geht zur Genüge hervor, daß die actio comm. 
divid. fich zwar zunächft auf Theilung der gemeinfchaftlichen 
Sadye bezieht, daß diefelbe aber auch auf alle perjönlichen 
Forderungen an den Miteigenthümer oder Gefellfchafter, 
fey es wegen Nußungen, oder wegen Schadenserſatzes, oder 
wegen Leiſtungen und Aufwands auf die gemeinſchaftliche 
Sache ſich erſtreckt, womit auch alle Schriftſteller einver— 
ſtanden ſind, z. B. | 


Hofacker, princ. $. 3068. 

Schweppe, Lebrb. d. röm. Rechts. $. 598. 
Glück, Comment. XI. $. 736. 

Thibaut, Pandektenrecht. $. 575. 
Wenning-Ingenhbeim, Lehrbuch III. 6. 155. 


| 
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Diefe Säte find in der 1. 1. D. h. t. (10. 3.) durch— 
aus nicht aufgehoben, wo nur gefagt ift, daß die actio 
pro socio fih mehr auf perfünliche Anfprüche beziehe, 
und eben fo wenig ift 1. 43. pr. pro socio entgegen, weldye 
nur fagt, daß die actio pro socio auch noch alddann an- 
geftellt werden kann ; wenn da$ judicium communi divi- 
dundo beendigt fey, und daß der Kläger mit der actio pro 
socio dad nicht mehr fordern dürfe, was er vermöge der 
actio communi dividundo erhalten habe. 

»Geſetzt aber, die actio communi dividundo erftredte 
fh nicht auf perfönliche Anfprüche, fo handelt e8 fich in 
dem vorliegenden Falle nicht von einer Klage, durch welche 
die Beklagten ihren Anfpruch wahren wollen, fondern von 
einer Einrede." — 

In der Einredefchrift ded Klägers dritter Inftanz findet 
fh nichts Bündiges zu Widerlegung diefer Ausführung. 
Uebrigens enthielt diefe Schrift durchaus feinen, auch nur 
eventuellen Antrag, daß, wenn das Obertribunal rüdfichtlich der 
erften in der Auffchrift bezeichneten Hauptfrage eine andere 
Anficht als der Richter zweiter Inftanz haben, und wenn 
die von dem Lestern in Folge der freiwilligen Erbietung 
des Richters feftgefegte Theilungs-Norm nicht gebilligt wers 
den follte, die Sache an den vorigen Richter zu materieller 
Würdigung der Einreden des Beklagten zurüdzuweifen fey. 
Vielmehr wurden diefe Einreden, wie es in zweiter Inftanz 
geihah, auch in dritter materiell beftritten, indem befonders 
ganz willführlich ein ungemein befchränfter, ja mit dem 
Zwede einer folchen Gefellfchaft ganz unvereinbarer Begriff 
des gefellfchaftlichen Aufwands aufgeftellt wurde. Dabei 
wurde zugleich auf das unzweideutigfte ausgedrüdt, daß 
der Richter zweiter Inftanz gerade, um diefe Einreden zu 
befeitigen, jene Theilungs;Norm angenommen habe. 

Daß durch das Erfenntniß des Ober-Tribunals vom 
22. Dftober 1830 dasjenige der erften Inftanz wiederherges 
ftellt worden, ift ſchon von Hrn. Tafel angeführt. 


Sch übergehe die Anträge des Referenten, welcher nit 
Monatichr. f. d. Juſtupfl. XII. Bd. 3. Abtb. 26 
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fowohl von abweichenden Rechtsgrundfägen, als vielmehr 
von abweichenden Anfichten über die Auseinanderfegung 
der Sefellfchafter ausgieng, fo wie die Disfufftonen bei der 
follegialifchen Berathung. 

In den Entſcheidungsgründen des Obertribunals werden 

1. die unbeftrittenen Thatumftände, 

II. die Prozeßgefchichte erfter und zweiter Inftana, wie 
beides oben angegeben ift, vorangefchidt; dann wird fort 
gefahren : 

111. „Einleuchtend ift e8 hiernach, daß der Königl. Ge 
richtshof durch blos formelle Gründe dazu geführt wurde, 
auf ein ganz anderes materielles Verhältniß zwiſchen 
den Parteien zu erfennen, als es ihrem Gefellfchaftövertrag 
gemäß ift. Abgefehen nämlich davon, daß der in der zwei 
ten Inftanz vom Kläger gemachte Antrag den Anfchein ei— 
nes Vergleichsvorſchlags hat, fo fällt ed in die Augen, daf 
er eben dadurch alle weiteren Anfprüche der Z.’jchen 
Maſſe, welche aus dem Gefellfchaftsverhältniß und nament 
lich wegen des Vorfchuffes von Z. gegen ihn gemacht wer 
den fönnten, abfchneiden wollte. 

„Zwar enthält allerdings das Erkennmiß felbft noch 
einen Vorbehalt für die Z.’fche Maſſe wegen etwaiger wei— 
terer Verfolgung ihrer aus dem gefellfchaftlichen Verhaͤltniß 
entftandenen yerfönlichen Anfprüche gegen den Kläger. Aber 
ein folcher Vorbehalt ift, fo weit er fich auf den fraglichen 
Borfchuß bezieht, mit dem jegt (durch das Erfenntniß vor 
ger Inftanz) beftimmten Theilungsprinzip ganz unverein⸗ 





bar. Denn wenn, wie es beftimmt in den Entfcheidung® 


gründen heißt, „mit Berüdfichtigung des Vorſchuſ— 
ſes von Z. die Borräthe nah dem Berhältniffe der 
Einlagen, alfo nach dem Verhältniffe von ungefähr '"/.tel 
und ?*%,,tel vertheilt werden follen, und wenn dieſe diſpo— 
fitive Beftimmung des vorigen Erfenntniffes auf Feine Weile 
als eine blos proviforifche Theilungsnorm ſich ankuͤn⸗ 
digt; fo fällt eben damit jeder weitere Anfpruch des Belag 


ten wegen jenes Vorſchuſſes weg und es ift hierdurch nichts 


— 
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anderes gefagt, ald daß nad) eben diefen Quotienten auch 
der gefellfchaftliche Verluſt zu vertheilen fey, wodurd 
aller Streit ein Ende hätte. *) 

Daß wenigſtens alles dieſes in der Intention des Klä— 
gerd gelegen fey, darüber fann nach der Bejchwerdefchrift 
voriger Inſtanz nicht der geringfte Zweifel eintreten. Aber 
auch in der Einredefchrift diefer Inftanz, in welcher der 
Kläger zwar allerdings den in dem vorigen Erfenntniffe 
für die Z.'ſche Maſſe gemachten Vorbehalt nidyt anficht, 
vielmehr unbedingt um die Beftätigung des vorigen Er: 
fenntniffes bittet, erflärt er fich auf das beftimmtefte darüber, 
daß er einzig, um den Anfprüchen der Z.’fchen Maffe wegen 
ded fraglichen Vorfchuffes auf eine der Billigfeit ent- 





*) Diefer Fall gehört zu den nicht ganz feltenen, in melden 
die Entfcheidung in der höchften Inſtanz ſchwieriger ift, ald die in der 
erften: in Folge von Verwidlungen, die im Laufe des Prozeifes, 
niht immer ohne Verfhuldung der Untergerichte, entftehen. 

In gegenwärtigem Kalle wurde aud) vom Kläger nad) dem Ab» 
flug von zwei Fahren beim Königl. Juſtiz- Minifterium eine Be— 
ſchwerde eingereicht, deren Tendenz nicht ganz Mar war, und melde 
darauf gegründet wurde, daß das Erfenntniß des Gerichtöhofß ei- 
gentlih nur ein formelled gemwefen, mithin das Erfenntniß ded Ober: 
tribunald nur ald ein zweites materielles zu betrachten fey. 

Dagegen wurde aber bemerkt, daß dad Erfenntnig zweiter Ine 
ftanz fo wenig als ein blo8 formelled angefehen werden könne, daß 
vielmehr dadurch fehr materiell und zur großen Befchwerde des Be- 
klagten dad gefellfhaftlihe Verbältniß nad der eventuellen Inten— 
tion des Klägerd ganz anders normirt worden fey, als der Buchftabe 
des Vertragd ed mit fih brachte, womit mad) dem ungmeideutigen 
Anerkenntniß des Kläger? felbft die dem Beklagten vorbehaltene be- 
fondere Ausführung feiner Einreden ganz unvereinbar fey; daß aber 
in Württemberg aus dem Begriffe der drei Inſtanzen nicht daß 
Recht einer Partei darauf, daß jeder einzelne Umſtand ded Rechts- 
flreit8 von allen drei Richtern gewürdigt werde, abgeleitet und daß 
ein in dritter Inſtanz gefälltes Erkenntniß nicht dadurch, daß cB 
auf Erörterungen gebaut ift, welche entweder von beiden vorigen 
Richtern, oder wenigftend von einem derfelben unbeadhtet geblieben 
find, zu einem Erfenntniß erfter oder auch zweiter Inſtanz gemacht 
werden könne. 

26 # 
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fprechende Weife Genüge zu leiſten, auf die Vertheilung 
des Erlöfes aus dem Waarenvorrath; nach dem Verhaͤltniſſe 
der Einlagen angetragen habe. Jedenfalls hätte fowohl 
die Z’fche Maſſe, ald der Richter, in feine Fleine Verlegen: 
heit fommen müffen, wie nun der Anfpruch der erftern ftruirt 
werden foll, wenn fie, unter Vorausfegung des Beftandes 
des vorigen Erfenntnifjes, von dem damit verbundenen Vor: 
behalt Gebrauch gemacht und den Kläger auf Erftattung 
des Vorſchuſſes mit einer befondern perjönlichen Klage ber 
langt hätte. 

„Aber 

IV. auch der formelle Grund, durch welchen der 
Richter voriger Inftang zu dieſer Entfcheidung geführt wurde, 
muß an fich für ganz unftatihaft erfannt werden. 

„Wenn ed nämlich auch nicht nach den — beflagter 
feitö vielfach angeführten Gefegen außer allem Zweifel wäre, 
daß mit der Theilungsflage, alfo felbft vom Kläger, 
zugleich Erfag für Aufwand, welchen er auf die gemein, 
ſchaftliche Sache gemacht hat, gefordert werden Fönne; 

Man vergl. befonderd auch Glück, Thl. XI. $. 740. ©. 147, 

wenn es ferner nicht eben fo befannt wäre, daß man fih 
heutzutage überhaupt und vorzüglich nach den Grundfägen 
des württembergifchen Prozefied an die römifchen Klage: 
Formen nicht ftrenge binde; wenn namentlich nicht burd 
die tägliche Erfahrung außer Zweifel gefeßt wäre, daß zwi 
ſchen Gefelichaftern Anfprücde, welche nach einer ftrengen 
Scheidung als Ausflüffe der Gemeinfchaft erfcheinen, mit 
folhen, welche aus dem Gefellfchaftsvertrag entfpringen, 
gleichzeitig erörtert werden: fo Könnte doch daraus überall 
nicht folgen, daß eine auf den Erfah von Aufwand 
fich beziehende Einrede zum befondern Verfahren verwiefen 
werden müfje. Iſt ed ja doch befannt, daß felbft einer rei⸗ 
nen Eigenthumsklage die Einrede, daß der Beſitzer zuvoͤr— 
derſt um den auf die Sache gemachten Aufwand entſchaͤdigt 
werden muͤſſe, mit Wirkſamkeit entgegengefegt werden koͤnne: 
mit wie viel ftärferem Grunde muß, wenn es fidh von einer 
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Theilungsklage handelt, die Einrede für ftatthaft erkannt 
werden, daß, was fogar Flägerifcherfeits hier anerkannt ift, 
diejenigen Objekte, welche den Gegenftand der Theilungs- 
Mage ausmachen, ganz oder doch vorzüglich durch den Aufz 
wand des Beklagten erworben worden feyen, daß er alfo 
zunaͤchſt um diefen Aufwand zu entfchädigen fey! 

Man kann es zugeben, daß eine folche Einrede an 
und für fich die Realanfprüche eines Klägers nicht ſchwäche. 
Aber jelbft bei der Vindikation hat die Einrede, fofern fie 
ald gegründet erfannt wird, wenigftensd die Wirfung, daß 
der Beklagte die Sache fo lange, bis er um den als ftatt- - 
haft erfannten — auf eine fremde Sache gemachten Aufs 
wand entfchädigt ift, zurüdbehalten darf. 

L. 2. pr. D. ad Il. rhod. de jact. (13. 2.) 

L. 1. C. si aliena res pignor. (8. 16.) 

L. 27. $. 5.1.48. D. de r. v. (6. 1.) 

Wie viel mehr muß dieß bei einer Theilungsflage, und 
zwar bei der Klage auf Theilung folchen Bermögens, wels 
bes nur durch einen Geſellſchaftsvertrag gemein: 
fhaftlich geworden ift, Statt finden! Jedenfalls müßte, 
wenn je über die Zuläffigfeit der fraglichen Einrede in for— 
meller Hinficht noch ein Zweifel übrig bleiben könnte, ſolcher, 
zumal da der fraglihe Mehr- Aufwand nad dem Gefell- 
fhaftsvertrag und nach einem Schreiben des Klägers vom 
15. Juli 1825 (unten VII 8.) unzweifelhaft den Charafter 
einer wahren Gefellfchaftefchuld hat, durch die Analogie des 
Art. 65. des Gefehes vom 21. Mai 1828 zerftreut werben. 

„Erwägt man nun aber überbieß, daß es ſich hier nicht 
mehr von der Vertheilung beftimmter Förperlicher Sachen, 
fondern des Erlöfes aus denfelben, alfo nur um die Ber: 
theilung von Geld handelt, und erwägt man ferner, daß ed 
dem Kläger nad feinen Verhältniffen völlig gleichgültig feyn 
fann, ob von dem gemeinfchaftlichen Erlöfe zunächft der 
Vorſchuß feines Mitgefellfchafters in Abzug — und nur ber 
Ueberreft zur Vertheilung gebracht, oder ob zwar der ganze 
Erlös nach zwei Hälften vertheilt, aber der Kläger dann 
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zu Erſtattung der Hälfte jenes Vorſchuſſes verurtheilt werde; 
ſo iſt, ſofern nicht der Kläger mit anderweiten Anſprüchen 
gegen den Kaſſier Z. an deſſen Konkursmaſſe ver— 
wieſen würde, gar nicht zu begreifen, warum hier nicht Kom— 
penſation für zuläſſig erkannt werden ſollte. 

„Wenn nun 

V. aus dem bisherigen von ſelbſt ſich ergiebt, daß der 
vom Kläger in der zweiten Inſtanz gemachte veränderte, 
aber beflagterfeitS verworfene Theilungsantrag feine Berid- 
fichtigung verdiene, und wenn es 

VI. eben fo wenig einen Zweifel leiden kann, daß eine 
vom Richter zweiter Inftanz verworfene Einrede vom Rich— 
ter dritter Inſtanz materiell gewürdigt werden Fönne, wie 
denn ja in der höhern Inftanz fogar ganz neue Einreden 
— (und unzweifelhaft handelt es ſich hier von gar nichts 
anderem, ald einer der Klage entgegengefegten Einrede k 
zuläffig find, fo fann 

VIE nur die Frage übrig bleiben, ob der auf den &r 

fat des Mehraufivands von 3700 fl. 57 fr. aus dem Ver: 
mögen der Gefellfchaft, gerichtete Anfpruch des Beklagten 
materiell ald begründet angenommen werden Fünne? 

„Hiebei tritt zunächft die Frage ein, vb nicht die Be 
Schränfungen, womit der Kläger befonders in zweiter Inftanz 
fein Zugeftändniß des Faftums des Aufwandes verbunden 
hat, als eine verneinende Einlaffung zu betrachten feyen? 
Diefe Frage fcheint zwar an fich bejaht, und hiernach dem 
Beklagten auferlegt werden zu müffen, daß er das, was in 
den Erklärungen des Klägers verneint, gleichwohl aber ald 
zur Begründung des Anfpruch8 des Beklagten gehörig an 
zufehen ift, vorerft erweife, nämlich, daß der Mehraufwand 
entweder mit Einwilligung des Klägers oder doch im In— 
tereffe und zum Nugen der Gefellfchaft gemacht worden fer. 

„Allein nach näherer. Erwägung aller in den Akten lie 
genden Umſtände und Berhältniffe muß dieſes Bedenken 
gänzlich befeitigt werden. Denn 

1. hat der Kläger nicht blos das Faktum des Mehr 
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aufwands zugeftanden, ſondern er hat ſchon vor dem Be- 
ginnen diefes Prozeſſes, nach Eröffnung des Inventars über 
dad Vermögen der Gejellfchaft, fehr beftimmt und ohne 
allen Vorbehalt „die Michtigkeit der beiden 
Coben bezeichneten) saldi agnoscirt.“ 1. 197. 

Nach dem Begriffe des saldo, welches das Ergebniß 
einer abgefchlofienen Rechnung bezeichnet, ift es ungweifel- 
haft, daß der Kläger, fo wie es umgekehrt vom Z.’fchen 
Mafie-Kurator gefchehen.ift, hierdurch anerkannt hat, daß 
die beiden Gefellfchafter bei der Auseinanderfegung der ge: 
ſellſchaftlichen Verhältniffe Eu saldı gegen ſich gel- 
ten laffen müffen. 

„Schon wegen diefed einzigen Umftandes müßte der 
Anfpruch des Beflagten an fich als gegründet erfannt wer: 
den. Aber es kommen hiezu noch andere fehr erhebliche.“ 
(Die Erörterung diefer Umftände hat für das Publikum 
fein Interefje; dagegen wird der Schluß der Ausführung 
hier wieder aufgenommen): 

„Rach allen diefen Umftänden , befonders aber 

‚ 12) da bier das unbedingte Anerfenntniß des saldo 
des Kaffiers Z. von Seite des Klägers nichts anderes als 
ein unbedingtes Anerfenntniß feines Rechnungsab— 
ſchluſſes ift, indem ja der Z.’fche saldo gerade in dem 
Ueberſchuß der von ihm als Kaffier geleifteten Ausgaben, 
ſo weit fie nicht durch Einlagen des Klägers felbft oder 
andere gefellfchaftliche Einnahmen gededt find, befteht; da 
ferner Diefes Anerkenntniß des saldo unzweifelhaft das Ans 
erfenntniß . ausprüdt, daß Z. nicht blos diefen Aufwand 
geleiftet Habe, fondern daß er auch zu deffen Leiftung 
berechtigt gewefen und die Gefellfchaft zu deſſen Vergüs 
tung verbunden fey; da endlich der Kläger gar nicht bes 
hauptet, erft nach dem Anerfenntniß ded saldo irgend 
einen Umftand entdedt zu haben, wodurch defien Bedeutung 
und Wirkung gefchwächt werden könnte, vielmehr folcher . 
dem nach dem Tode des Z. errichteten Inventar über Das 
gefellfchaftliche Vermögen beigefügt ift, mithin die genauefte 
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Kenntniß des Klägerd von dem Ergebniffe der ganzen Un— 
ternehmung, namentlicy aber von den zu diefer Zeit vorhan— 
denen Fabrifaten vorausfegt: fo mußte nicht nur der in 
Trage ftehende Anfpruch des Bellagten ald gegründet er- 
fannt, fondern es konnte auch nicht einmal dem Kläger 
Beweis darüber nachgelaffen werden, daß der von ihm an 
erfannte Mehraufwand des Kaſſiers Z. weder mit feiner 
Einwilligung, noch im Intereſſe der Geſellſchaft gemadt 
worden ſey. | 

„Endlich 

IX. ift im Laufe des ganzen Prozeſſes von den im Ins 
ventar laufenden Aktiven und Paſſiven der Gefellfchaft nie 
etwas erwähnt worden, und man ift wohl berechtigt, hier 
aus zu ſchließen, daß der Kläger jelbft e8 anerfenne, die Z.’fche 
Maffe fey durch die Beitreibung der Aktiven um den in 
Trage ftehenden Vorſchuß noch nicht entfchädigt. 

„Jedenfalls bleiben in Beziehung auf die Aktiven, welche 
gar nicht Gegenftand diefes Prozeffed waren, dem Klaͤger 
feine Anfprühe, im Ball ſolche noch nicht realifirt feyn 
follten, vorbehalten, ohne daß dieß im Erkenntniß auszu— 
drüden nothiwendig wäre, wie denn nach befannten Grund: 
ſätzen felbft die actio communi dividundo mehrmals an- 
geftellt werden kann, und fo oft Statt findet, ald nod 
etwas zu theilen übrig ift, 
| 1.4. 8. 2. D. comm. divid. (10. 3.) 
auch Forderungsrechte eigentlich einer Vertheilung nicht ein; 
mal bedürfen.” 
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II. 
Geſetzgebungs-Gegenſtände. 


Ueber die Entwürfe und Anträge zu einer um- 
faffenden Eivil- Gerichts- und Prozeß - Ordnung 
für das Königreich Württemberg, vom 
Präfiventen v. Bolley. 


— — 


Erſier Artikel. 
(Von Herrn Director v. Hufnagel.) 


In der Anzeige diefer Schrift, in Schneiders kriti— 
fhen Jahrbüchern 11. Heft von 1845 hat Referent fich über 
bie Befchaffenheit Ddiefes MWerfe8 und über das Bedürfniß 
der württembergifchen Gerichte im Beziehung auf Prozeß: 
gefege im Allgemeinen ausgefprochen; er hat die Meinung 
geäußert, daß, wenn gleich diefe Entwürfe und Anträge ein 
reiches Material für unfere Prozeß-Geſetzgebung enthalten, 
fte felbft Doch nach Form und Inhalt fich nicht zu einem 
Prozeß-Gefegbuche, auch nicht zu einem proviforifchen eignen, 
und daß das Land gegenwärtig nicht eines folchen ganz 
neuen, aus vielen fremden Prozeßordnungen und prozefiuali- 
ihen Schriften gefchöpften, ganz ausführlichen, nach Er- 
Ihöpfung aller möglichen Fälle ftrebenden, häufig in den 
Lehrton fallenden Gefeges bevürfe, daß e8 vielmehr genüge, 
wenn zunächft die feit 20 Fahren angewendeten Prozeßge— 
fee, welche blos die Grundzüge des gerichtlichen Verfahrens 
enthalten und deßhalb eine freie Bewegung der Richter und 
Sachwalter zugelaffen haben, neu redigirt und nach den 
bisherigen Erfahrungen verbefiert und ergänzt werben; 
Lebteres aus einem noch anderwärts auszuführenden, für 
Manchen aber einer Ausführung gar nicht bedürfenden 
Grunde, daß wir nämlich die in Württemberg beftehenden 
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Givilprogeßgefege nur als tranfitorifche zu betrachten haben, 
da auch wir einer auf Münpdlichfeit und Deffentlichkeit 
gebauten Eivilprozeß - Ordnung bebürfen, eine ſolche 
aber nicht möglich ift, fo lange wir eined bürgerlichen 
Geſetzbuches entbehren, weil eine Erörterung unferer 
lateinifchen Gefege vor unferem Publikum nicht nur feinen 
Zwed hätte, fondern auch als Enthüllung des Zuftandes 
unferes Civilrechtes unpolitifch wäre. Referent hat am 
Schluſſe feiner Anzeige den Wunſch geäußert, daß würt- 
tembergifche Rechtögelehrte dad Neue, was diefe Entwilrfe 
und Anträge enthalten, zur Förderung dieſer Geſetzgebung 
im Einzelnen befprechen möchten. 


MWenn nun Referent felbft mit folchen Eröftökungen 
den Anfang macht, fo will er damit nur auffordern, auf 
geringe Beiträge nicht zurüdzuhalten, weil auch fie vornehm- 
lich alddann noch einigen Werth haben fönnen, wenn das 
Gefepgebungswerf, wie bei ung zu gefchehen pflegt, nur 
einem oder wenigen Arbeitern aufgebürdet wird. Referent 
fönnte fi) das angenehme Gefchäft machen, das viele Vor: 
treffliche, das die Bolley’schen Entwürfe und Anträge ent- 
halten, auszuheben und auseinanderzufegen; allein hiezu 
bedarf es feiner nicht; fchon der Name des Verfaffers nimmt 
für das Werf ein und an Gründen der Erfahrung und der 
Doctrin fehlt ed überall nicht. Referent zieht zum gemeinen 
Beten das undanfbare Gefchäft vor, die Bedenken vorzu— 
legen, die ihm beim Lefen der Schrift entgegen getreten find, 
fey e8 auch nur, um ihre Widerlegung herbeizuführen. 


Im $. 6. ift gefagt: „wie fern ein Grundbefiter das 
Recht habe, die von dem »-anftoßenden Grundftüd über 
hängenden Xefte abzubauen, ift nach ven landwirthfchaftlichen 
Bolizei - Gefegen zu beurtheilen;“ — wenn aber diefer Ge 
genftand in dem Kapitel von der Selbfthülfe abgehanbelt 
werden foll, fo befriedigt diefe allgemeine Verweifung auf 
landwirthfchaftliche Polizei» Gefege nicht; entweder follten 
diefe ſchon beftehenden Geſetze ſpeciell angeführt oder eb 
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follte eine foldye Beftimmung neu gegeben werden; denn 
der Abfchnitt der Bauordnung: von Rebflöden, Bäumen 
und Ueberhängen enthält von einer erlaubten Selbfthülfe 
nichtö, vielmehr muß nad) demfelben angenommen werben, 
dag deßhalb das Untergangsgericht anzugehen fey und über 
die Beftimmung des römifchen Nechtes in L. 1. pr. $. 7, 
8, 9. de arb. caed. (43. 27.) beftehen befanntlich Contro⸗ 
verien; vergleiche v. VBangerom feitfaden, Band 1. 
S. 480. 


In $.12. ift gefagt: „12) ift es als verbotene, nad) 
Umftänden eine Entfchädigungs- oder Injurienflage begrüns 
dende Selbfthülfe zu betrachten, wenn der Gläubiger einen 
beftimmt bezeichneten Schuldner, deſſen Aufenthalt im Lande 
ihm befannt ift, in öffentlichen Blättern zur Zahlung auf: 
fordert." Eine Entfchädigungsflage wird in dieſem Yalle 
in der Regel nicht wohl zu begründen feyn; die Injurien- 
fage dagegen würde wohl für. den Beleidigten immer Werth 
haben; fol aber diefe an fich zu rechtfertigende Beftimmung 
eine für fich beftehende feyn? Mit dem Art. 283. 
unferes Strafgefegbuches wäre fie Faum zu vereinigen, 
denn wenn gleich eine folche Aufforderung eine Beleidigung 
ift, fo wird man doch nicht wohl behaupten Finnen, „daß 
dem Aufgeforderten Verachtung bezeigt, daß er durch 
öffentliche Verfpottung herabgewürbigt, oder daß er vers 
ächtlicher Eigenfchaften oder Gefinnungen bezüchtigt werde.” 
Man wird bier vielleicht beſſer auf das gemeine Recht 
verweifen, weil wir noch mehr auf das gemeine Recht ges 
gründete Fälle einer Injurienflage haben, bei weldyen ber 
engere ftrafrechtliche Begriff der Injurie nicht anfchlägt. 


In 8. 16. 17. fagt der Verfaſſer: „Rüdfichtlich der 
Srage: nach. welchen Gefegen die materielle Beurtheilung 
eines Rechtsfalles fich richte? hat es vorerft bei den beftehen- 
den Grundfägen fein Bewenden;“ und in der Note hiezu 
jagt er: „die Abfchweifung wäre gar zu groß, wenn biefe 
Frage hier entfchieden werden follte. Bei fo vielen in biefer 
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Beziehung herrfchenden Zweifeln wäre jedoch fehr zu win: 
fchen, daß dieß durch ein befonderes Geſetz gefchehe." Für 
eine Prozeßordnung von einem Umfange, wie die des Ver: 
faſſers, welche überdieß nicht felten des Zufammenhanges 
wegen auch Beftimmungen ded materiellen Rechtes und 
zwar mit Recht gibt, weil die Eivilprozeßlehre, wie Heffter 
zeigt, durchaus feine ftrenge Abfonderung von den übrigen 
Theilen des Civilrechtes zuläßt und durchaus nicht eine 
bloße Formenlehre feyn Fann, ift eine folche Entfchuldigung 
gewiß nicht geltend; und Referent möchte behaupten, daß 
die Löfung diefer Streitfrage, die im Wege der Gefeggebung 
mit wenigen Säten gefchehen kann, felbft in einer neuen 
Redaction der ſchon erwähnten Furzen Prozeßgeſetze an ihrem 
Platze wäre. 


In $.25. berührt der Verfaffer eine Streitfrage, welde 
wohl eine Erörterung verdient, weil fie noch nicht richtig 
gelöst zu feyn ſcheint. Diefer Baragraph Tautet: 


„I. Sollten alle privilegirten Gerichtsftände, mit Aus- 
nahme desjenigen der Mitglieder der Königlichen Bamilie 
und derjenigen, welche auf Staatsverträgen beruhen, auf 
gehoben werden, jedoch ohne bei dem ritterfchaftlichen Abel 
zwifchen dem vormals reichdunmittelbaren und dem land- 
füffigen zu unterfcheiden , eine Scheidung, welcher fchon die 
Verfaſſungs-Urkunde und die Declaration vom 26. Der. 
1821 widerfprechen würden. Unter der Königlichen Fami— 
lie begreife ich auch den König felbft, fo ferne ein Kal ein, 
treten follte, ‘in welchem die Klage nicht wohl gegen bie 
Givillifte gerichtet werden kann, 3. B. bei Erbichafts » Pro- 
zeſſen.“ In diefem Paragraphen, (der, beiläufig gefagt, zeigt, 
daß der Verfaſſer von Anfang an fein Werf nicht in formam - 
legis redigirt hat, und bei der erften Anlage ftehen geblieben 
ift,) fpricht der Verfaffer von einem perfönlichen Gerichts 
ftande des Königs, fagt aber nicht, bei welchem unferer 
höheren Gerichte derfelbe fey, was zu bedauern ift, da bie 
Anfiht des Verfaffers, welcher zu dem Abfchluffe der Ver— 
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faffung und zu den organifchen Gerichtögefegen mitgewirkt . 
hat, von großem Intereffe gewejen wäre. Bor welchem 
Gerichte der König feinen perfönlichen Gerichtöftand habe, 
it, wie gefagt, unter unferen Bubliciften beftritten. 

v. Mohl hat zuerft in der eriten Ausgabe feines wuͤrt— 
tembergifchen Staatsrechtes S. 178. hierüber Folgendes ges 
fagt: „Ganz verfchieden von: der Frage, ob ein König von 
Württemberg wegen eined Vergehens zur Strafe gezogen wers 
den fönne, iftnatürlich die, ob er fehuldig ift, vorden Eivil- 
Gerichten Recht zu geben, wenn Forderungen an ihn ge- 
macht werben, zu welchen er nicht ald Staatsoberhaupt, fon- 
dern durch Privathandlungen, oder als Befiter von Pris 
vateigenthum Veranlafjung gegeben hat? Die Gefete enthals 
ten hierüber Feine allgemeine Beftimmung, jedoch wird Die 
Frage nicht anders denn bejaht werden fünnen. In Be- 
ziehung auf die Klagen, welche den Beliter des Hoffam- | 
mergutes betreffen, ift die Entjcheidung dadurd außer allem 
Zweifel, daß demfelben ein beftimmter ©erichtöftand ange: 
wiefen ift. (In der Juſtiz-Novelle vom 15. September 1822, 
$. 1. heißt es: unmittelbar unter den Kreis: Gerichtshöfen 
ftehen und find daher von der Gerichtsbarkeit der Oberamts⸗ 
gerichte befreit: 1) der Fiskus; die Kron- und Hof-Domä- 
nen u. f. w.; und in der Note fagt v. Mohl: es ift frei- 
li eine fonderbare Anomalie, daß ein Mitglied der K. 
Familie vor dem Obertribunale, der König felbft aber nur 
vor den Kreidgerichtshöfen in erfter Inftanz Necht zu geben 
hat.) Ebenfo hat es wohl hinfichtlich der Klagen gegen 
die Civilliſte und das fonftige Privateigenthum eines Königs 
feinen Anftand, indem fchon nach gemeinen, in Württems 
berg nicht abgeänderten Nechtsbeftimmungen das patrimo- 
nium principis dem Fiskus gleich geftellt ift, dieſer aber 
nah der ausbrüdlichen Beftimmung des $. 94. der Ber: 
faffungs-Urfunde vor den gewöhnlichen bürgerlichen Gerich- 
ten (und zwar ebenfalld vor den Gerichtshöfen in erfter 
Inſtanz) Recht zu geben und zu nehmen hat. Am fchwie- 
tigften ft die Beantwortung, wenn es fih von Klagen 
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handelt, welche gegen den König, nicht fo fern er Eigen- 
thümer oder Nußnießer eines beftimmten Gutes ift, fondern 
wegen perfönlicher PBrivathandlungen angeftelt werben 
wollten. Allerdings tritt auch hier der Uebelſtand ein, daf 
die Gerichte über den Inhaber der ganzen Staatögewalt 
(wenn ſchon nicht in diefer Eigenfchaft) zu erfennen haben; 
allein da alle übrigen oben bezeichneten politifchen Nach— 
theile bei einem Civil-Prozeſſe des Königs ganz wegfallen, 
da es fogar die Ehre des Königs zu erfordern fcheint, fi 
nicht dem Verdachte auszufegen, ald mißbrauche er feine 
ftaatliche Stellung zu Privatungerechtigfeiten, da endlich 
nicht einzufehen” ift, warum er als Beſitzer eines Gutes, 
‚nicht aber ald Contrahent u. f. w. follte belangt werben 
fönnen: ſo muß die Verbindlichkeit, in bürgerlichen Rechts: 
ftreitigfeiten als Beklagter fich einzulaffen, allgemein aus: 
gefprochen werden. Die Gerichte (und zwar nach Der Ana- 
logie in den Klagen gegen die Hoflammer oder die Civil— 
lifte, in allen- Fällen einer Klage gegen den König die 
Kreisgerichtöhöfe) haben aljo nicht nur das Recht, fondern 
auch die Pflicht, dergleichen Klagen anzunehmen und nad 
dem gewöhnlichen Rechte zu behandeln und zu entfcheiben. 
Die Schidlichfeit wird übrigens allerdings erfordern, daß 
die Klage nicht gegen die Perfon des Königs, fondern 
gegen die Dberhoffaffe, die Eivillifte u. f. w. formell ge 
richtet iſt.“ 

Diefe Anficht wurde zuerft von Ecdheuerlen in ſei— 
nem gemeinen deutfchen und württ. Civilprozeſſe mit der 
Abweichung adoptirt, daß der König feinen Gerichtsftand 
vor dem K. Obertribunale habe. Es ift dort S. 284. 
Note 18. gejagt: „Abgefehen davon, daß nady dem gemeir 
nen Rechte für Die causae fiscales und divinae domus 
nicht ein und derfelbe privilegirte Gerichtsftand angeordnet 
ift, fo würde dieſe Anficht zu der Inconvenienz führen, da 
der Ehrenvorzug des Königs hinfichtlich des Gerichtöftandes 
geringer wäre, als der feiner Kinder, Brüderu.f.f. Daher 
it es wohl richtiger zu behaupten, daß der König nad 
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Analogie defien, was von den Mitgliedern des Königlichen 
Haufes gilt, den privilegirten Gerichtsftand vor dem höchften 
Sandesgerichte, dem Obertribunal, habe. Allerdings kann 
der König nicht eigentlich unter den Mitgliedern des Könige 
lihen Haufes begriffen werden; denn es heißt im Art. 1. 
des Königl. Hausgefeged von 1828: „„der König ift das 
Oberhaupt des Königl. Haufes. Als Mitglieder bilden 
dafielbe die Gemahlin des Königs, die Königlichen Wittwen, 
alle Prinzen und Prinzeflinnen, welche von dem gemein- 
ihaftlihen Stammvater des Königlichen Haufe aus einer 
rechtmäßigen ebenbürtigen Ehe abftammen und zwar die 
Prinzeffinnen, fo lange fie nicht außer dem Koͤnigl. Haufe 
andesmäßig vermählt find; die ebenbürtigen, mit Geneh- 
migung ded Königs geehlichten Gemahlinnen der Prinzen 
des Königl. Haufes und deren Wittwen.** Allein fo viel 
muß jedenfalls angenommen werden, daß der König, fo fern 
er ald Oberhaupt des Hauſes in einer einzelnen Beziehung 
nicht ein größeres Ehrenrecht hat, ald die Mitglieder des 
Haufe, doch der Natur der Sache nach Fein geringeres 
haben kann, als dieſe.“ 

Dieſe Anſicht hat auch Reyſcher in feinem württem— 
bergiſchen Privatrechte angenommen, ſo fern es ſich nicht 
von einer Klage gegen das Hofkammergut handelt; er ſagt 
S. 309.: „als Privatperſon erſcheint der König, fo fern er 
nicht im Namen des Staats, ſondern für ſich als Indivi—⸗ 
duum, oder für das Königliche Haus mit Anderen in Bes 
rührung tritt, namentlich Rechte befigt, erwirbt oder auf— 
gibt, Verbindlichkeiten hat oder eingeht. Die Grundſätze 
des gemeinen und württembergifchen !Privatrechts finden in 
diefen Fällen auf den König nicht minder wie auf jeden 
Privatmann Anwendung. Insbeſondere gelten Diefelben 
bei Veräußerungen unter Lebenden und von Todes wegen, 
in den Verhältniffen ald Gemahl, Vater oder Bormund, bei 
dem Eintritt des Königs in eine fremde Verlaffenfchaft und 
Vererbung des Königlichen Privatnachlafies ſelbſt. In allen 
diefen Beziehungen hat der König den Gerichtöftand vor 
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dem Königlichen Obertribunal, und, wenn es fich handelt 
"von einer Klage gegen vdenfelben als Befiger des Hofkam— 
merguts, ift fchon der betreffende Kreisgerichtshof in eriter 
Inftanz zuftändig;" und in der Note 3. bemerkt er: „nur 
hievon (nämlich von einer Klage gegen den Beftger des 
Hoffammerguts) fpricht die Novelle von 1822, $.1. (Reg. 
DI. 674.) nicht auch von dem fonftigen Eivilgerichtsftande 
des Königs. Da nun nach dem Hausgefeh von 18%, 
Art. 64. fogar die Mitglieder des Königlichen Haufes ihren 
Gerichtsftand vor dem Obertribunal haben, fo ift dieß um 
fo mehr ald Regel auch bei dem Oberhaupte deſſelben an- 
zunehmen. Dafür ift auch die Analogie des älteren Rechts." 

v. Mohl hat in der zweiten Ausgabe feines württem: 
‚bergifchen Staatsrechtes feine Anficht nicht geändert; er hat 
in der Note 9. S. 192. auf v. Scheuerlens Gründe er: 


wiebert: „fo gewiß nun allerdings die Sache zweifelhaft 


ift und eine gefegliche Entſcheidung wünfchenswerth wäre, 
fo find doch wohl die oben angeführten Gründe (der Gr 
richtsftand des Fisfus und der divina domus fey ein ver 
fhiedener gewefen und das Oberhaupt des K. Haufes Fönne 
fein geringeres Ehrenrecht haben ald ein Mitglied dieſes 
Haufes) nicht maaßgebend. Es ift nämlich zu 1) nicht 
blos der Fisfus, deflen Analogie benüßt werben foll, fon 
dern auch das Hoffammergut, fomit ein dem Könige per 
fönlich überlaffener Vermögens» Gompler; zu 2) aber if 
theil8 die Rüdficht auf die Ehrenrechte der Prinzen im 
Allgemeinen nur eine Schidlichfeits-, nicht aber eine Rechts— 
Vorfehrift ; theild beweist der über das Hoffammergut den 
Kreißgerichtshöfen eingeräumte Gerichtsftand (während diele 
auch bei Realklagen gegen einen Prinzen nie competent 
find), daß eine Verfchiedenheit zwifchen dem Könige und den 
Mitgliedern des K. Haufes nach der Anficht des GSeſetzes 
wohl Statt finden kann.“ 

Diefes ift die bisherige Lehre der württembergifchen 
Juriften. Nach des Referenten Dafürhalten ift fie niet 
richtig. Man muß, wie ihm fcheint, mit v. Mohl davon 
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ausgehen, daß unjere Geſetze über einen Gerichtsftand der 
Perſon des Königs Feine Beftimmung enthalten; man muß 
“ aber auch dabei ftehen bleiben; man darf nicht annehmen, 
- daß die Geſetze hierüber eine Beftimmung zu geben überjehen 
haben, daß es alfo Sache der Zuriften fey, mittelft der Ana- 
logie eine folche Beftimmung zu fchaffen, weil ver Staat 
nicht beſtehen könne oder weil ed doch ein Gebrechen fey, 
. wenn nicht auch für Privatrechts-Verhältniſſe das Staats» 
» Oberhaupt unter einem Gerichte des Staates ftehe. 
Bekanntlich haben fihon die Älteren Naturrechtölehrer 
‚die Frage geftellt, ob das Staatsoberhaupt feinen eigenen 
Geſetzen unterworfen fey und haben fie größtentheild vers 
neint. Vergl. Höpfners Naturrecht $. 185. Note 2. 

Noch beftimmter in Beziehung auf die vorliegende 
- Etreitfrage bat ſich Gros in feinem Naturrechte ausge: 
drüdt, wenn er im $. 329. fagt: „dem gefeglichen Zwange 
ſind alfe Untertanen auf gleiche Weife unterworfen. Gegen 
den Regenten aber, er ſey eine phyfifche oder juriftifche 
Verfon, findet Fein Zwang ftatt, weil aller rechtliche Zwang 
im Staate durch ihn allein ausgeübt werden kann.“ 

Mit diefem Grundfage hätte es derfelbe Berfaffer 
unferer Verfaſſungsurkunde nicht vereinigen können, das 
Staatsoberhaupt irgend einem feiner Gerichte unterzuordnen. 
Aus diefem Grunde enthält auch unfere Verfaſſungs— 
Urfunde eine folche Beftimmung nicht. Eine foldhe Beftim- 
mung ift nicht blos vergefjen oder überjehen worden, fondern 
fie iſt abfichtlich nicht gegeben worden. Von dem Gabe, 
daß der König für feine Perſon feinem feiner Gerichte un— 
terworfen ſey, mußte man ſchon bei dem Satze des $. 4. 
ausgehen: daß feine Perſon heilig und unverleglich. fey; 
man hätte hiebei nicht blos an die Criminal- fondern auch 
an die Eivilgerichte denken, man hätte es für eine Vers 
(gung der Heiligkeit feiner Berfon erfennen müffen, von Seite 
eined Gerichted gegen den König einen Wechfelarreft zu ers 
fennen, wenn man nicht ſchon von dem allgemeineren Bes 
griffe ausgegangen wäre, daß der Zwang, der in der Unter- 
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werfung unter ein Gericht liegt, gegen dad Staatsoberhaupt 
unzuläffig fey. 

Ferner mußte man ſich des Satzes, daß der König für 
feine Perſon feinem feiner Gerichte unterworfen ſey, bewußt 
feyn, wenn man im $. 92. ausfpradh: „die Gerichtsbar— 
feit wird im Namen des Königs und unter deſſen Ober 
aufficht durch collegialifch - gebildete Gerichte in gefetlicher 
Snftanzen-Drdnung verwaltet” oder in $.94.: „der König 
liche Fiskus: wird in allen Privat-Rechtsftreitigfeiten bei den 
ordentlichen Gerichten Recht geben und nehmen,” insbejon- 
dere wäre hier der Ort gewefen, eine befchränfende Beftim- 
mung zu geben, wenn eine folche hätte gemacht werben 
wollen; man hätte im Geifte des $. 4. der Verfaſſungs— 
Urfunde etwa gejagt: follte jedoch in einem SBrivatredts- 
Berhältniffe, in weldyem die Perfon ded Königs mit einem 
Unterthanen fteht, eine Jrrung entftehen, fo wird er dad 
jenige höhere Gericht bezeichnen, welchem er die Entfcheidung 
überlafien will — vder: fo wird er dem K. Obertribunal 
oder. dem SKreidgerichtshofe des Klägerd die Entfcheidung des 
Streites überlaffen. 

Dei dieſen Beftimmungen der Berfaffungs » Urkunde 
RNläßt fih, wie gefagt, nicht denfen, daß die Beftimmung, 
welche die württembergifchen Zuriften durch Analogie ergän 
zen wollen, bei Abfaffung der Berfaffungs-Urfunde lediglich 
überfehen worden fey; eben fo wenig läßt fi annehmen, 
dag man im Hinblid auf das frühere Recht eine Beftim- 
mung für überflüffig gehalten habe, denn auch ohne bie 
PVerfönlichfeit des vorigen Königs hätte man den Unter 
fhied zwifchen dem, Kaifer und Reich untergebenen Herzog 
und dem fouveränen König nicht überfehen. 

Auch in der Zuftiz- Novelle vom 15. September 1822 
ift die Feſtſetzung eines Eivil-Gerichtsftandes für die Perfon 
ded Königs gewiß nicht aus einem Verſehen, fondern ab» 
ſichtlich unterlaffen worden. Was wäre näher gelegen ald 
bei den Mitgliedern des Königlichen Haufes an das Haupt 
des Haufes zu denken? Es hätte fi), wie ſich aus bem 
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Bisherigen ergibt, nicht davon gehandelt, dem König einen 
Ehrenvorzug einzuräumen, fondern ihm eine nad den Grund» 
fügen des allgemeinen Staatsrechtes ihm gebührende Stel- 
lung zu entziehen, ihn in Einer Hinficht feinen Unterthanen 
gleich zu ftellen, feine ©erichte in feinem Namen über ihn 
felbft richten zu laſſen; wenn aber dieſes bei Errichtung des 
Verfaffungs » Vertrags und bei der nachfolgenden Geſetzge— 
bung die Abficht der SBaciscenten und der Factoren der 
Gefebgebung gewefen wäre, fo wäre er ohne Zweifel nicht 
niedriger geftellt worden, als die Mitglieder feines Hauſes. 

Soll nun. auch nad unferem Staat3rechte nach dem 
älteren Ausdrude der princeps legibus solutus oder wie 
die Neueren fagen, inappellabel feyn, fo darf man über 
diefen Sat im mindeften nicht erfchreden. Beunruhigt es 
die Unterthanen eines fouveränen Fürften nicht, wenn man 
fagen muß, der Fürft Fönne durch ein Verbrechen ein Unrecht 
begehen, aber nicht geftraft werden, fo fann es fie aud 
nicht beunruhigen, wenn man fagen muß, er fann für feine 
Perfon durch eine Rechtöverlegung ein Unrecht begehen, 
aber er kann deßhalb nicht vor ein ivilgericht geladen 
werden, und gewiß koönnen die Souveräne der neuen Zeit 
eben fo wie die römischen Kaifer fagen: licet legibus soluti 
sumus, attamen legibus vivimus. Es ift auch mit der 
angeführten Anficht unferer Zuriften in Wahrheit nichts ges 
wonnen; denn fo viel geben fie felbft zu, daß der Regent 
jelbft, für feine Perſon nicht vor ein Gericht gefordert wer⸗ 
den könne, daß vielmehr Schicklichkeits halber ftatt feiner 
eine Behörde, welche Privatvermögen deſſelben verwaltet, 
belangt werden müffe; allein abgefehen davon, daß eine 
Schidlichfeitsrüdficht Fein Rechtsgrund iſt, Daß es rechtlich 
moͤglich ſeyn müßte, eine ſolche Rückſicht gegen ihn zu uns 
terlaſſen, ihn mithin auf eine Weiſe zu behandeln, welche 
mit der Majeſtät nicht zu vereinigen wäre, ſo führte jene 
Anſicht immer dahin, daß man den Souverän nur mit 
ſeiner Zuſtimmung vor einem Gerichte belangen könnte, 
foferne er die Verwaltungsſtelle, welche ſtatt feiner Perſon 
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belangt werben wollte und welche der beabfichtigte Rechts- 
ftreit an und für ſich gar nicht berührt, erft ermächtigen 
müßte, ihn in diefer Sache zu vertreten. Man kommt dem- 
nach mit der fraglichen Anficht um feinen Schritt weiter, 
als wenn man den mit den Grundfäßen des allgemeinen 
Staatsrechtes übereinftimmenden Sat aufftellt, daß der 
König für feine Perfon feinem Eivilgerichte unterworfen 
fey, daß es vielmehr im Falle, daß an feine Perſon ein 
privatrechtlicher Anfpruch gemacht werde, lediglich von fei- 
nem Willen abhänge, ob und welchem Gerichte er die Ent 
ſcheidung eines folchen Streites überlaſſen wolle. — 

Sn den $$. 26. und 27. ftellt der Verfaſſer Beſtim— 
mungen auf, die, wie er offen gefteht, auf einer Gering— 
ſchätzung der Bezirfsgerichte beruhen, und deßhalb fehr be 
denflich erfcheinen. Nach $. 26. foll den Parteien unbe 
dingt freigeftellt werden, in allen an fich appellablen Sachen 
den Gerichtshof des Kreiſes zum Richter erfter Inſtanz durd 
Prorogation zu machen, wozu auch Vormünder, Euratoren, 
Verwalter u. f. w. berechtigt feyn folen: Schon Diele 
Beftimmung ift eine neue, fofern das höhere Gericht mit 
Vebergehung des unteren nur im Wege eines Compromified 
zuftändig werden Fonnte; man wird aber zugeben können, 
daß eine Störung durch zu häufigen Gebrauch diefer Be 
fugniß nicht zu befürchten fey, da die Uebereinſtimmung 
beider Theile nicht eben häufig feyn wird. Wiel bedenflicher 
ift dagegen die Beftimmung des $. 27., „daß felbft auf 
den einfeitigen Antrag einer Bartei jede an fich appellable 
Rechtsſache an den Kreisgerichtshof in erfter Inſtanz in 
dem Falle devolvirt, wenn nachgewiefen ift, daß die Ent 
fiheidung auf ftreitigen Nechtsfägen beruhe, oder dag bie 
Auffindung oder Feſtſtellung derjenigen Rechtsgrundfäge, 
unter welche der Fall gehört, wegen eigenthümlicher Vers 
wicklungen mit, befonderen Schwierigfeiten verbunden fey. 
In diefem Balle hängt es jedoch von der Beurtheilung des 
Gerichtshofes ab, ob die Sache zu devolviren fey; was nie 
geihehen kann, ohne den Gegentheil gehört zu haben.“ 
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Man wird der Bemerkung des DVerfaflers, daß nicht zu be- 
fürchten fey, daß dieſe Beſtimmungen von unferen Gerichts = 
höfen mißbraucht werden, indem dieſe gewiß nicht nach 
Progeffen erfter Inftanz hafchen, wohl beipflichten Fönnen ; 
allein dieß ift nicht die einzige Bedenflichfeit; die zweite 
und größere ift die, daß durch diefe Beftimmung die Gerichte 
erfter Inftanz herabgewürdigt werben. Diefe Folge erfennt 
der Berfaffer an, indem er fagt: „daß unfere Oberamtsge⸗ 
richte nicht durchaus ſo organiſirt ſind, daß bei ihnen Bros 
jeffe, wo es auf die Entfcheidung ftreitiger Rechtsfragen 
anfommt, oder wo bie Auffindung des punctum juris bes 
jondere Schwierigfeiten hat, in den beften Händen wären, 
darf ich wohl nicht erft erweifen.” Man wird zugeben 
müffen, daß zu der Zeit, als der Verfaſſer Bezirksrichter 
war, Fein anderes Gericht als eben das feinige fo vorzüglich 
befegt war, und daß vielleicht bis auf den heutigen Tag 
feines fo befegt ift, als eben jenes zu jener Zeit; allein 
von der Borausfegung, daß in der Negel die Bezirfsrichter 
eriter Inftanz für immer nur der Entfcheidung leichter und 
einfacher Prozeſſe fähig feyen, darf doch eine Brozeßordnung 
nicht ausgehen. Kaum wird man annehmen dürfen, daß 
der Verfaffer die Folgen diefer Beftimmung gehörig über— 
jehen habe. Man wird behaupten dürfen, daß fchon ver 
Kläger, welcher bei dem Kreis » Gerichtshof einen folchen 
Antrag machen wollte, eine ganz Unnatürliche Ausführung 
machen müßte; er dürfte feine Klage nicht als eine einfache 
darftellen, fondern er müßte aus den Gründen feines An- 
griffes und felbft aus den muthmaßlichen Gründen der 
Vertheidigung feines Gegners nachweifen, daß der Bezirfs- 
tihter Diefer Sache weit nicht gewachfen fey, und wäre das 
Kreisgericht geneigt, diefe Sache an fich zu ziehen, fo müßte 
nun auch noch der Beklagte deduciren, daß die Klage und 
feine Vertheidigung einfach feyen, er müßte demnach letztere 
anticipiren. In diefem Falle erführe der Bezirfsrichter die 
ihn herabfegende Deduction vieleicht gar nicht oder erft | 
ſpaät; käme aber der Beklagte auf ven Gedanken, von der 
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Beftimmung des $. 27. Gebrauch zu machen, fo müßte er 
auf erlafiene Ladung die Meinung, welche diefe ‘Partei von 
feiner Bähigfeit hat, ſich geradezu in's Angeficht fagen laffen, 
und wenn dann der Kreis» Gerichtöhof Die Devolution der 
Sache abfchlüge, jo follte diefe Parthei gleichwohl mit Ber: 
trauen vor diefem verunglimpften Richter Handeln? Wenn 
Referent fich recht erinnert, hatte v. Gönner eine ähnlide 
Anfiht von den Untergerichten, wie unfer Berfaffer; er fagte 
irgendwo , die unterrichterlichen Erfenntniffe feyen eigentlich 
nur Berfuche von Erfenntniffen. Man fönnte darüber 
ftreiten, welche Anficht die fchlimmere ſeyz gewiß fcheint 
aber das zu feyn, daß Gerichte, über welche ſchon das Ge— 
feg ein Mißtrauen ausfpricht, fogleich abgefchafft werden 
. follten. 

Die weitere Beftimmung in $. 29.a) daß „in Fällen, 
in welchen nach den unzmweifelhafteften Rechtsgrundſätzen 
ein Klagerecht ganz undenkbar fey, gegen den Beklagten 
aber doch ein läftiged Verfahren eingeleitet werde, auf deſſen 
Antrag der höhere Richter die Cache an fich ziehen könne,“ 
motivirt der Verfaſſer in einer Barenthefe mit dem Fall ei- 
ner Klage aus einem pflichtwidrigen Teftamente gegen den 
Zeftator felbft. Dagegen fann man nur das fagen, daß 
feine Prozeßordnung fich zur Aufgabe machen fann, gegen 
raffe Ignoranz. und völligen Unverftand zu ſchuͤtzen; Denn 
wenn auch die Prozeßordnung den Unwiffenden über Die ge 
meinften Rechtswahrheiten belehren fönnte, fo könnte fte ihm 
doch Feinenfall8 den gemeinen Verftand beibringen. 

Daß die Gerichtöbarfeit der Gemeinderäthe zu Gunften 
ber Gemeinde» Angehörigen eingeführt worden fey, wie der 
Berfafier in $. 30. fagt, dürfte vieleicht bezweifelt werben; 
fie fcheint vielmehr aus dem Grunde im Jahr 1818 wieder 
eingeführt und im Jahr 1822 durch die Eompromißfachen 
erweitert worden zu feyn, um den Gemeinden ein altes 
Recht theilweife zurüdzugeben; und auch jegt noch legen 
die Gemeinde-Angehörigen in der Regel auf diefe Gerichte 
wenig Werth; dagegen muß man fih mit dem VBerfaffer 
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einverftanden erflären, wenn er will, baß biefe Gerichts: 
barkeit ald eine rein erceptionelle betrachtet und daß den 
Oberamtsgerichten in Abficht auf geringfügige Sachen eine 
soneurrente Gerichtsbarkeit eingeräumt werde; nur follte es 
nicht blos demjenigen Kläger, welcher nicht zu derfelben 
Gemeinde mit dem Beklagten gehört, fondern es follte jedem 
Kläger frei ftehen, ob er fih an den Gemeinderath oder das 
Oberamtögericht wenden wolle. Betrachtet der Kläger aus 
ber Gemeinde es für eine Gunft, fein Gericht in der Ge 
meinde zu haben, fo wird er auch davon Gebrauch machen; 
im anderen Falle ift eine Befchränfung vor einem Auswärs 
tigen nicht begründet. — | 

Sm $. 33. macht der Verfaffer folgenden Borfchlag: 
„Jo wie alle Mitglieder deſſelben (Eivil-) Senates (eined 
Gerichtshofes), fo ferne bei ihnen Fein gefegliches Hinder- 
niß eintritt, zu jeder Senatdfigung einzuladen find, fo haben 
fie auch das Recht und die Pflicht, an jeder Entfcheivung 
Theil zu nehmen, wenn gleich der ftimmenden Mitglieder 
mehr als fünf feyn follten.” Diefe Beftimmung ſcheint nicht 
swedmäßig zu feyn; in Folge derfelben wird es bei der Ein- 
richtung bleiben, die bei den meiften Senaten eingeführt ift, - 
daß in der Regel außer dem Vorſtande nur vier Collegial- 
mitglieder der Sitzung anmwohnen und einer oder zwei im 
Turnus difpenfirt werden, um zu Haufe zu arbeiten. Diefe 
Einrichtung ift zwar zuläßig, fo fern für ein Erfenntnig 
fünf Volanten das Minimum find und der Vorftand nad) 
$. 25. Der proviforifchen Snftruction für die Gerichtöhöfe 
in den vier Kreifen vom 24. Dec. 1818 eine zählende Stimme 
bat; *) aber zwedmäßig ift diefe Einrichtung nicht. Einmal 
find 5 oder 6 ftimmende Mitglieder außer dem Borftande 
bei einem Gerichte zweiter Inftanz (zumal bei den Borträs 


2) Daf ein Senatsvorſtand nicht ein boppelted Stimmredt 
habe, nicht zuerft ein Stimmrecht ald zählendes Mitglied des Se— 
natd und dann bei Stimmengleichheit eine entfheidende Stimme 
als Vorſtand, ift durch einen Erlaß desß Königl. Obertribunald vom 
27. Detober 1324 außgefprocen. 
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gen aus Acten, die nicht immer die Aufmerkfamfeit aller 
Mitglieder rege zu erhalten vermögen) gar nicht zu viel; 
fodann hat der Wechfel der Mitglieder in den Eitungen, 
welcher in Folge der Difpenfationen im Turnus ftattfindet, 
unverfennbare Nachtheile. Yon manchen Gegenftänden, welde 
in Einer Sigung erledigt werden, von manchen Erörterun 


gen erfahren die im Turnus abwefenden Mitglieder nichts; 
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von anderen Sachen, welche in mehreren Sitzungen vor 
fommen, erhalten ein oder zwei Mitglieder in der Regel 
nur eine fragmentarifche Notiz oder fofern die zu einem Ers 
fenntniffe erforderliche Zahl von Etimmen nothwendig if, 
oder früher eventuell gefaßte Befchlüffe zu vollziehen fin, 
muß ein früherer Vortrag recapitulirt werben, der dann 
in der Regel wohl Fürzer ausfallen wird, als zuweilen 


zwedmäßig feyn wird. Der Hauptnachtheil ift aber ein ob 


jectiver, nämlich der Nachtheil, der für die Gleichförmigkeit 
der Nechtfprechung entfteht. Bei einem Gerichte, das nur 
aus einer Zahl von HNichtern befteht, und in welchem, da 
zu demfelben Hilfsarbeiter verwendet werden und die Hälfte 
der Richter aus zur Beförderung beftimmten Mitgliedern, 
Aſſeſſoren, befteht, der Wechfel häufig ift, kann fich über 
haupt eine conftante Praxis nicht leicht bilden; das größte 
Hindernig muß aber in einem regelmäßigen Wechfel, in 
einem regelmäßigen Difpenfirtfeyn einzelner Mitglieder nad) 


einem Turnus liegen, weil hiernach regelmäßig die älteften 


oder diejenigen Mitglieder, welchen frühere gleiche ober 
ähnliche Fälle befannt wären, an den Entfcheidungen der 
neueren Fälle nicht Theil nehmen. Ueberdieß wird bei ber 
fraglichen Einrichtung die Stellung des Vorſtandes eine 
minder paflende, fofern er anfänglich zum Behufe ber 
Debatte blos Zweifelsgründe und Bedenken anregt, endlich 
aber audy als letzter Votant fpricht, was feinem Vortrage 
in der erften Rolle leicht den Schein eines anticipirten 
Botums geben kann. 

Sm $. 34. fagt der VBerfaffer, die Berichtöpoligei 
ftehe dem Vorſtande allein zu. Diefe Beftimmung wäre 
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eine neue. Berfteht man unter Gerichtöpolizei die Hands 
habung der Disciplin bei Eigungen, in welchen man es 
mit der Perſon der Parteien oder mit ihren Schriftfägen 
zu thun hat, fo hat diefe Disciplin der Vorftand wohl noch 
nie mit Ausfchluß der anwefenden Collegialmitglieder aus— 
geübt; handelt es fich aber von Abrügung folcher Verfeh— 
lungen der KanzleisAngehörigen im Dienfte, welche in den 
Gefhäftsfreis des Collegiums einfchlagen und bei diefem 
zur Sprache fommen, fo wurde nach einem Juftizminifterials 
Erlaffe vom 20. December 1841 von allen höhern Gerich— 
ten, Einen Senat andgenommen, anerfannt, daß dem 
Collegium das Recht der Einjchreitung zuftehe, auch wenn 
die im einzelnen Falle zuzuerfennende Rüge die Disciplinar: 
Strafbefugniß, welche der Art. 2. der Königl. Verordnung 
vom 30. Detober 1821 dem Eollegials Vorftande einräumt, 
nicht überfteige. 

Wenn der Xerfafier im $. 37. fagt, er ergreife diefe 
Gelegenheit, um den ſchon früher von ihm gemachten Antrag, 
dag jedem DOberamtsgerichte ein gelehrter Affeffor oder noch 
ein Actuar beigegeben werden möchte, zu erneuern; fo ift 
nur zu bedauern, daß diefer Antrag die oben in $. 29. a) 
liegende Herabwürdigung der Bezirfsgerichte nicht un- 
terdrüdt, und daß der Verfaffer diefen wichtigen Antrag 
nur mit den angeführten kurzen Worten abgefertigt hat. 
Allerdings bedürfen die Bezirkögerichte, wie der Verfaffer 
in $. 29. a) fagt, einer Nachhülfe, aber nicht einer Nach: 
hülfe, die darin befteht, daß man fie bei den Gerichtsunter- 
gebenen discreditirt, indem man ihnen geftattet, zu verlan- 
gen, daß der Gerichtshof ihfe Sache an fich ziehe, weil das 
Dezirfsgericht zu ihrer Entfcheivung nicht die erforderlichen 
Kenntniffe und Fähigkeiten befige. Die Nachhülfe muß 
darin beftehen, daß man nach des Verfaffers Vorfchlage die 
mehrbefchäftigten Oberamtsgerichte mit einem zweiten Actuar 
oder mit einem rechtsgelehrten Affeffor verfehe. Nur die 
mehr befchäftigten; denn jeder Gerichtshof vermag in feinem 
Kreife eines oder einige Oberamtögerichte zu bezeichnen, für 
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welche Ein Actuar genügend ift. Nicht fowohl mit einem 
zweiten Actuar, als vielmehr mit einem rechtögelehrten 
Affeffor; damit die Kluft zwifchen dem Actuar und dem 
Bezirkörichter, die fich je länger je weiter dehnt, eine ſolche 
Mittelftelle erhalte. Es ift gewiß eines der größten Ver 
dienfte der gegenwärtigen Regierung, daß fie im Jahr 1819 
bie Juſtiz von der Verwaltung getrennt hat; aber es darf 
jest fehon bedauert werden, daß fie ihrem neuen Inſtitute 
nicht mehr nachhilft, daß fie fo langfam und fo wenige 
sweite Gerichtsactuariate fchafft, oder daß fie nicht vwielmehr 
bei den meiften Oberamtsgerichten rechtögelehrte Aſſeſſoren 
anftelt. Man beobachte doch die Verhandlungen der Lands 
tage der neueren Zeit über den Sinanzs Etat; wie viel ge 
ſchieht nicht für die fogenannten materiellen Intereſſen jever 
Art, und wie wenig für eine Art des größten materiellen 
Intereſſes, nämlich für die Civil-Juſtiz; denn auf diee 
muß man allerdings, wentgftens in fo ferne die Klage be 
fchränfen, als bei den mit Gefchäften überhäuften Bezirks 
gerichten die gefeglich bevorzugten Griminalfachen den 
größten Theil ihrer Zeit in Anfpruch nehmen. Unſere Br 
zirfögerichte Eönnen in Beziehung auf die Eivilrechtöpflege 
nur dann ihre Beftimmung ganz erfüllen, wenn deren 
Beamte, weder durch ungeftümme Collicitationen der 
Parteien, noch dur Strafdrohungen der vorgefegten Gr 
richte gehekt, in der Regel des Friedens genießen, der er 
forderlich ift, um die Gefchäfte mit Bedacht zu bearbeiten 
und dur Fortfchreiten in und mit der Berufs Wiffenfchaft 
fi für fie ſtets tüchtiger zu machen. 

Im $. 38. fagt ver Verfaffer, die Reinheit der 
Gerichte durch Befreiung von fremdartigen Gefchäften Fünne 
bei den höheren ©erichten leicht durch. die Vorfchläge dee 
Dbertribunals erreicht werden, Meint bierunter der Ber 
faffer von den von ihm im Jahr 1835 herausgegebenen 
Entwürfen von Geſetzen für das Königreich Württemberg 
die Nr. I., die Bildung von Ertra- Zudicials Senaten bei 
den höheren Gerichten betreffend, fo hat er hier fo viel br 
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fannt, die Stimmen ber Sreisgerichtshöfe gegen fih. Daß 
nur eine feheinbare, nicht eine wahre Purification erzielt 
würde, fagt ſchon der Sat des $. 1., daß die Mitglieder 
diefed Staates zugleich Mitglieder eines der übrigen Haupte 
Senate feyn können. 

©. 22. erflärt ſich der Verfaffer gegen den Sat des 
frühern Entwurfes, daß gegen zwei gleichförmige Erfennts 
nifje feine weitere Appellation und feine Revifion ftattfinde. 
Diefe Beftimmung würde das beftehende Recht ‚abändern, 
indem nad $. 13, der proviforifchen Verordnung, ven 
Rechtsgang in Eivilfachen bei den höhern Gerichten ber 
treffend, vom 22. September 1819, gegen gleichförmige Er, 
fenntniffe eines Untergerichtes und eines Kreisgerichtöhofes 
die Appellation an das Obertribunal nur dann ftattfindet, 
wenn die Hauptfumme ber Befchwerde zum wenigften 500 fl. 
beträgt oder der Streitgegenftand feiner Natur nach nit 
wohl fehägbar ift, oder wenn folcher das ganze Vermögen 
einer Partei ausmacht. Der gedachte Entwurf will gegen 
gleichförmige Erfenntniffe auch mit einer höhern Appella- 
tionsſumme feine Berufung zulaffen, der Berfaffer aber will 
überhaupt gegen gleichförmige Erfenntniffe fie zulaſſen. 
Seine Gründe find der im 8. 29. a) angeführte Grund, 
nämlich feine geringe Meinung von der Caparität der Ober 
amtägerichte und „da er fo viele Fälle kenne, in welchen 
gleihförmige Erfenntniffe der Oberamtögerichte und der Ge- 
tihtshöfe, nach feiner Ueberzeugung mit dem beften Grunde, 
vom Dbertribunal abgeändert worden feyen (wiewohl er 
nicht behaupten wolle, daß jede Abänderung des höheren 
Gerichtes auch eine Verbefferung fey).“ Ueber den erften 
Grund Hat Verfaffer ſchon oben feine Bemerkungen gemacht; 
zu dem zweiten fcheint der Verfaſſer felbft fein großes Ber: 
trauen zu haben. Durch die Parenthefe will er ſich ver- 
wahren, als ob er mit dem höheren Gerichte die Vermu⸗ 
thung der höheren Intelligenz verbinde, und will, wie es 
fheint, noch deutlicher anzeigen, daß feine Erfahrung eben 
von’ dem Perfonal in einer beftimmten Beriode gelte. Eine 


412 


folche Behauptung fann man nicht beftreiten; aber wenn 
fie auch wahr ift, fo eignet fie fich doch nicht zu einem Mo; 
tiv, da die Prozeßordnung bleibend, jenes !Berfonal aber 
wechſelnd ift. Nach des Referenten Dafürhalten ift die Des 
ftimmung des früheren Entwurfes confequenter als die dee 
beftehenden Rechtes, beide aber der Anficht des Verfaſſers 
vorzuziehen. | 

v. Globig hat wohl nicht Recht, wenn er in feiner 
censura rei judiciariae meint, die drei Inftanzen gründe 
ten fich auf den Wahn, als fey in der Zahl drei etwas 
Heiliged und das Dreifache fey etwas Bollfommenes; 
gewiß haben die drei Inftanzen einen vernünftigeren Grund. 
Wenn man auch in der erften Inftanz ein Gericht annimmt, 
welches das Recht zu finden fähig fey, wenn man über 
haupt annimmt, daß dieſes die Bedeutung eined erichted 
fey, daß es alfo an ſich nicht Gerichte von größerer oder 
geringerer Intelligenz gebe, daß mithin auch nicht mit dem 
Range des Berichtes deſſen Intelligenz feige, und man 
nicht mehr als drei Inſtanzen, die erfte ungerade Zahl 
wollen fann, fo muß man, wenn das zweite Erfenntniß 
dem erften gleichförmig ift, ſchon formelle Wahrheit, mithin 
Snappelabilität, wenn es aber abändernd ift, eine Neutras 
lifation, mithin Appellabilität zu dem Zwede annchmen, 
damit zu dem einen oder dem anderen Erfenntniffe ein 
zweites und fomit ein Uebergewicht fomme. 

Der $.67. fagt Folgendes: „Der allgemeine Gerichtd- 
ftand der Bezirksrichter felbft wird durch eine befonbdere 
Verordnung in der Art beftimmt werden, daß je einem 
Dezirfsrichter ein anderes Bezirksgericht deſſelben Kreiſes 
als allgemeiner Gerichtsftand angemwiefen wird, z. B. dem 
Stadtrichter von Stuttgart das Oberamtsögericht Ludwigs— 
burg, dem Oberamtsrichter von Ludwigsburg das Dber- 
amtögericht Marbach; diefem Badnang, Badnang Waib— 
lingen; Waiblingen Cannftatt u. f. w. Doc gilt Diele 
Beftimmung nur für die Beriode der amtlichen Wirk 
famfeit der Bezirförichter, begründet alfo in feinem Fall 
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„nah deren Ende einen accefforifchen Gerichtsftand 
‚ für ihre Familien, vorbehaltlich übrigens der Grundfäge des 
» 8.79. (von.dem Gerichtsftande des Erben). „(Wegen der 
übrigen Bezirfsbeamten,” fagt der Verfaffer, „finde ich eine 
» jolde allgemeine Anordnung nicht nothwendig).” Dem 
‚ Neferenten fcheint eine folche Verordnung ganz überflüffig 
zu feyn. Seit 1819, feit der Aufftelung der Oberamts- 
richter bis jetzt, hat ſich ein Bedürfniß einer folchen Vers 
ordnung nicht Fund gegeben; in einer Reihe von Jahren 
„ fommt in einem Kreife oft nicht Ein Fall der Nothwen- 
. digkeit vor, in einer liquiden Schuldflagfache oder in einer 
‚ Etreitfache gegen einen Oberamtsrichter ein Oberamtsgericht 
als Remiffionsgericht für denfelben aufzuftellen. Eine folche 
. Verordnung wäre fogar nicht genügend und nicht zwed- 
. mäßig, denn wenn, wie nach den Beifpielen des Verfaſſers 
. zu fchließen, der beftimmte Richter ftetS der benachbarte 
wäre, fo würde der Fall der Recufation und fomit der Fall 
der Nothwendigkeit, einen’außerordentlichen Richter aufzu- 
ftellen, häufig vorfommen; auch ift es zweckmäßig, daß die 
zunächft vorgefegte Auffichtsbehörde, der Kreisgerichtshof, 
durh das Gefuch des Klägers um Beitellung eines Re— 
miffionsgerichts, von folchen Fällen Kenntniß erhalte; und 
man müßte, wenn fie in Folge der vom VBerfafler vorge 
ihlagenen Berordnung wegfiele, das befondere Berichten 
ſolcher Fälle anordnen, da es für die Aufitchtsbehörde von 
Intereffe ift, zu wiſſen, ob und aus welchen Gründen 
Schuldklagen oder Prozeffe gegen einen Richter vorfommen. 

Der $. 85. fagt: 

„Klagen auf Entfchädigungen wegen Amtshand- 
lungen gegen ein Gericht, oder einzelne Gerichts— 
Mitglieder fönnen nur bei dem nächften Dberge- 
richte angebracht werden. Diefer Grundfag paßt nicht 
nur auf den fchon oben $. 32. angeführten Fall, wenn 
eine Klage gegen Mitglieder eines Gemeinderathes, deſſen 
nächftes Obergericht dad Dberamtögericht ift, fo wie wenn 
fie gegen Mitglieder eines zunächft einem Kreisgerichtshofe 
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unterworfenen Oberamtsgerichts angebracht, ſondern auch 
auf denjenigen, wenn fie gegen die Mitglieder eines Kreis—⸗ 
gerichtöhofes gerichtet wird. 

Ich bin nicht der Meinung, (fo fpricht der Verfaſſet 
im Gonterte) daß die Sache in dieſem letzteren Falle an 
einen anderen Gerichtshof verwiefen werde, fondern in erfter 
und fester Inftanz fol fie vor dem Plenum des Obertri- 
bunals verhandelt und entfchieden werden.” Diefe Anſicht 
theilt Neferent nicht. Warum hier ein privilegium odio- 
sum fchaffen? Es fcheint hier doch eine ftarfe Vermuthung 
einer höheren Intelligenz verborgen zu liegen. Das Ober: 
tribunal ift allerdings die letzte Inſtanz, ohne jene Vermu⸗ 
thung gibt e8 aber feinen Grund anzunehmen, bei dem 
Dbertribunal fey es einerlei, ob es über eine erftmals oder 
zum zweiten Male erörterte und verhandelte Eache erkenne. 

Im $. 95. fagt der Berfaffer: „An die Stelle des zu: 
ftändigen Gerichted hat das vorgefeßte Obergericht ein an 
deres Gericht zu ernennen — und wenn das fonft zuftän 
dige Gericht an der Ausübung feiner Funktionen nad) fe 


nem eigenen Anerfenntniß gefeglich gehindert, oder wenn 


ed aus zureichenden Gründen recufirt worden iſt; nament 
lich in dem Falle, wenn die Mitgliever des fonft zuftändis 
gen Gerichtes felbft als Partei an einem Prozeſſe Theil 
nehmen. Doc follte es, meines Erachtens, beſonders be 
flimmt werden, daß ein Oberamtsrichter dadurch, wenn ef 
felbft Boncurs » Gläubiger ift, nicht abgehalten werben 
fönne, eine Concurs-Sache zu behandeln, fo ferne nut 
rüdfichtlich feiner Forderung in feiner Beziehung, fey es 
direct oder indirect wegen der Collifion mit anderen For— 
derungen, etwas ftreitig und auf die von dem Gerichtdactuat 
an alle Betheiligten gefchehene Eröffnung des ganzen Sach— 
verhältniffes von Feiner Seite ein Antrag auf Recufation 
gemacht worden if. Dabei würde ich ed dem Oberamtd 
tichter zur Pflicht machen, jeden folchen Vorgang dem Gr 
richtshof gleichbald anzuzeigen und bei der. oberamtsgericht⸗ 
lichen Bifitation wären denn ſolche Acten einer befonderd 
! 
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forgfältigen Prüfung zu unterwerfen.” Diefe Anficht fann 
Referent nicht theilen; es ift Fein hinreichender Grund vor: 
handen, von dem natürlichen Sate, daß Niemand in eige- 
ner Sache richten Fönne, eine Ausnahme zu madyen. Damit 
jdoh die Gantſache bei dem Oberamtögerichte bleiben 
fönne, wäre die Beftimmung des $. 62. des IV. Ediktes, 
wonach im Falle der Recufation des Oberamtsrichters, der 
Kreisgerichtähof entweder wegen Verſehung der Stelle des 
Oberamtsrichterd Verfügung zu treffen, oder die Verhand⸗ 
lung und Entfcheivung nad eigener Wahl einem anderen 
in gleicher Kategorie ftehenden Gerichte zu übertragen hat, 
dahin zu modificiren, daß für den Oberamtörichter der Ges 
tihtöactuar, für diefen der Gerichtsnotar und für diefen 
der Amtsnotar, oder wenn der Gerichtöbezirt zwei Amts- 
notare hat, der im Bezirk am längften dienende, oder um 
Koften zu erfparen, etwa der VBorftand des Stadtrathes ein- 
jutreten habe. 

Die 88. 97. b. und 98.: „Nicht blos durch ausbrüds 
lihe Einwilligung der Parteien, fondern auch durch ſtill⸗ 
ſchweigend erklärte wird die Prorogation begründet. Nas 
mentlich kann die Zuftändigfeit eined Gerichted vom Kläger 
nicht mehr angefochten werden, nachdem er bei demfelben 
die Klage angebracht, — vom Bellagten aber nicht, wenn 
er ohne Widerſpruch auf die Klage fich eingelafien, oder 
Einreden, welche die Hauptfache betreffen, vorgebradht hat.“ 
Der zweite Sat ift ein Folgeſatz des erften; da aber ber 
gemeinrechtliche Sa, daß Irrtum auf Seiten der ‘Parteien 
die Prorogation ungültig mache, ohne Zweifel nicht abges 
ändert werden folle, fo möchte es fich für den Folgefag wohl 
eignen, ihm den Beifag zu geben: fo ferne nicht mit dem 
Anfechten der Zuftändigfeit zugleich nachgewiefen wird, daß 
die Partei in der irrigen Meinung gewefen ſey, das Ges 
tiht ſey zuftändig. — 

S. 70. ift gefagt: „einem Unterrichter, gegen deſſen 
Erfenntniß ein Rechtsmittel ergriffen wurde, Tann vom 
Oberrichter eine zum Prozeſſe der höheren Inftanz gehörige 
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einzelne Handlung, 3. B. ein Zeugenverhör, eine Eidedab- 
nahme u. f. w., woferne nicht befondere Gründe entgegen 
ftehen oder die Parteien dagegen Einfprache machen, wohl 
übertragen werden." Die Gerichte der höheren Inſtanz 
follten nach des Referenten Dafürhalten eher abgemahnt als 
aufgemuntert werden, fich zu den zu dem Berfahren in der 
höhern Inftanz gehörigen Prozeghandlungen noch des In 
ftruenten und Decernenten der unteren Inſtanz zu bedienen, 
da diejenige Partei, welche in dem unterrichterlichen Erkennt 
niffe unterlegen ift, in der Negel nun gegen das Unterge 
richt einiged® Mißtrauen hat, daher die Sreisgerichtähöfe 
auch die Marime haben, befondere Acte, namentlich Zeugen: 
verhöre, Fälle des Armenrechte8 ausgenommen, nicht dem 
Untergerichte, fondern Rechtsconfulenten und Notaren auf 
zutragen. — 


Im $.228. b) ift gefagt: „die Organe der Gemeinde | 


find zu Führung der Rechtöfachen der einzelnen Gemeinde 
Angehörigen alsdann berechtigt, wenn die Gemarfung ald 
das belaftete Gut bezeichnet wird, oder wenn die Einwohner 
einer Gemeinde als folche, ald bann-abgabe- oder dient 
pflichtig in Anfpruch genommen werden.” Es fragt fid 
hier, ob der Verfaſſer abfichtlich nur von paffiven Pro 
zeffen fpricht, ob er die Einzelnen durch die Organe der Ge— 
meinde nicht auch dann- vertreten laffen will, wenn die 
Markung als das berechtigte Gut bezeichnet wird oder wenn 
die Einwohner einer Gemeinde als folhe, 3. B. als holy 
berechtigt ‘einen Anfpruch machen. Nach des Referenten 
Dafürhalten ftehen feine ‚Nechtsgründe entgegen und bie 
Praris ift dafür. — 

Der $. 232. beftimmt: „für Handwerfszünfte und ans 
dere priviligirte Gefellfchaften find die Eachwalter in um 
bedeutenderen Sachen durd einen nad Stimmenmehtr 
heit gefaßten Befchluß ihrer Vorfteher zu beftellen, die Voll 
machten von diefen zu unterfchreiben und oberamtlich zu be 
glaubigen. In wichtigeren Sadyen find fänmtliche Mitglie 
der zufammenzurufen und der Sachwalter auf die am Schluffe 
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des 8.227. erwähnte Art zu wählen, nämlich dadurch, (daß 
fämmtliche Mitglieder zufammen berufen werden, daß von 
ihnen wenigſtens *, Theile erfcheinen und daß dann die 
Erſchienenen durch Stimmenmehrheit wählen). Es fragt 
fih, ob hier unfer Landrecht Th. 1. Tit. 16. 8. 9., welches 
diefen letzteren Modus vorfchreibt, wirklich verbeffert würde, 
da der Unterfchied „bedeutender und unbedeutender Sachen” 
doch ein fehr unbeftimmter ift. — 

Die 88. 313 — 315. geben folgende Beftimmungen: 

„bei mündlichen Verhandlungen Fönnen die ftreitenden 
Theile felbft, jedenfalld, wenn fie wollen, mit einem Rechts» 
beiftande erfcheinen ; fie können ſich aber auch durch Be- 
volmächtigte vertreten laffen. Doch bleibt es den Gerichten 
in jeder Inſtanz vorbehalten, das perfönliche Erfcheinen der 
Parteien zu verfügen, wenn dieß ein befonderes Interefje hat. 

Dieß ift namentlich der Fall: 

1) wenn mit Wahrfcheinlichfeit nur von der Partei 
jelbft über das Dunkel der factifchen VBerhältniffe, welches 
in den Acten oder in den Vorträgen der Bevollmächtigten 
berrfcht, Aufklärung zu erwarten iſt; befonderd auch als— 
dann, wenn die Aufftelung von Bevollmächtigten zur Chi: 
fane, und um die Sache defto leichter in die Länge zu ziehen, 
mißbraucht wird; 

2) in allen Fällen, wo hauptfächlich die Gewiffenhaf- 
tigfeit der Parteien in Anfpruch genommen wird, alfo bei 
Ableitung aller Eive, dann bei der auch nicht eiblichen 
Diffeffion von Urkunden, fo wie bei der Vorlegung von 
Urfunden, deren Aechtheit verdächtig erfeheint; überhaupt, 
jo oft das richterliche Fragerecht und zwar nur in der Ans 
wendung gegen die Bartei felbft einen Erfolg verfprechen 
kann.” Diefe Sätze find allerdings beftehendes Recht, denn 
die Civil» Senate der fämmtlichen Kreisgerichtshöfe haben 
im Jahr 1843 die Frage: ob der $. 72. des IV. Edictes 
vom 31. December 1818, welcher die Pflicht der Pars 
teien zum perfönlichen Erfcheinen bei den bezirkögericht- 
lihen mündlichen Verhandlungen vorfchreibt, durch die No- 

Monatfchr. f. d. Zuftispfl. XII, Bd, 3; Abth. 28 
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velle vom 15. September. 1822 aufgehoben worden jey? ein- 
ftimmig verneint; die Frage ift daher diefe, ob dieſe 
Beftimmungen des beftehenden Rechtes nady allgemeinen 
Rechtsgrundfägen richtig feyen? 

Zuvörderft ift zu beinerfen, daß die unter 2) angeführten 
Fälle der Ableiftung eines Eides und der Recognition einer Ur— 
Funde nicht zur vorliegenden Frage gehören, da hier das perfün- 
liche Erfcheinen der Bartei in der Natur der Handlung liegt. 

Für den allgemeinen Saß beruft fich der Verfaſſer auf 
die Regel unferes ehemaligen Hofgerichtes und unſerer 
jegigen Ehegerichte; auf das Genfer Prozeßgefeg und Mit 
termaters Anficht. Jenen erften Grund removirt der 
Verfaſſer felbft, wenn er zugibt, daß hier Die Parteien nur 
figuriren follten und daß wenn eine Partei fich beifallen 
läßt, ven Mund zu öffnen, er ihr fogleich wieder verfchlofien 


wird. In Beziehung auf Mittermaiers Grund: wer 


den Zwed will, muß auch die Mittel wollen, Fönnte man 


vielleicht fragen, ob er als ein fo allgemeiner entfcheiden 


feyn könne, und der Autorität des Genfer Geſetzes Tönnte 
man die des früheren württembergifchen Prozeßrechtes entge- 
gen fegen wollen, das von einem Zwange zum perfönliden 
Erſcheinen nichts wußte. 


Aber allerdings laſſen fich für die Verpflichtung da 


Barteien zum perjönlichen Erſcheinen bedeutende Gründe, 
insbefondere läßt fich auch die Autorität Des franzöfifchen 
Prozeßrechtes dafür anführen. Immerhin bleibt es, wenn 
die württembergifche Brozeßgefeggebung wieder in Thätig- 
feit- tritt, eine der Erwägung werthe Frage, ob die Beſtim— 
mung des 8.72. des IV. Edictes beibehalten werben folk, 


oder. ob man fie ald auf der Unterfuchungs » Marime de 


ruhend und dem frühern württembergifchen fo wie auch dem 
gemeinen deutfchen Prozeſſe widerftrebend, wieder aufheben 
wolle. Jedenfalls dürfte fich fragen, ob von dem perſön— 
lichen Erfcheinen nach $. 316. nur dann Difpenfirt werben 
dürfe, „wenn die Partei aus ganz befonderen Gründen 


die Reife an den Gerichtsfig gar nicht oder nur mit gro | 


— 
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sen Schwierigkeiten zu machen im Stande fen,” oder ob es 
doch wenigftens bei dem $. 73. des IV. Edictes verbleiben 
follte, nach welchem Krankheit, hohes Alter, Verhinderungen 
durch amtliche Verhältniffe, wichtige öfonomifche Abhaltuns 
gen, Entfernung über vier Etunden u. dergl. Entjchuldi: 
gungsgründe find. 

In $. 340, a) ift gefagt: „es fey ordentlicher Weife 
die Eröffnung des Erfenntniffes bis zu Beibringung der 
Vollmacht von Seite des vermutheten Sachmalters im Anz 
fande zu laſſen“, (vorausgefegt nämlich, daß diefer für Die 
Genehmigung der Hauptpartei Eicherheit Teiftete.) Zweck— 
mäßiger fcheint es zu ſeyn, unbedingt, wie auch ein Givil- 
Senat als Grundſatz aufgeftellt hat, vor Gröffnung des 
Crfenntniffes die Beibringung der Vollmacht zu verlangen, 
sumal da von Ehemännern die cautio rati zu fordern, wie 
die Erfahrung Ichrt, öfters verfäumt wird, überdieß aber 
eine ſolche Caution die Ehefrau nicht abhalten fann, ihren 
Vortheil, den fie in der Behauptung der Nichtigfeit des 
Erfenntniffes findet, zu verfolgen; natürlidy den Fall vor: 
ausgefegt, daß der Ehemann blos vermutheter Sachwalter 
fey, daß er nicht vermöge des Güterrechtes aus eigenem 
Nechte den Prozeß führe. 

Der $. 352. fagt: „erklärt ein folcher Schriftverfaffer (d. 5. 
Jemand, welcher nach $. 348— 351. das Schriftverfaſſungsrecht 
hat) daß er eine von ihm überreichte, wiewohl nicht von ihm 
verfaßte Schrift in jeder Beziehung als die feinige gelten laſſen 
wolle: ſo hat e8 dabei fein Bewenden.” Diefe Beftimmung 
Scheint ganz confeauent zu ſeyn; was ich felbft thun Tann, 
daffelbe Fann ich als von einem Andern in meinem Namen 
gethan genehmigen; fiefann fogar Human werden, wenn z. B. 
ein Anderer hierdurch feinen Lebensunterhalt fände, den er 
fonft nicht haben würde. Allein ihre Zwedmäßigfeit wird fid) 
doch bezweifeln laſſen; durch diefe Beftimmung werden alle 
nichtbefugten Echriftverfaffer durch die Firma der befugten 
in die Reihe der letzteren treten, indem die Genehmigung 


auch unter Bedingungen und unter Motiven gefchieht, unter 
23 2 
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denen fie nicht gefchehen follte, ed wird alfo der Zwed, den 
das Geſetz mit einem befchränften Schriftverfaffungsrecte 
beabfichtigt, verfehlt und es wäre nur dann ganz confequent, 
wenn es. jede Beichränfung aufhöbe; diefer Conſequenz fteht 
aber die Erfahrung entgegen, daß es bei der Unfähigkeit 
eines großen Theild des Volkes, den unfähigen Rechts— 
‘ practicanten zu erfennen, für eben denfelben von dem größ- 
ten Nachtheile ift, wenn er nicht fo viel ald möglich von 
Staatöwegen gewarnt und gefichert wird. — 


S. 250. ff. fagt der Verfafler, es fey Far, daß nad 
unferem Landrechte Th. 1. Tit. 54. ©. 161. die Verglei— 
chung der Koften die Regel feyn folle; fodann billigt a 
Genslers Anficht, daß nicht ſchon das geringfte Der 
fehen eines ftreitenden Theiles diefen zu dem Erſatze dei 
Rechtsvertheinigungs-Aufwandes feines Gegners verpflichte, 
und bringt Regeln und Ausnahmen in Borfchlag. Seine 
erfte Regel lautet: „die in der Hauptfache unterliegende 
Partei hat dem Gegner alle nothwendigen Prozepfoften 
zu erfegen;” die zweite: „dagegen muß jede ‘Partei, wenn 
fie auch in der Hauptfache Sieger bleibt, diejenigen Koften 
tragen, welche durch ihre Schuld vergeblich, d. h. ohne 
daß ihre Rechtsvertheidigung ed nothwendig forderte, von 
ihr felbft aufgewendet, oder dem Gegentheil zugezogen wor 


den find;” und die 88. 389 — 396.- enthalten Fälle der | 


Bompenfation. 


Referent kann diefe Anfichten des Verfaſſers nicht thei⸗ 
Ien, ihm fcheint das Landrecht nicht richtig ausgelegt und 
der neuaufgeftellte Grundfag nicht richtig zu feyn. Im dem 
Sate des Landrechtes: „unfere Richter follen auch den, 
welcher die Endurtel verloren, auch Feine billigen Ir 
fachen zum Rechten gehabt, auf Begehren der andern ob» 
fiegenden Partei, oder auch aus bewegenden Urfachen von 
Amtswegen, zu Erftattung des Koftend und Schäden, con 
demniren und fällig erfennen” — kann Referent Feine 
wegs die Vergleichung der Koften ald Regel aufgeftellt er 
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konnen, er meint vielmehr, dieſer Satz fpreche dad Gegen- 
theil aus, er fage: in der Regel habe der unterliegende 
Theil die Koften zu erfegen, es wäre denn, daß er billige 
Urſachen zum Rechten gehabt; billige Urfachen zum Rechten 
habe aber der Kläger oder der Beklagte alsdann gehabt, 
wenn der Anfpruch oder die Nichtanerfennung gegründet 
erfhienen fey, wenn alfo der Irrthum Hinfichtlich des ge- 
machten oder nichtanerfannten Anfpruches auf einem ganz 
geringen Verſehen beruht habe. Hiernach Täge dem Land⸗ 
rechte Diefelbe Anficht zu Grunde, welche Gensler als übers 
haupt die richtige behauptet hat, daß nämlich die Verbind- 
lichkeit zu Tragung der Prozeßkoſten auf der Verbindlich- 
feit zum Erfag eines verurfachten Schadens beruhe, daß aber 
nicht das geringfte Verfehen, nicht culpa levissima, ſondern 
nur eine culpa lata et levis hiezu verpflichte, — eine Aus: 
legung, welche auch Fettzer in feiner Theorie der altwürt- 
tembergifchen Juſtiz- und Gerichtsverfafiung ©. 111. Note d. 
macht — und jedenfalls wäre nach des Referenten Das 
fürhalten aus diefer Anficht die Regel zu formiren. Die an 
die Spitze zu ftellende Regel kann, wie es fcheint, weder 
lauten: der unterliegende Theil trägt die Koften, noch: beide 
Theile tragen die Koften; denn darüber, ob der unterliegende 
Theil nur vermöge eines ganz geringen oder wegen eines 
nicht ganz geringen DVerfehens einen Schaden verurfacht 
habe, läßt fich Feine Vermuthung aufftellen. — 


In dem $. 411. über den Koftenpunft bei einem Offen- 
barungseid fcheint der Verfaffer gelegenheitlich einen mate- 
tiellen Rechtsſatz geben zu wollen. Es heißt in diefem Pa— 
tagrapben: „Dagegen findet 6) nach Ableiftung des Offen- 
barungseides, auf welchen, fey es von Amtöwegen ober 
auf den Antrag des Gegners, nicht anders ald nad) einer 
vorgängigen Unregelmäßigfeit oder nach Befcheinigung des 
Verdachts einer Untreue erfannt werden fann, in der Regel 
Compenfation der Koften ſtatt.“ Befanntlicy ift es eine 
Streitfrage des gemeinen Rechtes, ob bei dem Antrag auf 
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den Manifeftationseid die Angabe von Verdachtsgründen 
erforderlich fey. | 
Vergl. Rödiger vom Manifeflationseide, $. 6. 

Der Berfaffer kommt demnach auf die bejahende An 
ficht der älteren Juriften zurück. Die gegentheilige Anſicht, 
daß Verdachtsgründe weder anzuführen noch zu befcheinigen 
feyen,, hat unter Malblanfs Autorität fich in den würs 
tembergifchen Gerichten ziemlich allgemein feſtgeſetzt. — 

Sm $. 415. ift gefagt: „wird das Erfenntnig abge 
ändert, fo tritt in der Regel Vergleichung der Koften in 
beiden Inſtanzen ein, es wäre denn, daß das untergericht- 
liche Erfenntniß als offenbar unhaltbar erfchiene, und ber 
jegt- unterliegenden Bartei, ungeachtet dieſes Erfenntnifies, 
wegen des Prozeſſes allerdings mit Grund Borwürfe ge 
macht werden können.“ Es ift diefes wohl nicht als eine 
neue Beitimmung, fondern lediglich als eine Wiederholung 


des Tit. 27. $. 3. der Hofgerichts-Ordnung zu betrachten, | 
> indem dafelbft gejagt ift: „da aber am Hofgericht, in vor 


ger Inftanz übel geurtheilt, und wohl appellirt, erfennt, fol 
fen Hofrichter und Näthe, regulariter, die aufgelaufenen 
- Serichtöfoften zwifchen den Parteien compenfiren und ver 
gleichen,“ Das „regulariter“* zeigt bier die Zuläßigkeit 


von Ausnahmen an, fomit ftimmt des Verfaſſers Worfchlag | 


mit dem beftehenden Rechte überein; nur ſcheint in dem 
Satze des Berfaffers nicht die erfte, fondern blos die zweile 
Borausfegung eine wahre zu feyn. Die Unhaltbarfeit des 
unterrichterlichen Erfenntniffes könnte dem in der zweiten 
Inſtanz unterliegenden Theile an fich nicht zum Vorwurfe 
gereichen; aber entfchulbigt ift auch diefe Partei nicht, da 
deren Verſehen dem unhaltbaren Erfenntniffe vorange 
gangen if. Darum, weil der erfte Richter für fie. erkannt 
hat, kann fie vom zweiten Richter nicht erwarten, daß ei 
die Koften der erften Inſtanz compenſire, denn durch die Schuld 
des erften Richters wird ihre eigene nicht aufgehoben ; fie fann 
aber aus demfelben Grunde auch vom zweiten Richter nicht die 
Compenfation der Koften der zweiten Inftanz erwarten. 


! 
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Der $. 416. jagt: „Kommt in der Ationd  Inftanz 
neues erhebliches Vorbringen vor, und zwar 1) von dem 
‚ Kläger, zu defien Gunften, fey ed abändernd oder beftä- 
tigend, erfannt wird, fo hat Diefer regelmäßig die ver- 
größerten Koften des Berfahrend zu tragen, weil er nur 
nach gehöriger Vorbereitung feine Klage anzuftellen hat. 
Eine Ausnahme von diefer Negel und nach Umſtänden nicht 
blos Vergleichung der Koften, fondern fogar Berurtheilung 
der auf den Grund des neuen Vorbringens jegt unterlie⸗ 
genden Partei kann namentlic” dann eintreten, wenn 
a) durch die Schuld des Beklagten das Neue nicht früher 
benügt werden konnte; b) bei neuen jet erft veranlaßten 
Replifen, fo ferne nämlich anzunehmen ift, daß der Beklagte 
dad Neue oder die wahre Befchaffenheit der Sache gefannt 
babe; oder (unter derfelben Vorausfegung) wenn e) dem 
Kläger durch unregelmäßiges Verfahren die Gelegenheit zu 
Benügung des jegigen neuen Vorbringens in voriger Ins 
Ranz entzogen worden.” Diefes ift fchon gegenwärtig bie 
Anficht unferer Gerichte. In der Rechtsftreitigfeit des A. ©. 
von ©. gegen X. 8. von da, Darlehnsforderung betreffend, 
war der Kläger nach der damaligen Aftenlage ganz mit 
Recht von dem vorigen Nichter unbedingt abgewiefen worz 
den. Sn der Ations-Inſtanz behauptete der KL. erhebliche 
neue, ihm jedoch von Anfang an befannte Thatfachen, und 
hob dem Bekl. darüber den Eid zu, den dieſer annahm, 
Das Erfenntniß des erften Richters wurde nun dahin ab» 
geändert, daß der Beklagte den ihm zugefchobenen Eid ab» 
zuſchwören habe, wobei die Folgen der Ablegung oder der 
Verweigerung des Eides feftgefegt wurden. In Betreff der 
Koften wurde beftimmt, daß fie im Falle der Verweigerung 
de8 Eides zu vergleichen feyen, daß aber im Falle der Abs 
leiftung des Eides der Kl., Ant, fie allein zu tragen habe. 
Leßteres wurde damit begründet, daß wenn der Kl. alle 
jene Thatfachen ſchon in erfter Inftanz vorgebracht und dem 
Beil. den Eid darüber zugefchoben hätte, was er hätte thun 
fönnen und follen, der vorige Richter daffelbe bedingte Er— 
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fenntniß, das jest in der zweiten Inſtanz habe erfolgen 
müffen, ausgefprochen und gleichfalls beftimmt haben würde, 
wie der Kl. für den Fall der Eivesleiftung des Bell. in 
alle Koften des Prozeſſes zu verfällen fey, und daß daher 
nur durch die Schuld des Kl. felbft ein weiteres Verfahren 
in diefer Inftanz und ein abänderndes Erfenntniß herbei- 
- geführt worden fey, und daß es nicht gerecht wäre, in Folge 
der groben Nachläßigfeit des Kl. den Beklagten feine Koften 
tragen zu lafien, die ihm ohne diefe Nachläßigfeit des Kl. 
im Falle der Ablegung des Eides der Kl. hätte erjehen 
müffen. Diefer gerichtliche Ausspruch feheint mit dem an- 
geführten Vorfchlage des Verfaſſers ganz übereinzuftimmen. 
Sn dem befprochenen Falle find die vergrößerten Koftn 
die Koften der zweiten Inſtanz. Diefe hatte nach der vor 
gefchlagenen Beftimmung der Kl., Ant, zu tragen, weil die 
Ausnahmsfälle (a. bis c.) nicht zutrafen. Im MUebrigen, 
d. h. in Beziehung auf die Koften, die nicht durch das 
verfpätete Vorbringen der neuen Thatumftände verurſacht 
“worden, blieb es bei den allgemeinen Grundfägen und nad) 
diefen letzteren war der Kläger in alle diefe Koften zu ver 


fällen, für den Fall, daß der Bell. ven ihm zugefhobe 


nen und von ihm angenommenen Eid ablege. 

Es ift gewiß Feine richtige Anficht, wenn man in De 
ziehung auf das Armenrecht einer Partei behauptet, © 
dürfen von dem Aktiv» Vermögen die Schulden nicht abge 
zogen werden. Eine Partei, welche eben fo viel Schulden 
als Vermögen hat, kann wirklich arm feyn und eine Partei, 
welche gar fein Vermögen befist, ift nicht arm, wenn fie 
einen guten Erwerb hat. Daher ift die Beftimmung bed 
$. 477. eine zwerfmäßige, welche fagt: „Pieienige Partei, 
deren Vermögen und Erwerb nicht hinreicht, um nad) Wb 
zug des nothdürftigen Unterhalts für ſich und für Die, welche 
fie. nach den Gefegen zu ernähren verpflichtet if, die muth—⸗ 
maßlichen Koſten des Prozeſſes zu beſtreiten, kann die 
Rechtswohlthat des Armenrechtes anſprechen.“ Einzelne 
Civil⸗Senate wenden auch ſeit dem Erſcheinen des badiſchen 
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Antwurfs 6 einer Prozeßordnung, weit die gleiche rm 
mung hat, diefelbe an. 


Die Beftimmung des $. 481.: : „wenn die Vermögens 
umftände fo befchaffen find, daß der Partei zwar zu Beftrei- 
tung von Prozeßkoſten einige Mittel übrig bleiben, dagegen 
fie einen beveutenderen Betrag folcher Koften aufzubringen - 
nicht im Stande wäre; fo muß in dem Protokolle der Ob— 
rigfeit fo genau als möglich bemerft werden, wie viel etwa 
nach Abzug des nothdürftigen Unterhalts übrig bleibe,“ er— 
fheint als eine Fleinliche und ift wohl bis jest von feinem 
württembergifchen Gerichte vermißt worden. — 


Der Sa des $.486.: „nach völlig beendigtem Prozeſſe 
findet eine Gewährung des Armenrechted von Seite des Ges 
richts nicht ſtatt,“ ift Fein richtiger; fo fern der Prozeß be— 
endigt ift, kann es fich freilich von Aufftellung eines Offi- 
cial-Anwaltes nicht mehr handeln, aber die Sporteln werden 
nach einem Erlaffe des Juftizminifteriums vom 12, Juni 
1830 nachgelaffen oder vielmehr der Eportel»Anfag wird 
aufgehoben, wenn fich ergibt, daß eine Partei, welde um 
Julaffung zum Armenrecht nicht gebeten hat, ganz unver- 
möglich ift. 

Der $. 493. (des früheren Entwurfes) lautet: „das 
Armenrecht befreit die Partei nicht von der Verbindlichkeit 
sum Erſatze der Prozeßfoften an den Gegner in Fällen, 
wo ihr diefer Erfaß nach den gefehlichen Beftimmungen 
obliegt. Vielmehr treten deßhalb die allgemeinen Vorfchrif- 
ten wegen der Hülfsvollftrefung bei liquiden Forderungen, 
und nach Befinden der Umftände die Abverdienung jener 
Koften ein.” In Beziehung auf diefe Abverdienung bemerkt. 
der Verfaſſer, daß er dabei großes Bedenken hätte, und 
verweist auf eine Note zum Art. 102. feiner neuen Redac⸗ 
tion des Executionsgeſetzes, wo er bemerkt: „das gezwun— 
gene Abverdienen allgemein, auch wegen Privatforderungen 
und da, wo feine Arbeit verfprochen war, ald Erecutionds 
mittel einzuführen, hieße nichts Anderes, ald die Armen zu 
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Leibeigenen der Reichen machen.” Hierin wird man dem 
Verfaſſer wohl ganz unbedingt beiftimmen. 

Auch der Art. 494. ift ein fehr ftrenger; er fagt: 
„von demjenigen, was die Partei durch den Prozeß oder 
durch einen darüber gefchloffenen Vergleich erftritten hat, 
find die ihr einftweilen nachgelafjenen Koften, mit Aus 
nahme des Stempeld für die Vollmacht, zu berichtigen.“ 
Diefe Beftimmung wäre nicht nur unferem Sportelgeſetze 
entgegen, welches im Art. 21. ganz allgemein fagt, daß 
arme Parteien von der Verbindlichkeit zu Entrichtung der 
Sporteln frei feyen, fondern fie widerftritte auch der bei den 
Gerichten beftehenden milden Anficht in Beziehung auf Be 
friedigung des Official Anwaltes um feine Deferviten. 
Die Gerihtshöfe legen die Beftimmung des Landrechted 
Ihr. 1. Tit. 17, 6. wo auch ac. nicht fo aus, als fey von 
dem Erftrittenen vor allen Dingen der Sachwalter zul bes 
friedigen, fie nehmen vielmehr an, e8 fen bei jener Beſtim— 
mung des Landrechte8, wie auch nach der Praris des ge 
meinen Rechtes eine Berbefferung der VBermögensumftände 
vorausgefeßt, vermöge welcher die Partei nun wohl Zah— 
lung leiften könne; namentlich haben fich zwei Gerichtshöfe 
in neuefter Zeit auf Zurüdzahlung von Deferviten ausge 
fprochen, die ſich ein Nechtsconfulent als Dfficialanwalt der 
gemeinfchuldnerifchen Ehefrau von ihrem eine geringe Summe 
betragenden, größtentheild fchon während des Gantes zu 
ihrem Lebensunterhalte abfchläglich bezogenen Vermögen 
verfehafft hatte, ' | 

Der Sak im Art. 495.: „doch hat die vorgefeßte Stelle 
vermöge des Rechts der Aufficht darauf Bedacht zu nehmen, 
daß eine offenbar ungegründete Bewilligung des Armen— 
rechts gegen den nachläßig und pflichtwidrig handelnden 
Richter gebührend gerügt und derſelbe zur Entſchädigung aus 
eigenen Mitteln angehalten werde,” ift gewiß ein ganz 
überflüffiger Sat, da Klagen darüber, daß das Armenrecht 
in verfehwenderifcher Weife verwilligt werde, bis jebt gar 
nicht vernommen worden find, 
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Die Art,505— 507, find völlig unpraftifch; fie lauten: 
„die arme Bartei hat das Necht, den ihr von Amtswegen 
ernannten Vertreter aus erheblichen Gründen zu verbitten, 
eben fo fteht dem beftellten Vertreter das Recht zu, fich die 
Partei zu verbitten, namentlich wenn er die Sade für 
grundlos hält. Im letztern Falle hat er die Gründe in 
einer befondern Darftellung dem Gerichte vorzutragen, 
welches folche der armen Partei mitteilt und ihr auf ihr. 
Verlangen einen andern Vertreter ernennt. Nachdem zwei 
Anwälte fih auf gleiche Art erflärt haben, ift der armen 
Partei nunmehr felbft zu überlaffen, einen Vertreter, wobei 
fie nicht auf die Advofaten des Gerichtes befchränft ift, für 
ſich aufzufinden und zu beftelfen.” 


Nach der Erfahrung finden fchon diejenigen Parteien, 
welche das Armenrecht nicht anfprechen, aber feinen Koftens 
Vorfhuß beftreiten können, nicht leicht einen Anwalt; wie 
viel weniger die arme Wartet, deren Sache ſchon zwei 
Anwälte abgelehnt haben; und doch muß fie zum Verfahren 
bei den Kreisgerichtshöfen notbwendig einen Anwalt haben. 
Aus diefem Grunde und weil wirklich die Armenprozeffe 
häufig unbegründete Sachen find, würde der aufgeftellte 
Armen: Anwalt die ihm übertragene Sache wegen ihrer 
Örundfofigfeit gar häufig fich zu verbitten verfuchen, wenn 
er in dem vorgefchlagenen Satze hiezu aufgefordert würde. 
Beſſer ift e8 daher wohl in jedem Balle, wenn es Fünftig 
jo wie feither gehalten wird, wenn nämlich der Official— 
Anwalt zu feiner Nechtfertigung der armen Partei feine 
Zweifel in Anfehung ihrer Sache eröffnet und wenn fie 
gleichwohl auf der Führung des Prozeffes beharrt, unter 
Anführung diefer Umftände dem Gerichte das ihm dienlich 
Scheinende vorträgt. 


Der Art. 510. fchlägt folgende Beftimmungen vor: 
„Kein Ausländer kann zum Armenrechte zugelaffen werden, 
wenn nicht die ausländifche Obrigkeit zuvor eine bündige 
Juficherung ertheilt hat: 
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a) daß alles dasjenige genau werde beobachtet werden, 

was in Anfehung der Inländer auf den Fall bes 

ftimmt ift, daß die arme Partei zu befieren Ver 
mögensdumftänden gelangen follte ; 
daß diejenigen etwaigen Auslagen, welche bei Ins 
ländern der Staat übernehmen oder vorftreden muß, 
auf Anzeige des Gerichts unweigerlich und fchleunig 
aus den jenfeitigen öffentlichen Mitteln entrichtet 
oder erftattet würden; endlich 

c) daß die gegen die arme Partei etwa zu erfennenden 

Strafen, insbefondere die Strafe der muthmilligen 
Streitfucht, fo ferne diefelben im Königreiche felbft 
nicht zum Vollzug gebracht werden Fönnten, an dem 
Schuldigen würden vollzogen werben.” 

Bis jegt hat man ohne einen ſolchen Revers für 
die Ausländer Official» Anwälte aufgeftellt, fie überhanpt 
zum Armenrechte zugelafien. Man follte fich nad) des Re 
ferenten Dafürhalten fernerhin mit gleicher Ziberalität be 
nehmen. Der Fall, daß Auslagen zu machen find, ift 
felten; kommt er vor, fo fann man immerhin, ehe man 

weiter handelt, das erforderliche Anfinnen machen. 
| Der fünfte Sa des den Advofaten abholden $. 76. 
des IV. Edictes lautet: „Endlich fann aus dem Grunde 
der Berhinderung eines Advofaten oder andern Fürfprechers 
ein peremtorifcher Termin zu einer mündlichen DVerhand: 
lung weder verlängert, noch gegen die Verſäumniß deffelben 
MWiedereinfegung in den vorigen Stand erfannt werben." 

In dem $. 16. der Novelle vom 15. September 1822 
ift nicht Diefer fünfte, fondern nur der zweite und vierte 
Abſatz des gedachten Paragraphen ausprüdlich aufgehoben 
worden; dagegen ift in dem eben erwähnten $..16. ver all- 
gemeine Sag aufgeftellt: „die Barteien find in der Beiziehung 
rechtögelehrter Beiſtände (Advokaten) nicht befchränft." 
Es ift daher bei einer Beſchwerde eines KRechtsconfulen: 
ten über ein Oberamtögericht, daß es feine Bitten um Ber 
legung einer Tagfahrt in zwei @ivilrechtsfachen, wegen 
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Verhinderung in der einen, durch Unpäßlichkeit in der an- 
dern, durch einen auswärtigen Liquidationstermin, abgefchla- 
gen habe, die Frage aufgeworfen worden, ob hier lediglich 
der Abfaß 5. des 9.76. entfcheidend, oder ob die Befchwerde 
in concreto zu beurtheilen fey; und die Majorität des 
Genates hat fich für das Lebtere ausgefprochen. 

Diefen Abſatz 5. des $. 76. des IV. Edictes ſcheint 
nun der Verfaſſer verbeffern zu wollen, wenn in $. 530. 
beftimmt ift: „Wegen Berhinderungsgründen des Anwaltes 
darf nur eine einmalige Berlängerung bewilligt werben, 
und es hat der Anwalt die dadurch entftehenden Koften in 
jedem Falle felbft zu tragen, ohne aus irgend einem Grunde 
Erfag dafür fordern zu können;“ es fragt fich aber, ob 
nicht auch dieſe Beftimmung noch zu befchräntend fey, ob 
nicht auch in ihr noch etwas von der alten Ungunft Tiege. 
Es fcheint, es konne Fälle geben, wo fchon die Bitte um 
die erfte Verlegung des Termins unbegründet ift, wo aber 
auch eine zweite begründet feyn könne. Wie überhaupt fo 
auch hier wird der Richter davon ausgehen müffen, daß 
der Partei, welche Verlängerung der Frift oder Verlegung 
der Zagfahrt nachfucht, die Geltendmachung ihres Rechtes nicht 
erihwert, daß aber auch der Gegentheil nicht in Nachtheil 
verfeßt, vielweniger gegen dieſen oder das Gericht eine 
Chicane ausgeübt werben dürfe. 

Der $. 596. a) enthält folgende neue Beftimmung: 
„die vorftehenden Beftimmungen finden auch auf die defers 
torifhen Erfenntniffe bei Rechtsmitteln analoge Ans 
wendung in der Art, daß der Bartei zuerft durch ein ein» 
faches Decret eröffnet wird, daß fie mit der Befchwerdes 
Ihrift ausgefchloffen fey; daß ihr ſodann überlaffen bleibt, 
gegen diefe Ausfchließgung, als unbegründet, bei demfelben 
Appellationsrichter innerhalb 30 Tagen Borftelung zu 
machen oder um MWiedereinjegung zu bitten, und daß dann 
erft nach dem Ablaufe diefer 30 Tage, wenn weder das 
eine noch das andere gefchieht, das defertorifche Erfenntniß 
ausgefprochen wird.” Nicht wenige befertorifche Erfennt- 
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niffe haben darin ihren Grund, daß die ‘Partei zu imdolent 
if, um ihren Verzicht auf die Appellation anzuzeigen, oder 
daß fie nicht weiß, daß fie. durch diefe Anzeige fi die 
Sportel erfpart. Iſt aber durch die Echuld der Partei oder 
ihres Schrift-Verfaffers die Wahrung der zweiten Nothfrift 
verfäumt worden, fo kommt fehon gegenwärtig immer ein 
KReftitutionsgefuch ein, es ift alfo nicht einzufehen, was «6 
für einen Vortheil gewähren fol, daß die Ausfprechung 
des defertorifchen Erfenntnifjes noch 30 Tage im Anftande 
bleiben ſolle. Diefe neue Beftimmung fcheint vielmehr diele 
nadtheilige Folge zu haben, daß der Appellat neben ver 
zweiten geräumigen Nothfrift auch nun noch diefe 30 Tage 
mit feinem Recht aufgezogen wird. 

In dem Titel von der Eventual»s Marime wird von 
einigen Fällen einer Beränderung der Klage ausgefprocen, 
daß fie nicht ald eine Veränderung der Klage angefehen 
werden ſollen. So heift e8 im $. 647.: „es Fann nidt 
ald eine Veränderung der Klage betrachtet werden, went 
die Parteien bei einem confefforifchen oder negatoriſchen 
Prozeſſe von der Verjährung der beftimmten Zeit auf die 
außerordentliche überfpringen oder umgekehrt;“ — „felbit 
wenn -bei dinglichen Klagen ftatt eines früher behaupteten 
andern Erwerbtitels, oder neben demfelben,, fey es even 
tuell oder cumulativ, im Laufe des Prozeſſes Verjährung 
geltend gemacht wird, fo kann dieß nicht als eine, einen 
neuen Rechtsgang nothwendig bewirfende Klageändering 
angefehen werden.” Es muß bezweifelt werden, ob folde 
cajuiftifche, einem beftimmten Begriffe Gewalt anthuende 
Beſtimmungen zwedmäßig feyen. Hat man nur den ein 
zelnen Fall, dem der neue Cat feine Entftehung verbanft, 
vor Augen, fo erfcheint dieſer freilich als den Streit ab 
- fürzend; denft man fidy aber den Sat als gefeglich, als 
allgemein wirfend, ftellt man fich vor, wie ein ſolcher Sat 
den Kläger difpenfirt, ſich vorher forgfältig über feinen 
Klagegrund zu bedenken, fo wird man zugeben müffen, daß 
ein folcyer Sat im Ganzen verzögerlich wirft. Ueberhaupt 
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it e8 fehlerhaft, wenn, ſo oft im einzelnen Falle eine auf 
einer Regel beruhende Beftimmung dem Furtgange des 
Prozeſſes entgegentritt, fogleich auf eine gefeglich feftzu- 
ftellende Ausnahme Bedacht genommen wird. Auf folche 
Weiſe wird das Recht zweifelhaft und controvers gemacht ; 
man muß nun immer fragen, ob folche Bälle die Anwendung 
der Analogie auf weitere in der Praxis fich ergebende Fälle 
julaffen oder nicht; das Geſetzbuch wird umfänglich und der 
Richter kann fich nicht mehr darauf verlaffen, fich durch 
Begriffe leiten zu laffen, fondern er muß ftetS die Prozeß- 
ordnung nachfchlagen, ob diefe nicht für den vorliegenden 
einzelnen Ball eine Vorfchrift enthalte. Klageänderung fol 
immer Klageänderung bleiben und nicht da und dort für 
bloße Verbefferung erklärt werden. 

Der $. 659. enthält eine neue Beftimmung, die ihre 
Wurzel wieder Tediglich in der Unterfuchungs - Marime zu 
haben ſcheint. Es heißt vafelbft: 

„Der Verluſt der Beweismittel trifft zwar die Parteien 
erft dann, wenn fie nach Ausfprechung des Beweiserfennt- 
niffes von folchen in der peremtorifchen Frift feinen Gebrauch 
machen. Doch hat nicht nur der Kläger fogleich bei der 
Klage, fondern auch der Beklagte rüdfichtlich feiner Einre— 
den fogleich beim Vorbringen derfelben, diejenigen Urkunden, 
auf welche fie ihre Anfprüche gründen, entiweder im Ori— 
ginal, oder doch in Abjchrift vorzulegen, oder wenigftens 
anzuzeigen, mit der Bemerkung, in weſſen Händen die 
Driginalien jeyen.” (Welch legterer Caß im $. 761. wie: 
derholt ift.) 

Es ift diefe Bejtimmung noch in demfelben Sinne ge— 
geben, in welchem der Abfat 3. des $. 85. des IV. Edicts 
den Richter angewiefen hatte, den Kläger bei der Verneh— 
mung über deſſen Anfprüche und die Thatfachen, worauf ' 
er folche gründe, auch vorläufig über die Mittel zu ver- 
nehmen, wodurch derjelbe die Wahrheit der behaupteten 
Thatſachen, wenn folche geläugnet würden, nachzuweifen im 
Stande wäre; es ift fogar der fragliche $. 659. im Sinne 
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des beftehenden Rechtes verfaßt, da der $. 15. der Novelle 
von 1822 den $. 85. nur in fo ferne abändert, als darin 
die abgefonderte Vernehmung der Partei vorgefchrieben ift. 
Nun fcheint aber die Befragung einer Partei im erften 
'Berfahren um ihre Beweismittel oder die Verpflichtung 
derfelben zur Borlegung ihrer Beweisurfunden nicht ger 
rechtfertigt werden zu fönnen, da der Gegentheil hierburd 
beftimmt werden Fann, Thatfachen in Abrede zu ziehen, die 
er außerdem zugeftanden haben würde, mithin viel oder alles 
daran gelegen feyn kann, daß der beweispflichtige Theil 
nicht auf die bemerfte Weife gleich anfänglich inquirirt werde, 

Der $. 713. fagt in feinem erften Satze: „Wird aus 
einem DBergleich auf defien Vollziehung geklagt, fo muß 
diefe auf einem ganz neuen Fundamente beruhende, (nad 
Umftänden: das Erecutiv- Verfahren begründende) Klage bei 
dem Richter erfter Inftanz angebracht werden, ſey ed auf, 
daß der Vergleich unter der Leitung eines höheren Gerichte 
zu Stande gefommen fey. Auch wird hieran durch die Ein, 
wendungen der andern Partei gegen die Gültigfeit des Ver 
gleichs nichts verändert.” 

Gegen dieſen Satz iſt nichts einzuwenden; nur wird 
deſſen letzter Abſchnitt nicht ſo zu verſtehen ſeyn, daß das 
Gericht, unter deſſen Leitung der Vergleich zu Stande ge— 
kommen, von dem Beklagten, welcher gegen deſſen Gültig— 

keit Einwendungen macht, unter allen Umftänden nicht 
recufirt werden fünne. 

Aber bedenflicher ift der zweite Satz: „Iſt Hingegen 
die Klage auf Aufhebung des Vergleiche oder eined 
Berzichted, oder auf Wiedereinfegung gegen das Eine oder 
das Andere gerichtet, fo ift fie an denjenigen Richter zu 
bringen, welchem es obgelegen wäre, ohne den Vergleich 
oder den Berzicht in dem erften Prozeſſe zu erfennen.” 
Der Berfaffer erkennt felbft an, daß in feinem Antrage 
etwas Willfürliches Tiege, und daß in der Theilnahme des 
Richter8 an der Zuftandebringung des Vergleichs ein Grund 
liegen Fönne, ihn abzulehnen, und in der That ift auch gar 
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fein Grund. vorhanden, von, den allgemeinen Grundfägen 
abzuweichen. Der Bergleich bleibt ein neued Rechtsge— 
fhäft, wenn auch auf defien Aufhebung geflagt wird; und 
dieſes Rechtögefchäft foll feinen ordentlichen Richter haben; 
auch werden fich eine Menge Präjudizien der Gerichtshöfe 
anführen laffen, welche gegen den Vorfchlag des Verf. find. 


Zum Schluffe diefes Artikels erlaubt fich Recenſent 
als Nachtrag zu feinen Bemerfungen über die gegenwär- 
tigen Anforderungen an die württembergifche Eivilprozeß- 
Sefeßgebung, und über die f. g. Marime des beftehenden 
württembergifchen Civilprozeſſes in Schneiders Fritifchen 
Sahrbüchern Jahrg. IX. Heft XI. S. 995. ff., eine Bes 
ziehung auf die kleine intereffante Schrift des K. Preuß. 
Geh. Ober» Tribunald Vice-Präſidenten Dr. Götze: das 
neuefte Preußifche Civilprozeß-Geſetz vom 21. Juli 
1846, feine Stellung zur Prozeßordnung vom 
Jahre 1793 und zum gemeinen deutfchen Prozeffe, 
jweite Aufl. 1846. 

Nach des BVerfaffers Darftellung ift durch dieſes Gefeg, 
blos in 39 Paragraphen beftehend, die umfangreiche allges 
meine preußifche Gerichtsorpnung als ein gefchloffenes 
Ganze und ‚gerade in dem, was ihr den individuellen 
Charakter gab, in ihrer Hauptgrundlage, wie in der ganzen 
Eonftruction ihres Verfahrens befeitigt, und fie fommt nur 
noch in untergeordneten Theorien zur Anwendung; es ift 
durch dieſes Gefeg dem gegenwärtigen Bedürfniffe abge- 
holfen, und es ift daffelbe geeignet, daß der neue Prozeß, 
der auf die Haupt» und Grundprinzipien des gemeinen 
deutfchen Prozeffes auferbaut ift, durch Wiffenfchaft und 
Anwendung und wo durd) diefe Beiden die Nothmwendigfeit 
nachgewieſen wird, durch fernered Einfchreiten der Geſetzge— 
bung feine weitere Ausbildung erhalte. Hat nach der Aus⸗ 
führung jenes Mannes das erwähnte furze Gefeg eine folche 
Wirffamfeit, fo haben wir eine beachtenswerthe Stimme 

Monatſchr. f. d. Iufizpfl. XII. Bd. 3. Abth. 29 
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für die in den angeführten Bemerkungen geäußerte Meinung, 
daß wir in Württemberg für den Augenblid einer umfaflen- 
den neuen Civil-Gerichts- und Prozeßordnung nicht be- 
dürfen, daß es vielmehr an einer Reviſion der Grundzüge 
des civilgerichtlichen Verfahrens in allen Inftanzen, welde 
Grundzüge in dem IV. Edict vom Jahre 1818 und in der 
proviforifchen Verordnung vom Jahre 1819 beftehen, an 
einer Verbeſſerung und Ergänzung diefer Geſetze für die 
Gegenwart genüge. Mit diefem erfahrenen Richter follten 
wir gegen die und gegebene Ausficht auf eine fo umfaffende 
Gerichtsordnung wie die v. Bolley’fchen Entwürfe fprechen: 
„Richts würden wir höher ftellen, als wenn die Prozeß 
legislation die verfehlten Richtungen befeitigen und richtigen 
den Weg zu eröffnen bemüht wäre; fich deſſen aber enthielte, 
Theorieen aufzuftellen, oder gar in alle Kleiw 
heiten hinein aus- und durchzubilden; wenn fie ber 
Wiſſenſchaft Raum fchaffte, aber au Raum ließe und wenn 
fie ven Entſchluß, einen Prozeßrechtsſatz in einem Gefete 
auszufprechen, nicht davon allein abhängig machte, daß 
fie ihn für richtig Hält, fondern ganz wefentlich mit davon, 
daß er fich in anderer Iebendigerer Weife nicht bilden Tann, 
daß völlig unabweisliche Gründe zu einem legid 
lativen Einfchreiten vorliegen. Die Progeßlegislation 
bat ihren Klaren und richtigen Beruf in den von den Ger 
richten zu befolgenden Beftimmungen. Die Auffindung der 
theoretifchen Grundlage, die Aus» und Fortbildung ber 
Theorie überhaupt ift Sache der Wiffenfchaft, zu deren 
Berufe e8 namentlich auch gehört, in Gemeinfchaft mit der 
Praxis die Bonfequenzen richtig zu ziehen und die Frage, 
die demnächſt etwa eine legislative Löſung unerläßlid 
machen, hiezu zur Reife zu bringen.” Berner dürfte es 
die in jener Recenfion S. 996. geäußerte Meinung, dab 
man in Württemberg wohl zur VBerhandlungssMarime 
zurüdfehren werde, fehr unterftügen, wenn wir in jener 
Schrift dargethan finden, daß die f. g. Unterfuchungd 
Marime nicht ausführbar fey, daß fie auch in Preußen 
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nicht durchgeführt, „daß wenigftens von den dortigen Eolles 
gien dad Prinzip der Gerichts -Ordnung der Sache nad) 
wirklich al8 unausführbar aufgegeben wurde," daß 
hierdurch große Mipftände erzeugt wurden, daß eben diefe 
die in dem gedachten compendiarifchen Befete enthaltene Ne; 
form hervorgerufen und auf das Grundprinzip des gemei- 
nen deutfchen Prozeſſes, auf die f. 9. Verhandlungsmarime 
zurüdgeführt haben. Die Worte, mit welchen Heffter 
den Grundcharakter der Berhandlungsmarime bezeichnet, 
will Recenfent hier nicht wiederholen, da defien Syſtem 
(zweite Ausgabe) auch in Württemberg in vielen Händen 
feyn wird; aber die klare Darftellung in jener für den Aus 
genblit bei uns ohne Zweifel weniger verbreiteten Schrift 
wird man bier wohl gerne lefen. Götze fagt ©. 10.: „Der 
Richter hat fein civilrichterliches Amt, wie nur auf Anrus 
fen der Barteien, fo audy nur in fo weit zu verwalten, als 
es angerufen if. Er hat nur über die Fragen zu ents 
ſcheiden, welche die Parteien ihm vorlegen und nur über 
die Thatfachen, welche fie aufftellen. Das Material feiner 
Entſcheidung ift lediglich der Thatbeftand, welcher fich aus 
den gegenfeitigen Behauptungen der Parteien und aus den 
darüber beigebrachten Beweifen bildet. Der Richter ift eben. 
nur Richter zwifchen freien Barteien und nicht Verwalter 
ihrer Gerechtfame. . Er muß fein ernftes Amt rein halten 
von aller fremdartigen Einmifchung und deshalb genügt und 
befriedigt feine Entfcheidung, fo fern fie auf folcher Grund» 
lage beruht, felbft dann, wenn auch die ftreitenden Theile 
im Gebrauch ihrer Freiheit vorhandene Angriffs- oder Ver: 
theidigungsmittel unbenugt gelaffen haben. Daß fie fie 
unbenugt gelaffen, fteht lediglich zu ihrer Verantwortung, 
nicht zu der des Nichters.“ 
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III. 
Fiterariſche Mittheilungen. 


1) Auserleſene Civil-Rechtsſprüche der höheren 
Gerichtsfiellen in Württemberg. Herausgegeben 
von Chriſtian Friederich Auguf Tafel, Doctor 
der Rechte und der Philoſophie, Rechtsconſulent 
in Oehringen. Erften Bandes drittes Heft. Heil- 
bronn, Drechsler 1846, IX. S. 227 — 364. und 
einem alphabetifchen Sacdy- Regifter über den 
erfien Band. 
| (Singefenbdet.) 

Das erſte und zweite Heft der vorftehenden Sammlung 
von Eivil» Rechtöfprüchen find im VII. Bande diefer Zeit 
fchrift S. 317. 16. angezeigt worden. Mit dem vorliegen: 
den dritten Hefte fchließt fih, wie und in dem Vorworte 
dazu gemeldet wird, der erfte Band der Sammlung, deren 
zweiter Band, fo bald ed die Berufsgefchäfte de8 Heraus⸗ 
gebers geftatten, nachfolgen ſoll. 

Das erwähnte Vorwort beginnt mit einer in eine 
fonderbare Entfchuldigung eingefleideten, wie uns düuͤnkt, 
nicht genügenden Rechtfertigung gegen den dem Heraud- 
geber von verfchiedenen Seiten her gemachten Vorwurf, daß 
er das zweite Heft feiner Compilation ohne alle durch die 
Umftände dringend gebotene Vorbemerkung in die Lefewelt 
hatte ausgehen laſſen; es ift hervorgerufen durch eine Re 
cenfion in Schneiders Fritifchen Jahrbüchern für bie 
deutſche Rechtswiffenfchaft XIV. Bd, 7ted Heft, ©. 1005. ff. 
(nit VII. Band, Ites Heft), die in ‚ihren Orundges 
danfen mit der Anzeige des Referenten der Monatfchrift 
- ganz übereinftimmt, und nicht eben unter „die vielen Ber 
weife der günftigen Aufnahme” zu zählen ift, für die ber 
Herausgeber feinen Dank ausfpricht; jetzt um fo weniger, 
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nachdem in Folge des offenen Zugeftändniffes in dem 
Vorworte die VBermuthung des Referenten der Monatfchrift, 
daß nämlich das zweite Heft der auserlefenen Eivil-NRechtss - 
ſprüche zum bei weitem größten Theile wörtlich abgedrudt 
fey aus einem zu diefem Gebraude gar nicht beftimmten 
Auszuge aus dem Präjudizienbuche des Obertribunals, als 
ganz richtig fich herausgeftellt hat. 

Erft in Folge dieſes abgedrungenen Zugeſtändniſſes 
fann nun auch der Herausgeber auf „den Dank” hoffen, 
mit dem er ſich in feinem Vorworte getröftet; denn bis 
daher haben feine Lefer, daß ihnen ein Bräjudiz des Ober; 
tribunals, mitgetheilt fey, nur da gewußt, wo der ohne 
die geringfte Nachhülfe zum Abdrud gebrachte Auszug aus 
dem Präiudizienbuch zufällig felbft davon Kunde gab, 
was keineswegs überall der Sal ift, 3. B. nicht in den 
Nummern XXL XXII. XXVI XXVIL XXX XXXIII. 
XXXIV. ꝛc xc. 

Noch iſt aus dem Vorworte zu erwähnen, daß es, in 
Folge einer Ausſtellung in v. Wächters Handbuch des 
Württembergiſchen Privatrechts I. ©. 1143, die Daten 
der in dem zweiten Hefte mitgetheilten Rechtsfprüche nad): 
träglich giebt. An dem neueften Hefte ift in dieſer Bes 
ziehung nicht zu bemängeln. Auch die fonftigen Ausftels 
[ungen gegen das zweite Heft greifen jegt nicht mehr Plag: 
der Herausgeber hat den Weg wieder gefunden, den er 
Anfangs eingefhlagen hatte: was er giebt, find nur um: 
ftändlichere, ausgeführte Mittheilungen, beftehend in den 
Entfcheidungs-Gründen der höheren Gerichte zu ihren Erkennt⸗ 
niffen in meift intereffanten Rechtsfällen. Es will und 
nur bevünfen, als ob fich’S der Herr Herausgeber gar 
zu leicht mit feiner Arbeit mache. Man merkt e8 den Auf: 
fägen ihrer Mehrzahl nach gar zu fehr an, daß fie von A.—Z. 
lediglich die Abdrücke derjenigen Entſcheidungs-Gründe find, 
die für den Herausgeber oder die von ihm vertretene Partei 
auf den Schreibtifchen der Gerichte ausgefertigt wurden: 
es fehlt an aller Ueberarbeitung, insbefondere meift an einer, 
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wenn auch nur ganz furzen Andeutung der thatfächlichen 
Berhältniffe des betreffenden Streites, die wir unferes Theils 
für ein wefentliche8 Erforderniß bei Mittheilungen der vor; 
liegenden Art halten. Diefer Mangel an aller Selbftthä: 
tigfeit de8 Herausgebers ift ſchon in den Schneider’ ſchen 
Sahrbüchern angedeutet, er ift und aber in dem neueften 
Hefte beinahe noch greller entgegengetreten, als früher. 

Wir wollen uns zum Belege hiefür nur gleich auf den 
erften Auffag: „Nro. LXVII. Ueber die Haftungspflicht 
der Frachtfuhrleute” berufen, und beziehen uns hinfichtlich 
der Art und Weife, wie wir meinen, daß ſolche Fälle und 
ihre Entfcheidung zum Mindeften mitzutheilen wären, auf 
den Auffat in der Monatfchrift Band X. ©. 448., wo, 
(was der Herausgeber der auserlefenen Eivil-NRechtsfprüche 
dießmal bemerklich machte), dieſelben Entfiheidungs- 
Gründe, die uns von Herrn Tafel jetzt wieder geboten 
werden, bereits abgedruckt ſind, aber unter Voranſchickung 
eines paſſenden Factum und einer üuüberſichtlichen Zuſammen⸗ 
ſtellung der Fragen, welche zur Sprache gekommen. 

Im Uebrigen begrüßen wir die neueſte Lieferung des 
Herausgebers, wie bereits angedeutet, mit ungleich höherem 
Intereſſe, als die letzt vorangegangene. Sie enthält neben 
der ſchon ausgehobenen, folgende Nummern: | 

LXIX. Ueber die Ausftattung der Kinder. 

Dem Wunfche in der früheren Anzeige der Monats 
fohrift nach einiger Genauigfeit in den MUeberfchriften der 
Aufſätze ift, wie man ſieht, nicht fonderlich entfprochen. 
Es wird unter obigem vagem Titel die Frage abgehandelt: 
ob unter dem den Kindern „bereits zugefallenen” Vermögen, 
von welchem ihnen nach Zandrecht IV. 13. $. 2, im Falle 
nur noch eines der Eltern am Leben, das Heirathgut zu 
geben ift, nur dasjenige zu verftehen fen, welches als vom 
verftorbenen Gatten herrührend in Iebenslänglicher Nußs 
nießung des Lleberlebenden geblieben wäre? oder auch das— 
jenige, welches von entfernteren Verwandten oder Fremden 
dem Kinde angefallen ift, und ihm bei der Heirath mit 
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Nugen und Eigenthum zufält. Es iſt fich für die erfte 
Alternative ausgefprochen. Die Ausführung läßt Feinen 
ganz fihern Schluß auf das (auch hier fehlende) Factum zu, 

LXX. In wie fern fann eine nobh nidt ge 
fhiedene, aber von ihrem Ehemann ge, 
trennt lebende Ehefrau Alimente von je 
nem anfprecdhen? 

Nach erfiandenen Zwangs-Graden ift die 
Frau von dem Manne zu alimentiren, obne Unterfchied, 
ob ihr Rechtfertigungs-Gründe für ihre Entfernung zur. Seite 
ftehen, oder nicht; werden Alimente für eine frühere Periode 
gefordert, fo hängt die Entſcheidung von einer Unterfuchung 
darüber ab, ob die Entfernung der Frau auf triftigen 
Gründen beruhe. Wir möchten hinſichtlich diefer Theſis 
unter Verweifung auf den Auffas in der Monatfchrift 
Band VI. ©. 103, das „adfuit!* der frühern Anzeige in 
der Monatfchrift Band VII. ©. 325. wiederholen. Die den 
betreffenden Rechtsfällen eigenthümlichen Momente für die 
Beftimmung des Betrags der Alimentenfumme find gleich 
wohl als Anhaltspunkte für ähnliche Fälle nicht ohne all⸗ 
gemeineren Werth. 

LXXI. Iſt die Klage RN Bezahlung eines 
fogenannten Kuppelgeldes zuläffig? 
dahin beantwortet: daß der Kuppel» Vertrag nicht an ſich 
fhon und unter allen Umftänden al8 ein pactum turpe 
unflagbar fey. In dem mitgetheilten Falle wurde der Klage 

auf ein verfprochenes Kuppelgeld ftattgegeben. 

LXXU Kann durh einen ©erichtsgebraud 
dem Württembergifhen Nechte im. engern 
Sinne derogirt werden? 

Verneint, in der Richtung gegen Stuttgarter Lofals 
Gewohnheiten, welche wider die Beftimmungen der Bau— 
Ordnung über die Entfernung von Bäumen und Gebäu- 
lichkeiten im Felde von des Nachbars Grund und Boden 
anftogen würden, und daher nicht ald rechtöverbindlich an- 
erfannt. worden find. Was weiter über „die Errichtung 
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eines Zauns“ mitgeteilt wird, paßt nicht auf die Ueber: 
ſchrift. In diefer Beziehung wurde es als gültiger Feld— 
gebrauch für Stuttgart anerkannt, daß in Weinbergen 
ein genagelter Zaun 3° von dem Untermark abzuftehen habe. 

LXXII. Sind diejenigen Xehenspflichtigen, 
welche ſeit Verkündigung des I. Edicts 
vom 18. November 1817 auf lehenbaren 

Boden neue Gebäude errichtet Haben, Hand 
Lohn oder Sterbfall zu entrichten ſchuldig? 

Hier ift die Ueberfehrift ganz und gar ungenau. Die 
Frage war: ob, wenn auf einem vormals erblehenbaren, 
zu. Handlohn und Sterbfall pflichtigen Grundftüde nad 
1817 ein Gebäude errichtet worden, in einem Veränderungdr 
Falle der Werth diefes Gebäudes, oder nicht vielmehr nur 
der frühere Westh des Grundftüds als Ader, Wieſe x., 
was er vorher gewefen, der Hanblohns » Berechnung zu 
Grund zu legen fey. Das Obertribunal hat ſich für dad 
legtere entfchieden, aus Gründen, die feiner Zeit auch im 
- Beobachter mitgetheilt worden find, aber geneeiDeg® allge: 
mein: befriedigt haben. 

LXXIV. In wie fern muß der Bater für Schul 

den des Sohns haften? 

Ein Rechtsfall zur Lehre von der actio de in rem 
verso, der und aber wegen Mangels des Factum beſonders 
ungenießbar vorfommen will. 

LXXV. Ein Beitrag zur Auslegung des Art. 34. 
des Gefeges, die öffentlichen Verhältniffe 
der israelitifhen Glaubens-Genoffen be 
treffend, von 1828. 

Die hierunter mitgetheilten Entfheidungs - Gründe bes 
fchränfen die Beftimmungen des Art. 34. des Judengeſetzes, 
indem. fie auf den Nachſatz: „Es hat vielmehr“ ıc. dad 
Hauptgewicht legen, auf folche Vertrags + Verhältniffe, wo 
der Empfang einer Summe oder eined Werthes von Geite 
des Chriften den Gegenftand. des Vertrags bilden; ſie laſſen 
alſo insbefondere bei Bürgfchafts Verträgen dem Schacher— 
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juden die Unterfchrift ded Bürgen in der Bürgfchaftss 
Urkunde und defien außergerichtliches Bekenntniß zur Bes 
weisführung zu ftatten kommen. Das. Obertribunal hat 
fürzlih entgegengefeht entfchieden. 

LXXVI. Ob Gefellfchafter folidarifh für Ger 
fellfhaft8- Schulden haften? 

Nach „heutigem Handelsrecht” dahin beantwortet: Bei 
einer offenen Handelögefellfchaft hat im Zweifel jedes Mit« 
glied das Recht, „die Firma zu gebrauchen” und es werden 
bierdurdy nad) einem allgemeinen Handels » Gebrauche alle 
übrigen Theilnehmer folivarifch verpflichtet. — Für die Ans 
wendbarfeit dieſes Gebrauchs in Württemberg wird fich 
auf das Gefeg vom 26. October 1812 (Reg.⸗Bl. ©. 533. 
nit S. 247, wie citirt ift) die Wechfel + Verfchreibungen 
unter der Firma mehrerer zu einer Handels » Gefellfchaft 
verbundenen Affocies betreffend, berufen. 

LXXVI. In wie ferne verliert der 2egatar 
durch Anfechtung des Teftaments fein Legat 
zum Beften der Teftaments: Erben? 

Das „In wie fern” fteht ganz müßig da: die Aus- 
führung geht, ohne befondere Vorausfegungen, von denen 
der Verluft abhängen fol, namhaft zu machen, ganz all: 
gemein dahin, daß der Legatar fein Legat verliere, und 
war auf den Grund von 1. 13. $.9. D.49. 14. (de jure 
ſisei) welche Gefegesftele durch das Geſetz vom 5. Septbr 
1839 feine Aenderung erlitten habe; und zum Beften 
der TeftamentssErben, weil dur Art. 20. des ger 
dachten Geſetzes das Eintrittsrecht des fiscus in Die bona 
ereptitia ganz aufgehoben fey. — Die Drudfehler in dem 
Gate: „actionem eum denegandum esse“ ſtatt „ei 
‚denegandam“ hätten der Correftur nicht entgehen follen! 

LXXVIU. Ueber die Frage, ob ein Meineidiger 
eidesfähig fey? 

Es wird je unter Anführung der Gründe mitgetheilt, 
daß ein Gerichtshof die Frage hinfichtlich eines nothwen«- 
digen Eides verneinend, hinfichtlich eined angetragenen 
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Eides im Jahre 1824 bejahend, im Jahr 1842 ver 
neinend entfchieven habe. 

LXXIX. Ueber die Haftungss Verbindlichkeit 
des Bormunds bei der Verwaltung des ihm 
anvertrauten pflegfohaftlichen Vermögens. 

Die Rechtsfäge, die in dem erzählten Falle zur An 
wendung kamen, find nicht neu; auf den Grund derfelben 
wurde ein Vormund verurtheilt, feiner Bflegfchaft eine 
Summe Geldes zu erftatten, die er auf einen falfchen Pfand» 
fchein hin,‘ den er als folchen bei der gewöhnlichften Vor: 
ficht eines forgfältigen Hausvaterd hätte erfennen müflen, 
ausgeliehen gehabt hatte. Unter Anderem ift ihm auch zum 
Vorwurf gemacht, daß er den Pfandfchein nicht durch dad 
Bezirkögericht hatte beglaubigen laſſen. 

LXXX. Ueber die Verjährung einer auf Kin 

digung ftehenden Forderung. 

Nicht nur Diefe Lehre wird, in der Anwendung auf 
befondere thatfächliche Verhältniſſe, erörtert, fondern es finden 
fih auch Bemerkungen zu der Lehre: von der Unterbrechung 
der Klagen-Berjährung und von dem Erforderniffe des gu 
ten Glaubens dabei. Beiläufig fließt ferner mit ein, daß 
das Obertribunal gegen die praescriptio longissimi temporis 
ſelbſt Minderjährigen feine Reftitution erteilt; und die 
mitgetheilten Entſcheidungs⸗Gründe des Obertribunals hätten 
zum mindeften durch Ausmerzung alles deſſen, was die je 
genannte Einrede der Delegation und die Hinfichtlich der 
felben vorgelegene Beweisfrage betrifft, für die Mittheilung 
überarbeitet werden follen. 

LXXXI. Die durch das II Drganifationd 
Edicet vom 18. November 1817 erfolgte Auf 
hbebung der Erblehen betreffend. 

Diefer Auffag ift aus dem „Donauboten” entlehnt. 
Er theilt die Entfcheidungs «Gründe zu Erfenntniffen eines 
Gerichtshofs und des Obertribunals vom 28. Mai 1842 
resp. 16. Januar 1844 mit, wornach von den höhern Ge 
sichten angenommen wird, daß das I. Edict von 1817 


443 


das ObersEigenthum über die Erblehen aufgehoben habe, 
und dag die deßfallfigen Beftimmungen des Geſetzes durdy 
die jpäteren Declarationen über die ftaatsrechtlichen Verhält⸗ 
niffe verfchiedener Standesherrlicher Häufer nicht außer Wir: 
fung gefegi feyen; daß auch aus fpäteren Erklärungen und 
Anordnungen der Staatd-Regierung, fo wie aus dem Schluß- 
jage der Ablöfungs»Gefete von 1836 die Sufpenfton jener 
Geſetzes-Beſtimmungen nicht abgeleitet werden könne. | 
LXXXII. Die Aufhebung der Conceſſions⸗Ge— 
bühren bei Lehens-Zertrennungen be: 
treffend. 

Die Ueberſchrift Fönnte zu der Annahme verleiten, die 
Gerichte Haben, wie für die Aufhebung des Ober» Eigen: 
thums an den Erblehen, ebenfo auch für die Aufhebung 
der Trennungs: Gebühren unbedingt ſich ausgefprochen. 
Dieg ift aber nach der Mittheilung felbft feineswegs ver 
Hall, vielmehr ift die Fortvauer Herfömmlicher Trennungs; 
Gebühren gegen die Ausführung des Verfaſſers ver bei dem 
Obertribunal eingereichten Ations-Einredefchrift (welche als 
„von einem der ausgezeichnetften Württembergifchen Rechts— 
gelehrten” herruͤhrend, ausnahmsweife auch dem Aufſatze 
einverleibt ift), auf den Grund des II. Edicts von 1817, 
Lit. B. $. 9, 10. von dem Obertribunal anerfannt; und 
deffien und des. betreffenden Gerichtshofs Entſcheidung be> 
ruhte auf dem Ausfpruche, daß die betreffende Standesherr« 
ihaft den Beweis eines rechtögültigen Herkommens nicht 
erbracht habe. — Aus den von Wort zu Wort abgedrudten 
Entfcheidungs » Gründen erfährt man umftändlich, daß bie 
fürftliche Standesherrfchaft Hohenlohe Kirchberg die Ber 
theiligte war: der von dem Herausgeber beigefügte myfteriöfe 
Eingang: „die fürftliche Standesherrfchaft R. N. zu N. N.” 
it daher lächerlich, aber nicht das allein: vielmehr hat die 
genaue Angabe des Drts hier für das fürftliche Haus 
Hohenlohe Kirchberg praftifchen Werth: daſſelbe ift nämlich 
durch Die vorliegenden Erfenntniffe nicht hinfichtlich der ger 
ſammten Stanvesherrfchaft für beweisfällig erklärt, ſondern 
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nur hinfichtlich Eines derjenigen Orte, welche früher unter 
der Weiferdheimer und fpäter unter der früheren Dehrin, 
genfchen Dynaftie geitanden waren. Das betreffende Ort 
ift dem Rentamte Künzelsau zugetheilt, auf eine frühere 
Klage ded Rentamts Kirchberg ift, wie aus den Ent 
fheidungsgründen des Gerichtshofes erhellt, zu Gunften 
der Standesherrfchaft erfannt worden. Eben hieraus 
dürfte fich ergeben, daß die ganze Mittheilung im Grunde 
von geringerem allgemeinem Werthe ift. 

LXXXIII. Ein Beitrag zur Lehre über Aftima 

torifche Injurien- Klage. 

Die Rechtsfäbe, die aus dieſem Beitrage ſich entwideln, 
find in kurzem: 

Wegen einer nach dem Strafgefepbuche von Amts wegen, 
nicht erft auf Klage des Verletzten zu unterfuchenden und 
zu beftrafenvden Körper » Verlegung findet die äſtimatoriſche 
Snjurien Klage überhaupt nicht ftatt. 

Der bloße, zu rechter Zeit zurüdgenommene Antrag 
auf öffentliche Beftrafung macht den Beleidigten des Red 
tes, zur Givilflage zu greifen, nicht verluftig. Der leptere 
Sat ift vom Öbertribunal abweichend von dem betreffenden 
Gerichtshof aufgeftellt worden. 

Gegen den Herausgeber bemerken wir hier unter Be 
zugnahme auf das, was wir im Eingange gefagt haben, 
daß wenn die von ihm beliebte Redactionsweife Säge mit 
abdruden läßt, wie die 88. 1. 5. 6. des vorliegenden Auf 
ſatzes, dieß und die Bequemlichkeit zu weit getrieben 
zu feyn fcheint; auch der Schluß Nro. V. hätte füglih 
wegbleiben fönnen. 

LXXXIV. Die Ablöfung von Laudemien be 

treffend. 

Der Ueberfchrift hätte, um fie bezeichnend zu geftalten, 
nothivendig beigefügt werben follen: „gegenüber von 
dem ritterfehaftlihen Adel;“ denn die mitgetheilte 
übereinftimmende Entfcheivung eines Gerichtshofes und bed 
Obertribunals aus neuefter Zeit geht dahin: daß bie De 
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ftimmungen des II. Edicts von 1817 über die gezwungene 
Ablösbarfeit der Grundabgaben, insbefondere Laudemien, 
gegenüber von der Ritterfehaft nicht, wie gegenüber von den 
Standeöherren, fufpendirt feyen, daß jene vielmehr der Ab» 
löfung ftattgeben müffe, und zwar nady den Normen des 
Geſetzes ſelbſt. Das Obertribunal hat hiefür auch auf die 
Schluß⸗Erklaͤrung der Regierung zu den Ablöfung$- Geſetzen 
hingewieſen. 

LXXXV. Sind mehrere zu einer und derfelben 
Zeit an eine oder mehrere Perſonen ge— 
machte Schenkungen bei Beurtheilung der 
Frage: ob ſie die eine gerichtliche Infi— 
nuation erfordernde Summe überfteigen, 
zufammeu zu rechnen, oder iſt jede einzelne 

Schenkung für ſich zu betrachten? 

Diefe Ueberfchrift feheint und eine unglüdliche zu feyn. 
Der Fall, deſſen Entſcheidung hierunter mitgetheilt wird, 
war der: Sch. hatte an H. 1611 fl. 38 fr. zu fordern; bei 
der Theilung des Nachlaſſes ſeines Schuldners fchenkte er 
dieje Forderung den vier Kindern deffelben miteinander; 
ed fragte fi) nun: ob deßwegen, weil an diefer Schenfung 
die mehreren PBerfonen mit einander gleichen Theil haben 
follten, anzunehmen fey, daß vier verfchievene Schenkungen, 
deren jede ihrem Betrage nach für fich zu berechnen ſey, 
vorliegen? Diefe Frage wurde gewiß mit Recht verneint. 
Denn bier kann offenbar nicht von mehreren Schenfuns 
gen, fondern nur von Einer Schenfung an mehrere Per—⸗ 
fonen zugleich die Rede feyn. Anders müßte ficher die 
Beantwortung ausfallen, wenn der Schenfgeber uno tenore 
3. DB. dem A. einen Ring, dem B. ein Pferd, dem C. eine 
Summe Geldes gefchenft hätte. Die weitere Frage: ob 
mehrere zu einer und berfelben Zeit an Eine Berfon gemachte 
Schenkungen zufammenzurechnen feyen, ift bejaht. 

LXXXVI. Wird eine Ehefrau, wenn fie etwas, 
zur Santmaffe ihres Ehemanns Gehöriges, 
auf die Seite gefchafft hat, dadurch der 
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Rechtswohlthat der weibliihen Fretheiten 
verluftig? | 
Die Trage ift von einem Gerichtshof und dem Ober: 
Tribunal im Mefentlichen übereinftimmend verneinend 
entfchieden; wie dieß fehon in der Monatjchrift Band II. 
S. 338. gemeldet wurde. 
LXXXVII. In wie fern ſteht dem Richter eine 
Entſcheidung in Steuerfadhen zu? 
Das Obertribunal hat ausgefprochen, das Geſetz vom 
14. December 1812, die Aufhebung der SteuersFreiheit be 
treffend, beziehe fih nur auf Staatd-Abgaben, und künne 
auf Amts» und Eommun-Anlagen nicht ausgedehnt 
werden; rüdfichtlich dieſer letztern ſeyen daher Befreiungen 
nicht unzuläffig, und wenn folche auf privatrechtlichen Titel 
geftügt werben, jo ftehe hierüber den Eivil» Gerichten die 
Eognition zu. 
LXXXVIII. In wie weit hat der in Sant ge 
rathene Schuldner in Beziehung auf dad 
später erworbene Vermögen gegenüber 
von feinen Öläubigern die Wohlthat der 
Eompetenz zu genießen? 


Nach der mitgetheilten Gerichtshofss-Entfcheidung fteht 


dem Schuldner die Wohlthat der Kompetenz, auch gegen 
über von feinen neueren Gläubigern zu, ohne daß 
darauf anfommt, ob die bonorum cessio eine freiwillige 


oder gezwungene geweſen; und ohne Unterfcheidung zwifchen 


dem durch Fleiß und dem durch bloßen Glücksfall erworbe 
nen Vermögen; ob auch ohne Rüdficht darauf, ob der Eri- 
dar den Sant felbft verfchuldet Hat? ift unentfchieden ge 
laffen.. Darauf, daß derjenige, der fich und feine Familie 
ſelbſt fortbringen könne, das beneficium nicht habe, Fönne 
ſich nicht berufen werden; die Einrede der Kompetenz fer 
auch nach rechtskräftig gewordenem Gant-Erfenntniffe noch 
zitzulafien. 

LXXXIX. Ueber die Appellabilität der Ali 

menten-Klagen unehelicher Kinder. 
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Ein Erfenntniß, wornach ein Beflagter zu Ernährung 
eines Kinds „in fo lange, bis es fich felbft ernähren kann,“ 
verurtheilt wurde, ift nach der Thefis des Obertribunals 
unbedingt appellabel, weil hiernach unbeftimmt ift, wie 
lange die Leiftung dem Beklagten obliegen wird, 

XC. In wie fern fommt die Wieder-Ein- 
fegung eines Minderjährigen in den vori- 
gen Stand gegen ein ihm nactheiliges 
Rehtsgefhäft Dritten Perſonen zu: 
Statten? 

Unter diefe Ueberfchrift paßt nur die Nr. L der mitges 
theilten Entfcheidungsgründe, welche den Rechtsfat als einen 
befannten bezeichnet, daß die Reftitution eines Minder- 
jährigen gegen ein Nechtsgefchäft dritten Verſonen nicht zu 
Ratten fomme, ausgenommen, wenn fie ein untheil- 
bares Sntereffe mit demfelben haben; und. fofort 
aus den befondern Umftänden des gegebenen Falles dedu— 
eirt, daß diefe Ausnahme hier nicht vorliege; wobei davon 
ausgegangen wird, daß jener Grundfab „nicht ſchon auf 
phyſiſch untheilbare, fondern nur auf phyfifch- und 
juriftifch untheilbare Sachen Anwendung finde.” | 

Nr. II. berechnet, daß es einer angeftellten Läfiond- 
Hage an der gefeglichen Summe der Berlegung fehle, und 
it ganz ohne Noth mit abgedrudt. 

Nr. IU. erörtert, daß zur Gültigkeit des Verzicht auf 
die Einrede der Verlegung die Kenntniß von dem wahren 
Werthe der Sache feineswegs erforderlich fey. 

Kr. IV. berichtet: weil die Klage der Antin als un: 
begründet erfcheine, fo ftelle fich auch ihre Befchwerde im 
Koftenpunfte als unbegründet dar. Was foll denn der 
Lefer hieraus Merkwürdiges Iernen?!! 

Wir verabfchieden und von dem Herausgeber mit dem 
Wunfche, er möge in dem _angefündigten zweiten Bande 
jeiner Sammlung feinen Beruf zur Herausgabe merfwürs 
diger Rechtsfälle befier bethätigen, als durch die bloße Ueber- 
jendung von Abfchriften fremder Arbeiten in die Druderei! 
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2) Menue Jahrbücher für ſächſtſches Strafredt. 

Herausgegeben von Über - Appellationsrath Dr. 

Held, Gber- Appellationsrath) Dr. Siebdrat, 

Appellationsgerichts - Beifiber Dr. Schwarze. 

Dresden und Leipzig, Arnold'ſche Buchhandlung. 
(Eingefenbet.) 

Sn den Jahren 1836 — 1838 erfchienen zu Zwidau, 
redigirt von den damaligen Appellations-Räthen dafelbft, 
Watzdorf und Siebdrat, „eriminaliftifhe Jahr 
bücher für das Königreih Sadfen,” in mehreren 
Heften. Nachdem die Herausgeber einige Zeit durch man 
cherlei Umftände an der Fortfegung des von ihnen begrün 
deten Unternehmens verhindert worden, widmeten fie fih 
demfelben wieder feit dem Jahr 1841, und es erfchienen 
die „neuen Jahrbücher für das Sächſiſche Straf 
recht,” herausgegeben A 

von EChriftian Bernhard v. Watzdorf, 8. S. Win 

fterial- Rath zu Dresden und 

Dr. Guftav Albert Siebdrat, 8. S. Appellationd 

Rath zu Zwidau, Dresden und Leipzig in der 
Arnold’schen Buchhandlung — 
in fortlaufenden Heften, von denen bis jetzt je vier in Einem 
Jahre erſchienene einen Band ausmachen, bis auf Die neueſte 
Zeit. 
- Nachdem der nachmalige Großherzogl. Sachfen + Wei’ 
marifche Staats -Minifter v. Watzdorf von der Nedaction 
abgetreten war, erfchien bis jebt der zweite und dritte Band 
unter der Rebaction von Dr. Guftav Friedrich Held, 

Dr. Guftav Albert Siebdrat, 8. ©. Appellationd 

Näthen und Dr. Friedrih Oscar Schwarze, 
Beifiger des K. Appellations-Gerichts zu Dresden. 

Sn dem Vorwort zu dem zweiten Bande ift bemerkt: 
Das Beftreben werde vorzugsweife auf die wiffenfchaftliche 
Behandlung des fächfifchen Criminal» Rechts, ohne melde 
eine gediegene und fichere Praris nicht gedenfbar fey, um 
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fomit dahin gerichtet feyn, daß die Zeitfcehrift nach und nach, 
wo. nicht eine umfaflende, doch eine reichhaltige Sammlung 
von Materialien für Fünftige ſyſtematiſche Bearbeitung die— 
ſes Rechtszweiges an die Hand gebe. 

Die Hauptrubrif bilden „Abhandlungen und Rechts- 
fälle.” Wenn es ſich gleich in den „Abhandlungen vor: 
jugsweife yon Anwendung und Ausbildung des Eächfifchen 
Criminal» Gefegbuchs im Königreiche Sachſen, fo wie auch 
in dem Herzogthum Altenburg, nachdem auch diefes in 
neuerer Zeit das erwähnte Gefepbuch angenommen hat, 
handelt, fo fehlt e8 doch auch nicht an gediegenen Erör- 
terungen über einzelne Materien des Etrafrechts, mit Nüd- 
ſicht auf allgemeines, namentlich auch Römifches Recht. 

Sodann find die von den Eächfifchen höheren und 
höchften Gerichtäftellen entfchiedenen — meiftens fchwerere 
Verbrechen betreffenden „Rechtsfälle,“ welche hier durch 
Mittheilung des Faktum und der Entfcheidungegründe zur 
aftenmäßigen Kenntniß der Leſer gebracht werden, geeignet, 
theild in materieller, theils in prozeffualifcher Hinficht auch 
außerhalb Sachfen allgemeines Interefie zu erregen. 

Jedem Hefte find ſodann unter der Rubrif „Präjudi- 
zien“ Mittheilungen einzelner bei höheren oder auch niedern 
Saͤchſiſchen Etraf- Behörden vorgefommener Fälle, deren 
Entſcheidungen in Beziehung auf die Auslegung oder Ans 
wendung zweifelhafter gefegficher Beftimmungen von Ins 
tereffe find, mit kurzer Anführung des Faktums und der 
Entfcheidungsgründe beigegeben, indem übrigens in dem 
Vorwort zu dem zweiten Bande die früher ausgefprochene 
Bemerfung wiederholt wird: daß Ddiefe Präjudizien nicht 
ald unveränderliche Entfcheidungsnormen betrachtet werden 
fönnen. | 

Mit dem zweiten Hefte des zweiten Bandes folgen 
jodann zwei weitere Nubrifen: „Mittheilungen aus ber 
Gefeggebung und Spruchpraris anderer Länder” und „Mis— 
cellen.“ Nach einer Anmerkung im zweiten Hefte des zwei: 
ten Bandes ©. 242, follen jene „Mittheilungen ꝛc.“ be 

Monatfchr. f. d. Iufispfl, XII. Bd 3. Abth. 30 
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fonderd für die Ausbildung des Sächſiſchen Strafrechts 
von praftifchem Interefje feyn. Wir halten fie aber, fowie 
auch die „Miscellen” auch für die Ausbildung des Straf— 
rechts in unferem Württembergifchen Vaterlande von Werth, 
zumal, ald häufig in denfelben auch Entfcheidungen Würts 
tembergifcher Gerichte und Nachrichten Württembergifcher 
Zuftände vorfommen, wie denn namentlidy öfters 3.8. auf 
Hufnageld Gommentar des Straf- Gefegbuches, wie aud 
auf die Monatfchrift ıc., 3. B. Band II. Heft 4. ©. 464. 
Bezug genommen. ift. 

Indem wir nun unfere Lefer auf Diefe „neuen 
Jahrbücher x.“ aufmerffam machen, glauben wir ihnen 
einen Dienft zu erweifen, wenn wir den wefentlichen In: 
halt einzelner Abhandlungen, Rechtsfälle, Präjudizien und 
Mittheilungen vorerft au8 dem erften Bande, in fo weit 
fie vorzugsweife ein allgemeines wiffenfchaftliches und praf- 
tifches Intereſſe darzubieten fheinen, hier aufnehmen. 


—— 





Das erfte Heft enthält unter Nr. 1. 

Die Mittheilung eines intereffanten Raub 

mordfalles ald Beitrag zu der Lehre vom 

Beweis durch Indicien, 
in einem Urtheil des Appellations s» Gerichts zu Leipzig, 
mitgetheilt von dem Appellationsgericht8sBeifiger von Krie 
gern. In diefem Falle vereinigten fich mehrere Sndicien, 
beitehend insbefondere: in dem Auffinden mehrerer Gegen: 
fände, die der des Nachts in feiner Wohnung ermordete 
Bäder Wiesfe zu Leipzig erwiefener Maßen kurz zuvor be 
fefien hatte, in der Wohnung des Angefchuldigten, unter 
Laub verftedt, verbunden mit höchft unwahrfcheinlichen, zum 
Theile erwiefen unmwahren Angaben des Angefchuldigten 
über deren Erwerb; — in der Recognition des Angefchuls 
digten durch einen Lehrpurfchen des Ermordeten als höchft 
wahrfcheinlich identifch mit derjenigen Mannsperfon, welde 
jener Zehrpurfche unmittelbar vor Entdedung der Ermor 
dung des Wieske im deſſen Hausflur auf eine verbadt- 
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erregende Weife mit einem Paket unter dem Arme betroffen 
und. die fich ſodann fchnell durch die Hausthüre entfernt 
hatte; — in dem mißlungenen Beweife des alibi des An— 
geihyuldigten in der Nacht des Verbrechens; — in der An- 
gabe mehrerer Zeugen, welche ihn am Tage vor dem Vers 
brechen auf dem Wege von feiner Heimath Leipzig zu, und 
anderer Zeugen, die ihn ded anderen Tags auf dem Wege 
von Leipzig gegen feine Heimath zu geben und im Befige 
von Goldſtücken, (folche waren bei Wiesfe weggefommen) 
gefehen hatten; — endlich in dem Umſtande, daß der früher 
ſchon wegen Diebſtahls mit zwei Jahren Zuchthaus beſtrafte 
Angefchuldigte zwei Diebftähle auf die Art verübt, daß er 
fich Abends vor dem Berfchließen von zwei Bäderhäufern 
in diefe eingefchlichen Hatte, in die Verkaufsſtube durch ein 
denfter in. der Hausflur eingeftiegen war und nach volls 
brachtem Diebftahle fich durch die Hausthüre entfernt hatte, 
auf ähnliche Art aber der Urheber der Tödtung des Bäders 
Wiesfe, der neben feiner Verkaufsſtube in einem Alkov im 
Bette erdroffelt. gefunden worden war, zu dem Getöbteten 
gelangt feyn mußte, um den Angefchuldigten feines Läug— 
nend ungeachtet des vollbrachten Raubmords rechtlich für 
überwiefen annehmen und eine-Iebenslängliche Zuchthaus: 
ftrafe gegen ihn ausfprecher zu können. 


. Der II. Auffab des erften Heftes 
Einige Bemerkungen zu dem (von dem Mif- 
braude der Staatsgewalt handelnden) 
Art. 320. des Sächſiſchen Criminal: Gefep- 
bubhs, von Juſtitiar Meifel zu Oberwie— 
fenthal, 
führt mehrere Beifpiele von Handlungen auf, welche nach 
der Ausführung des Berfaffers, unter Aushebung allgemei- 
ner. Grundſätze, unter den. Begriff des befragten Vergehens 
fallen, 3. B. daß jede von einem Beamten im Dienfte Ser 
manden zugefügte Realinjurie nicht ald Injurie zu behan- 
deln ſey; denn Mißbrauch fey ein feiner Beftimmung ents 
30 % 
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gegengefegter Gebrauch, und der Beamte, welcher fich diejed 
Bergehens fchuldig mache, mißbrauche feine Amtsgewalt, 
weil er dem Gubjecte gegenüber, welches er auf dieſe Art 
beleidige, im Bewußtfeyn feiner Uebermacht handle, weil er 
wiffe, daß eine ihm in feinem Amte zugefügte Beleidigung 
und jede Widerfegung gegen die öffentliche Autorität auf 
das Etrengfte geahndet werde. 


In dem IV. Aufſatze des erften Heftes: 

Ueber den X. Abfchnitt des Geſetzes vom 

30. März 1838, mit Hinblid auf die Ab- 

handlung: die Zuverläßigfeit der richten 

lihen Ueberzeugung, in den Jahrb. für 

ſächſ. Strafreht 1. Band 1. Heft p. 17. fi, 

von Ger.:Dir. Adv. Braun zu Blauen, 
wird die fowohl im Prinzip, ald in den Folgen nicht ge 
wöhnliche Bedeutung der befragten gefeglichen Beftimmung, 
wonach die aus den nach den Aften fich ergebenden That 
fachen hervorgehende volle richterliche Meberzeugung von ber 
Eriftenz eined Verbrechend und von der Urheberfchaft des 
Angefchuldigten als genügend für den Eintritt der ordent 
lichen gefeglichen Etrafe erklärt wird, — zu zeigen gefuct, 
indem darin insbefondere nicht nur das Befenntniß des 
Geſetzgebers von der Unzureichenheit und Unzweckmäßigleit 
der juriftifchen Beweisregeln im Strafrechte, fondern aud 
die. Erklärung enthalten ift, daß das Ziel deffelben, ma: 
terielle Wahrheit, auh ohne Geftändnif erreicht 
werden könne. Hieraus wird zunächſt die Nothwendigkeit 
des MWegfallend der außerordentlichen Strafen abgeleitet, 
(wobei bedauert wird, daß die- offenbar als außerordentliche 
Strafe zu betrachtende Losfprechung von der Inftanz in der 
fächfifchen Praxis noch beftehe); fodann eine Erweiterung, 
wie der Rechte, fo auch der Pflichten des entfcheidenden 
Richters, und das unabweisbare Boftulat von Bürgfchaften 
für eine treue, genaue und vollftändige Unterſuchungs— 
Sührung, wobei der Sag vorangeftellt wird, daß das Licht 
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der Deffentlichfeit die befte Controle fey, und daß aus dem 
Princip der Deffentlichkeit das der Mündlichkeit des Ver: 
fahrens hervorgehe. 


Die V. Abhandlung enthält die 
aftenmäßige Darftellung des Röder’fchen 
Biftmords, von Siebdrat. 

Es ift dieß ein intereffanter Fall der Erkennung der 
ordentlichen, und zwar felbft der Todesftrafe bei erfolgtem 
nicht ganz unummwundenen Geftändniffe der tödtlichen Abs 
fiht und bei vorhandenem Mangel der Auffindung von 
Gift im Leichnam des Getödteten. Die Angefchuldigte hatte 
befannt, ihrem unter Symptomen der Vergiftung geftorbenen 
Ehemann dreimal Waffer, in welches fie fogenanntes Flie— 
gen- Papier eine Zeit lang gebracht hatte, und welches das 
durch mit Arſenik gefchwängert worden war, gereicht zu 
haben, und jofort, nachdem fie zuerft angegeben hatte: 
„fie habe ihren Ehemann vergiftet, fie habe dieſes durch das 
ihr vorgezeigte Fliegen-Papier bewerfftelligt, fie wiſſe nicht, 
wie viele Bogen deffelben fie zu diefem Zwede verwendet” 
— nach weiteren Angaben über die Zeit und Art des Gift: 
beibringens verfichert: „fie habe nicht gerade die Abficht 
gehabt, ihm durch das Fliegen-Papier zu tödten, vielmehr 
ihn nur Pranf machen wollen.” 

Die Aerzte erklärten auf den Grund des SKranfen- 
Berichts und des Eeftions-Erfunds, daß die Annahme, der 
Tod Röders habe eine gefchehene Arfenikvergiftung zur 
Urſache, einen fehr hohen Grad von Wahrſchein— 
lichfeit für fich habe. 

Das Appellations-Gericht zu Zwidau fand nach feinen 
Entfcheivungsgründen in jenen Angaben der Angefchuldigten 
ein gültiges Befenntniß der jedenfalld eventuell auf Tödtung 
gerichteten Abficht, und war ferner der Anficht, Daß die 
Darftelung des Giftes aus der Leiche fo wenig einen uns 
entbehrlichen Theil des Thatbeftandes des Giftmordes bilde 
(zumal in einem Falle, wo es fich nicht von einem Leber: 
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führungs-Beweife bei mangelndem Geftändnifje handle) als 
die Eruirung. der Letalität einer Verwundung von der Bei: 
bringung des Inftruments, womit Diefelbe zugefügt worden, 
abhängig gemacht werden könne; es Fönne demnach die 
Wahrheit und volle Begründung des Ausfpruchs, daß Rs 
ders Tod in Folge des ihm beigebrachten Arfenifs erfolgt 
fey, Feiner Anfechtung unterliegen. Demnach ſprach das 
Appellationd - Gericht gegen die Angefchuldigte die Todes 
firafe aus. Das Ober-AppellationssGericht beftätigte dieſes 
Erfenntnig, nachdem es übrigens zuvor, zu Erledigung der 
wegen des objectiven Thatbeftandes anfcheinend noch vor 
handenen Zweifel, noch die Einholung eined Gutachtens 
der chirurgifch = medieinifchen Akademie angeorbnet hatte, die, 
wenn fie auch Die legte Krankheit und den darauf gefolgten 
Tod Röders ald von der Arfenifvergiftung herrührend an 
fah, es dennoch unentfchieden ließ, ob das Gift auch ald 
die alleinige Urfache des Todes angefehen werden könne, 
indem der Magen fehon vorher mit einer noch in der Ent 
wicklung begriffenen krankhaften Etweichung behaftet gewe 


fen, welche Magenfranfheit jedoch, wie ſich mit Beftimmtheit 


behaupten laffe, den Röder für jest nicht getödtet haben 
würde, wenn nicht Die Arfenifvergiftung hinzugetreten wäre. 
In diefem Schlußgutachten der Afademie fand das Ober 
Appellations- Gericht fein weiteres Bedenken gegen die Br 
ftätigung des früheren Erfenntniffes. 


Unter den im erften Hefte des erften Bandes aufgeführten 
PBräjudizien 
erfcheint dasjenige unter Nr. 5. als beachtungswerth, we 
nach das Dber-Appellationg » Gericht in einem Sperialfalk 
die beiden Fragen : 
ob bei Entfremdungen unter nahen Verwandten die Ver: 
zeihung, welche der Verlette dem mit ihm in einem der 
in Art. 237. des Sächſ. Erim.-Gef.-B. bezeichneten Grade 
verwandten Thäter ertheilte, auch dem ungleichen 
jremden -Theilnehmer zu Statten komme? 


45) 
und: 
ob dem Verlegten das Recht zuftehe, obwohl er dem mit 
ihm verwandten Thäter verziehen, auf Beltrafung des 
ungleichen fremden Theilnehmersd anzutragen ? 
bejahend entfchieden wurden. 








Sm zweiten Hefte des ‚erften Bandes enthält die 
I. Abhandlung ausführliche und intereffante Bemerkungen 
zur Lehre vom Wefen des fogenannten 
Bundpdiebftahles, mit befonderer Fritifcher 
Hinficht auf Art. 241. des Sädf. Criminal 
Gef. Buchs, von Advofat Guſtav Blöde zu 
Dresden. ö 
Definirt wird diefed Bergehen (das eigentlich Bund» 
Unterfehlagung genannt werden follte), als diejenige 
Beeinträchtigung fremden Eigenthums, welche der Finder 
einer verlorenen fremden Sache dadurch begeht, daß er 
die gefundene Sache deren Eigenthümer nicht zurüdgibt, 
fondern diefelbe für fich behält. Verloren ift eine Sache, 
wenn. in Folge eigener Bahrläßigkeit wider Wiflen und 
Willen des Befiters deffen freie körperliche Einwirkung auf 
die Sache aus dem Grunde unmöglich wird, weil dem Bes 
fer der Ort, an welchem fie fich befindet, nicht befannt ift. 
Das Berlieren einer Sache kann zwar, aber es muß nicht 
den Verluft des Befiges enthalten; denn eine Sache kann 
noh in dem Gewahrfam des Befigerd und doch verloren 
feun, der Befig kann nur nicht ausgeübt werden. Gefun— 
den aber habe ich eine Sache dann, wenn ich Die fremde 
Sache, die ich für eine verlorene halte, zufällig 
(möglicher Weife auch innerhalb des Gewahrſams des Ber 
ſitzers, 3. B. einen Edelſtein im Kehrigt vor der Stuben: 
thüre des igenthümers) antreffe und ergreife. Daß fie 
wirklich eine nach obiger Begriffsbeitimmung verlorene jey, 
ift nicht erforderlich, ſowie auch das abfichtlihe Suchen 
nach einer Sache den Begriff des Findens nicht aufhebt, 
da auch hier der Akt des Zufammentreffend mit der Sache 
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immer ein zufälliger bleibt. Wie nun jeder unzweifelhaft 
das Recht und auch die wenigftens moralifche Pflicht hat, 
eine Sache, die er für eine verlorene hält, zu ergreifen, 
ebenfo hat der Finder, eben weil er die Sache für eine 
verlorene, nicht für eine abfichtlich aufgegebene hält, die 
Pflicht, das Gefundene zurücdzugeben, und er begeht durd 
die abfichtliche Vernachläßigung diefer Pflicht eine unrecht: 
mäßige, einen Gegenftand des Strafrechts bildende Hand 
lung. Während der Funddiebftahl CFundunterfchlagung, 
Borenthaltung des Gefundenen) mit vem Diebftabhle die 
wiberrechtliche Aneignung einer fremden beweglichen Sadı 
aus gewinnfüchtiger Abficht gemein hat, fo liegt dagegen 
das unterfcheidende Merkmal beider in der Natur des An- 
fangs des Befiged, da zum Begriffe des Diebftahls gehört, 
daß fchon die Ergreifung der Sache eine Rechtsverlegung 
enthalte, der Befit des Diebes daher von Anfang an 
widerrechtlich, und demnach eine Befigentfegung ift, wogegen 
der Befiß des Finders von Anfang an rechtlich ift und er 
feine Befigentfegung begeht; der Yunddiebftahl wird daher 
nicht, wie der Diebftahl, fehon durch die Ergreifung, fon 
dern erft dur dieAneignung der Sache begangen. Hier 
aus ergibt fi) dann, daß der Funddiebſtahl minder ftrafbar 
ift, als der wirkliche Diebftahl, wiewohl die VBorenthaltung 
einer in einem fremden Gewahrfam gefundenen Sache, fowie 
das Ergreifen einer gefundenen Sache mit der Abficht ded 
Behaltend allerdings die fchwerften, dem Diebftahle an 
Strafbarfeit ziemlich gleichen Arten des Funddiebſtahles bil- 
den. Deshalb fchlägt der Verfaſſer fulgende Begriffd-de- 
ftimmung des Diebftahl8, zur Abgränzung gegen das ver 
wandte Verbrechen des unredlichen Finders, vor: 

Wer eine fremde bewegliche Sache, ohne Einwilligung 
des Eigenthlimers oder Inhabers, oder ohne aus irgend 
einem Grunde dazu berechtigt zu feyn, an ſich 
nimmt ıc. 

Was fodann die Frage don der Vollendung des er 
brechens des Funddiebftahles oder der Fundunterfehlagung 
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betrifft, fo gehört dazu außer dem Beweife, daß der Finder 
zur Rüdgabe ded Gefundenen im Stande gewefen ey, 
diefelbe aber nicht bewirkt habe, auch noch der Erweis folcher 
Handlungen, welche die Annahme rechtfertigen, daß bie 
Rüdgabe in der gewinnfüchtigen Abftcht der Zueignung des 
Gefundenen unterblieben fey. Die vor der Gelegenheit zur 
Rüdgabe ded Gefundenen vorgenommenen, die Abficht der 
Aneignung befundenden Handlungen oder Unterlaffungen 
des Finders Fönnen daher nur einen Verfuch der Funds 
unterfhlagung bilden. 

Die Nr. IV. des zweiten Heftes enthält einen größeren 
Auffag über die 

Lehre von der Selbfthülfe, von Dr. Fried— 
rih Dsfar Schwarze zu Dresden. 

Voran wird der Satz geſtellt: Im Allgemeinen iſt jede 
eigenmächtige Verfolgung oder Vertheidigung unſerer Rechte 
und Anſprüche unftatthaft; wenn die Geſetze in gewiſſen 
beftimmten Fällen nichts deſtoweniger dem Bürger eine folche 
Eigenmacht geftatten, fo find diefe Fälle Feineswegs analog 
auszudehnen. Nothwehr und erlaubte Eelbfthülfe heben 
ſich einander nicht gegenfeitig auf; jene, als die Eelbftver: 
theidigung gegen begonnene oder eben bevorftehende rechts— 
widrige Angriffe, ift nur als Vertheidigung, als abgebruns 
gene Wehr rechtmäßig, die Eelbfthülfe aber, von der es ſich 
hier Bandelt, ift die Verfolgung oder Geltendmachung eines 
Anfpruchs und erfcheint daher eher als ein Angriff. 

Nach Art. 204. des Eriminal-Gefeg- Buchs macht fich 
derjenige einer ftrafbaren Eelbfthülfe fehuldig, welcher mit 
Ücbergehung der richterfichen Hülfe ein wirkliches oder vers 
meintliches Recht in denjenigen Fällen eigenmächtig verfolgt, 
wo ſolches nach den gefeßlichen Vorfchriften nur mittelft 
derfelben gefchehen fol. in materieller Schaden darf bei 
der Selbſthülfe nicht beabfichtigt feyn; vielmehr find die 
Ueberzeugung des Handelnden, daß ihm ein erzwingbarer 
Anfpruch gegen den Anderen zuftehe, und die Abficht deffel- 
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ben, durch die von ihm vorgenommene Handlung nur diefes 
Recht gegen den erklärten oder präfumtiven Willen des An- 
deren geltend zu machen oder ficher zu -ftellen, die characteri- 
ftifchen Zeichen jeder Selbfthülfe. Eben darum, und weil 
der animus lucri ceffirt, fann man in dem Falle, wo die 
Anfichnahme der Sache ohne Willen des Befibers erfolgte, 
nicht einen Diebftahl annehmen; wenn dagegen der Ber 
fißer zur Ueberlaſſung der Sache durch unwahre Vorftellungen 
des Glaͤubigers veranlaßt wurde, fo liegt ein Betrug vor, 
z. B. wenn der Gläubiger den Schuldner des Schuldners 
zur Bezahlung des Schuldbetrags an ihn unter falfchen 
Borfpiegelungen veranlaßte. Obgleich übrigens der Anfprud, 
deffen Geltendmachung durch die verübte Eigenmacht bezwedt 
wird, auch ein vermeintlicher feyn kann, fo kann doch 
ein bereits rechtskräftig aberfannter Anſpruch, mag auf 
die fubjeftive Anficht von der Rechtmäßigkeit des Anſpruches 
durch das Erfenntniß nicht erfchüttert worden ſeyn (in der 
Regel, wenn nicht etwa der Gläubiger aus zureichenden 
rechtlichen Gründen von der Nichtigkeit des Urtheild und 
rechtlichen Fortdauer feines Anfpruchs überzeugt ift) nicht 
mehr dazu gebraucht werden, um fich auf die Beitimmungen 
über Selbfthülfe mit Erfolg berufen zu können. Anderer 
ſeits gehört zum Wefen der Selbfthülfe eine wirkliche That- 
handlung, durch welche der Gläubiger fich in den Befi der 
Sache fest, und es fällt daher die widerrechtliche Retention 
einer Sache nicht unter den Begriff der Selbfthülfe. Wenn 
der Gläubiger ven Schuldner durch falfche Vorjpiegelungen 
zur Uebergabe einer Sache an ihn in der Abdficht beftimmt, 
dieſe Sache zur Selbftbefrievigung zu gebrauchen, fo it 
diefes nicht Betrug, fondern unerlaubte Selbfthülfe, weil 
zum Betruge die Erlangung eines rechtswidrigen Vortheils 
oder die Zufügung eines rechtswidrigen Nachtheild gehört, 
im vorliegenden Falle aber der erlangte Gewinn nicht ald 
ein unerlaubter widerrechtlicher betrachtet werden kann, fon 
dern nur das Mittel, wodurch der Thäter fich diefen Gewinn 
verfchaffte, als unftatthaft erfcheint, weil eben fo wenig bier 
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von einem materiellen Schaden des Schuldners die Nede 
feyn kann. Dagegen ift ed als Betrug zu betrachten, wenn 
der Släubiger den dritten Befiger einer dem Schuldner ge- 
hörigen Sache durch unwahre Vorftellungen zu deren Leber- 
gabe veranlaßt hat, um hiedurch zur Befriedigung feines 
Anfpruches zu gelangen, da hiedurch der dritte Befiger ‚offen- 
bar einen Nachtheil erleidet. 

Die II. Abtheilung des Aufſatzes defjelben Verfaſſers 
über die Lehre von der Selbſthülfe findet ſich im dritten 
Hefte des erften Bandes, S. 31 — 51. 

‚Bei den Präjudizien findet fih unter 9. aus Krugs 
Studien Abtheilung II. S. 158. ff. eine Erörterung darüber, 
was unter „bevorftehendem“ Eoncurfe zu verftehen fey 
(Art. 258. u. 259. des Criminal » Gefeg Buchs), die auch 
in Beziehung auf die Auslegung des Art. 362. des Würts 
tembergifchen Straf-Gefegbuch8 (Betrug bei dem Schulden⸗ 
wefen) von Sntereffe feyn dürfte. Unter bevorftehendem 
Gante ift ein folcher Zuftand noch nicht zu verftehen, der 
die Eröffnung eines Concurfes blos möglich macht; das 
Bevorftehen fett vielmehr Umftände voraus, nach denen ſich 
die Eröffnung eines Concurfes in Kurzem erwarten ließ; 
namentlich, wenn die Gläubiger den Echuldner drängten 
und mit Goncurs- Eröffnung drohten, oder wenn feine 
Schuldenlaſt jo bedeutend wurde, daß er einfah, es werde 
zum Goncurfe kommen, fobald feine Lage befannt werde, 
und er mit Hinficht auf diefe Erwartung betrü- 
gerifche Handlungen vornahm. Abweichend von Krug ſetzt 
übrigens das Appellations⸗-Gericht zu Zwickau einen nach: 
ber gerichtlih ausgebrodhenen Concurs voraus, 
wenn von einem bevorftehenden folle die Rede ſeyn 
fönnen. Nach Nr. 10. der Präjudizien wird dagegen nad) 
der Anficht des Appellations-Gerichts zu Dresden, in einem 
Specialfalle Behufs der Anwendung der Art. 258. anger 
drohten. Strafen -feineswegs erfordert, daß es fpäter auch 
wirklich zum Ausbruche des Concurſes gekommen ſey, viel— 
mehr genügt es, wenn der inſolvente Schuldner ſich in einer 
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folchen Lage befand, daß er den Ausbruch des Concurſes 
als bevorftehend anfehen mußte. 





— 


Im dritten Hefte des erften Bandes finden wir 

unter Nr. I. eine intereffante Abhandlung 
über geſetzliche BeweissPVorfchriften in 
Criminal-Sachen, mit Rüdficht auf die 
Großherzoglich Medlenburgifche Verord— 
nung vom 12. Januar 1841, ingleichen 
über Mündlichkeit und Oeffentlichkeit des 

Criminal-Prozeſſes; 
von Appellationsrath Dr. Krug in Zwickau. 

Der Verfaſſer wiederholt bier feine, auch ſchon anders 
wärts ausgefprochene Anficht, daß e8 unmöglich feye, über 
die Bedingungen der Berurtheilung eines Angefchuldigten 
bei mangelndem Geftändniffe fpecielle gefegliche Vorſchriften 
zu geben, die fich in der Braris auf eine auch nur einiger 
maßen befriedigende Weife bewähren, d. h. folche Vor— 
fchriften, Die einerfeitd den Richter niemals nöthigen, zu 
verurtheilen, wo er nicht von der Schuld des Inculpaten 
wirffich überzeugt ift, und ihn andererfeits, wenigftend in 
den meiften und gewöhnlichften Fällen nicht hindern, die 
Ueberzeugung von der Schuld auszufprechen, wo er fie 
wirklich gefaßt hat. Dennoch erklärt er e8 für fehr wün— 
ſchenswerth, daß der Richter in feinem Urtheile von ge 
wiffen objeftiven Beweisregeln fich leiten laffe, und dieſe 
gewähre dem wiflenfchaftlich gebildeten Richter die Wiſſen— 
ſchaft; an die Stelle des rein fubjektiven, zuweilen durd 
ganz fremdartige Einflüffe beftimmten Dafürhaltend (wie 
bei den Schwurgerichten) fol eine wiffenfhaftlide, 
fich ihrer Gründe bewußte Ueberzeugung treten. 

Hienächft tadelt er es, daß das Medlenburgifche Ge 
feg dem Unterfuchungs » Richter zur Pflicht mache, fein 
hauptfählichftes Augenmerf auf die Erlangung eines 
Geftändniffes zu richten, da doch der Unterfuchungs- Prozeß 
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feinem Begriffe und Wefen nach, nur auf Erforfchung der 
Wahrheit gexichtet feyn fol. Während der Anklage-Prozeß 
— bemerkt der Berfafler — von der Erwartung ausgeht, daß fich 
im Kampfe der Barteien, des Anklägers und des Vertheidigerg, 
die Wahrheit enthüllen werde, überträgt der Unterſuchungs— 
Prozeß gleich von Anfang herein die Erforfchung der Wahr: 
beit dem unparteiifchen Richter als fein Gefchäft. Während 
jener die Leidenfchaften in Bewegung fegt, indem jede der 
ftreitenden Parteien den Sieg der anderen als eine Nieder: 
- lage empfindet, bewahrt diefer dem Beamten, der die Beweife 
aufzufuchen und die Unterſuchung zu leiten hat, die mög- 
fichfte Unbefangenheit feines Urtheiles. Während dem Ans . 
fläger, wenn er einmal die Anklage erhoben hat, Fein Ausweg 
bleibt, als entweder die Anklage durchzuführen, oder feinen 
Irrthum einzugeftehen, kann fih das Urtheil des Unterfu- 
hungs- Richter8 in jedem Momente ebenfowohl auf die 
Seite der Unſchuld als auf die Schuld hinneigen, ohne 
daß er zu befürchten braucht, mit fich felbft in Widerfpruch 
zu gerathen und fich zu compromittiren. Denn indem er 
die Unterfuchung einleitete, behauptete er ja nicht die Schuld 
des Bezüchtigten; er behauptete nur, daß Anzeigungen wider 
denfelben vorhanden feyen, die ein Berfahren zur Erfor- 
fchung der Wahrheit nothwendig machten, und diefes Urtheil 
bleibt richtig, ed mag nun die Wahrheit auf der einen vder 
auf der anderen Eeite gefunden werden, oder auch ganz 
unenthüllt bleiben. Es ift daher unbegründet, wenn man 
behauptet, daß der Unterfuchungs- Prozeß dem Richter eine 
falfche Stellung anweife, ihn zur Partei mache. ı Nicht der 
Unterfuchungs » Prozeß thut dieß, fondern höchftens eine 
falfche Auffaffung deffelben. Dem Unterfuchungsrichter, der 
feine Stellung begreift, fann es gleichgültig feyn, wie fich 
der Ausgang des Prozeſſes geftalte, fobald er nur der Pflicht 
genügt bat, nichts unerforfcht zu laffen, was zur Aufflä- 
rung der Eache gereichen fonnte. Die Freifprechung wigd 
ihm dann ebenfoviel Befriedigung gewähren, wie die Ver: 
uirtheilung, ja noch mehr, da fie zugleich fein Gemüth be— 
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friedigt, während die Berurtheilung nur dem Verſtande 
Genugthuung gewährt. 

Sodann verbreitet fich der Verfafler über das Wefen 
und die Nothwendigfeit der Zulaffung des IndiciensBewei- 
fes, und findet dabei befchränfende Vorfchriften, wie folche 
das Medienburgifche Gefeb enthält, nicht zu billigen; er 
verlangt blos, daß die Verurtheilung von der vollftändi- 
gen ricdterlichen Ueberzeugung abhängig gemacht 
werde, Eine Garantie für die Intelligenz und Pflichttreue 
der Richter, die zwar allerdings, aber nicht allein durch die 
wifienfchaftliche und moralifche Qualification, fowie Die ver: 
fafjungsmäßige Unabhängigfeit derfelben gegeben ift,. erblidt 
er weder in der Mündlichkeit, noch in ver Deffentlichkeit 
des Verfahrens, fondern weit mehr in der Schriftlichkeit, 
oder richtiger Urfundlichkeit und Aftenmäßigfeit des Pro— 
zelled (denn alle Vernehmungen gefchehen ja mündlich), in 
der Zuziehung des Vertheidigerd bei dem Vortrage und der 
Berathung des entfcheidenden Collegiums, in der nicht mit 
der Deffentlichfeit zu verwechfelnden Unterlaffung jeder Heim: 
lichfeit, in der Verlefung der Protofolle, in der Geftattung 
der Aften-Einficht, fobald diefe thunlich ift, und Eröffnung 
der Erfenntniffe fammt Entfcheivungdgründen. 
| Der Verfaſſer fchließt feinen intereffanten Aufſatz mit 

der Bemerkung: | 

„Verbeſſern wir die Verfaffung unferer Eriminal- Ge 
richte, entfernen wir aus unferem Prozeffe die Tendenz nad 
dem Geftändniffe durch völlige Freigebung des Imdicien- 
Beweiſes, verfehen wir ihn mit den Garantien, deren Keime 
er in fich trägt, und wahrlich, die Rechte unferer Mitbür- 
ger, fowohl die der Angeflagten, als die des Publikums, 
werden geficherter feyn, als bei der englifchen Pedanterie 
und dem frangöfifchen Leichtfinne,” 
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Das vierte Heft des erften Bandes enthält unter Nro. 1. 
eine Mittheilung aus der Spruch: Praris des Herzog: 
thums Sachfen-Altenburg, betreffend das 

Berbredhen des Meineideg, deſſen Beweis und 

DBeitrafung, 
von dem Geheimen Zuftiz-Rath v. d. Blanig zu Alten- 
burg eingefendet. 

In einem EivilsBrozeffe hatte der Beklagte, gegen wels 
chen der Kläger, geftüst auf eine — nad) der Behauptung 
des Klägers zugleich mit ihm (dem Kläger) unterfchriebene 
Bürgſchafts-Urkunde nach Bezahlung der ganzen Bürgfchafts- 
ſumme, eine Regreßflage erhoben hatte, feine Unterfchrift 
abgeläugnet und einen Diffefliongeid gefchworen, worauf. 
ihn der Kläger des Meineids bezüchtigte und eine Criminals 
Unterfuchung gegen ihn veranlaßte. | 

Auf den Grund der Ausfagen von fünf verbächtigen 
Zeugen (nämlich des Klägers, feiner Ehefrau, feiner zwei 
Töchter und feiner Schwiegermutter) und eines fechsten un- 
verdächtigen Zeugen, in Verbindung mit dem Ergebniffe der 
Schriftenvergleichung und der Einräumung des Inculpaten, 
jur angegebenen Zeit etwas, jedoch nicht die Bürgfchafts- 
urfunde, fondern eine im Namen feiner Tochter (der Ehefrau 
ded Schuldners) ausgeftellte Cinwilligungs» Erklärung un: 
terfehrieben zu haben, welche Behauptung aber ganz unbes 
fheinigt und innerlich unwahrfcheinlid war — wurde . 
Inculpat des Meineids für überführt erffärt und zu Ein- 
jähriger Zuchthausftrafe rechtsfräftig verurtheilt. 





Nro U. enthält , 
die aftenmäßige Darftellung der Unter 
juchung wider den Schneidergefellen Karl 
Julius Müller wegen Raubmords an der 
Buhdruder:-Wittwe Kaifer zu Leipzig, 
mitgetheilt von dem Criminal-Amts-Ak— 
tuar Herrmann zu Leipzig: 
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Müller hat die am 14. April 1841 verübte Todtung 
der allein wohnenden Wittwe Kaifer durch Schläge mit einem 
Beile an ihren Kopf unummwunden einbefannt, ferner ein 
geräumt, nach ihrem Tode mehrmals in ihre Wohnung ge 
fommen zu feyn und mehrere Effekten derfelben ſich zugeeig- 
net und verfauft zu haben, und diefe Geftändniffe wurden 
durch den übrigen Erfund der Unterſuchung durchaus be 
ftätigt. Er beharrte aber darauf, daß er nicht in töbtlicher 
Abficht, fondern nur um die Wittwe Kaifer um ein Anlehen 
anzufprechen, und zwar am Tage zweimal, wo er aber ihre 
Wohnung verfchlofien gefunden und dann Abents zwifchen 
8— 9 Uhr zu ihr gegangen und erft über ihre Verweige— 
rung des Anlehens mit ihr in Wortwechfel und dann fo 
in Wuth gerathen fey, daß er mit dem zufällig in der Nähe 
befindlichen. eigenen Beile der Kaifer fie an den Kopf ge 
fchlagen, und erft, nachdem er gefehen, daß fie dadurch ges 
tödtet worden, den Entjchluß gefaßt und fofort auch aus 
geführt habe, fich Effeften derfelben zuzueignen. 

Nachdem fowohl das Bezirks-Appellations-Gericht in 
erfter Inftanz, als in zweiter Inftanz das Ober-Wppellationd 
Gericht ihn des Mords für überführt erklärt und zum 
Tode verurtheilt hatten, wurde Inquifit in Betracht, daß 
die erfannte Todesftrafe nicht auf fein Geftändnig zu grün 
den gewefen, mit einer weiteren Vertheidigung gehört und 
hierauf von dem Ober: Appellations- Gericht in voller 
Verſammlung nicht zur Todes», fondern nur zu lebensläng- 
licher Zuchthausſtrafe verurtheilt. 

Das genannte zulegt erfennende Gericht nahm zwar 
auch als erwiefen an, daß Ing. fih in der Abficht, die 
Kaifer zu berauben, in deren Wohnung begab, und die zu 
diefem Ende im Voraus befchloffene Tödtung derfelben mit 
Ueberlegung ausführte, es „fand ſich jedoch, in Betradt, 
dag Ina. die Tödtung nicht mit einem zu dieſem Behufe 
mit fich gebrachten Inftrument, fondern mit. dem in der 
Wohnung der Kaifer vorgefundenen Beile ausführte, und 
daß er bereits am Tage, an welchem er Abends die That 
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verübte, zu zwei verfchiedenen Malen an der von ihm je- 
doch verfchlofien gefundenen Kaifer’fchen Wohnung war, an. 
welche, ‚wie er wußte, ein von einer Familie bewohntes 
Quartier anftieß, — veranlaßt, von der in $. 10. des Ge 
jege8, einige Abänderungen in dem Verfahren in Inter: 
fuhungsfachen betreffend, dem Richter ertheilten Ermächtigung 
Gebrauch zu machen und anftatt der Todes- auf lebens— 
länglicye Zuchthaus-Strafe zu erfennen. 


— — 





Unter den Präjudizien dürfte dasjenige zu 20 zu 
beachten feyn, in welchem in beiden Snftanzen die That 
einer Mutter, die wegen ihres Tiederlichen Lebenswandelg 
im Siechhaufe detinirt, ihrem 1*/,jährigen unehelichen Kinde 
in augenblidlicyer Aufregung über eine Unart deffelben und 
über ihre eigene Lage, in der einbefannten Abficht, daffelbe 
zu tödten, mit einer gerade zur Hand gehabten Scheere 
einen Stich in die Bruft verfeßt und dadurch eine unbe— 
deutende Wunde beigebracht, jedoch, als fie Blut fah, und 
das Kind ſchrie, aus Mitleiven mit demfelben die tödtliche | 
Abficht wieder aufgegeben und die Scheere weggeworfen 
hatte, nicht als ein begonnener und freiwillig aufgegebener, 
fondern als ein beendigter Verſuch des Todtſchlags an- 
gefehen wurde, indem der limftand, daß fie, ald die Tödtung 
des Kindes durch den erften Stich nicht gelungen war, nun 
mehr von folcher in Folge einer Regung von Mitleid abs 
ftund, ihrer That, bei deren Vollbringung fie. nicht den 
eingetretenen Erfolg, fondern lediglich) die Tödtung des 
Kindes beabfichtigt hatte, die igenfchaft eines Verſuchs 
im Sinne des Art. 26. des fächfifchen Criminal» Gefep- 
Buchs nicht wieder entziehen, fondern nur nach Art. 42. 
bei Bemefjung der Etrafe Berüdfichtigung zu Gunften der 
Angefchuldigten bewirken Fonnte, — die fofort in zweiter 
Inſtanz zu vierjähriger Zuchthausftrafe verurtheilt wurde, 


Monatfchr, f. d. Juſtijpfi. xii. Bp. 3. Aoth. 31 
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Nach dem Präjudiz Nro 22. wurde die Handlung eines 
Kaufmanns, der für ein anderes Handlungshaus Gelder 
auf Commiffions -Waaren erhoben, aber nicht abgeliefert, 
fondern in fein Gefchäft verwendet hatte, von dem Appel: 
lationd s®erichte zu Zwidau nicht als Veruntreuung ange 
fehen, weil ed einem Commiffionär, welcher faufmännifce 
Geſchäfte treibt, geftattet ift, das für Commiffions-Waaren 
eingenommene Geld mit feinem eigenen Gelde zu vermifchen, 
eine rechtswidrige Aneignung jened Geldes daher nid! 
Statt findet, und nur ein einfaches Schuldverhältniß zu 
dem Committenten befteht. 





3) Mittheilungen aus Beitfchriften &c. 


Neue Fritifche Jahrbücher für veutfche Nechtswiffenfchaft. 
Herausgegeben von Dr. Robert Schneider, Appella— 
tionsrath zu Dredden. Bd. XV. Leipzig 1844. 

[Schluß. ©. oben 3b XII. ©. 332 ff.] 


VL Gefeggebung. 


Ueber Mündlichkeit und Deffentlichfeit des Gerichts-Verfah— 
rens, dann über das Gefchwornengericht. Von Dr. Fölir, 
Advocat am Fönigl. Appellationshofe in Paris. Carls— 
ruhe, Bielefeld, 1843. XI. und 116 ©, gr. 8. (geh. 
2), Thlr.) Rec. von Brofeffor Pr. Geib zu Zürich. (S. 97.) 

Die Schrift zieht das Intereſſe befonders dadurch auf 
fih, daß fich zwar für die Mündlichkeit, aber gegen die 

Deffentlichfeit und Gefchwornengerichte ausgefprochen wird 

und erhält, wie der Necenfent bemerft, hauptfächlich durd 

die perfönlichen Verhältniffe des Verfaffers, welcher feit mehr 
ald 30 Jahren theils bei Rheinpreußifchen, theil® bei fran- 
zöfifchen Gerichten thätig und ale Schriftfteller rühmlich be: 
fannt ift (er ift Herausgeber der revue etrangere und 
francaise de legislation) ihre Bedeutung. 
1) Beleuchtung der Denkſchrift und des Gefegentwurfd 
über Benubung der Privat-Flüffe von Dr. €. Fried: 
rich Serdinand Siebe. Berlin, Jonas, 1843, IV. 
und 84 ©, gr, 8. (geh. , Thlr.) 
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2) Die befreite Undine. in Beitrag zur Kritif des 
Gefegentwurfd über die Benugung der ‘Brivat-Flüffe. 
(Fragment) Bon 8. v. Wangenheim. Berlin. 
Dümmler, 1843. VIIL und 79 ©. gr. 8. (geh. '/, Thlr.) 


3) Entwurf eines Geſetzes über die Benugung der Ge— 
waſſer für Landwirthfchaft und Gewerbe, mit Beur— 
theilung des Entwurfs eines Geſetzes des Königlichen 
MWürttembergifchen Minifterii des Innern über Be- 
wäflerungs- und Entwäfjferungs-Anlagen für Württem- 
berg, 1843; nebft einem Nachtrag, die Beleuchtung 
des Preußifchen Gefeges vom 28. Februar 1843, die 
Benutzung der Privat-Flüffe und eine, den Vorfchlag 
ded Deputirten d’Angeville zu einem Bewäfferung$- 
gefeg für Sranfreich betr. Notiz enthaltend. Won Dr. 
W. L. Volz, Brof. der Technofogie und des Ma- 
fihinenwefens an der ftaatswirthfchaftl. Fakultät in 
Tübingen. Tübingen, Fues, 1843. IV. und 77 €, 
gr. 8. (geh. °/, Thlr.) 

4) Das Wiefenkulturgefeg und die fonftigen Mittel und 
Anftalten zur Beförderung der Wiefenfultur im Groß— 
herzogth. Heſſen. Mit Nachweifung der größeren Bes 
wäflerungs » Anlagen feit dem Erfcheinen des Geſetzes 
und deren Erfolgs, mit Winfen für Beförderung von 
MWiefen » BVerbefferungen nebft technifchen Notizen für 
Entwürfe dazu. Bon Dr. & Zeller, Gherzogl. 

Heſſ. Defonomierath. Mit einem lithograph. Blatte. 
Darmftadt, Hofbuchh. von Jonghaus, 1843. VIM. 
und 112 ©. gr. 8. (geh. ), Thlr.) 

5) Beleuchtung des von dem Königl. Minifterium des 
Innern im Januar 1843 der Deffentlichfeit überger 
benen Entwurfs eined Geſetzes über Bewäfferungs- 
und Enttväfferungs-Anlagen für Württemberg. Unter 
BVergleichung des Gherzogl. Heffifchen Wiefenkultur- 
gefeßes vom 7. Okt. 1830 und des Königl. Preufr 
fifchen Gefeged vom 28. Febr. 1843 von K. Pfeifer, 

31% 


468 


Rechtsconfulent. Rottenburg a. R., Ph. Gac'ſche 
Buchs und Kunfthandt., 1844. (S. 431 — 445.) 


Diefe Inhalts» Berichte, welche zugfeich eine überficht- 
liche Kenntniß über die betreffenden Geſetzes⸗Entwürfe ver 
fchaffen,. weifen fo viele und ernftliche Bedenfen und Angrife 
gegen das fchwierige Geſetzes-Unternehmen nah, daß am 
Ende zu befürchten fteht, man werde zu dem alten Grund- 
fa zurüdfommen — dem Waffer feinen Lauf 
zu laffen! 


Entwurf einer Wechfelordnung für das Herzogthum Brauns 
ſchweig fammt Motiven. Berfaßt und mit dem Vorftande 
ded Kaufmannsvereind zu Braunfchweig berathen von 
Dr. $riedr, Liebe, herzogl. Braunfchw. Geheimen Banzleis 
Serretair. Braunſchweig, Meyer sen., 1843. VI. und 
205 S. gr. 8. (geh. 1 Thlr.) Rec. von Wppellationd: 
rath Dr. Treitfchfe zu Dresden. (S. 525.) 


Die Recenfion ftellt als Nefultat auf, daß der Entwurf, 
ungeachtet der hier und da zu machen gewefenen Ausftes 
lungen, als eine verdienftliche legislatorifche Leiftung und 
al8 den wesentlichen neuern Fortfchritten der Wechſelrechts— 
theorie meift angemeflen, ja auch eigenthümliche fruchtbare 
Bortfchritte bietend anerfannt werden müſſe. 


VII. Miscellen. 


Dffene Gedanken über die Abneigung der Rheinpreußen 
gegen Strafgefebreformen. Von Dr. Ludw. v. Jage 
mann, Minifterial-Rath im Gherz. Bad. Zuftiz» Mint 
fterium. Berlin, Hermes, 1843. 71 ©. 8. (©. 76.) 


Der BVerfaffer nehme von dem Befchluffe. der Etände 
der Provinz Rheinpreußen vom 20. Juni 1843 (womit fie 
den Entwurf eines Strafgefeßbuchs von der Hand wiefen) 
Anlaß, auf die Gründe der Abneigung der Rheinlande gegen 
Reformen der Strafgefege, fo wie auf die Thunlichkeit, auf 
den Code penal ein den Anforderungen der Gerechtigfeit 
und Wiffenfchaft entfprechende8 Geſetzbuch für einen deut: 
Shen Staat zu bauen, einzugehen und zu zeigen, daß wie 
jene Gründe feine ausreichende Unterftügung fänden, auch 

die letztgedachte Möglichkeit entfchieden nicht vorhanden fer. 
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Mein letzter Wille und Nachlaß. Aus den Bapieren eines 
fcheintodtbegrabenen Rechtsanwaltes. Leipzig, B. Tauch- 
niß jun., 1843. 212 ©. gr. 8. (geh. 1Thlr.) (S. 163.) 


Diefe Schrift, welche nach Berficherung des Rec. nach 
Form und Gehalt Intereffe erregt, behandelt „die Berein- 
barkeit des Ehriftenthbums mit dem Staatsleben und die 
Kothwendigkeit einer ſolchen Vereinigung.” 


Anleitung zur Führung von Unterfuchungen in Straffachen. 
Mit Bormularien. Ein Handbuch für Unterfuchungss 
beamte und Bolizeibedienftete. - Zürich, Schultheß, 1843. 
IV. und 548 ©. 8, (geh. 1,,. Thlr.) (S. 165.) 


Der Berfaffer — dem Vernehmen nad Dr. C. Pfyf— 
fer in Zürich — bemerkt in der Vorrede, „daß die ſchwere 
Verantwortlichfeit des Ilnterfuchungsbeamten insbefondere 
bei denen Aufmerffamfeit erregen und fie nach den Grund» 
fäben, wie dad Amt des Griminalrichters gerecht und con: 
fequent zu verwalten fey, zu fragen veranlaffen müfle, welche, 
ohne NRechtöwiffenfchaft erlernt zu haben, zu einem folchen 
Amte berufen werden, wie diefes nicht felten in mehreren 
Gantonen der Schweiz und infonderheit der deutfchen Schweiz 
zu gefchehen pflege.” Der Rec. legt dem Werf auch wiſſen— 
schaftlichen Werth; bei und beurtheilt dafjelbe ſehr günftig. 


Ueber das Recht des Freigefprochenen, eine Ausfertigung des 
wider ihn ergangenen Erfenntniffed zu verlangen. Kö— 
nigsberg, Boigt, 1844. 36 ©. gr. 8. (geh. ', Thlr.) 
(S. 551.) 


Ueber dieſe Schrift wird bemerkt: befanntlicy habe 
Dr. Jacoby, nachdem er wegen der Schrift: „Vier Fra— 
gen, beantwortet von einem Oſtpreußen“ in erfter Inftanz 
zu einer entehrenden Strafe verurtheilt und in zweiter Ins 
ftanz völlig freigefprochen worden war, bis jegt vergebens 
eine Abfchrift der zu dem legten. Erfenutnifje ertheilten Ent: 
feheidungsgründe, welche ihm bei der Publifation des Er— 
fenntnifies zugefagt worden, verlangt, und jey auch auf ein 
diesfalls beidem Könige angebrachted Gefuch abfällig befchieden 
worden. In verſchiedenen Auffägen in politifhen Tages 
blättern ift nun die Befugniß des Angefchuldigten, eine 
Adfchrift des in der wider ihn anhängigen Unterſuchung 
gefällten Erfenntniffes und zwar nicht blos der Erfenntniß- 
formel, fondern auch der Entfcheidungsgründe zu verlangen, 
erörtert worden und es hatte felbft. der Preußifche Juftiz 
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Minifter Mühler in einer, in die Königsberger Zeitung 
aufgenommenen Ausführung den Sat zu rechtfertigen gefucht, 
daß derjenige Inculpat, welcher ein losfprechendes Erkennt: 
niß erlangt, nur ein Recht auf abfchriftfiche Mittheilung 
des Erfenntniffes felbft (der Erfenntnißformel), nicht aud 
der dazu ertheilten Entfcheidungsgründe habe, vielmehr die 
Mittheilung der letztern lediglich in das Ermefjen der Be: 
hörde geftellt bleibe. In der vorliegenden Schrift werden 
die verſchiedenen Auffäge, Deductionen und Erwiederungen, 
welche über diefe Bragen in den öffentlichen Zeitfchriften 
befannt gemacht worden, zufammengeftellt. 


Sammlung fämmtlicher Plenar» Befchlüffe des Ober-Appel: 
lationd » ericht8 des Königr. Bayern in bürgerlichen 
KRechts-Streitigfeiten, nebft dem Präjudizien-Geſetze vom 
17. Nov. 1837 und den dazu gehörigen Motiven. Mit 

- höchfter. Erlaubniß des K. Bayer. Juftiz « Minifteriums 
herausg. von Dr. H. A. Morit, A.“G.⸗R. zu Neuburg. 

CEltes Heft.) München, Franz, 1843. XI. und 112 ©. 
gr. 8. (geh. *, Thlr.) (S. 555.) 


Das Geſetz vom 17. Nov. 1837, hervorgerufen durch 
die Klagen über ungleichförmige Entfcheidungen des oberften 
Gerichtshofs, beftimmt, daß, wenn über eine Rechtöfrage 
bereitd mehrmals verfchieden erfannt oder von dem betreffen 
den Senate eine von der feither genommenen NRechtsanfidt 
abweichende Entfcheidung ertheilt worden ift, die Rechtsfrage 
zuvörderft in einer SPBlenar = Berfammlung des O.⸗A.⸗Ger. 
zum Bortrage gebracht, berathen und. entfchieden werden 
fol, dergeftalt, daß ein folcher Plenarbefchluß nicht nur für 
den veranlaffenden Fall zur Entfcheidungsnorm dienen foll, 
fondern auch für alle Fünftige Fälle die Natur eines Pri- 
judizes bis zur gefeßlichen Erledigung der Frage anninmt. 
Jeder Plenarbeſchluß über ſolche Rechtöfragen — bei defien 
Faſſung mindeftens */, der fämmtl. Mitglieder des Collegii 
gegenwärtig feyn follen — wird mit Beifügung der juris 
ſtiſchen Motive des Befchluffes durch das Negierungsblatt 

befannt gemacht. *) 
Vergl, Archiv für civilift. Prarid. Bd XXI. ©. 311 ff. 


Die vorliegende Sammlung begreife denn die im Re 
gierungsblatt zerftreut enthaltenen derartige Plenarbefchlüfie 








*) Daß dieſes Inſtitut neuerlich Gegenftand ſtändiſcher Erör: 
‚ serungen wurde, ift aud den öffentlichen Blättern befannt. Xergl. 
Schwäb. Merkur v. 1846. Nr, 80. 
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nebſt Motiven. Es enthalte nur 17 ſolcher Plenarbeſchlüſſe, 
ein Beweis der Unfruchtbarkeit des Inſtituts ſelbſt, wenn 
man die zahllos verſchiedenen Geſetze, welche in Bayern 
beſtehen, in Erwägung ziehe. Das Mangelhafte des Ins 
ftitutS überhaupt wird auch in dem vorliegenden Bericht, 
wie ſchon anderwärtd gefchah, herausgehoben ; übrigens 
beitehen in Preußen (vermöge Cabinetöbefehl vom 1. Aug. 
1836) und in Hannover (feit dem Sept. 1837) ähnliche 
Einrichtungen. — 


Handbuch des engliſchen Strafrechts und Strafverfahrens, 
von Henry J. Stephen (Serjeant at law). Aus dem 
Englifchen überfegt, vervollftändigt und erklärt von Ernft 
Mühry, K. Hannov. Yuftizrathe. Göttingen, VBanden- 

hoeck und Ruprecht, 1843. Erfte Abthlg. (das Strafrecht 
enth.) XXXVI. und 354 ©. Zweite Abthlg. (das Ver: 
fahren enth.) 355 — 664 ©. gr. 8. (geh. 2°), Thlr.) 
(S. 562.) 


Der Berichts »Erftatter führt zum Beleg der Zwedmäs 
Gigfeit des vorliegenden Unternehmens überhaupt Folgendes 
an, „Während allerdings an dem gefchriebenen Rechte 
der Engländer (statute law) der Deutfche hier nicht blog, 
fondern überhaupt die Wiffenfchaft manches zu tadeln finden 
würde, um fo mehr, als die, das gefchriebene Recht bilden» 
den Parlamentsitatuten meift nur aus Anlaß momentaner 
Bevürfniffe erlaffen worden find und daher eine regellofe, 
unfpftematifche Maffe von Gefegvorfchriften enthalten, ift 
das ungefchriebene Recht (common law), hervorgegans 
gen aus den Entfcheidungen der Gerichtshöfe und den Ans 
fichten bewährter Rechtölehrer, das eigentliche Volks- und 
Gewohnheitörecht, in einer Ausdehnung und Geltung, wie 
wir ed faum in einem andern Lande Europa’s finden. In 
diefem ungefchriebenen Rechte ift der Kern und die Grund: 
lage des englifchen Rechts enthalten. Es iſt daher jehr 
zwedmäßig, daß die Regierung Englands nicht fowehl ein 
völlig neues, vom bisherigen Rechte fich ganz losreißendes 
Griminalgefegbuch erlaffen will, fondern, wie befannt, eine 
Gommiffton beauftragt hat, die bereits beftehenden zahlreichen 
Vorfchriften und Beltimmungen des gefchriebenen und uns 
geichriebenen Rechts in ein Straf-Geſetz, foweit nöthig 
mit den erforderlichen Zufägen und Abänderungen, zu brin: 
gen und zu einem Geſetze zu vereinigen, fo daß das eine 
Geſetz auf dem alten, in dem Nechtszuftande des Wolfe 
und feinen Rechtsanfichten wurzelnden Grunde aufgeführt 
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werben wird. — Die Kenntniß des englifchen Rechts -er- 
fcyeint daher in mannichfacher zn als fehr wünſchens— 
werth.” Inzwiſchen vermißt der Berichts-Erftatter an dem x. 
Stephen’fchen Handbuch felbft eine gehörige ſyſtematiſche 
Darftellung, läßt aber der Arbeit des deutfchen Bearbeiters 
volle Gerechtigkeit widerfahren. 





Neue Fritifche Jahrbücher für deutfche Rechtswiſſenſchaft ıc. 

Bd XVI. 1844. | 

I. Strafredt. 

1) Ueber Schwurgerichte in Straffachen und deren Ein: 
führung in Holftein und Schleswig, Bon Rud. 
Brinfmann, 8. Schl.-Holſt.-Lauenb. Oberappell.: 
Kath. Kiel, Schwers'ſche Buchh., 1843. 24 ©. 
(geh. Thlr.) 

Unterſuchung ver Frage: Ob durch Oeffentlichkeit 
und Mündlichkeit des Verfahrens in Criminalſachen 
den zeitherigen Mängeln der Strafrechtspflege abge, 
holfen werde? Bon Dr. Effig, Rechts-Conſul. in 
Nürtingen. Ulm, Ebner’fche Buchh., 1843. 32 ©. 8. 
(geh. , Thlr.) 

3) Die Nothwendigfeit und die Bedingungen der Münd 
- lichkeit im Strafverfahren. Bon Wilh. Wieft, Ober 
juftiz.:R. bei dem K. württ. Kreisgerichtshofe zu 
Tübingen. Schaffhaufen, Hurter’fche Buchh., 1844. 

X. und 124 ©. 8. (geh. ’/),, Thlr.) 

4) Würdigung des RechtsinftitutS der Geſchwornen⸗Ge—⸗ 
richte beim Strafverfahren, in einer hiftorifch-Fritifchen 
Schilderung des Urfprungs und der allmähligen Fort: 
bildung diefer Gerichte in Deutfchland, England und 
Sranfreih. Von Dr. Emil Ferd. Vogel, Privatdor. 
d. R. und Philoſ. an der Univ. zu Leipzig. Leipzig, 
MWienbrad, 1844. X. und 136 ©. gr. 8. (geh. "/, Thlr.) 

9) Schuldig oder Nichtfchuldig! Ein Criminalfall aus 
| neuefter Zeit, als Beitrag für die Mündlichkeit und 

Deffentlichkeit des Strafverfahrens, actenmaͤßig dar: 


2 


— 
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geftellt von V. Bayer, Hofgerichts-R. und Etaate- 
anwalt in Mannheim. Mannheim, Hoff, 1844. 40 €, 
gr. 8. (geh. ", Thlr.) (S. 637.) 


Der ungenannte Berichtderftatter, welcher nach dem 
Cingangsbemerften felbft nicht für unbedingte Deffentlichkeit 
und gegen das Inſtitut der Gefchwornen ift, bezeichnet Die 
erite diefer Schriften, welche fih für Mündlichkeit und 
Deffentlichfeit und, mit gewiffen Modificationen, auch für 
die Schwurgerichte ausfpricht, als in ruhigem fehr gemäs 
Bigtem Tone gefchrieben und beachtungswerth — die zweite ° 
derfelben als „nicht. viel Neues bietend”, die dritte ale 
„Durch Sachfenntniß, practifchen, Klaren Sinn, Gefühl für 
Gerechtigkeit und Unparteilichfeit der Juftigpflege und klare 
Darftellung ausgezeichnet und in ruhigem Tone gehalten ;“ 
die vierte, welche fich eine populäre Darftellung der auf 
das öffentlich mündliche Verfahren und das Inftitut der Ge— 
ſchwornen bezüglichen hiftorifchen Thatſachen und Erfah: 
rungsfäbe zur Aufgabe gefegt hat, al8 durch Flare und neue 

arftellung ausgezeichnet und ihren Zwed erfüllend ; die 
fünfte — als eine intereffante Darftellung eines Straf: 
rechtsfalls aus Baden, wo die Angefchuldigten hauptſächlich 
auf den Grund der eidlichen Recognition der Verlegten 
eines Raubs fchuldig erfannt wurden, während fich nad 
einiger Zeit herausitellte, daß die Verletzten fich geirrt hatten 
und die wahren Schuldigen entdedt wurden, mit aphoriftis 
ſchen Bemerfungen über öffentlich mündliches Verfahren ıc. 2c., 
wobei von dem Referenten bemerkt wird, daß Fälle der Art 
auch bei dem öffentlichen mündlichen Berfahren vorfommen 
innen und nach der Erfahrung vorgekommen feyen. 


Das Etrafverfahren der Adminiftrativs insbefondere der 
Polizei - Behörden in Württemberg. Nach den gefihrie- 
benen Normen und nach der Praris von Fr. Ir. Mayer, 
Aſſeſſor der K. Kreis-Negierung in Um. Um, Etet: 
tin’fche Buchh., 1842. X. und 238 ©. 8. (1'/, Thlr.) 
S. 734, | 

Der Bericht über diefe Schrift prädicirt folche günftig 
dahin, fie gebe in fyftematifcher, richtiger Ordnung ſowohl 
ein klares vollftändiges Bild von dem Verfahren in den 
gedachten Eachen, als fie auch allenthalben die geiftige, 
telbftftändige Thätigfeit des Werfaflerd und feine Belannt- 

Ihaft mit den neueren wifienfchaftlichen Erörterungen im 

Gebiete des Strafprozeſſes beurfunde, 
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Der Einfluß des Irrthums und der fogenannten Berirrung 
auf die Strafbarfeit vollendeter Verbrechen nach den 
Grundfägen des gemeinen deutfchen Rechtes und unter 
DBerüdfichtigung der neueren Gefeßgebungen und Ent: 
würfe, dargeftellt von Dr. Carl Eduard Pfotenhaner, 
Docenten der R. an der Univ. Halle: Wittenberg. Ab— 
theilung II. Xeipzig, Gebr. Reichenbach, 1839. VIII. und 
142 ©. gr. 8. (geh. 7, Thlr.) Recenfirt von Profeſſor 
Dr. Abegg zu Breslau. ©. 769. 


Die in eine nähere Kritif eingehende Recenſion läßt 
der Schrift als einer „in ihrer Tendenz lobenswerthen, in 
den Ergebniffen meift zu billigenden, in ihrer befolgten 
Methode — fo weit fie nicht durch ihre eigenthümliche Rich— 
tung zu ihrem Nachtheile bedingt erfchienen — im Ganzen 
gutzuheißenden Abhandlung” Gerechtigfeit widerfahren. 


Maturität in Bezug auf Freiheit und Zurechnung für Ge 
feggeber, Griminaliften und Staatsärzte. Von Dr. Franz 
Brefeld, K. Preuß. Kreis Phyfitus u. ſ. w. Münfter, 
Deiters, 1842. IV. und 189 S. gr. 8. (geb. 1 Ihr.) 
©. 841. 

Die Abhandlung, welche fich dafür entfcheidet, dag le 
diglich das beftimmte Lebensalter eines Inculpaten in der 
Regel ald Maßſtab zur Maturität anzufehen und von bet 
Gefeggebung als folcher feitzuftellen fey, wird als eine 
gründlich gearbeitete und gut gefchriebene präbieitt. 
Schriften über den Entwurf des Strafgefeßbuchs für die 

PBreußifchen Staaten. Recenfirt-von Appellationsgerichtd: 

Beifiter Dr. Schwarze zu Dresden. Erfter Artikel. 

1) Critik de8 Entwurfs des Strafgeſetzbuchs für die 
Preußiſchen Staaten. Von 3. D. H. Temme, K. 
Preuß. Griminalgerichts» Director. Berlin, KRüder 
und PBüchler, 1843. Theil 1. X. und 219 ©. Theil 2. 
VII. und 413 ©. gr. 8. (geh. 3"), Thlr.) 

2) Zur Critik des Preußiſchen Strafgefegentwurfs. Bon 
einem Nheinifchen Beamten. (Abdruck aus der Aache—⸗ 
ner Zeitung Nro 125. vom 5. Mai und ff. durchge: 
fehen und geordnet). Aachen und Leipzig, Mayer, 183, 
137 ©. gr. 8. (geh. '„Thlr.) 
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3) Bemerfungen über den Entwurf des Preuß. Straf: 

— geſetzbuchs und deffen Begutachtung durch den NRheis 
nifchen ‘Provincialstandtag. Bon einem Freunde der 
Rheinischen Rechts-Inftitutionen. Heidelberg, Akad. 
Derlagshandl. von Winter, 1843. 128 ©. gr. 8. 
(geh. . Zhlr.) | 

4) Beitrag zur Beurtheilung des Preuß. Strafgefegent: 
wurfs in feinem allgemeinen und politifchen Theile. 
Jena, Hochhaufen, 1843. 96 ©. gr. 8. (geh. '„Thlr.) 

9) Die chriftliche Kirche und der Entwurf des neuen 
Preuß. Strafgeſetzbuches. Köln, Boifferee, 1843. 
43 ©. gr. 8. (geh. '/, Thlr.) 

6) Der Entwurf des Strafgefegbuchs für die Preuß. 
Staaten vor dem Forum der rechtswifjenfchaftlichen 
Critik. Königsberg, Mangelsdorf, 1844. 19. gr. 8. 
(geh. *%, Thlr.) S. 891. 

Der Recenfent, (welcher felbft auch eine Beurtheilung 
des Entwurfs herausgegeben hat) gibt einen zum Theil 
auch in das Einzelne eingehenden Bericht über dieſe 
Schriften, mit der allgemeinen Bemerkung, daß alle bisher 
erfchienenen Fritifchen Beurtheilungen des Entwurfs darin 
mehr. oder weniger übereinftimmen, daß derfelbe den ge- 
hegten Erwartungen theild gar nicht, theild nicht volftändig 
entiprochen habe, Ä 


Beiträge zum Preußifchen Strafrecdhte. Bon 3. D. 9. 
Zemme. Berlin, Rüder und PBüchler, 1842. X. und 
14336. 8, (2°), Thlr.) ©. 1019. 


Wir entnehmen der Anzeige diefer Schrift folgendes: 

Der Verf. bemerfe in der VBorrede, daß, nachdem Die 
von ihm und dem Geh. Zuftiz- Rath Bonferi herausgege- 
bene Ffriminaliftifche Zeitung für die Preußifchen Etaaten 
aus Mangel an tüchtigen und fleißigen Mitarbeitern, nach 
einer kurzen Zeit ihres Beftehens, wieder eingegangen ſey, 
die Herausgeber beabfichtigt hätten, in andrer, fie weniger 
bindenden Weife eine Fortfegung dieſer Zeitfchrift eintreten 
zu laften. Allein auch Diefes fey bis jegt noch nicht ges 
Ichehen und nur zu bedauern, daß namentlich in Preußen, 
wofelbft das formelle und materielle Strafrecht einer bedeu— 
tenden Umänderung entgegengehe, und an die Stelle des, 
die. wiffenfchaftliche Prüfung und Erörterung eben nicht be: 
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günftigenden Landrechts ein neues, Tebenswarmes Geſetzbuch 
treten foll, ein Organ zur Beſprechung der hierher gehöris 
gen Fragen vom praftifch » wiffenfchaftlichen Standpunfte 
aus nicht vorhanden ſey. Als einen Beitrag zu öffentlichen 
Beiprechungen und ntereffen übergebe der Berfaffer dieſe 
Schrift dem Publikum. Sie enthält 4 Abhandlungen und 
eine Relation einer Unterfuhung, in welcher ein Inquifit 
vier Jahre lang fich wahnftnnig geftellt hatte. Jene vier 
Abhandlungen haben folgende Materien zum Gegenftande: 
I. Zur Lehre von den fogenannten allgemeinen und befon- 
dern Gehülfen. (Kann ein Dritter, der dem Gemeinfchuldner 
bei Verübuug eined betrüglichen Banferotts Hilfe leiftet, 
wegen Theilnahme an diefem Verbrechen beftraft werben?) 
U. Zur Lehre vom gewaltfamen Diebitahle in unbewohnten 
Gebäuden. TIL Ueber den Begriff der Concuffion. IV, Ueber 
den Uebergang der Injurienprozeſſe auf die Erben des 
Beleidigten. 

Die Schrift wird ſehr günftig beurtheilt. Ausgehoben 
wird, daß der Verf., befannt ald einer der ausgezeichnetften 
Preußiſchen Inquirenten und als denfender Zurift, fich über 
den Unterfuchungs» Prozeß dahin erkläre: „und fo wie ich, 
feit einer langen Reihe von Jahren täglicher Zeuge feiner 
unzähligen Mängel und Gebrechen, feiner ganzen innerlichen 
Richtigkeit, fchon eben ſo lange von ganzem Herzen wünfche, 
daß er bald einem öffentlich mündlichen Werfahren,- mit 
Anklagefchaft, aber ohne Volksgeſchworne, Platz machen 
möge u, ſ. w.“ 


Neue PBräjudicien der Württembergifchen höheren Gerichte, 
Berichtigungen und Zufäße zu dem Commentar über das 
MWürttembergifche Strafgefeßbuch von Dr. C. 5. v. Huf 
nagel, Director des K. Kreis Gerichtshofes zu Tübin- 
gen u. f. w. Anhang V. VI. (ite und 2te Hälfte). 
Tübingen, Oſiander'ſche Buchh., 1844. XXU. u, 721€. 
gr. 8. ©. 1025. 


Der Recenfent reiht dem Außerft günftigen Urtheil über 
den Kommentar des Verfaſſers ein ebenfo günftiges über 
diefe Fortfegung an und rühmt hiebei auch, daß aus diefen 
Präajudicien erhelle, daß die Eriminalgerichtshöfe Württems 
bergs ihre Aufgabe vollftändig begriffen und mit großem 
Fleiß durchgeführt haben. 


Beifpiele aus der Criminal-Praxis, vorzüglich vom Etands 
punkte der Bertheidigung. Aus den Akten dargeftellt 
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von Wilhelm Mejer, Dr. der Rechte. Göttingen, 
Vandenhoeck und Ruprecht, 1843. XIV. und 426 ©. gr.8. 
(1°, Thlr.) Recenfirt von Profeſſor Dr. Abegg zu 
Dreslau. S. 1065. Ä 


Der Recenfent bemerft im Eingang der eine umfaffende 
Kritit des Werks enthaltenden Recenſion folgendes: „der 
Verfaſſer theilt aus dem Reichthume der Erfahrungen, 
welche ihm eine fünf und zwanzigjährige Praxis ald Ber: 
theidiger eriminell Angefchuldigter gewährt hat, zehn Schuß» 
Schriften mit, von denen er glaubt, daß fte ein allgemeineres 
Intereſſe haben, und angehenden Bertheidigern und jungen 
Inſtruenten den langen, befchwerlichen, nicht felten eine 
Zeitlang in die Irre führenden Weg blos eigener Erfahrung 
um etwas abfürzen dürften. Man wird bei forgfältigem 
Etudium derfelben feinen Anftand nehmen, diefe Hoffnung 
für gegründet zu halten; noch mehr, man wird den Wert 
deifen, was geboten iſt, nicht blos in dem ſchon an fi 
intereffanten Stoff und der gelungenen Auswahl, fondern 
vorzüglich in der mufterhaften Behandlung deſſelben, ver 
Methode der Bearbeitung, erkennen.” 


1. Bürgerliches Recht. 


Deutſches eheliches Güterrecht, von Dr. Chriſtian Ludwig 
Runde, Großherzogl. Oldenburg. Geheimenrathe und 
Ober⸗Appellations⸗Gerichts-Präſidenten des Großherzogl. 
Haus: und Verdienſt-Ord. Großkreuz. Oldenburg, 
Schulze'ſche Buchhandl. (W. Berndt), 1841. XX. und 
543 ©. gr. 8. (2°), Thlr.) Recenfirt vom Geheimen 
Yuftizrath und Profeſſor Dr. Befeler' zu Greifswald. 
S. 581. 

Eine von dem Recenjenten im Ganzen fehr günftig 
beurtheilte Behandlung der Materie nach den einheimijchen 
Rechtsgrundfägen, ohne Ausdehnung auf das recipirte röm. 
Recht, welcher der Necenfent, obgleich bei der Berüdfichti- 
ung der SBartifularrechte und Statute faft nur die in 


(denburg geltenden herangezogen feyn follen, dennoch aud) 
für das gemeine deutfche Recht eine große Bedeutung beilegt. 


Die Belisrechtsmittel und Beſitzprozeſſe des heutigen ge— 
meinen und des königl. füchftfchen Rechts, dargeftellt von 
Dr. Ludwig Höpfner, ord. Beifiger der Juriftenfakultät 
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zu Leipzig. Leipzig, D. Wigand, 1841. XVI. und 168 ©. 
gr. 8. (A Thlr.) Recenfirt von Dr. jur. Wepell, Pri— 
vatdocenten der Rechte zu Marburg. ©. 599. 


Die Schrift wird durch folgende Bemerfung des Ne: 
cenfenten charafterifirt. „Statt fich in den befcheidenen aber 
wohlberechtigten Grenzen einer quellenmäßigen Darftellung 
des angekündigten Theil des fächfifchen Prozeſſes zu Halten, 
hat der Verfaſſer mit ftolzer Verachtung alles gelehrten oder 
wie er ed nennt „rechtöhiftorifchen” Materiald ed vorgezor 
gen, auf dem hohen Eothurn der philofophifchen Betrachtung 
die ganze Beſitzeslehre zu befprechen und mit befonderer 
Vorliebe fi) den dem materiellen Recht angehörigen Tragen 
zuzuwenden, von wem und unter welchen Borausfegungen 
Schutz des Befiged gefordert werden Fönne.“ i 

Daß der Berfafter hiezu eine Berechtigung nicht nach— 
gewiefen habe, wird in der Recenfion mit manchen fchnei- 
denden Demerfungen ausgeführt. 


Entfcheidungen des Königlichen Geheimen Ober-Tribunals, 
herausg. im amtlichen Auftrage von Dr. Aug. Heinr. Si— 
mon, geh. Ober-Juftiz: und Revif.-R., und Franz Sales 
Aug. Hinfhiug, Kammerger.-Affeffor. Fünfter Band. 
Berlin, Dümmler, 1841. XIV. und 440 ©. gr. 8. 
(2°, Thlr.) [Bergl. Jahrb. 1843. ©. 512. ff.] Recenſirt 
von Dber»Landesger.:Rath und Fürſtenthums⸗-Ger.⸗ 
Dir. Koch zu Neiffe. ©. 605. 

Es find in diefem Band 39 Fälle geliefert — großen 
theil8 ohne näheres ntereffe für unfern Kreis. Der 
Recenſent fchließt feinen Bericht, welcher einen vollftändigen 
Veberbli gewährt, mit der Bemerfung, daß er in feinen 
Hoffnungen und Erwartungen von der Veröffentlichung dies 
fer Entfcheidungen und von der angeordneten Berüdijichtis 
gung der PlenarsBefchlüffe bei Fünftigen Rechtsfprüchen 
für die confequente Entwidelung und Fortbildung des vater 
ländifchen Nechts durch diefen fünften Band ſehr herabger 
ftimmt worden ſey. \ 
Der Mandats-, fummarifche und Bagatell⸗Prozeß nach der 

Verordnung vom 1. Juni 1833 und der fpäteren darüber 
ergangenen Beftimmungen. Inter Benugung der Acten 
des Juftiz-Minifteriums und mit Genehmigung Er. Eırr. 
des Juſtiz-Miniſters Mühler herausg. von Schering, 
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Juſtizrath. Berlin, Heymann, 1843. VI. und 520 €. 
gr. 8. (17, Thlr.) ©. 643. 

Die Schrift, welche das befannte und für die Geſetzes— 
jhritte anderer Staaten einen höchft wichtigen Vorgang 
bildende Gefeb vom 1. Juni 1833 zum Gegenftande hat, 
und ſolches unter Benügung der dießfalld ergangenen decla— 
ratorifchen Beftimmungen in Form eines Gommentars 


behandelt, wird von dem Verfaſſer befonderd von Seiten 
feiner practifchen Brauchbarfeit günftig beurtheilt. 


Die allgemeine Rentenanftalt in Stuttgart, nachdem fie von 
der öffentlichen Meinung verworfen worden, nunmehr 
auch nad ihrer Grundlage, ihren Wahrfcheinlichfeits- 
Berechnungen, der Stellung der Directoren und der Manis 
pulationen derfelben vor den Schranfen der Gerichte. 
Stutigart, Becher, 1843. 122 ©. 8. (’/,, Thlr.) ©. 645. 
Ein den bisherigen Gang des befannten Prozeffes und 

die Entfcheidung des Stadt-Gerichts in Stuttgart darlegen- 

der Bericht, in welchem letztere befonderd von der Ceite 
günftig beurtheilt wird, daß der Richter erfter Inftanz ſich 
der factifchen Grundlagen. des Rechtsſtreits felbft zu be— 
mächtigen gefucht habe, „ftatt diefen Haupttheil des Ge— 

Ihäfts unter dem Vorwand feiner technifchen Natur “an 

einen Rechenmeifter hinzuhängen.“ 

Volftändige Lehre vom rechtlichen Beweife in bürgerlichen 
Rechtsfachen aus vernunftmäßigen Grundbegriffen, mit 
Rüdficht auf die Bofitivgefebe, abgeleitet und fyftematifch 
dargeftellt von Ernft Ehriftian Gottl. Schneider, Fürftl. 
Heffen-Darmft.-Oberappellationsger.:R., General: Audis 
teur und Kriegsrath. Neu herausg. von®. Hofmann, 
Gherzogl. Heſſ. Hofger.=R. zu Darmftadt. Gießen, 
Heyer’8 Verlag, 1842. XVI. und 381 ©. gr. 8. (1?/, Thlr.) 
©. 725. | 

Indem der Berichtd-Erftatter den von dem Herausgeber 
dem Abdruck des Werks beigefügten Notizen faft allen 

Werth abfpricht, erklärt er das ganze Unternehmen als ein 

„Für die Wiffenfchaft und ihr Studium völlig gleichgültiged 

und nur infofern ein der Erwähnung werthes Ereigniß, 


als jegt mehr Eremplare diefer Schrift vorräthig feyn wer: 
den, als früher.“ 
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Praktiſche Erörterungen aus dem Nechtögebiete. Bon 
Dr. Friedr. Ehriftian Arnold, K. Bair. O.A.G.⸗R. 
Erſtes Heft. Palm und Enfe, 1844. IV. und 161 €. 
gr. 8. (geb. *, Thlr) ©. 729. 


Die Anzeige prädieirt die Sammlung und gibt nähere 
Rechenfchaft über den Inhalt. Abh. I. Ueber das Recht 
der Acten-Einſicht, insbefondere die Frage: ob und in wie 
weit die Behörde verbunden fey, die über Privatrechts-Ver— 
bältniffe errichteten öffentlichen Acten demjenigen, welder 
bei ihrer Errichtung nicht mit concurrirte (nicht Parthei 
war) oder auf deſſen Antrag fie nicht errichtet wurden, 
(freiw. Gerichtsbarkeit), zur Einficht vorzulegen. Abb. I. 
Leber Difpofitionsbefchränfung der Beneficialerben, wird die 
Frage unterfucht, ob in dem Falle, wenn eine Erbicaft 
c. benef. inventarii angetreten und das Verlaſſenſchafts⸗ 
gericht gebeten wird, das Inventar aufzunehmen, zur einſt— 
weiligen Berwaltung der Maſſe aber von dem Gerichte 
proprio motu oder auf Antrag der Gläubiger ein Maſſe— 
curator beftellt worden, die Erben verpflichtet feyen, die 
Handlungen dieſes Curators anzuerfennen und deſſen Hand» 
lungen nur der Genehmigung des Verlaſſenſchaftsgerichts 
bedürfen? Abh. IH. Ueber die Nothwendigfeit fehriftlicher 
Verträge und gerichtlicher Protokollirung der Verträge über 
liegende Güter. Abb. IV. Von den Iehenherrlichen Berpfän 
dungs-Conſenſen auf beftimmte Zeit. Es wird Die Frage 
erörtert, ob und wie der Gläubiger fich gegen den Ablauf 
dDiefer Zeit fehüken und ob und auf welche Weife er auf 
nach derfelben bewirken könne, daß die Forderung noch län 
ger die Wirfung einer confentirten Schuld habe. Abh. V. VI. 
Werden einige Lehensfragen in&befondere nah K. Baier. 
Geſetzen erörtert. Abh. VII. Wird die Anwendung des 
Satzes, daß der Gedent den Ceſſus nach erfolgter und des 
nuneirter Geffion nicht mehr auf Zahlung in Anfpruch neh— 
men fünne, an einem befondern Balle gezeigt. Abh. VIIL 
Ueber Anwendung der lex Anastasiana auf den Ceſſionar 
des Ceſſionars, wenn zwar beide nicht die volle Summe 
des nomen, der ziveite Geffionar aber doch mehr als der 
erfte Geffionar für das abgetretene nomen bezahlt hat. 


Enthält der Mühlenzwang nach gemeinem Deutfchen Rechte 
auch binfichtlich des Ankaufes von Mühlen » Broducten 
eine Beichränfung der Miühlenbannpflichtigen? Im Hin 
blide auf einige Rechtsfälle ays dem Fürftenthume Ratze— 
burg und Herzogthume Lauenburg, und unter befonderer 


| 
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Berüdiichtigung des legtern Landes, verneinend beantwor— 


tet von Chr. Fr. Ad. Oftwald, Dr. d. R. Kiel, 
Schwers'ſche Buch., 1844.70 ©. 8. (geh. '), Thlr.) S. 846. 


Der Berfafler diefer Abhandlung habe feine. Anficht 
auf eine fehr gründliche und durchdachte Weife ausgeführt, 
fo daß man die Frage ald durch ihn erledigt anfehen Fünne. 


Das Recht der Collation. Dargeftellt nach den Grund: 
fägen des römifchen Rechts von Dr. Eduard Fein. 
Heidelberg, Mohr, 1842. XVIU. und 427 ©. gr. 8. 
(2 Thlr.) Recenfirt von Hofrath und Profeffor Dr. von 
der Pfordten zu Leipzig. S. 865. 


Die Recenfion bemerkt: „Die Lehre von der Gollation 
gehöre zu denjenigen Inftituten des römifchen Rechts, welche 
außer ihrer praftifchen Bedeutung auch ein hohes Inter: 
effe für Die Wiffenfchaft des Rechtes haben. Ihre Ge: 
ſchichte ſey höchſt Iehrreich nicht blos für die Frage, welchen 
Elementen das römifche Recht dasjenige verdanft, was ihm 
feinen Werth für alle Zeiten gefichert hat, ſondern audy für 
die von einem allgemeinen Etandpunfte zu führende Unter— 
fuhung über naturgemäße Rechtsbildung und die WVorbes 
dingungen einer erfprießlichen Thätigfeit der Geſetzgebung. 
In unferer ältern Literatur fey die Gollation freilich nicht 
in diefem Sinne betrachtet worden. Man habe fi) damit 
begnügt, die praftifche Geftalt des Inftitutes darzuftellen, 
habe aber felbit dieſe in wefentlichen Punkten mißverftan- 
den, weil man die verfchiedenen Grundlagen der ältern und 
neuern Gollation des römifchen Nechts überſehen habe. 
Einen bedeutenden Fortfchritt habe Franfe begründet, der 
in feiner, wenn auch hauptfächlich nur auf die Collations— 
Objecte gerichteten, Abhandlung doch die Grundlagen der 
ganzen Lehre durch eine unbefangene Quelleneregefe feftger 

ellt habe. Seitdem fünne man eine monographifche Be— 
arbeitung der ganzen Collationslehre im Geifte der neuern 
Wiffenihaft als Bedürfniß betrachten, und im Gefühle 
diefes Bedürfniffes fey die Schrift entftanden.”“ 

Die Schrift wird, was den praftifchen Gehalt betrifft, 
als ſehr gelungen erklärt. Dagegen habe der Berfafier 
jene Seite, weldye fein Gegenftand ver Betrachtung von 
dem Standpunfte der allgemeinen Rechtögefchichte, der Rechts— 
philofophie und Gefeggebungspolitif aus darbietet, zwar 
berührt, aber nicht erfchöpft. Die Necenfion geht in eine 
umfaffende Kritif des Werks ein. 

Monatſchr. f. d. Sufispfl. XI. Bd. 3. Abth. 32 
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Corpus Juris Germanici tam publici quam privati aca- 
demicum. Bearbeitet von Dr. Guft. Emminghaus, 
Geh. Regier.:R. in Weimar. 2te Aufl. Jena, From: 
mann, 1844. VII. und 966 ©. gr. 4. (geh. 4°), Thlr.) 
€, 915. 
Die Sammlung der erften Ausgabe ift durd eine 


große Anzahl von Geſetzen einzelner deutfchen Staaten, Bes 
fanntmachungen und Präjudicien verftärkt. a 


Eivilrechtliche Erörterungen von Dr. Konr. Büchel, außer 
ord. (jet ord.) Profeffor d. R. an der Univ. Marburg. 
Zweiter Band. I. Streitfragen aus Novelle 118. Mar: 
burg, Garthe, 1840. 288 ©. gr. 8. (geh. 1'/, Thlr.) 
Sahrb. 1837. ©. 29. ff. Recenſirt von Profeſſor 
Dr. v. Buchholtz zu Königsberg. ©. 961. 

Diefe im Ganzen günftig beurtheilte Schrift behanbelt 
hauptfächlich folgende Etreitfragen — ob man nach Nov. 118. 
ſchon concipirt feyn muß, um zur Snteftat- Erbfolge zuge 
lafien zu werden — über das Erbrecht der Adoptirten und 
Arrogirten — über die successio in stirpes, welche ald 
das Princip der gefeglichen Subftitution der entfernteren 
Defcendenten, in locum parentis einzutreten erklärt wird 
— ob bei der Succeſſion der Gefchwifter-Rinder in II. und 
I. Gl. eine successio graduum ftattfinde, und ob Ge 
ichwifter- Kinder eriten Grads, wo fie nur unter ſich concurs 
riren, in capita oder in stirpes fuccediren — endlich ob 
fich der Maasftab der Vertheilung der Erbfchaft nach dem 
Moment der adquisition oder dem Moment der Delation richte. 


Das Verfahren mit Sachverftändigen in bürgerlichen Rechts— 
ftreitigfeiten, erörtert von Carl Aug. Friedr. Seeger 
Brofurator an dem K. Dber- Tribunal zu Stuttgart. 
Stuttgart, Mesler’fche Buchh., 1841. VI. und 118 €. 
8. (/, Thlr.) S. 969. 

Die Recenfion, welche zugleich auch Rückſicht auf den 
beinahe gleichzeitig mit der Seeger’fchen Schrift erfchienenen 
Auffag im Archiv f. Civil. Praris Bd XXVI. ©.85. nimmt, 
erklärt fi) zwar mit den Ausführungen des Verfaſſers, be 
fonderd was die Entwidlung der Lehre aus dem Vrincip 
betrifft, nicht ganz einverftanden,, fchließt fich aber im Als 
gemeinen dem in Bd V. ©. 519., der gegenwärtigen Zeit— 
hrift enthaltenen günftigen Urtheil an. 
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Unterfuchung practifch wichtiger Materien aus dem Gebiete 
des im SKönigreihe Sachen geltenden Rechts. Nebſt 
einem Anhange interefjanter Erkenntniſſe Sächfifcher 
Spruchbehörden. Von Dr. Fr. Schwarze, K. Sächſ. 
Appellat.Ger.:Affeffor zu Dresden, u. Dr. R. Heyne, 
K. S. Appellat.-Gerichts-Afjeffor (jetzt Commiffionsrath) 
zu Dresden. 2te unveränd. Ausg. Dresden und Leipzig, 
Arnold, 1844. XVI. und 342 ©. gr. 8. (geb. 17), Thlr.) 
Recenfirt von AdvofatDr. Schmidt zu Dresden. S. 992. 
Diefe Sammlung, welche in Bd IX. ©. 479. der ge- 
genwärtigen Zeitfchrift angezeigt ift, wird auch hier günftig 


und als auch von gemeinrechtlicher Seite Intereffe darbie- 
tend prädieirt. 


IL Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Handbuch über die Behandlung der Geſchäfte der freiwilli— 
gen Gerichtsbarkeit im Königreiche Württemberg. Nebſt 
einem Anhange über die allgemeinen Grundſätze des 
Kaſſen- und Rechnungsweſens, mit beſonderer Beziehung 
auf Pflegrechnungen. Bon Carl Friedrih v. Jeitter, 
PBupillenrathe bei dem K. Gerichtshofe für den Schwarz. 
waldfreis in Tübingen, Ritter des Ordens der Württemb. 
Krone und d. 8. Franzöfifchen Ehrenlegion. 2te ver: 
befierte, mit $ormularen und Beifpielen verm. Auflage. 
Erfter Band. Tübingen, Oſiander'ſche Buchh., 1844. 
XI. und 627 ©. gr. 8. (geh. 27, Thlr.) ©. 1028. 


Ein den Werth des Werfs und die neue Ausführung 
anerfennender Bericht mit einigen fritifchen Bemerfungen. 


Die deutfche Juſtiz. Für die Freunde des Rechts und der 
nationalen Einheit, auch zur Berftändigung über Zwed 
und Ziel der bevorftehenden Mainzer Advofatenverfamms . 
lung von L. W. Fifcher. Stuttgart, Göpel 1844. VI. 
und 162 ©. gr. 8. (geb. °/, Thlr.) €. 1057. | 

Diefe Echrift wird als eine zwar mit Geift und in 
anziehender Rede gefchriebene, aber mit Einfeitigfeit und 
feidenfchaftlichen Schmähungen des deutfchen Richterftands 
durchgeführte Lobrede auf das franzöſiſche Verfahren dargeftellt. 

| 32 % 
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Mittheilungen tiber die gerichtlich abgewiefenen Klagen des 
Johann Eonrad Kuh! zu Butzbach gegen den Gherzogl. 
Heſſiſchen dirigirenden Staatsminifter Frei. du Thil 
und den Gherzogl. Heſſ. Eentral s Fiskus. Zugleich als 
Beitrag zur Gefchichte der in den Jahren 1833—1838 im 
Großherzogthum Hefien ftattgefundenen politifchen Unters 
fuchungen, verfaßt von dem herz. Heff. Minifterialrathe 
Dr. Breidenbach. Darmfladt, Jonghaus, 1844. 
156 S. gr. 8. (geh. ', Thlr.) ©. 1111. 

Der Bericht gibt fowohl über die Schrift felbft, melde 
eine amtliche Mittheilung zur Rechtfertigung der Großher- 
zoglicy Heflifchen Regierung hinfichtlich ihres Verhältniſſes 
zu dem Denuncianten Rudi liefert, al8 über die faktifchen 
Verhältniffe, welche dem vielbefprochenen befanntlich großes 


all erregenden Fall zum Grund liegen, überfichtliche 
otiz. 


IV. Allgemeine Rechtsfächer. — Hülfswiſſen— 
ſchaften, Miscellen x. 


Gedanken über Recht, Staat und Kirche von P. A. Pfizer. 
2 Theile. Stuttgart, Hallberger’fche Verlagshandt., 1842. 
XXI. 458 und 356 ©. gr. 8. (geh. 4, Thlr.) Recen 
firt vom Geheimen Kanzlei: Serretair Dr. Liebe zu 
Braunfchweig. S. 673. 

Recenfent erfennt in diefem Werf — abgefehen von den 
darin enthaltenen politifhen Erörterungen — eine fehr 
flare und eindringliche, jedoch die Fortichritte der Wiflen- 
fhaft in den legten 30 Jahren ignorirende Darftellung ber 
PBrincipien der Kantifchen Philoſophie, welche als ein Zeichen 
des Standpunktes der philofophifchen Rechtswiffenfchaft bes 
deutungsvoll ey. 


Beiträge zur gerichtlichen Thierarzneifunde, vornehmlich in 
Währfchaftsleiftung, Gewährsmängel und Gewährsfrilt . 
beim Viehhandel in den verfchiedenen deutfchen Staaten, 
mit Angabe der jet geltenden Gewährdmängel und Bor: 
fchläge zur Veränderung und Berbefferung der darüber 
vorhandenen gefeglichen Beftimmungen. Für Gefepgeber, 
Richter, Advofaten, Thierärzte u. ſ. w. Bon Earl Wilh. 
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Bir, Dr. med., Profeffor der Thierarzneiwifienfchaft u. 
Kreisthierarzt zu Gießen. (Aus der Zeitfchrift für Thier- 
heilfunde und Biehzucht von Dietrichs, Nebel und Bir, 
VO. Band befonders abgedrudt.) Gießen, Rider’fche 
Buchh., 1841. IV. und 80 ©. gr. 8. (geh. *,, Thlr.) 
©. 7143. 


Die Schrift gebe zuvörderft eine „Zufammenftellung“ 
ber „gefeglichen Beitimmungen über Gemwährleiftung beim 
Viehhandel in den deutfchen Staaten,” welche namentlich 
dem Praftifer angenehm feyn werde, ob fie gleich Lücken 
habe. Dann mache der mit dem Stoffe fehr vertraute Vers 
faffer Borfchläge zur Verbefferung der Gefeggebung in dieſer 
für das Gefchäftsleben fo wichtigen aterie, die alle 
Beachtung verdienen. 





Neue Fritifche Jahrbücher für deutfche Rechtswiffenfchaft ıc. 
Bd XVII. 1845. j 


I. Strafredt. 


1) Der Inauifitiond s Prozeß mit Rüdficht auf eine zeit: 

gemäße Reform des deutfchen Strafverfahrens über» 

haupt und befonders auf die Deffentlichkeitsfrage bes 
trachtet von Dr. Wolfgang Heinrich Puchta, penf. 

Landrichter, Ritter u. f. w. Erlangen, Palm und 

Enke, 1844. X. und 267 ©. gr.8. (geh. 1°), Thlr.) 

Ueber die neueren Borfchläge zur Berbefferung des 

Griminal-Berfahrens in Deutfchland. Von Dr. Friedr. 

Aug. Biener, Geh. Juftizrathe. (Aus dem 12. Bde 

d. Zeitfchrift für gefch. Rechtswiſſenſchaft befunders 

abgedrudt.) Berlin, Nicolaifhe Buchhandl., 1844, 

S. 69—130. gr. 8. (geh. ', Thlr.) 

3) Bon der Jury. Ihre Nothwendigkeit und Stellung 
im Strafverfahren; ihre Gefchichte und verfchiedene 
Bedeutung in England und Franfreih; ihre Ein- 
führung in Preußen. Eine Monographie durch Guſt. 
Carl Nicol. Rintel, K. Preuß. Regier.-Referendar 
a. D. Münfter, Afchenvorff’fche Buchhandl., 1844. 
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XXH. und 477 ©. gr. 8. (geb. 1'), Thlr.) Recen: 
firt von :Profefjior Dr. von Woringen zu Freiburg. 
S. 9. | 

Die Necenfion erftattet nicht bloß gründlichen Bericht 
über diefe Schriften, fondern geht bei den Fritifchen Bemer: 
fungen auch in die Fragen felbft ein. Zu allgemeiner Be 
zeichnung der vorliegenden Schriften wird bemerft, „fe 
gehen fämmtlich von der Ueberzeugung aus, daß ed an der 
Zeit fey, den Inquifitionss Prozeß zu reformiren, daß dahin 
die allgemeine Meinung der Nation entfchieden fey. Puchta 
und Biener fuchen mit ernfter Haltung das Maas der 
nothwendigen Reform auf, Rintel halte vie Aufnahme des 
Gefchworenengerichtes für unumgänglich.” 

Theorie des Strafrehts. Von Th. Güntner. Stuttgart, 
Sonnewald'ſche Buchh., 1844. IV. und 14 ©. 8. (geh. 
.Thlr.) ©. 166. | 

Der (nicht genannte) Berichtserftatter fagt zum Ein 
gang: „eine feltfame, abenteuerliche Schrift. In 34 kurzen 
Sägen wird eine „neue Theorie” des Strafrechts gegeben, 
die, infoweit fie neu ift, fich weder durch Logik, noch durd 
philvfophifchen Scharflinn auszeichnet. Es würde zu weit 
führen, dem Derfafier bei den einzelnen Sätzen zu folgen 
und feine Fehler ihm nachzuweifen,” und belegt dieſes Urs 
theil mit einigen wenigen Sägen. 

Grundlinien ber criminaliftifchen Imputationslehre. Bon 
Alb. Fr. Berner, Dr. der Rechte. Berlin, Dümmler, 1843. 
XVI. und 310 ©. 8. (1'), Thlr.) Recenfirt von ‘Pros 

“ feffor Dr. Abegg zu Breslau. ©. 289, 

Die in eine tiefere Kritif eingehende Recenſion erklärt 
die vorliegende Schrift al8 voller Anerkennung und Em: 
pfehlung werth. 

Ueber den Begriff und die Strafe des Kindermords nad 
der peinl. Gerichtsordnung Karls V. mit Rückſicht auf 
das römifche und altgermanifche Recht. Ein Beitrag zur 
interpretation der Artifel 35., 36. und 131. der Carolina. 
Bon Ludw. Jordan, 6.R.Dr. Heidelberg, Mohr, 1844. 

XXXIV. und 117 ©. gr. 8. (geh. /, Thlr.) ©. 541. 


‚ Der Referent bemerft, daß das Unternehmen feldft ald 
ein praftifches Bedürfniß erſcheine. Die einzige bedeuten’ 
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dere Monographie von Gans ſey offenbar ungenügend, 
und die Abhandlungen von Mittermaier, Wächter und 
Spangenberg im Eriminalarchive, fo fehägenswerth fie auch 
jeyen und fo große Aufmerfjamfeit fie auch insbefondere vom 
legislativen Gefichtöpunfte aus verdienen, machen nicht ein: 
mal Anfpruch auf eine erfchöpfende Darftellung diefer Lehre. 
Was die Ausführung betreffe, fo fey nicht zu verfennen, 
daß der VBerfafjer im Allgemeinen und insbejondere was die 
Auslegung des Art. 131. der Carolina betrifft, vielen Fleiß 
bewiefen und die einzelnen Sragen gründlich behandelt habe. 
Auch zeige derjelbe einen gefunden Sinn und richtige Auf- 
faffungsgabe. Nur was die hiftorifchen Einleitungen und 
Erörterungen anbelange, fey zu bemerfen, daß derjelbe hier 
theilg nicht Über das Gewöhnliche fich herausgehoben habe, 
theils noch nicht tief genug in die Sache eingedrungen fey, 
ſo daß diefelben häufig theild nur Befanntes, theils auch 
nicht gehörig durchgearbeitete Anfichten bieten. 


HM. Bürgerlidhes Recht. 

Lehrbuch des gemeinen deutfchen Privatrechts von Dr. Earl 
Wilh. Wolff, Privatdoc. d. R. zu Göttingen. Erfter 
Band. Das deutfche Privatreht, mit Ausschluß des 
Lehn- und Handelsrechts. Göttingen, Vandenhoek und 
Ruprecht, 1843. XVI und 539 ©. gr. 8 (2 Thlr.) 
Recenfirt von Brofeffor Dr. Budde zu Bonn. ©. 17. 

Die Recenfion enthält neben ihrem eigentlichen Gegen— 
ftand intereffante Digreffionen auf den Stand der Lehre des 
deutfchen PBrivatrechts, das Verhältniß derfelben zum römi— 
hen Recht, und die befannte neuere Richtung der Ger: 
maniften. Die Darftelung und Kritik des vorliegenden 

MWerfs gibt Fein befonders günftiges Bild von demſelben. 

Der Recenfent erflärt diejenigen Abfchnitte für die gelun- 

genften, wo der Berfaffer fremden Führern gefolgt fey. 

Die Lehre von der unbefchränft obligatorifchen Gewerbege> 
fellfchaft und von Commanditen. Nach römifchen Recht, 
mit Rüdficht auf neuere Gefeßgebungen. Bon Dr. Georg 
Carl Treitfchfe, Appellationsrath zu Dresden. Fweite 
durchaus umgearb. und verm. Auflage der Schrift: „Die 
Lehre von der Erwerbögefellfchaft.” Leipzig, Reclam sen., 
1844. XIV. und 269 ©. gr. 8. (geh. 1°, Thlr.) Re: 
cenfirt von Brofeffor Dr. von Buchholtz zu Königäberg. 
©. 128. 
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Diefem im Ganzen günftig beurtheilten Werf wird von 
dem Recenſenten ein vorzugeweife praftifcher Werth zuges 
jchrieben. Es enthalte neben der Darftellung des gemeinen 
Rechts auch die zuftimmenden oder abweichenden Borfchriften 
der neueren Landesrechte, befonders fleißige Berüdfichtigung 
des preußifchen und franzöftfchen Rechts. | 


Ideen und Vorfchläge zu einer Reform des Gerichtsweſens 
von Dr. Friedr. Heder, Obergerichtsanwalt. Mann: 
heim, Hoff, 1844. 41 ©. gr. 8. ('), Thlr.) ©. 166. 

Diefe vorzüglich auf die Partikular-Geſetzgebung des 

Großherzogthums Baden bezügliche Schrift erörtert den 

Miß-Credit der jebigen Gerichts-Verfaffung in Deutfchland 

und die Gründe hievon, darunter befonder8 auch die Ge 

brechen der beftehenden Beweistheorie (welche übrigens wohl 
noch weniger Schuld an diefem Miß-Eredit trägt, als bie 
ſchon fo vielfach gerügte Inconfequenz und Willführlichfeit 
bei ihrer Anwendung) und macht neue, ganz eigenthümlice 
Vorfchläge zur Reform. 


Die Lehre von der Streitöverfündigung überhaupt und von 
dem Aufrufe eines Dritten zur gerichtlichen Wertretung 
insbefondere.. Bon Dr. Franz Fiſcher, weil. RE 
Brof. in Prag. Wien, Braumüller und Seidel, 188. 
XI. und 164©. gr. 8. (geb. 7, Thlr.) ©. 168. 

Die Anzeige diefer übrigens günftig prädicirten Schrift 
hebt die doppelte Täuſchung des Titeld derſelben aus. 
Einmal fey nämlich das gedachte Werf durchaus fein 
neues, in unfern Tagen erfchienened; dann ger aber aud 
die vorliegende Schrift nicht in die Elaffe der gemeinredt- 
lichen Lehrbücher, fondern fey vorzugsweife den partifular: 
rechtlichen zuzuzählen. | | | 

1) Abhandlung über die Einwendung des unbefugten 
Gerichtsftandes, über den Rekurs und über den Rüd- 
erlag der Klage wegen der Infompetenz des Gerichts 
von Dr. Hof. Weffely, k. f. öfterr. ord. Profeflor 
des allgem. bürgerlichen Rechtes an der Univerfität 
zu Prag, Referenten und Botanten des F. f. böhm. 
Landrechtes und gewefenen Dekan der jurid, Fakultät 
an der Univerfität zu Insprud. (Themis von Dr. 
I. Weffely, neue Folge, 1843. 9.6. S. 1-42) 
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2) Abhandlung über die Einwendung des unbefugten 
Serichtöftandes, über den Rekurs und den Rüderlag 
der Klage von Dr. Wenzel Porth, böhm. Landes: 
advofaten, gewefenen Defan der Prager juridifchen 
Bacultät u. f. w. (Aus der Zeitfchrift für öfterreich. 
Rechtögelehrfamkeit und polit. Gefegfunde, Jahrgang 
1843. XI. Heft befonders abgedrudt.) Wien, So— 
linger, 1843. 35 ©. gr. 8. (geh. */,, Thlr.) 

3) Widerlegung der vom Dr. Porth aufgeftellten Ge— 
genanfichten über die Einwendung des unbefugten 
Gerichtöftandes , über den Rekurs und den Rüderlag 
der Klage wegen der Inkompetenz des Gerichts von 
Dr. Joſ. Weffely, k.k. öfterr. ordentl. Profeſſor 
der bürgerl. Rechte u. f. w. (Aus der Themis von 
Dr.3. Weffely, 1843. H. 7. befonders abgedrudt.) 
Prag, gedrudt in der Fürfterzbifchöflichen Buchdruderei, 
1844, 78 S. 8. (geh. *,, Thlr.) 

4) Beleuchtung der von dem k. k. Profefior Dr. Joſeph 
Weffely verfuchten Widerlegung der aufgeftellten 
Gegenanfichten über die Einwendung des unbefugten 
Gerichtsftandes, über den Rekurs und den Nüderlag 
der Klage wegen der Infompetenz des Gerichts von 
Dr. Wenzel Borth, böhm. Landesadvofaten u. f. w. 
(Aus der Zeitfchrift für öfterreich. Rechtögelehrfam- 
feit u. f. w. 1843. befonvders abgedrudt.) Wien, 
gebrudt bei Solinger, 1844. 57 ©. gr. 8. (geh. 
. zb) -S. 250. 

Wir entheben der Anzeige diefer fehr glnftig präbdicir- 
ten Abhandlungen folgende Notizen. 

Die Veranlaffung zu den obigen Schriften gab näms 
lich der befannte im Jahr 1842 von dem böhmifchen Grafen 
Ehriftian von Waldftein durch feinen gerichtlichen Vertreter 
Dr. Porth anhängig gemachte Rechtöitreit, deſſen auch in 
öffentlichen Blättern vielfach Erwähnung geſchehen ift. 
Dr. Borth überreichte in Vertretung ded genannten Gras 
fen bei dem böhmifchen Landrechte gegen das k. k. Fiscal- 


amt in Vertretung des allerhöchften Aerars eine Klage, deren 
Schlußbitte dahin gerichtet war, daß das Bericht erkennen 
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möge, das f. k. Aerar ſey zur Reftitution fämmtlicher nad) 
dem Tode des im Jahr 1634 ag Hochverraths widers 
rechtlich Hingerichteten Grafen Albrecht v. Wallenftein 
hinterbliebenen, veffen Erben laut einer teftamentarifch an- 
geordneten und von dem damaligen Kaifer Ferdinand Al. 
beftätigten fideifommifjarifchen Subftitution zugefallenen, 
aber vom Aerar angeeigneten Güter, oder zur Reftitution 
ihres Werthes und zur Bezahlung der Gerichtskoften zu 
verürtheilen. Die Klage bafirte der Kläger auf einen dop— 
pelten Grund: 1) auf die nicht erwiefene Schuld des da- 
mald bingerichteten Grafen und die daher widerrechtlich 
geichehene Konfiscatioh feiner ſämmtlichen Güter; 2) dar 
auf, daß diefe Güter durch die von Albrecht v. Wallenftein 
angeordnete und vom Kaifer genehmigte fideikommiſſariſche 
Subftitution zur Zeit der gefchehenen Confiscation nicht 
mehr ein Eigenthum des Grafen Albrecht v. Wallenfteiu, 
fondern feiner Bofterität gewefen feyen; daher fey wider 
rechtlich über dieſelben als über jura aliena verfügt worden. 
Der Fidcus bediente fih der exceptio fori declinatoria 
und verband zugleich damit den Nüderlag der Klage ob 
rem judicatam. Gegen beides proteftirte der Kläger ald 
gegen gefeglich unzuläßige Rechtsmittel. Die Gerichte erfter 
und zweiter Inftanz waren über die rechtliche Zuläffigkelt 
diefer Rechtsmittel verfchiedener Anficht. Der oberfte Ge 
richtshof, an den diefer Ineidenzftreit endlich zur Entfchels 
dung gelangte, hat für die Zuläfligfeit derfelben entfchieben. 
Es wurde der exceptio fori declinatoria, fo wie dem 
Rüderlag Statt gegeben, und fo der Kläger mit feiner 
Klage zurüdgewiefen. 


Braftifche Ausführung aus der Lehre von der Sonderung 
des Lehens vom Erbe, mit befonderem Hinblide auf den 
Sonderungsfall in der Lehensherrfchaft R. im Königr. 
Sachen, nah dem im Jahr 1825 ohne lehnsfähige Dei 
cendenz erfolgten Ableben ihres letzten Befigerd. Bon 
J. Sr. Brüdner, 8. Sächſ. Juſtizamtmann zu Rod 
li (jegt Amtshauptmann zu Zwidau.) Altenburg, Helbig, 
1844. 46©. 8, geh. '/, Thlr. S. 371. 

Die Schrift könne als eine deutliche und gehörig be 
gründete Anweifung für praftifche Zuriften betrachtet werden, 
mit deren Hülfe fie in Bällen, in welchen eine Sonderung 


des Lehns vom Erbe in Frage fommt, leicht dem richtigen 
eg finden werden. | 
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Leber erecutorifche Urkunden und Exekutiv-Prozeß von 
Dr. Hand Karl Briegleb, Advokat zu Nürnberg (jest 
ordentl. Brofeffor der Rechte zu Göttingen.) Thl. 1. — 
Auch unter dem Titel: Gefchichte des Executiv-Prozeſſes. 
Thl. 2. — Auch unter dem Titel: Ehreftomathie von 
Belegftellen zur Gefchichte des Executiv-Prozeſſes. Nürn— 
berg, Rednagel, 1839. VII. und 384., VII. und 412 ©. 
gr. 8. (geh. 3%, Thlr.) Recenſirt von Brofeffor 
Dr. PBland zu Greifswald. S. 418. | 

Die fehr in das Einzelne eingehende Receniton fchließt 
mit der Beinerfung, daß diefe Schrift, (von welcher feither 
eine zweite Auflage erfchienen ift) die Aufmerfjamfeit des 
juriftifchen Bublifums in hohem Grade verdiene und durch 
die von dem Verfaſſer eingehaltene Art die Studien der 

Wiſſenſchaft wahrhaft gefördert werden. 


Ein Wort über den Rechtscharafter der Aktien » Gefellfchaft. 
Don F. A. Marbah, Advokat in Leipzig. Leipzig, 
Teubner in. Kommiffion, 1844. 626. 8. C),, Thlr.) 
©. 453. | 

Der Berfafler führt aus, daß die Actien-Geſellſchaft 
weder eine societas, noch eine universitas fey. Jenes fey 
fie namentlich wegen des Mangels eines obligatorifchen 

Berhältniffes unter den Actionären nicht, dieſes deßhalb 

nicht, weil Ddiefelben nicht al8 Gefammtheit, fondern als 

Einzelne Dritten gegenüber auftreten; geht fodann zu Feſt— 

ftellung des Charakters der Actien » Vereine von dem Saß 

aus: alle privatrechtlichen Gefellfchaften gehören entweder 
dem Dbligationenrechte oder dem Sachenrechte an, und die 

Actien-Geſellſchaft fey die eminentefte Art der fachenrechtlichen 

Geſellſchaft, und entwidelt hieraus die weiteren Grundſätze. 

Der Recenfent (Weisfe) bemerft über die im Ganzen 

günftig beurtheilte Schrift, daß fie nur ald eine Grundlage 

für ein darauf zu bauendes Recht der Actienvereine betrach- 
tet werden könne. 


Der Entwurf zu einem neuen Handelsgefegbuch für das 
Königreih Württemberg, vom praktiſchen Gefichtöpunft 
beleuchtet von H. F. Dfiander. Tübingen, Fues, 1844. 
VI. und 151 ©. gr. 8. (7.. Thlr.) ©. 525. 


Der Bericht gibt eine kurze Meberfiht über Umfang 
und Anordnung des Entwurfs, führt die von Wächter und 


492 


Mohl gelegenheitlich ausgefprochenen allgemeinen Urtheile 
über denfelben an, und geht fofort zu einer Darftellung des. 
Gangs und der Refultate der vorliegenden Kritik über und 
zeigt, daß der Berfaffer derfelben mit feinen fo allgemein . 
ausgefprochenen und ftrengen Vorwürfen gegen den Entwurf 
offenbar zu weit gegangen fey, jedenfalls folche hätte beſſer 
ausführen und belegen follen, auch daß derfelbe befonderd 
durch feine alle andern Rüdfichten hintanfegenden Anfors 
derungen auf fchranfenlofe Freiheit der Handelsbewegung 
und des Handels » Erevits auf einfeitige und verfehrte Re 
fultate gelommen fey. 


II. Freiwillige Geridhtsbarfeit. 


Alb. Heinrich Stein’8 (weil. Ober-Revtford am K. Württ. 
Ober: Tribunal) Handbuch des Württembergifchen Erb- 
Rechts. Nach dem Tode des Verfaſſers heraudg. von 
Dr. C. 8. v. Reinhardt, Ober-Tribunal-R. (jekt 
Direktor des K. Gerichtshofs in Ulm). 2te Ausg. neu 
bearb. durch Ob.-Juſtizr. Kübel, :Bupillenrath bei dem 
K. Gerichtöhofe in Ulm. Stuttgart, Steinfopf, 1844. 
XX. und 336 ©. (gr. 8. (1), Thlr.) ©. 73. 

Der Bericht geht auf die Gefchichte dieſes Werks und 
feiner Vorgänger zurüd, welche an die Gellert’fche Fabel 
vom Hut erinnere. Es wird im Allgemeinen anerkannt, 
daß das Werf durch die vorliegende neuefte Umarbeitung 
gewonnen habe, daneben aber werden mehrfache Mängel 
und Lüden angedeutet und bemerkt, daß diefelbe beſſer aus— 
gefallen feyn würde, wenn fich nicht der Verfaſſer die Auf 
gabe geſetzi hätte oder hätte ſetzen laffen, „die neue Auflage 
eined BerlagssArtifeld zu liefern.” 


Handbuch des Württembergifchen Erbrechts in drei Theilen, 
neu bearbeitet von Wilhelm Hauber. Stuttgart, Son 
newald’fche Buchh., 1843. X. und 347 ©. gr. 8. (geb. 
1°, Thlr.) ©. 77. 

Der kurze Bericht enthält Iediglich eine Nachweilung, 
daß dieſes ganze Werk wörtlid von Stein's Erbrecht, 
Reinhards Landrechts-Commentar, Hochftetters Anleitung x. 
abgefihrieben fey, und zwar nicht etwa mit der Bemühung 
einer Zufammenlefe und ——— ſondern in folle, 
d. h. jo, daß ganze Abfchnitte, Eapitel ꝛc. ꝛc. bald von dies 
jem, bald von jenem Werk abgevrudt find. Dabei wir 
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ausgehoben, daß der Berfaffer in der Borrede bemerft habe, 
er werde dankbar feyn, wenn er „auf etwaige Mängel auf: 
merffam gemacht werde, um bei einer neuen Auflage darauf 

Rüdficht nehmen zu können.” | 


IV. Deffentlihes Redt. 


1) Beiträge zur Völkerrechts-Geſchichte und Wiffenfchaft. 
Von Dr, 8. Th. PBütter, außerordentl. Profeſſor 
der Rechtswifjenfchaft an der Königl. Univerfität zu 
Greifswald. Leipzig, Wienbrad, 1843. VL u. 2216, 
gr. 8. (geh. 1, Thlr.) | 

2) Histoire des progres du droit des gens en Europe 
‚depuis la paix de Westphalie jusqu’au congres 
de Vienne. Avec un precis historique du droit 
des gens europeens avant la paix de Westphalie. 
Par Henry Wheaton, ministre des etats — unis 
d’Amerique pres la cour de Berlin. feipzig, 
Brodhaus, 1841. X. und 462 ©. gr. 8. (geh. 
2°, Thlr. (Vergl. Sahrbücher 1843. ©. 758 ff.) 

Kecenfirt von Profeſſor Dr. Wafferfhleben zu 

Breslau. ©. 1%. 

In der Recenfion wird die bisherige ftiefmütterliche 
Behandlung des pofitiven europätfchen Völferrechts ausge— 
hoben und von den beiden bezeichneten Echriften gerühmt, 
daß fie den für die Begründung einer Wiffenfchaft des 
wahren pofitiven Bölferrechts alleın zuläßigen Weg bezeich- 
nen und außerdem ein ſchönes Material zum Aufbau ders 
felben liefern, wobei übrigens die zweite derfelben blos als 
eine gute Vorarbeit zu einer Völferrechtögefchichte aner⸗ 
fannt, Dagegen der Mangel an wahrhaft hiftorifcher Be: 
handlung ded Materiald gerügt wird. s 
Corpus Constitutionum Germaniae, oder die fämmtlichen 

Berfaffungen der Staaten Deutfchlandd, mit den beiden 

Grundverträgen des deutfchen Bundes und deren wejent- 

lichen Ergänzungen. Herausg. von Ph. Ant. Guido 

v. Meyer. ite Lief. Frankf. a. M., Brönner, 1845. 

200 ©. fchmal 4. (geh. 1 Thlr.) ©. 252. 


Eine „ſowohl nad) dem Plane, welcher bei ihrer An- 
legung befolgt worden ift, ald nach der Art, wie derfelbe 
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zur Ausführung gebracht wird,“ ſehr empfehlenswerth ge- 
jehilderte Sammlung aller Gefege und Verordnungen, welche 
zu dem dreizehnten Artikel der Bundesacte („In allen Bun- 
desftaaten wird eine landfländifche Verfaſſung ftattfinden“) 
in Beziehung ftehen, und zwar nicht blo8 der neueren Vers 
faffungen oder ſog. Eonftitutionen, fondern aller und jeder 
in den einzelnen Bundesftaaten beftehenden Berfaffungen. 
„Eine ſolche Sammlung eriftirt noch nicht; denn die vors 
handenen haben zunächſt nur die conftitutionellen Berfaf- 
fungen zum Gegenſtand.“ 


Biographifcher und juriftifcher Nachlaß von Dr. Karl Sa— 
lomo Zachariä v. Lingenthal, Gherzogl. Bad. Gehei: 
menr. I. Klaſſe, ord. öffentl. Rechtslehrer an der Univ. 
Heidelberg, Comthur u. f. w. SHerausgeg. von deſſen 
Sohne Dr. K. E. Zachariä v. Lingenthal, Stuttgart, 
Tübingen, Eotta’fcher Verlag, 1843. 192 ©. gr. 8. (geh. 
1'), Thlr.) ©. 367. | 

Der juriftifche Theil der Schrift enthält 11 Abhand— 

(ungen meift publiciftifchen und Firchenrechtlichen Inhalte. 

Die Anzeige fommt auf das Refultat, daß wir dem Heraus— 

geber nur für die Mittheilung der Außerft gemüthlichen 

Autobiographie Dank fchuldig feyen, daß man aber in Be: 

treff der juriftifchen Abhandlungen feinem Urtheile, als habe 

er fie der Mit- und Nachwelt nicht vorenthalten dürfen, 
nicht beiftimmen könne. 


Staatdrechtliche Betrachtungen über Regierungsfähigfeit und 
Regentfchaft, mit befonderer Rüdficht auf die Thronfolge 
in Hannover. Von H. B. Oppenheim, J. U. Dr. 
in Heidelberg. Vermehrt. und verbeff. Abdruck a. d. zweis 
ten Bde der „onftitutionellen Jahrbücher.” Etuttgart, 
Krabbe, 1844. 54 ©. gr. 8. (geh. °’/), Thlr.) ©. 450. 

In diefer Schrift wird ausgeführt, daß nach dem äl— 
tern und neuern Deutfchen Staatsrecht Blindheit des Thron: 


folgerd unbedingt von der Negierung ausjchließe und daß 
dieſe Grundfäße auch in Hannover Anwendung leiden. 
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Kritifche Jahrbücher für deutfche Rechts - Wifjenfchaft, her- 
ausgegeben von Appellations- Rath Dr. Schneider in 
Dresden, Band XVII. 

| J. Strafredt. 

Das Strafgefegbuch für das Königreich Württemberg, mit 
erläuternden Anmerkungen, vornämlich aus der Praxis 
der Gerichte, von Dr. C. F. v. Hufnagel, Direktor 
des K. Kreis-Gerichtshofs, Ritter d. O. d. W. K. Gr 
ftes Heft. Tübingen, Oftander’fche Buchhandlung, 1845. 
XVI. und 240 ©, gr. 8. ©. 655. 

Eine Furze, die Vortheile diefer Zufammenftellung her- 
vorhebende Anzeige. 

Abhandlungen aus dem Strafrechte und dem Straf-Prozeſſe 
von Dr. Anton Bauer. Zweiter Band. Göttingen, 
Dieterich’fche Buchhandlung, 1842. VI. und 4006. gr. 8. 
(2 Thlr.) Recenfirt von Brofeflor Dr. Abega zu Bres- 
lau. ©. 673. | 

Fortſetzung der ſchon in Band IX. Diefer Zeitfchrift 

S. 497, angezeigten Kritif. Die in diefem Band enthal- 

tenen Auffäße handeln I. von dem Zufammenfluffe der Ber: 

brechen. I. Bon dem Rüdfalle. IM. Bon der Vor- und 

Haupts Unterfuhung. IV. Bon Einreden und von dem 

fogenannten qualificirten Geſtändniſſe. V. Xosfprechung 

von der Snftanz. VI. Ueber die IInanwendbarfeit des Ber 
griffs der Nechtöfraft auf ftrafrechtliche Erfenntniffe und 
die Statthaftigfeit der Abänderung der Erfenntniffe zum 

Nachtheil des fie anfechtenden Angefchuldigten. VII. Zur 

Beförderung einer befiern und gleichförmigern Kunft-Sprache 

im Strafrechte und Strafprozeſſe. 


1. Bürgerliches Recht. 


1) Lehrbuch des deutfchen gemeinen Civil-Prozeſſes. Von 
Juſt. Timoth. Balth. v. Linde, b. R. u. d. Phil. Dr., , 
Gherz. Heſſ. Geh. Staatsrath, Kanzler u. f. w. 
Sechöte, verb. und verm. Aufl. Bonn, Marcus, 1843. 
XX. und 568 ©. gr. 8. (2°), Thlr.) 

2) Vorträge über den gemeinen ordentlichen Civil-Prozeß 
mit Beziehung auf Martins Lehrbuch von Dr. Hie: 
ron. Bayer, Hofrat) und öffentl. ord. Prof. d. R. 
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a. d. Ludwige-Marimil. Univ. in München u. ſ. w. 
Anftatt handfchriftl. Mittheilung für feine Zuhörer 
beftimmt. Siebente Auflage, mit Zufägen und Be- 
richtigungen. München, literar.zartift. Anftalt, 1841. 
711 ©. gr. 8. (2°), Thlr.) 
Syſtem des römifchen und deutfchen Civil» Brozeß- 
Rechts von Dr. Aug. Wilhelm Heffter, 8. Geh. 
Dber-Revifionsrath, ord. Profeſſor und Ordinar. der 
Zuriften-Fafultät zu Berlin. Zweite, völlig umgear- 
beitete Ausgabe. Bonn, Marcus, 1843. XX. und 
669 ©. gr.8. (3 Thlr.) 

Recenfirt von Dr. Srande, Archivar des D.-A.-Gerichts 
zu Kiel, ©. 715. 


Die Recenfion rechtfertigt die Zufammenftellung dieſer 
drei Werke ihrer Verfchievenartigfeit unerachtet damit, daß 
folche Gelegenheit gebe, „die Individualität jedes einzelnen x. 
deutlicher ————— zu laſſen.“ Dieſe Aufgabe wird in 
der Recenſion durchgeführt und mit folgender Parallele 
geſchlofſen: 

„Als gemeinnützliches gehaltvolles Lehrbuch, das den 
Anforderungen einer zweckmaͤßigen Anleitung und des Hand⸗ 
gebrauchs nach allen Eeiten bin in hohem Maaße ent: 
fpricht, fteht das Werf von Linde oben an. Als ein po: 
puläres Hülfsmittel, das in anfpruchSlofer und einfacher 
MWeife die Unebenheiten der Wiflenfchaft zu planiren, und 
mit gefundem, Harem Blid das Verftändniß der Einzeln- 
heiten zu erleichtern weiß, nehmen die Bayer’fchen 
Vorträge den höchften Plab ein. Als ein gewinnreiches 
Erzeugnig felbftftändiger Forfchungen, ald ein Magazin 
verarbeiteter prozefiualifcher Gegenftände, in welchem fat 
jeder Eat als das wohlerwogene Ergebniß eigener gründ- 
licher Studien und Unterfuchungen erfcheint, al3 eine an— 
regende wiflenfchaftliche Grundlage für weitere Etudien, 
leuchtet den anderen das Heffter’fche Eyftem vor.“ 


3 


— 


Die Lehre des Verzichts, nach den Quellen bearbeitet von 
Ph. Wilhelm Leopold Gräbe, Amts-Aktuar. Kaſſel, 
Bohne, 1843. gr. 8. (7.. Thlr.) ©. 831. 


Als ein zur Selbitvervolllommnung gefchriebenes, auf 
n — ſelbſt keineswegs Einfluß übendes Produkt 


— 


praͤdicirt. 
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Die Denunciation der Römer und ihr gefchichtlicher Zu: 
fammenhang mit dem erften prozeßeinleitenden “Decrete 
von Dr. Guſt. Asverus, (weiland) Oberappellations- 
Serichtsrathe und ord. Prof. der R. an der Univ. zu 
Jena. Leipzig, Brodhaus, 1843. XXIV. und 316 ©. 
gr. 8. (1'/, Thlr.) Recenfirt von Dr. jur. Mommfen 
zu Altona. ©. 865. 

Diefe Schrift, welche im Wefentlichen bezwecke ein In— 
ftitut des fpäteren römifchen Rechts, Die prozeßeinleitende 
Denunciation zu feinem Urfprunge zu verfolgen, zerfalle 
ihrem Inhalte nach in drei Theile, welche die Formalien 
der Denuneiation überhaupt ($. 1— 13, ©. 1—129.), 
die Entitehung der prozeßeinleitenden Denunciation aus der 
legis actio per condictionem ($. 14—17, €. 129—182.) 
und ihre Wirfungen, fo wie ihren Uebergang in die jufti- 
nianeifche conventio ($. 18—25, ©. 182—295.) behan- 
deln und hier einzeln erörtert werden follen. Das Wert . 
wird als eine Monographie ohne ein einziges haltbares 
Refultat präbdicirt. 

Die literarum obligatio des älteren römifchen Rechts. Nach 
den Rechtsquellen beleuchtet und in ihrem Zufammenhange 
mit dem Obligationen-Recdht der juftinianifchen Zeit dar» 
geftelt von Heinr. Schüler. Breslau, Hirt, 1842. 
98 ©. gr. 8. (geh. *, Thlr.) Recenfirt von Profeſſor 
Dr. v. Buchholtz zu Königsberg. ©. 891. 

Der erfte Theil der Abhandlung handle von den Haus- 
bücdyern und Rechnungen der Römer, der zweite über den 
Literal-Bontract ſelbſt. Die Abhandlung wird als ein er- 
wünfchter Beitrag zur Aufhellung einer noch immer dunklen 
Lehre bezeichnet. 

Sammlung interefianter Erfenntnifie aus dem gemeinen und 
bayer’fchen Eivil-NRechte und Prozefie. Herausgegeben 
von ©. Arends, K. Advof. in Nördlingen. Erftes 
Heft. Nördlingen, Beck'ſche Buchh., 1845. VIII. und 
164 ©. gr. 8. (geh. '„ Thlr.) ©. 941. 

Diefe Sammlung enthalte unter XXV1. Nummern eine 
Anzahl von Erfenntniffen Bayer’fcher Bezirf3-Gerichte, fo 
wie ded Bayer. Ober-Appell..Ger. Die Erfenntniffe jenen 
im Allgemeinen befriedigend, bieten aber meiftens für das 
größere juriftifche Bublitum in wiffenfchaftlidher Be- 

Monatſchr. f. d. Juftispfl. XIL Bd. 3. Abth. 33 
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ziehung fein befonderes Intereſſe, indem fie an eigentlichen 
juriftifchen Deductionen und wiffenfchaftlichen Erörterungen 
faft fämmtli) Mangel leiden und mit der bloßen Bezug: 
nahme auf die Anfichten von Rechtslehrern fich begnügen. 


1) Die Eonflicte zwifchen der Flößerei auf öffentlichen Flüffen 
und den Mühlenberechtigten, erörtert nad gemeinem 
Deutfchen und Württembergifchen Recht. in Beitrag 
zu der Lehre vom Waſſerrechte von C. G. Schwab. 
Stuttgart, Metzler'ſche Buchhandlung, 1844. 140 ©. 8, 
(geh. 7, Thlr.) 2) Das Bloßregal befonders in Würts 
temberg, beleuchtet in rechtlicher Hinficht aus Gelegenheit 
eines Rechtsſtreits zwifchen der württembergifchen Finanz 
Verwaltung und den Waſſerwerks-Beſitzern am Kocher: 
fluffe, von Dr. Carl Hofader. Stuttgart, ‚Rieger’fche 
Buchhandlung, 1844. 120 S. 8. ©. 942, | 

Die in das Einzelne eingehende Anzeige diefer beiden 

Abhandlungen tritt, der in der erften hervortretenden Ten⸗ 
denz entgegen, den Uebergriffen des Fiscalifirends auf Koften 
der ‘Privatrechte dad Wort zu reden und den Privatberech: 
tigten unter maaßlofer Ausdehnung der Hoheitsrechtstheorie 
den Weg an die Berichte abzufprechen, und präbicirt Die 
zweite Schrift ald eine mit Scharffinn und forgfältiger und 
gewandter Benützung der Autoritäten geführte Vertheidigung 
de3 durch die Theorie jener Ascalifihen Barthiefchrift in 
feinen Vermögens-Rechten bedrohten Berfaflers. 

Entwürfe und Anträge zu einer umfaſſenden Eivil-Gerichtö- 
und Prozeß» Ordnung für das Königreich Württemberg, 
vom Präfidenten Bolley, Zwei Bände. Stuttgart, 
Steinkopf'ſche Buchhandlung, 1844. XVI. und 752, 
IX. und 693 S. gr. 8. (geh. 5 Thlr.) Recenſirt von 
Director Dr. v. Hufnagel zu Tübingen. ©. 986. 

Die Recenfion beginnt mit der Bemerkung: „Sollte 
diefe Schrift des ehrwürdigen Veteranen der württember- 
gifchen Richter und des im ganzen deutfchen Waterlande 
rühmlich befannten Schriftftellers einen ihm an ®elehrfam- 
feit und reicher Erfahrung gleichen Beurtheiler erwarten, 
fo möchte eine folche Beurtheilung wohl noch ferne liegen. 

Darum mag ed von den Vielen, zu deren Belehrung der 

Verfaſſer gefchrieben hat, Einem erlaubt feyn, mit einer 

Anzeige diefer gehaltvollen Schrift einige Bemerkungen zu 
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verbinden, um durch fie auf den Gewinn, der aus ihr zu 
ziehen ift, aufmerffam zu machen.” &8 folgt fofort eine 
Inhalts -Weberfiht und hierauf eine Erörterung über die 
allgemeinften Geſichts-Punkte, von welchen aus der Recen- 
fent die Aufgabe einer neuen Civil-Prozeß-Geſetzgebung für 
Württemberg auffaßt, und die Art, wie der Berfaffer feine 
Aufgabe zu löfen fuchte, würdigt; mit Ddiefen allgemeinen 
Anfichten find Digreflionen auf einzelne befondere Fragen 
von durchgreifenden Beziehungen verbunden. Die in der 
Monatfhrift Bd Xll. S. 393 ff. ſeither erfehienene Ab- 
handlung über das vorliegende Werf enthält bereits eine 
allgemeine Andeutung der von dem Recenſenten aufgeftell- 
ten Refultate. 


1) Die Nichtigkeits-Klage in bürgerlichen Rechtsftreitigfeiten, 
befonders gegen Erfenntnifje der Deutfchen vberften Ge— 
richtshöfe, erörtert und beleuchtet von 2. Herquet, 
Dr, phil. und jur., Kürheſſ. Regierungs-Direftor a. D. 
und mehr. gel. Gefellfchaften Mitglieve. Fulda, Mül: 
ler, 1838. VI. und 120 ©. gr. 8. ('), Thlr.) Bol. 
Jahrb. 1839. ©. 461. und 1840, ©. 88.) 2) Nadıtrag 
zu der Abhandlung über die Nichtigfeits - Klage in bür- 

gerlichen Rechtsftreitigfeiten bef. u. f. w. Bon Dr. L. 
Herquet, u. f. w. (In der Zeitfchrift für Eivil-Recht 
und Prozeß,’ Bd XV. 1842. ©. 305— 326.) Recen: 
firtt von Obergerichts-Rath Dr. Frande zu Kiel. 
©. 1057. | 


Diefe Abhandlungen find veranlagt durch einen Prozeß 
wegen Penſions-Verkürzung, welchen der Berfaffer bis in 
die höchfte Inftanz geführt hatte. Derfelbe focht das ihm 
ungünftige Erfenntniß des Ober -Appellationg - Gerichts in 
Caſſel mit der Nichtigfeits » Klage an, wurde aber hiemit 
urüdgewiefen, weil nach der Ober-Appellations-Gerichts— 
Orpmung gegen Erfenntnifie der höchften Inftanz außer der 
Reſtitution und Syndicats-Klage Fein Rechtsmittel zuläffig fey. 

Die Necenfion bemerkt, „es laffe ſich ohne Ungerech— 
tigfeit nicht verfennen, daß der Abhandlung im Allgemeinen 
das Prädikat der Gründlichfeit zufomme, daß diefelbe ale 
das Reſultat ungemein fleißiger Studien und Forfchungen 
erfcheine und im Wefentlichen gefunde, nicht ohne Scharf: 
finn ausgeführte Anfichten enthalte,“ ftellt aber dabei eine 
durch Die ganze Arbeit ſich hindurch ziehende Einfeitigfeit 
aus. Wir heben noch folgende intereffante Notiz aus der 
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Recenfion aus. „Nach des Verfaſſers Zählung haben ſich 
von 17 höchſten Gerichtshöfen Deutfchlande 13 für die 
Zuläffigfeit der Nichtigfeits-Klage entfchieden; bei zwei ders 
ſelber fey die Zulafiung freilich zweifelhaft, aber doch 
wahrjcheinlich, und nur zwei, das Obertribunal zu Stutt- 
gart und das DOber-Appellations-Gericht zu Caſſel, erklären 
die NichtigfeitssKlage für unftatthaft. Diefe im Einzelnen 
näher ausgeführte Tabelle wird nun noch in dem oben 
unter Nro 1. erwähnten nachträglichen Auffak in ver Zeit: 
ichrift für Civil-Recht und Prozeß. berichtigt. Nach nähern 
Auffchlüffen hat es fich dem Verfaſſer nämlich ergeben, daß 
man fowohl das Württembergifche Obertribunal, als das 
Dber: Appellationd » Gericht zu Wiesbaden, welches lebtere 
der Verfaffer zu den unentfchiedenen gerechnet Hatte, den: 
jenigen wohl beizählen dürfe, welche für die Zulaffung find, 
und er ift mithin gegenwärtig zu dem von ihm gewünfchten 
Refultate gefommen, „„daß ganz allein in Ehurheffen, im 
Gegenſatz aller anderen Deutfchen oberften Gerichte, und 
felbft wider die Beftimmung der Churheſſiſchen Berfaffungs 
Urfunde, fich die Erfcheinung darbiete, daß gegen nichtige 
Erfenntniffe des höchften Gerichts Feine Rechtshülfe ftatts 
findet. ”“ — Recenſent fey nicht gefonnen, das durchzu⸗ 
muftern, was der Verfaffer über alle 17 Dber-Appellation®: 
‚ Gerichte mitgetheilt hat, und wolle annehmen, daß es mit 
der Mehrzahl feiner Referate feine Richtigkeit habe. Dar 
gegen müfle es in hohem Grade auffallen, wie der Ber: 
faffer über die Anficht der Ober: Appellationd = Gerichte zu 
Dldenburg, Wiesbaden und Kiel zu dem von ihm gewons 
nenen Refultat habe gelangen können.“ (Daffelbe hätte aud 
in Beziehung auf das K. Württembergifche Obertribunal 
gejagt werden Fönnen.) 


Entfeheidungen des K. Geheimen Obertribunals, heraus 
gegeben im amtlichen Auftrage von Dr. Auguft Heinric 
Simon, geh. Ober» Juftiz- und Revifions-Rath, und 
Franz Sales Aug. Hinfhius, Kammergerichts-Affefor. 
Sechsſter Band. Berlin, Dümmler, 1841. XIV. und 
492 ©. gr. 8. (2°, Thle.) (Vergl. Jahrb. 1844, 
S. 605 ff.) Recenfirt von Ober: Landes: Gerichts-Rath 
und Fürftenthums + Gerichts + Direftor Koch zu Neiße. 
©. 1069. | 


Die Necenfion über den vorliegenden Band der wohl: 
befannten Sammlung enthält (wie dieß auch bei den frühern 
in den Fritifchen Jahrbüchern angezeigten Bänden der Fall 
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war) eine umfaflende Darftelung und häufig auch Kritik 
der in Ddiefem Band mitgetheilten 44 Entfcheidungen mit 
folgender allgemeinen Bemerkung. „Die mitgetheilten Fälle 
find, mehr oder weniger, alle von Sntereffe bei dem Stand- 
Punkte der Preußifchen Rechts-Wiffenfchaft, welche exrft im 
Begriff ift, fich zu einer folchen wieder empor zu arbeiten, 
nachdem fie zu einer bloßen Gefegfunde mit Worterflärungen 
degradirt worden; denn wo die Rechts-MWiffenfchaft als folche 
niemals ausgewiefen gewefen ift, fönnen Fragen, wie fie 
mitunter in den Entfcheidungen, noch mehr in den Rechts- 
ſprüchen der Preußifchen Gerichte überhaupt, gethan und 
mit vielem Wortaufwande hin und her difputirt werden, 
gar nicht vorkommen.“ 


Die Real-Gemeinde-Rechte, ihre Entftehung und Stellung 
in der Gegenwart, mit befonderer Beziehung auf Würt- 
temberg beleuchtet von Fried. Bitzer. Stuttgart, Stein- 
kopf'ſche Buchhandlung, 1844. 48 ©. gr. 8. (geh. '), Thlr.) 
©. 1120. 0 

Die Anzeige liefert zunächft eine Darftellung der be: 
kannten Berhältniffe, welche zu der vorliegenden Schrift 

Anlaß gaben, und verbindet mit der Inhalts-Anzeige viel- 

fache Angriffe gegen die formelle und materielle Seite ber 

Ausführung, übrigend mit dem Anerfenntniß einer geiftvol- 

fen und anziehenden Behandlung des Stoffe. 


m. Kirchenrecht. 


1). Die Staatsgewalt in ihrem Verhältniß zur Fatholifchen 
und proteftantifchen Kirche aus deutfchem Gefichtspunft. 
Etuttgart, Megler’fche Buchhandlung, 1842. 52 ©. 8. 
(geh. ', Thlr.) 2) Ueber die Reform der proteftantifchen 
Kirchenverfaſſung mit befonderer Beziehung auf Würt- 
temberg. Bon Georg Fr. Köhle, Diaconus zu Möd: 
mühl. Tübingen, Oſiander, 1843. VI. und 114 ©. 
gr. 8. (geh. ', Thlr.) 3) Gedanken über Lutherthum 
und Union und über Kirche und Staat in ihrem gegen: 
feitigen Berhältniffe. Angefnüpft an die Beurtheilung 
mehrerer über dieſe Gegenftände erfchienenen Sihriften 
unferer Zeit. Eine Anfprache an die Lehrer der chriftlichen 
Kirche von Fr. W. Frey, Gherzogl. Heff. evangel. Stadt: 
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pforrer und Decan zu Umſtadt. Darmftadt, Babft, 1842, 
(geh. *, Thlr.) ©. 822. 


Der Berichts » Erftatter beginnt feine Inhalts - Anzeige 
mit der — „die Stimmen, welche ſich in dieſen 
drei Schriften erheben, legen Zeugniß ab von den Wuͤnſchen 
und ‚Bebürfniffen der Gegenwart in Betreff der zwiſchen 
Staat und Kirche obfehtwehrnden Differenzen. Sie find be— 
acdhtenswerth nicht nur wegen ihrer Mäßigung, fondern 
auch weil fie hauptfächlih aus dem Theile Deutfchlands 
ertönen, wo die beiden chriftlichen Hauptconfeffionen ſich 
fortwährend unmittelbar berühren und durch die Stellungen, 
welche fie gegeneinander einnehmen, auch das Verhältniß 
zu den betreffenden Staats - Regierungen verwidelter und 
einer möglichft offenen Auffafiung bebürftig erfcheinen 
laſſen.“ Sein Urtheil im Allgemeinen ift dahin ausgefprochen: 
„ic. 2c. müflen wir geftehen, daß wir die erreichten nega- 
tiven Reſultate durchiveg für die bedeutenderen halten — 
dagegen die von den Berfaffern gemachten pofitiven Vor: 
[läge zu Verbefferungen des als krankhaft und verfehlt 
argeftellten, nicht durchgehends zu den unfrigen machen 
fünnen. — Wir wollen recht gern zugeben, daß in allen 
drei Schriften die Haupturfachen des uralten, nie erledigten 
Streites zwifchen Staat und Kirche recht glüdlich getroffen 
worden find, und daß namentlich auch die Momente, welche 
bei diefem Streite in ver Gegenwart am einflußreichiten 
find, ihre volle Würdigung erhalten haben; allein der Weg 
——— iſt von den Verfaſſern ſchwerlich nachgewieſen 
worden. 


IV. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Das Königl. Württembergiſche Geſetz über das Notariass⸗— 
Weſen vom 14. Juni 1843. Nebſt der Königl. Ver— 
ordnung, betreffend die Vollziehung dieſes Geſetzes vom 
gleichen Tage, aus den demſelben vorangegangenen Ber: 
handlungen und den einfchlagenden Geſetzen erläutert; 
mit einer gefehichtlichen Einleitung und einem Anhange, 
enthaltend eine Zufammenftellung der in das Gebiet der 
nicht ftreitigen Gerichtsbarkeit: einfchlagenden Geſetze, 
Berorbnungen und Normalien. Bon Fr. Kappler. 
Stuttgart, 1843. 8. S. 837, 
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Die Anzeige giebt neben der Inhalts-Ueberſicht einen 
Meberblid über den Gang und Stand der Notariatd-Gefeh- 
gebung in Württemberg, und ſchildert die als Erläuterun 
und Zufammenftellung verdienftlich erfcheinende Arbeit au 
als eine von Seiten ihrer Ausführung volles Anerfenntnig 
verdienende, mit einigen Ausftellungen über die Behand: 
Iungsweife des Stoff3 überhaupt. 


[Fortſezung folgt.) 
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Inhalt. 


— 


Brite 


1. Abhandlungen, Rechtsfälle, Entſcheidungb⸗ Gründe und 
Gutachten. 


1) Die Militärgerichts-Verfaſſung in Württemberg. ee 
(Bon Herrn Auditor Lebret) » - - RT 
2) Ueber die Folgen der Unterlaffung eines Schluß Verfahrens in — 
fällen, weiche nicht unter die Kategorie der ſchweren fallen. 
(Bon Herrn Dr. Müller in Stuttgart) » » +... 
> 3) Weber die Fragen: 

1, Sind gegen die actio communi dividundo perfönfiche Ans 
fprüche ded Beklagten aus dem Gefellfchaftd; Vertrag in 
demfelben Verfahren zuläffig ? 

11. Ueber die Bedeutung der Anerkennung des Saldo bei Gefel: 
fchaftd ; Rechnungen. | 

11. Od Zurädweifung der Sache an den Unterrichter nöthig fey, 
wenn diefer feinem Erkenntniß ein ganz anderes Verhältniß, 
als das unter den Parteien wirklich beftandene, untergeftellt 
hatte? (Bon dem Kerrn Präfidenten v. Bolley) 


11. Gefeggebungd = Gegenftände. 


ueber die Entwürfe und Anträge zu einer umfaflenden EivilsGerichtd+ 
und Prozeß; Ordnung für das Königreich Württemberg, vom Präfis 
denten v. Bolley. — Artikel. — u Direktor v. Huf 
nogel) - R . . . . e 


11. Literarifhe Mittheilungen. 


1) Auserleſene EivilsRechtöfprüche der Höheren Gerichtöftelleu in Würt⸗ 
tembers. Herausgegeben von Dr. Tafel in Dehringen. Erſten 
Bandes drittes Heft. Heilbronn, Drechsler 1846, IX. ©. 227 — 364. 
und einem alphabetifchen Sad) sRegifter über den erfien Band. 
[Eingefendet) — ie — Pr 

2) Nene Jahrbücher für fächfifches Strafrecht. Herausgegeben von 

| Dber:Appellationsrath Dr. Heid, DbersAppellationsrath Dr. Sieb⸗ 
drat, AppellationsgerichtösBeifiger Dr. Schwarze. Dresden und 


« 337 


. 436 


Leipzig, Arnotd’fche Buchhandlung. (Eingefended „. . 48 
3) Mittbeilungen aus Zeitfchriften 0. . -» 2. .. 42466 


Alyhabetiſches Sad · Negiſer. 


[Die römiſchen Ziffern zeigen die Nummern der Abtheilung, bie 
arabifhen die Seiten- Zahlen ded Bande an.] 


U. 


Actio communi dividundo — Behandlung der folder 
entgegengefesten perſoͤnlichen Anſprüche des Bellagten III. 379. 

Amtsfufpenfion öffentliher Diener I. 105. 

Anerfenntnif de8 Saldo — Wirkung bievon III. 379. 

Anfchuldigungsftand — PVerfesung in denfelben bei den Mili: 
tär⸗Gerichten II. 221. 

Appellations-Nichter — deffen Competenz, wenn ber Unterridter 
feinem Erfenntniß ein andered Verhältniß, ald dad beftehende, 
unterftellt hat III. 379. 

Ausland — rechtlihe Verhältniffe der Ehen, melde im Außlande 
sefiploifen find II. 311. 


B. 


Beſchwerdenrecht bei militärgerichtlichen Unterſuchungen III. 367. 
Beweis bei militärgerichtlichen Straffällen III. 337. 


CEivil⸗Prozeß⸗Ordnung — Bemerkungen über die v. Bolley'ſchen 
Entwürfe hiezu III. 393. 
Gompetenz — bei der Unterpfandsbeſtellung ſolcher Güter, welche 
in andere Orte ſteuern J. 157. 
— für Beſtrafung habituirter Holzfreblet II. 265. 
Griminal: Verfahren nach dem preußifhen Gefes vom 17. Juli 
1846 1. 145. 
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Dienſt-Pragmatik — Rechts-Verhältniſſe der öffentlihen Diener 
in Beziehung auf Amtöfufpenfion I. 105. 


€. 


Ehe — im Ausland geſchloſſen — Folgen hinſichtlich der Güter: 
Verhältniffe und Inteftat:Erbfolge II. 311. 

Eid bei Schieds-Gerichten II. 237. 

Erwerb geftohlener oder unterſchlagener Saden II. ‚262. 


F. 
Fideikommiß — * Wirkung in — auf Enkel von 
Geſchwiſtern U. 294. 


G. 


Geiſteskrankheiten — Lehre hievon mit Beziehung auf Zurech⸗ 
nungsfähigkeit I. 1. | 

Gerichtsftand in Militärfachen II. 186. 

Gefchwifter — Fideikommiß zu deren Gunſien — deſſen Wir⸗ 
kung II. 294. 

Geſellſchafts-Vertrag — verſchiedene hiebei vorkommende 
Fragen III. 379. 


5. 
Handelsſchieds⸗-Gerichte — ſ. Schieds-Gerichte. 
Holzfrevler — Competenz für die Beſtrafung habituirter II. 265. 


L. 
Literatur — Inhalts-Anzeige über Dr. Tafel's auserleſene Civil: 
Rechts-Sprüche III. 456. 
Anzeige der neuen Jahrbücher für ſächſiſcheb Straf: 
recht ıc. sc. III. 448. 


Mittheilungen aus den Meß-Katalogen 14-316. 
Mittheilungen aus Zeitfehriften I. 162. II. 332. 


III. 466. 
M. 
Militär : Gerichts : Verfafiung in Württemberg II 169. 
IN, 337. 
N. 


Novelle vom 15. September 1822. — Veränderungen des IV. Edilts 
durch folche I. 126. II, 269, | 
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Deffentlicheit des Verfahrens in Criminal: Sahen nah dem 
preußifchen Gefes vom 17. Zuli 1846. I. 145. 

Organiſations-Ediet — IVte8 vom 31. December 1813. — 
Veränderungen ber $$. 81 — 101. durch die Novelle 1. 126. 
II. 269. 


P. 


Polizei⸗Straf-Geſetzbuch — Auslegung des Art. 63. deſſelben 
II. 262. | 

Preufifches Gefeß vom 17. Juli 1846, betreffend dad Verfahren 
in Criminalfaden I. 145. 

Prozeßkoſten bei militärgerichtlihen Unterfuhungen III. 369. 


N. 
Rekurs bei militärgerihtlichen -Unterfuchungen II. 349. 


©. 


Schieds:Gerichte — deren Verfahren bei Eided-Auflagen 11. 287. 
SchiInf = Verfahren bei den Militär-Gerichten II. 238. 
Folgen berfelben bei Unterlaffung bei nicht 
fhweren Straffällen II. 375. 
Seelenfranfheiten — f. Geifteöfranfheiten. 
Staatsdiener — deren Rechte in Beziehung auf Amtdfufpenfion 
I. 105. 
Straf Erfenntniß bei militärgerihtlihen Unterfuchungen 
III. 342. 
Straf-Geſetzbuch — Art. 97. I. 103. 
Ueber bevorftehbende Reviſion deſſelben 
II. 251. 
Straf : Progef: Ordnung — Art. 295. I. 1. 
Art. 454. I 116. 
Deren Anwendung für Militär: 
| Gerichte I. 169. IN. 337. 
Sufpenfion — ſ. Amt3fufpenfion. 


T. 


Theilungsklage — ſiehe actio communi dividundo. 
Todes-Erklärung von Verſchollenen — Zeit des Eintritts der 
Folgen hievon II. 309. 
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u. 


Anterpfands s Beftellung — Competenz bei foldhen Gütern, 
welche in andere Drte fleuern I. 157. 

Unterfuchung — Vorunterfuhung und inftellung der Unter: 
fuhung bei Militär-Gerichten II. 217. 


V. 


Verhaftung bei den Militär-Gerichten II. 233. 

Berfchollene — Zeit ded Eintrittd der Tobed - Erflärung.. von 
folden II. 309. | 

Vertheidigung bei den Militär» Gerihten II. 238. 


W. 
Wiederaufnahme der Unterſuchung bei militärgerichtlichen Straf: 
fällen IN. 562. | 


3. 


Zurechnungsfähigkeit — antbropofogifhe Momente derfelben 
1. 1. 


Zwangs : Mittel bei den Militär: Gerichten IL. 230. 
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